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Eröffnung 

(Fortsetzung der Sitzung: 10:01 Uhr) 

Präsident Alexander Dierks: Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! Wir setzen die 16. Sitzung des 8. Sächsi-

schen Landtags fort und damit die Beratungen über den 

Doppelhaushalt für die Jahre 2025 und 2026. 

Ich möchte mich noch einmal für das disziplinierte Mitei-

nander am gestrigen Tage bedanken. Lassen Sie uns das 

heute miteinander in dieser bewährten Art und Weise fort-

setzen. 

Folgende Abgeordnete haben sich für die heutige Sitzung 

entschuldigt: Herr Kollege Heinz, Herr Kollege Berger und 

Herr Kollege Bachmann. 

Meine Damen und Herren, das Haushaltsgesetz 2025 und 

2026 wird weiter in seinen Einzelplänen behandelt. Ich 

rufe auf 

Tagesordnungspunkt 1 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplanes des Freistaates Sachsen  

für die Haushaltsjahre 2025 und 2026  

(Haushaltsgesetz 2025/2026 – HG 2025/2026) 

Drucksache 8/2150, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 8/2950, Beschlussempfehlung und Bericht  

des Haushalts- und Finanzausschusses 

Folgende Redezeiten stehen zur Verfügung – das werden 

jetzt etwas unrunde Zahlen mit Blick auf die Redezeiten, 

von denen gestern bereits Gebrauch gemacht wurde bzw. 

auch die Reste für heute –: CDU 148 Minuten und 30 Se-

kunden, AfD 144 Minuten und 49 Sekunden, BSW 65 Mi-

nuten und 46 Sekunden, SPD 42 Minuten und 33 Sekun-

den, BÜNDNISGRÜNE 31 Minuten und 34 Sekunden, 

DIE LINKE 43 Minuten und 31 Sekunden und die Staats-

regierung 96 Minuten und 19 Sekunden. Sie sehen, wir ge-

hen sehr akribisch und sorgsam mit Ihrer Redezeit um. 

Wir kommen nun zu 

Tagesordnungspunkt 1.10 

Einzelplan 08 

Staatsministerium für Soziales, Gesundheit  

und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 

Zunächst hätte die Berichterstatterin des Haushalt- und Fi-

nanzausschusses, Frau Kollegin Pfeil, die Möglichkeit das 

Wort zu ergreifen. – Ich nehme wahr, dass davon kein Ge-

brauch gemacht werden soll. 

Danach können die Fraktionen in folgender Reihenfolge in 

der ersten Runde sprechen: zunächst Fraktion CDU, dann 

die AfD-Fraktion, gefolgt von Fraktion BSW und SPD-

Fraktion und schließlich Fraktion BÜNDNISGRÜNE so-

wie Fraktion DIE LINKE und im Anschluss die Staatsre-

gierung, wenn gewünscht. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich er-

öffne die Aussprache. Zunächst hat die CDU-Fraktion das 

Wort. Selbiges wird ergriffen von Herrn Kollegen Unger. 

Herr Kollege, Sie haben das Wort. 

Tom Unger, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich freue mich, dass wir heute über den Einzel-

plan 08 debattieren können. Zum einen, weil das Staatsmi-

nisterium für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen 

Zusammenhalt wahrscheinlich das Ministerium ist, das die 

meisten Lebensbereiche aller Ressorts betrifft. Alle Le-

bensphasen werden hier abgebildet, von der Jugend bis zu 

hochaltrigen Personen, die im Alter gepflegt werden müs-

sen. 

Ganz wesentliche Bereiche unseres öffentlichen Lebens 

werden in unserem Einzelplan verantwortet: die Gesund-

heit, die Pflege, das Ehrenamt, der Verbraucherschutz, 

Suchtberatung, Inklusion, Integration, der Tierschutz und 

nicht zuletzt Familie und Jugend. Das, was wir im Einzel-
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plan 08 miteinander besprechen und heute auch beschlie-

ßen werden, hat ganz wesentliche Auswirkungen auf zent-

rale Punkte der Lebensqualität im Freistaat Sachsen und 

beantwortet – 

(Gespräche unter den Abgeordneten) 

Präsident Alexander Dierks: Dürfte ich um etwas Ruhe 

im Saal bitten. 

Tom Unger, CDU: – danke, Herr Präsident – nicht zuletzt 

die grundsätzliche Frage, wie wir miteinander umgehen 

und zusammenleben wollen. 

Nun haben wir schon in den letzten Diskussionen zum ver-

gangenen Doppelhaushalt viele Krisen bewältigt; in die-

sem Doppelhaushalt kommt noch die schwierige Haus-

haltskonsolidierung hinzu. 2 Milliarden Euro pro Haus-

haltsjahr – und die Kassandra-Rufe, die wegen eines „so-

ziales Kahlschlags“ auch hier durchs Plenum hallten, ha-

ben sich nicht bewahrheitet. Dieser Doppelhaushalt trägt 

Verantwortung für die sozialen Strukturen, die gesundheit-

liche Versorgung und den gesellschaftlichen Zusammen-

halt, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU und SPD) 

Aber auch wir mussten in diesem Doppelhaushalt der Kon-

solidierung Rechnung tragen und schmerzhafte Einsparun-

gen vornehmen. Das haben wir aber sehr verantwortungs-

voll getan. Die finanziellen Herausforderungen prägen 

auch diesen Doppelhaushalt, aber er setzt auch auf sozialen 

Ausgleich. Der neue Sozial- und Gesundheitsetat mit ei-

nem Volumen von 1,6 Milliarden Euro für das laufende 

Haushaltsjahr und 1,63 Milliarden Euro für das kommende 

Haushaltsjahr trägt dem in besonderer Weise Rechnung. Er 

stärkt die notwendige Solidarität innerhalb unserer Gesell-

schaft und stabilisiert die wichtigen medizinischen Struk-

turen hier im Freistaat Sachsen in all seinen Facetten, ins-

besondere für die Stadt, aber auch für die ländlichen 

Räume. 

Der Schwerpunkt sind unsere Krankenhäuser. Für uns als 

CDU-Fraktion sind die Krankenhäuser zentraler Bestand-

teil bzw. ein zentrales Element der Daseinsvorsorge und so-

mit unverzichtbar. 

(André Barth, AfD: Die werden sich totlachen!) 

– Sie haben heute noch genug Redezeit! Aber ich habe ja 

schon wieder ins Schwarze getroffen. 

(Beifall CDU –  

André Barth, AfD: Sie haben schon  

wieder die erste halbe Lüge gebracht!) 

– Ja, Sie lügen hier am laufenden Band. Hören Sie mir doch 

erst einmal zu, Herr Kollege Barth. 

Präsident Alexander Dierks: Keine Zwiegespräche mit 

dem Redner! Wenn Sie eine Zwischenbemerkung machen 

wollen, Herr Barth, und mag sie auch noch so pointiert 

sein, haben Sie die Möglichkeit, am Mikrofon davon Ge-

brauch zu machen. – Herr Kollege, bitte. 

Tom Unger, CDU: Mich wundert es, dass Sie sich schon 

bei den ersten Ausführungen meiner Rede so echauffieren. 

Das zeigt, dass Sie an einer Sachdebatte überhaupt nicht 

interessiert sind, Herr Kollege Barth! Für uns – – 

(Vereinzelt Beifall CDU –  

Lachen des Abg. André Barth, AfD) 

– Fertig, Herr Barth? Sie können das Element einer Zwi-

schenintervention nutzen. 

Herr Präsident! Ich würde in meiner Rede fortfahren und 

hoffe, dass mir die Redezeit dann auch ein wenig angerech-

net wird. 

Für uns als CDU-Fraktion bleibt daher eine leistungsfähige 

Krankenhausstruktur der Grundpfeiler einer soliden Ge-

sundheitspolitik. Deshalb investieren wir weiter in unsere 

Krankenhäuser und stellen ihnen insgesamt 280 Millionen 

Euro zur Verfügung. Diese Mittel sind auch die wichtige 

Voraussetzung, dass die geplanten Bundesmittel – zum ei-

nen aus dem Sondervermögen, aber auch aus dem geplan-

ten Fonds für die Transformation unserer Krankenhaus-

landschaft – eingesetzt werden können. Viele Krankenhäu-

ser werden das auch in Anspruch nehmen. Wir werden 

diese Krankenhäuser bei den Umstrukturierungen und dem 

Transformationsprozess, aber auch bei Kooperationsmo-

dellen entsprechend unterstützen und legen dafür die finan-

zielle Grundlage. Gerade die kleinen Krankenhäuser, die 

Regelversorger im ländlichen Raum, kommen teils mit den 

hohen Investitionen nicht klar. Wir müssen sie unterstüt-

zen, und deswegen werden wir hier die entsprechenden Vo-

raussetzungen schaffen, um eine kluge, sektorübergrei-

fende Versorgung im Freistaat Sachsen abzubilden. 

Hinzu kommt, dass sich die Krankenhauslandschaft gewal-

tigen Reformen ausgesetzt sieht. Wir haben die aktuelle 

Bundesreform, eine Änderung des Finanzierungsmodells 

von den DRGs zu den Leistungsgruppen und Vorhaltepau-

schalen, die jetzt aktuell noch ausbuchstabiert werden. Die 

neue Gesundheitsministerin wird das relativ gut ordnen 

und neu strukturieren. Wir haben den Leistungsgruppen-

Grouper, und nicht zuletzt wurde die Krankenhausplanung 

am 30.04.2025 durch die Krankenhausträger abgeschlos-

sen. Diese liegt jetzt beim Sozialministerium und beim 

Krankenhausplanungsausschuss. 

Ich möchte auch nicht verhehlen und für meine Fraktion 

deutlich artikulieren, dass wir uns einen höheren Ansatz für 

die Investitionsmittel gewünscht hätten; aber sie waren in 

diesem Haushalt aktuell nicht abbildbar. Ich möchte aber 

klarstellen, dass wir die Mittelansätze von 2024 fortge-

schrieben und auf diesem Niveau beibehalten haben. 

(André Barth, AfD:  

Das war schon 2024 zu wenig!) 

– Herr Barth, wir haben die Mittel fortgeschrieben. Sie 

können ja nur meckern! Ich habe noch nicht einen konkre-

ten Vorschlag von Ihrer Fraktion gehört, wie Sie sich die 

Krankenhauslandschaft vorstellen. 

(Beifall CDU und SPD) 
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Also nochmals: Es ist ein Wert an sich, dass wir trotz dieser 

schwierigen Haushaltskonsolidierungslage, sowohl was 

die Einzelfallförderungen als auch was die Pauschalförde-

rung angeht, die Werte von 2024 fortgeschrieben haben. 

Wir setzen damit einen sehr wichtigen Schwerpunkt und 

werden mit unserem Entschließungsantrag über das Son-

dervermögen des Bundes, worin die Krankenhäuser und 

die Pflegeinfrastruktur besonders benannt sind, die richti-

gen Weichen stellen und mit dem Krankenhaustransforma-

tionsfonds unsere Krankenhauslandschaft zukunftsfest 

aufstellen. 

Neben der stationären Versorgung ist uns auch die nieder-

gelassene Versorgung im ambulanten Bereich besonders 

wichtig. 

Das von uns initiierte Landarztprogramm unterstützt seit 

2022 Medizinstudentinnen und -studenten und junge Ärz-

tinnen und Ärzte, die sich bewusst für eine Tätigkeit im 

ländlichen Raum hier im Freistaat Sachsen entschieden ha-

ben. Das ist eine wichtige politische Weichenstellung; denn 

gerade in unseren ländlichen Räumen ist der Ärztemangel 

im ambulanten Bereich virulent. 

Fest steht aber auch, dass es eine langfristige Aufgabe ist, 

den Ärztemangel gerade in diesen Landstrichen des Frei-

staates Sachsen zu beheben. Deshalb gehen wir diesen Weg 

konsequent weiter und stellen im Landeshaushalt insge-

samt 5,6 Millionen Euro als Zuschüsse für Medizinstuden-

ten zur Verfügung. Diese Gelder stehen sowohl dem För-

derprogramm der Landarztquote – ein sehr wichtiges Ele-

ment – als auch dem Programm „Ausbildungshilfe“ und 

dem Modellprojekt „Studieren in Europa – Zukunft in 

Sachsen“ zur Verfügung. 

Dass die Landarztquote ein Erfolg ist, haben die letzten 

Tage gezeigt. Nach dem Studium bzw. der Facharztausbil-

dung im ungarischen Pécs ist vor wenigen Tagen der erste 

Absolvent in die Niederlassung im Landkreis Zwickau ge-

gangen. Das macht Mut. Wir haben die richtigen Impulse 

gesetzt und werden mit diesem Haushalt und diesem Pro-

gramm den Weg, dass wir die ambulante Versorgung im 

ländlichen Raum mit diesem Programm weiter stärken, 

konsequent weitergehen, meine sehr geehrten Damen und 

Herren. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Ich bin der Staatsregierung außerordentlich dankbar, dass 

schon im Vorfeld im Regierungsentwurf der Bereich Ju-

gend als Schonbereich deutlich definiert wurde; denn die 

Investition in unsere Jugend ist einer der wichtigsten Bau-

steine, und dem tragen wir im Einzelplan 08 besonders 

Rechnung. 

Ich freue mich, dass es uns gelungen ist, die Jugendpau-

schale für die Zukunft deutlich abzusichern, auf hohem Ni-

veau fortzuschreiben und langfristige Planungsperspekti-

ven zu eröffnen. 

Deshalb haben wir die kommunale Jugendpauschale in un-

veränderter Höhe fortgeschrieben. Ich denke, es ist auch 

ein Erfolg, dass wir trotz einer schwierigen Haushaltslage 

diese Jugendpauschale mit insgesamt 30 Millionen Euro 

für das laufende Jahr und für 2026 in diesem Haushalt ver-

ankern konnten. Insbesondere im ländlichen Raum ist die 

Jugendpauschale entscheidend, um ein flächendeckendes, 

stabiles Netz an Jugendtreffs, mobilen Angeboten und an-

deren Einrichtungen offenzuhalten 

Einen weiteren Erfolg und Schwerpunkt in diesem Haus-

halt im Bereich Jugend bilden die freiwilligen Dienste und 

der Sachsensommer. Hierfür stellen wir genau wie 2024 

die gleich hohen Mittel im Doppelhaushalt zur Verfügung. 

Der Sachsensommer – daraus mache ich kein Geheimnis – 

war uns als CDU besonders wichtig. Wir haben ihn ja mit 

initiiert. Er ist ein wichtiges Element, das Engagement jun-

ger Menschen dort zu fördern und es als ergänzendes Pro-

jekt zu den Freiwilligendiensten in kürzeren Zeitscheiben 

zu ermöglichen. Auch hier treffen wir verantwortungsvoll 

die Entscheidung, dass wir den Sachsensommer in diesem 

schwierigen Doppelhaushalt abbilden können. 

Zudem legen wir erneut einen Schwerpunkt auf die 

Schulsozialarbeit, und dafür bin ich ebenfalls außeror-

dentlich dankbar. Schule verändert sich. Deshalb steht für 

uns als CDU außer Frage, dass die Schulsozialarbeit zwin-

gend notwendig ist. Staatsminister Conrad Clemens und 

mein Kollege Holger Gasse haben dazu gestern in der Aus-

sprache zum Kultushaushalt entsprechend ausgeführt. 

Ich möchte noch einmal deutlich sagen: Schulsozialarbei-

ter leisten einen enorm wichtigen Beitrag dafür, dass Kin-

der und Jugendliche gleiche Chancen für einen guten Start 

ins Leben haben. Deshalb führen wir das Landesprogramm 

Schulsozialarbeit fort und stellen dafür insgesamt 75 Mil-

lionen Euro in diesen neuen Doppelhaushalt ein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, es ist 

ein starkes Bekenntnis, dass wir Schule so ergänzen. Die 

Schulsozialarbeit ist jedenfalls ein sehr wichtiger, integra-

ler Bestandteil unserer Bildungs- und Schulpolitik. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Sachsen ist und bleibt Ehrenamtsland. Die Ehrenamtsför-

derung in Sachsen ist ein herausragendes Erfolgsmodell 

und beispielgebend für andere Bundesländer. Das belegen 

jedes Jahr aufs Neue die vielen Antragstellungen von Ver-

einen und Verbänden für das Programm „Wir für Sachsen“, 

für das wir uns als CDU schon in den vergangenen Jahren 

sehr stark eingesetzt haben. 

(Vereinzelt Beifall CDU) 

Allein im Jahr 2024 haben über 30 000 Personen dieses 

Programm in Anspruch genommen. Hier konnten wir im 

Doppelhaushalt knapp 10 Millionen Euro für beide Haus-

haltsjahre verankern. Ich bin den Oppositionsfraktionen 

sehr dankbar, dass über Änderungsanträge noch einmal 

eine Million Euro pro Haushaltsjahr draufgesetzt wurden, 

sodass wir 11 Millionen Euro für „Wir für Sachsen“ in die-

sem Doppelhaushalt verankern können. Das ist ein klares 

Bekenntnis zu unserem Ehrenamt im Freistaat Sachsen. 

(André Barth, AfD: Wow!) 

– Sie können ja nur meckern, Herr Barth. 
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(André Barth, AfD: Ich habe  

„wow“ gesagt, das ist ein Lob!) 

Sie sind sich nicht einmal zu schade, das Ehrenamt, um das 

es hier geht, ebenfalls zu beschmutzen. 

(Beifall CDU) 

Neben dem Programm „Wir für Sachsen“ haben wir die 

kommunalen Ehrenamtsbudgets weiter fortgeschrieben. 

Insgesamt sind im neuen Doppelhaushalt 25,2 Millio-

nen Euro für das Ehrenamt eingestellt. Sachsen ist und 

bleibt Ehrenamtsland. Das ist uns als Fraktion besonders 

wichtig. 

Mein Dank gilt all denen – deshalb möchte ich noch einmal 

unseren Dank aussprechen –, 

(Vereinzelt Beifall CDU) 

die dabei Großartiges leisten und sich auf so vielfältige Art 

und Weise ehrenamtlich hier im Freistaat Sachsen engagie-

ren. Dieser Dienst trägt entscheidend dazu bei, unsere Ge-

sellschaft, unser Land zusammenzuhalten. 

Weiterhin konnten wir das Landesblindengeld und die 

Nachteilsausgleiche in diesem schwierigen Doppelhaus-

halt fortschreiben. 

Trotz der extrem angespannten Haushaltslage kann sich der 

Etat sehen lassen. Ich habe in den letzten Wochen sehr viele 

Gespräche mit den Spitzenverbänden der Freien Wohl-

fahrtspflege, mit Vereinen und Institutionen geführt. Natür-

lich haben diese gesagt: Der Haushalt ist kein Feuerwerk – 

aber nichtsdestotrotz haben wir hier Verantwortung für 

Sachsen. Die Staatsregierung und die regierungstragenden 

Fraktionen sind sich ihrer Verantwortung bewusst, auch die 

Opposition, dass wir diesem Land jetzt einen Haushalt ge-

ben müssen. Wir tragen Verantwortung für Sachsen. Des-

halb ist es richtig und gut, dass wir heute diesen Haushalt 

beschließen. 

Für meine Fraktion will ich deutlich Folgendes sagen: Wir 

werden für den Doppelhaushalt 2027/2028 auch über 

strukturelle Einsparungen, die Anpassung von Strukturen 

und die Personalreduktion reden müssen. Wir müssen über 

Priorisierungen reden. 

(Klingeln eines Handys) 

Jetzt ruft jemand an – nein? 

(Heiterkeit) 

Oder gibt es ein neues Modell, da meine Redezeit – – Ich 

habe noch etwas Redezeit. 

Präsident Alexander Dierks: Wir finden einmal kurzfris-

tig heraus, ob der Redner angerufen wird; ansonsten fahren 

Sie bitte fort. 

Tom Unger, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident, für die 

Aufklärung. – Deshalb müssen wir auch für 2027/2028 

klare Prioritäten setzen. Wir als CDU-Fraktion sind bereit, 

diese Prioritäten zu setzen. 

Abschließend möchte ich mich noch bei den GRÜNEN 

und Linken bedanken, dass sie über Änderungsanträge 

wichtige Bereiche –  

(Oh-Rufe und Beifall AfD) 

– hören Sie mir doch erst einmal zu, Herr Barth – wie Psy-

chiatrie, Suchtprävention, Verbraucherschutz, Verbrau-

cherinsolvenzberatung, Telemedizin, ärztliche Weiterbil-

dung, Inklusion und Tierschutz im Haushalt verankern 

konnten und dafür eine solide Mittelaufstockung finanziert 

haben. Im Gegensatz zu Ihnen ist uns das als CDU-Frak-

tion ebenfalls besonders wichtig. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Ich möchte noch einmal etwas an die Adresse des BSW 

richten: Liebe Frau Zimmermann, ich muss Folgendes sa-

gen: Als ich Ihre Änderungsanträge durchgeblättert habe, 

habe ich festgestellt, dass Sie in allen Änderungsanträgen 

super grandiose Deckungsvorschläge gemacht haben. Ich 

zitiere: „Die Deckung erfolgt aus den Titeln 685 20 ‚Zu-

führungen an den Generationenfonds' aller Einzelpläne.“ 

Das ist so etwas von unseriös und es ist auch verfassungs-

rechtlich bedenklich, dass Sie die Axt an den Generatio-

nenfonds anlegen, nur um Ihre Änderungsanträge zu be-

gründen. Diesbezüglich hätte ich mehr erwartet. Das leh-

nen wir als CDU entschieden ab. 

(Beifall CDU) 

Summa summarum möchte ich sagen: Sie haben gestern 

hier apokalyptische Untergangsszenarien gezeichnet im 

Hinblick auf die sozialen Strukturen. Ich glaube, wir leben 

in unterschiedlichen Ländern. Wir haben bei gewissen 

Punkten noch Optimierungsbedarf; aber das, was Sie ges-

tern als Bild gezeichnet haben, weise ich für meine Frak-

tion entschieden zurück. 

Ich bitte in diesem Zusammenhang um Zustimmung zum 

Einzelplan 08, um die wichtigen medizinischen, sozialen 

und gesellschaftlichen Strukturen hier im Freistaat Sachsen 

abzusichern. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Unger mit 

dem Einstieg in die Aussprache zum Einzelplan 08. In der 

weiteren Rednerreihenfolge wäre nun die AfD-Fraktion an 

der Reihe. Es ergreift das Wort Frau Kollegin Schwietzer; 

bitte schön. 

Doreen Schwietzer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Man musste dieser Tage 

nur die Zeitung aufschlagen, um zu erkennen, dass der vor-

liegende Haushaltsentwurf einem Sturm gleicht, der über 

Sachsen wegfegt und kaum jemanden verschont. Dort liest 

man: „Sachsens Ministerien auf Sparkurs“, „Sachsen spart 

soziale Projekte kaputt“ und „Sozialverbände warnen vor 

langfristigen Folgen“. 
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Die Klinge des Rotstiftes ist diesmal besonders scharf. Wer 

nun glaubt, das bliebe ohne Folgen, der irrt gewaltig. Die-

jenigen, die es ohnehin schon schwer haben – Bedürftige 

an der Tafel, Suchtkranke, Menschen in ärztlich unterver-

sorgten Gegenden, Tierheime, Senioren, Pflegebedürftige, 

Ehrenamtliche und viele mehr –, sollen auf einmal mit 

noch weniger auskommen. 

Die allermeisten davon sind nicht Menschen, die Hilfe be-

anspruchen, sondern Menschen, die unsere Gesellschaft 

stützen. Uns wird immer wieder das alte Märchen aufge-

tischt, das Geld sei nicht da. 

Präsident Alexander Dierks: Ich bitte abermals um etwas 

Ruhe. 

Doreen Schwietzer, AfD: Doch der Realitätssinn verlangt: 

Sachsen, insbesondere Ihr Ressort, Frau Köpping, leidet 

nicht an Geldmangel. Es leidet an einem Ausgabenprob-

lem. Statt ehrlicher Prioritätensetzung erleben wir einen 

Budgetzirkus, bei dem Notwendigkeiten hintenüberfallen, 

während ideologische Prestigeprojekte und parteinahe Ini-

tiativen weiter kräftig mit Steuergeldern gegossen werden. 

Was es jetzt braucht, ist keine langatmige Diskussion über 

weitere Kredite oder eventuelle Inanspruchnahmen. Es 

braucht endlich klare Ausgabenkritik und eine Rückkehr zu 

Maß und Mitte, wie sie in Sachsen einst vorgeherrscht ha-

ben. 

(Zuruf Jan Löffler, CDU) 

Es ist Zeit, sich wieder auf die Menschen zu besinnen, die 

unser Land durch Fleiß, Kompetenz, Steuern und Abgaben 

aufgebaut haben und am Laufen halten. Stattdessen, liebe 

Frau Köpping, drücken Sie sich vor der Verantwortung, die 

Fehler und Versäumnisse um Ihre Fördermittelvergaben zu 

korrigieren, wie sie der Sächsische Rechnungshof aufge-

deckt hat. Ausgerechnet jene Vereine, die zu Ihrer politi-

schen Gefolgschaft zählen, dürfen sich weiter bedienen. 

Einige Ausnahmen sind dabei: Vereine, die weder einen 

Beitrag zur Integration noch zur Gesellschaft leisten, son-

dern Lobbys bedienen, die den gesellschaftlichen Zusam-

menhalt untergraben. 

(Staatsministerin Petra Köpping:  

Wen meinen Sie denn?) 

Währenddessen wird der Begriff „Demokratieförderung“ 

zu einem Deckmantel umfunktioniert, unter dem parteii-

sche Netzwerke gedeihen, deren Hauptleistung oft mehr 

die Versorgung von Parteifreunden als das Gemeinwohl ist. 

Die eigentlichen Hilfebedürftigen rücken aus dem Fokus. 

Das ist die bittere Wahrheit Ihres Haushaltsentwurfs. 

Nun zur CDU: 

(Christian Hartmann, CDU: Hier!) 

Es leuchtete ein Hoffnungsschimmer auf. In den Eckpunk-

ten stand eine Rücknahme der Mittel für Integrationsarbeit 

von 15 auf zunächst 9,4 und dann auf 3 Millionen Euro 

2026 – endlich ein Signal, dass Zwangsintegration von In-

tegrationsverweigerern und längst Ausreisepflichtigen 

nicht weiter das Portemonnaie der Bürger belasten würde. 

Doch es kam anders. Die Handschrift der Linken und der 

GRÜNEN, die gerade gelobt wurden, ist überall sichtbar. 

(Zustimmung BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Sie, werte CDU, haben für den Machterhalt Ihre Positionen 

über Bord geworfen und wandern nun am linken Rand ent-

lang. 

(Sören Voigt, CDU: Das  

Land braucht den Haushalt!) 

Das Ergebnis: Statt einer Entlastung werden 14,5 Millio-

nen Euro in Integrationsprojekte gelenkt, die nur wenigen, 

aber nicht dem Land nützen. Genau das zieht sich durch 

das gesamte Zahlenwerk. Die CDU zahlt für ihren Macht-

erhalt im Sozialetat 37 Millionen Euro im Jahr 2025 und 

53 Millionen Euro im Jahr 2026. Das sind Mittel, die we-

der tatsächliche Bedarfe decken noch soziale Probleme an-

gehen. Sie ignorieren seit Jahren schlichtweg die wirkli-

chen Probleme. 

Werfen wir einen Blick auf die zentralen Baustellen. Un-

sere Krankenhäuser stehen mit dem Rücken an der Wand. 

Werte CDU, sehr geehrter Herr Unger, 

(Tom Unger, CDU: Ja, bitte?) 

was Sie erzählen, ist nur die halbe Wahrheit. Es wird alles 

schöngeredet. Zu Kompromissen sind Sie nicht bereit. 

(Tom Unger, CDU: Was?) 

Das sieht man an Ihrem Abstimmungsverhalten. Sie finden 

eine Ausrede nach der anderen. Wir sind gespannt auf die 

Reaktion auf unsere Änderungsanträge und auf Ihre Ausre-

den dagegen. 

Nun weiter zu den Krankenhäusern: 80 % rechnen mit 

tiefroten Zahlen. Warum? – Weil die Landesinvestitionen 

stagnieren. Statt den Investitionsstau aufzulösen, bleibt al-

les beim Alten. Real bedeutet das angesichts von Inflation 

und steigenden Energie- und Personalkosten eine weitere 

Aushöhlung der Mittel. Wir fordern: Verdoppeln Sie diese 

Pauschalmittel! Das wären 44 Millionen Euro mehr pro 

Jahr. Das ist keine Luxuslösung, sondern dringend notwen-

dig, 

(Beifall AfD) 

um unsere Kliniken zu retten. 

Zu den Pflegeheimen. Die Kosten für einen Platz liegen 

heute bei circa 3 000 Euro im Monat; eine Summe, die 

kaum jemand noch schultern kann. Der Freistaat muss end-

lich seiner Verantwortung nachkommen und die Investiti-

onskosten übernehmen. 95 Millionen Euro jährlich sind 

dafür einzukalkulieren. Doch nicht nur Heimbewohner be-

nötigen Unterstützung. Viele Angehörige leisten Großarti-

ges, verzichten auf ihren Beruf oder reduzieren ihre Ar-

beitszeiten. Diese Menschen verdienen Anerkennung und 

konkrete Hilfe. 

(Beifall AfD) 
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Unser Vorschlag: ein Landespflegefördergeld von bis zu 

400 Euro monatlich je nach Pflegegrad. Das ist Anerken-

nung und Entlastung in einem. 

Zum Ärztemangel. Das ist ein hausgemachtes Problem. Zu 

lange wurde die Ausbildung von Medizinern vernachläs-

sigt. 

(Martin Modschiedler, CDU: Natürlich!) 

Das Ergebnis: immer weniger Landärzte, immer größere 

Versorgungslücken. Wir wollen den Regionen helfen. Jeder 

Landkreis und jede kreisfreie Stadt soll eine Million Euro 

Sondermittel erhalten, um gezielt Projekte zu fördern. 

(Unruhe) 

Zugleich müssen wir die Rückkehr deutscher Ärzte aus 

dem Ausland stärken; denn oft sind es die Rahmenbedin-

gungen hier, die zur Abwanderung führen. 

Pathetisch, aber notwendig ist die Erhöhung des Landes-

blindengeldes. Sachsen ist eines der – – 

Präsident Alexander Dierks: Frau Schwietzer, einen Mo-

ment bitte. – Ich bitte noch einmal um Ruhe. Ich kann 

durchaus nachvollziehen, dass es ein gesteigertes Aus-

tauschbedürfnis mit Blick auf all das gibt, was jetzt vor uns 

liegt. Aber wir haben ein Foyer. Wenn es dringende Ge-

spräche gibt, ist das zu nutzen. Ansonsten bitte ich, dass 

wir eine vernünftige Debatte miteinander bestreiten, gerne 

mit Zwischenfragen, gerne mit Kurzinterventionen infolge 

eines Redebeitrages, aber bitte ohne Gemurmel im Saal. 

Vielen Dank. – Frau Schwietzer, bitte. 

Doreen Schwietzer, AfD: Pathetisch, aber notwendig ist 

die Erhöhung des Landesblindengeldes. Sachsen ist eines 

der Schlusslichter bundesweit. Werte CDU, 500 Euro mo-

natlich – das ist das Mindeste, was wir Blinden und hoch-

gradig Sehbehinderten an Unterstützung schulden. 

Natürlich kostet all das Geld, aber es ist vorhanden, wenn 

man bereit ist, den Pfad der Vernunft einzuschlagen, anstatt 

das Füllhorn der Subventionen jeweils den lautesten Lob-

bygruppen zu schenken. 

Woher nehmen? Schauen wir genauer hin. Ihre Personal-

politik, Frau Köpping, gleicht einer Aufblähung der Ver-

waltung. Seit Ihrem Amtsantritt stieg die Zahl der Stellen 

von 368 auf 463 – ein Plus von fast 100 neuen Stellen, also 

ein Viertel mehr Personal. Wer um Steuergelder ringt, 

sollte mit gutem Beispiel vorangehen und keine Ausreden 

wie „Oh, es ist etwas dazugekommen!“ erfinden oder so. 

Egal. 

(Lachen Juliane Pfeil, SPD) 

Fast eine Million Euro jährlich könnten hier wieder für 

echte Sozialpolitik freigesetzt werden. 

Weiter zu den Integrationsmaßnahmen. Über 12 000 voll-

ziehbar Ausreisepflichtige leben weiterhin im Land, und 

dennoch werden ausgerechnet hierbei die Kosten hochge-

trieben. Wir fordern einen sofortigen Stopp dieser Maßnah-

men für Integrationsunwillige und den Start einer echten 

Rückführungsoffensive. 

(Beifall AfD) 

Das Potenzial zur Umverteilung liegt bei 33 Millio-

nen Euro jährlich. Auch das sogenannte Demokratieförder-

programm ist ein Geldfluss in zweifelhafte Projekte. 

Schauen wir genau hin: 13 Millionen Euro jährlich können 

neu verteilt werden, wenn wir aufhören, parteipolitische 

Agenden unter diesem Etikett zu finanzieren. 

Besonders teuer ist die Betreuung angeblich minderjähri-

ger Flüchtlinge; Untersuchungen zeigen, dass etwa die 

Hälfte ihr Alter bewusst falsch angegeben hat. Das ent-

spricht Kosten von gut und gern 60 000 Euro pro Person 

und Jahr. Ehrliche Altersermittlung und konsequente Um-

setzung des Ausländerrechts würden über 50 Millio-

nen Euro jährlich einsparen. 

Was wir brauchen, ist kein Herumlamentieren über Geld-

mangel. Notwendig ist die konsequente Konzentration auf 

Realitäten, auf echte Bedürfnisse, auf die Mitte der Gesell-

schaft und den sozialen Zusammenhalt. Wir werden heute 

deutlich machen, wie eine Politik aussieht, die die eigenen 

Bürger wieder in das Zentrum der Sozialpolitik stellt. Wer 

so handelt, findet auch die Mittel – nicht im Gießkannen-

prinzip, sondern dort, wo sie gebraucht werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Schwietzer für die AfD-Fraktion. Ich erkenne den Bedarf 

nach einer Kurzintervention von Herrn Kollegen Ulbricht 

an Mikrofon 4. Herr Kollege, bitte. 

Rick Ulbricht, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident! Liebe 

Kollegin Schwietzer, was Sie zum Thema Haushalt gesagt 

haben, ist bekannt. Darüber haben wir gestern schon viel 

gesprochen. Fakt ist, dass wir im Gegensatz zu Ihnen an 

einer Lösung interessiert sind, weil wir wissen, was auf 

dem Spiel steht, wenn dieser Freistaat keinen Haushalt hat: 

wie viele Jobs wegbrechen, wie viele Strukturen wegbre-

chen. Das ist zum einen Fakt. 

Eine andere Sache, mit der ich Sie nicht so leicht davon-

kommen lassen will, ist das, was Sie zum Thema Kranken-

häuser gesagt haben. Ich kann mich noch gut an eine aktu-

elle Debatte in der letzten Legislaturperiode erinnern, bei 

der Sie sich für die AfD-Fraktion hier vorn hingestellt ha-

ben und nahezu jeder Kommune zugesagt haben: Die 

Krankenhäuser und die Strukturen können erhalten wer-

den. Das lasse sich alles finanzieren. Wie wir das personell 

und auch finanziell ausstatten, darüber haben Sie damals 

kein Wort verloren. Den Investitionsstau einfach aufzulö-

sen, hin und her, das ist auch eine riesige Aufgabe. Aber 

sich hier hinzustellen und zu behaupten, wir könnten uns 

das personell und finanziell leisten, ist einfach eine Mär. 

Das funktioniert so nicht. 

(Beifall CDU) 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 7 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Ulbricht 

mit einer Kurzintervention an Mikrofon 4. Frau Kollegin 

Schwietzer, wollen Sie reagieren? 

(Doreen Schwietzer, AfD: Nein!) 

– Es besteht kein Bedarf an einer Reaktion. Dann fahren 

wir in der Reihenfolge der Aussprache fort. Für die BSW-

Fraktion ergreift Herr Kollege Kupke das Wort; Herr Kol-

lege, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Sehr geehrter Präsident! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen Abgeordnete! Lieber Herr Unger, 

als Erstes möchte ich für die BSW-Fraktion mit dieser Mär, 

diesem Generationenfonds, aufräumen. 

Die BSW-Fraktion steht klar hinter den Polizistinnen und 

Polizisten, hinter den Feuerwehrleuten, hinter den Lehre-

rinnen und Lehrern und natürlich auch hinter den vielen 

Staatsbeamten des Freistaates. Wir fordern ja auch einen 

Aufwuchs bei den Polizistenstellen. Was den Generatio-

nenfonds betrifft, so wollen wir diesen nicht plündern, son-

dern wir wollen für den aktuellen Doppelhaushalt lediglich 

weniger zuführen. Ich will endlich dieses Missverständnis 

beseitigen, da es immer so dargestellt wird, wir wollten ihn 

plündern. 

(Beifall BSW –  

Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE – 

Tom Unger, CDU, steht am Mikrofon.) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Kupke, gestat-

ten Sie eine Zwischenbemerkung? 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Haben  

Sie sich das mal ausgerechnet?) 

– Moment! Herr Kollege Gebhardt, immer schön in der 

Reihenfolge. Ich sehe gerade den Bedarf nach einer 

Kurzintervention oder einer Zwischenbemerkung. Lassen 

Sie diese zu, Herr Kollege Kupke? 

Ronny Kupke, BSW: Ja, lasse ich zu. 

Präsident Alexander Dierks: Dann an Mikrofon 4, Herr 

Kollege Unger, bitte. 

Tom Unger, CDU: Herr Präsident, vielen Dank. Herr Kol-

lege Kupke, vielen Dank für das Zulassen der Zwischen-

frage. Herr Kollege Kupke, ist Ihnen bekannt, dass wir mit 

diesem neuen Doppelhaushalt bereits die Mittel für die Zu-

führung des Generationenfonds reduziert haben? Sie haben 

jeden Änderungsantrag adressiert, indem Sie in diesen Ti-

tel für die Zuführung des Generationenfonds hineingreifen. 

In allen Änderungsanträgen, die Sie hier eingebracht ha-

ben, steht dieser Generationenfonds zur Disposition. Wie 

wollen Sie das denn ausfinanzieren? Natürlich geht das zu-

lasten der Pensionen der Beamtinnen und Beamten. 

(Zuruf Jan Löffler, CDU) 

Also, Sie finanzieren das in Ihren Änderungsanträgen zu-

lasten der Pensionen. Stimmen Sie mir zu? 

(Jan Löffler, CDU: Verfassungsbruch! 

Glückwunsch! –  

Andreas Nowak, CDU: Und künftiger Haushalte!) 

– Und künftiger Haushalte. 

Ronny Kupke, BSW: Nein, wir nehmen da nichts raus. Es 

geht lediglich um geringere Zuführung. 

(Zurufe CDU) 

Es geht um diese zwei Jahre für den Doppelhaushalt, um 

uns über diese Schwelle zu führen, die wir jetzt dringend 

brauchen, um Finanzmittel für Investitionen zu generieren. 

(Jan Löffler, CDU: Deshalb Verfassungsbruch! – 

Zuruf BSW: Das ist Unsinn! –  

Weitere Zurufe CDU) 

Jetzt würde ich gern – – 

Präsident Alexander Dierks: Ich glaube, die Frage ist 

adressiert. Ich würde trotzdem darum bitten, dass Herr 

Kupke mit seinem Redebeitrag fortfahren kann. Bitte, Herr 

Kollege. 

Ronny Kupke, BSW: Dann kommen wir jetzt zum Ein-

zelplan 08. Auch da, Herr Unger, ist es schon sehr bemer-

kenswert, mit welchem Selbstbewusstsein Sie hier diesen 

Einzelplan 08 einbringen, der den Namen „Soziale Verant-

wortung“ kaum verdient. Das ist echt bemerkenswert. 

(Beifall BSW) 

Ein Punkt, bei dem wir einer Meinung sind – das hatten Sie 

bereits angesprochen –, ist, dass der Einzelplan natürlich 

kein Randthema ist. Er betrifft unsere Kinder, die Jugend, 

die Familien, den Bereich Soziales, die Integration, die Ge-

sundheit sowie die Pflege und den Verbraucherschutz, also 

zentrale Bereiche unseres Zusammenlebens. Genau in die-

sen Bereichen wird der Rhetorik zum Trotz gespart, zu-

rückgefahren und verschleppt. 

Die Regierung spricht von einem Schonbereich. Aber was 

bedeutet das konkret? Konkret bedeutet es: Mittel bleiben 

nominal gleich, während die Tariflöhne, die Energie- und 

Sachkosten steigen. Das ist keine Stabilität, sondern das ist 

eine schleichende Kürzung. 

(Beifall Sabine Zimmermann, BSW) 

Das ist vor allem ein systematischer Abbau sozialer Infra-

struktur. Dafür tragen Sie die Verantwortung. 

(Beifall BSW) 

Beginnen wir mit der notorisch unterfinanzierten Jugend-

hilfe. Wir als BSW-Fraktion haben eine Erhöhung der Ju-

gendpauschale um 3 Millionen Euro beantragt. Warum? 

Weil 12 von 13 Landkreisen längst mehr investieren, als 

das Land über die Pauschale bereitstellt. Unsere Forderung 

ist also keine Mehrbelastung, sondern lediglich eine Aner-

kennung der Realität. Doch Sie lassen diese Chance ver-

streichen. Damit erodieren die Angebote vor Ort weiter. 
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Die im Landesjugendhilfegesetz stehenden Ombudsstellen 

sind Pflicht, doch im Haushalt sind dafür Peanuts vorgese-

hen. Das ist keine Planung, das ist ein Abwenden von der 

Realität. 

(Beifall BSW) 

Die Fälle von Kindeswohlgefährdung nehmen zu. Den-

noch verweigern Sie eine Erhöhung der Mittel. Dabei wis-

sen wir, dass Prävention weniger kostet als Intervention. 

Man muss das Kind nicht erst in den Brunnen fallen lassen. 

Aber auch hier: nichts. 

Direkt damit verknüpft ist das Thema Schulsozialarbeit, 

denn auch hier fehlt der Gestaltungswille. Zusätzlich wur-

den 300 000 Euro für die Schulsozialarbeit eingeplant. Das 

klingt gut. Aber das reicht gerade einmal für die Tarifstei-

gerung – für neue Stellen nicht realisierbar. 

(Zuruf Tom Unger, CDU) 

Wir sagen: Schulsozialarbeit darf keine freiwillige Leis-

tung und keine milde Gabe sein. 

(Beifall BSW) 

Aber nicht nur Kinder und Jugendliche sind betroffen, son-

dern der gesamte soziale Bereich leidet unter diesem Kurs. 

Niemand sollte sich entscheiden müssen, ob Heizung oder 

Schulbücher. Hier im Plenum wird sich niemand mit diesen 

Problemen herumschlagen müssen. Doch genau das pas-

siert in Sachsen in den Städten und auf dem Land. Dieser 

Haushalt ändert daran nichts. 

Die Tafeln, die Frauenhäuser, die Schuldnerberatung, die 

Jugendhilfe – die Nachfrage ist hoch. Sie alle haben zu 

kämpfen. Statt zu investieren verlagert die Regierung die 

Verantwortung auf Ehrenamtliche. Zum Dank werden die 

Mittel gekürzt. Ist das nicht eine politische Schizophrenie, 

die ihresgleichen sucht? 

(Zuruf Laura Stellbrink, SPD) 

Wir als BSW haben ein Sofortprogramm gegen Kinderar-

mut gefordert. Das wurde – was auch sonst? – abgeschmet-

tert, stattdessen Rücklagenbildung. Währenddessen laufen 

die Tafeln förmlich über, den Kitas läuft das Personal da-

von, Pflegeeinrichtungen schließen. 

Ein besonders sensibles Feld ist die psychische Gesund-

heit. Auch hier ignorieren Sie die Zeichen der Zeit. Die 

psychischen Belastungen nehmen auch in Sachsen zu. Die 

Wartezeiten auf einen Termin in der Suchthilfe betragen 30 

Monate. Dennoch werden die Mittel von 2023 und 2024 

nur fortgeschrieben. 

(Zuruf Henning Homann, SPD) 

Das geschieht, obwohl von allen Seiten eine deutliche Zu-

nahme der Bedarfe konstatiert wird. Dazu fordern wir, eine 

landesweite Offensive für seelische Gesundheit zu starten, 

und wollen hierfür jährlich 5 Millionen Euro zur Verfü-

gung stellen. 

(Henning Homann, SPD: Bla, bla, bla!) 

Ebenso dramatisch ist der Stillstand beim Thema Inklu-

sion: ein Rückschritt mit Ansage. 

Das Landesblindengeld bleibt auf dem Stand von 2023. In-

vestitionen in Barrierefreiheit: gekürzt; Nachteilsausglei-

che für Menschen mit Behinderung: nicht dynamisiert. Da-

mit brechen Sie Ihre vollmundigen Programme, wie „Sach-

sen barrierefrei 2030“, und ignorieren zudem die Verpflich-

tungen der UN-Behindertenrechtskonvention. Die Teil-

habe verkommt hier unter schwarz-roter Ägide zur Wort-

hülse. 

(Beifall BSW) 

Nicht weniger besorgniserregend ist die Situation im Ver-

braucherschutz, ein Bereich, den Sie beinahe aufgegeben 

hätten. Ursprünglich sollten die Mittel für die Verbraucher-

zentralen zusammengestrichen werden, was kaum zu glau-

ben ist. Erst der öffentliche Druck konnte das verhindern. 

Doch viele Beratungsstellen, gerade auf dem Land, haben 

mit mangelnden Investitionsmitteln zu kämpfen. 

(Laura Stellbrink, SPD: Haben  

Sie die Änderungsanträge gelesen!) 

Kommen wir nun zum Herzstück der Daseinsvorsorge: der 

Gesundheitsversorgung und der Pflege. Das ist ein Be-

reich, in dem Ihr Versagen besonders schwer wiegt. Der 

medizinischen Versorgung drohen empfindliche Ein-

schnitte. Krankenhausstandorte im ländlichen Raum haben 

finanziell zu kämpfen oder verschwinden. Die Rettungs-

dienste sind überlastet, und die Notfallversorgung droht zu 

kollabieren. Der ambulante Sektor wird ausgedünnt, und 

die Menschen warten ewig auf einen Arzttermin – und das 

nicht nur wegen fehlender Ärzte. Was tun Sie? – Nichts. 

(Zuruf CDU) 

Sie haben keinen Plan, keinen Impuls, keine Investitions-

strategie für die ambulante und stationäre Versorgung. 

In der Pflege ist die Lage nicht weniger dramatisch. Kleine 

Träger melden Insolvenz an, Einrichtungen schließen, und 

Pflegekräfte verabschieden sich. Die Ursachen sind: feh-

lende Investitionsmittel, steigende Kosten und schlechte 

Bedingungen. 

(Beifall BSW) 

Auch hierzu gibt es kein Bekenntnis für realistische Inves-

titionen in die Pflegeinfrastruktur und keine Entlastung der 

Heimbewohner bei den hohen Eigenanteilen. 

Wir als BSW-Fraktion haben gefordert, für unsere Kran-

kenhäuser mindestens 100 Millionen Euro mehr an Mitteln 

zur Verfügung zu stellen, als im Doppelhaushalt für Inves-

titionen eingestellt sind, sowie 125 Millionen Euro als Ko-

finanzierungsanteil des Freistaates im Rahmen der Trans-

formation. 

Pflege darf keine Frage des Geldbeutels sein. Deshalb 

braucht es jetzt 200 Millionen Euro an öffentlichen Inves-

titionen, um dringend notwendige bauliche, energetische 

und technische Erneuerungen in Pflegeeinrichtungen zu er-

möglichen – ohne weitere Belastung der Bewohnerinnen 
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und Bewohner. Wer sein Leben lang gearbeitet hat, darf 

nicht im Alter für staatliches Versäumnis zahlen müssen. 

(Beifall BSW) 

Es ist Aufgabe der Politik, hier für Gerechtigkeit zu sorgen 

und Pflegeheime zu Orten der Würde zu machen – nicht 

später, sondern jetzt. 

Was steht verbindlich im Haushalt? Wieder nichts. Dann 

feiern Sie sich für 90 Millionen Euro mehr. Aber was steckt 

wirklich dahinter? Ja, es stehen nun im Einzelplan 08 

90 Millionen Euro mehr als ursprünglichen Regierungsent-

wurf. Das klingt ganz nett, doch ein genauerer Blick offen-

bart: Diese zusätzlichen Mittel kompensieren nur das, was 

Sie zuvor gestrichen oder gar nicht erst eingeplant hatten. 

Das ist wie Feuer legen und sich dann als Feuerwehr feiern. 

(Beifall BSW) 

Aus einigen Reihen dieses Hohen Hauses wurde uns gele-

gentlich nachgesagt – ich formuliere es mal so –, wir seien 

noch nicht mit allen parlamentarischen Kniffen vertraut. 

Wenn darunter verstanden wird, dass wir lieber Klartext re-

den, statt uns hinter Taschenspielertricks zu verstecken, 

dann nehmen wir das gern als Kompliment. 

(Beifall BSW) 

Sie können jedoch sicher sein: Unsere Fraktion verfügt 

über Fachleute mit praktischem Sachverstand, mit Reali-

tätssinn und mit dem festen Willen, Verantwortung zu über-

nehmen und keine Wählertäuschung zu begehen. 

(Beifall BSW) 

Die Mittel, insbesondere im sogenannten Sachsenfonds, 

reichen bei Weitem nicht aus, um die nun von Linken und 

GRÜNEN groß angekündigten Investitionsimpulse, etwa 

im Bereich der Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen, 

auch nur annähernd solide zu finanzieren. 

Während zentrale Versorgungsbereiche unterfinanziert 

bleiben, wird seitens der GRÜNEN an anderer Stelle mit 

Symbolpolitik geglänzt: mit Tierschutz oder mit Titel-

pflege – fürs gute Gefühl, fürs grüne Gewissen? Was genau 

macht diese Person eigentlich den ganzen Tag? Vielleicht 

Broschüren durchblättern, 

(Widerspruch Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

während ehrenamtliche Vereine vor Ort um jede Spende 

kämpfen. Tierschutz lebt nicht von Titeln, sondern von 

dem Einsatz der Vereine und Ehrenamtlichen vor Ort. Wer 

echten Schutz will, stärkt diese Strukturen, statt neue Ver-

sorgungsposten zu schaffen. 

(Beifall BSW) 

Unser Fazit: Ja, einige unserer thematischen Änderungsan-

träge haben ihren Weg in den Haushalt gefunden, aller-

dings durch andere Fraktionen. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Es war ein Wettlauf um die besten Forderungen; aber selbst 

das, was übernommen wurde, reicht unterm Strich nicht 

aus. Es bleibt ein „Weiter so!“, kein Aufbruch – eine Ver-

waltung des Niedergangs. 

(Beifall BSW) 

Wir müssen uns hier vorwerfen lassen, wir würden keine 

Verantwortung übernehmen für die Vereine, für die Träger, 

für die Einrichtungen und für die Menschen in diesem 

Land. Doch genau das Gegenteil ist der Fall. Verantwor-

tung bedeutet nicht, einem Haushalt zuzustimmen, der auf 

Hoffnung anstatt auf solide Finanzierung setzt. Verantwor-

tung heißt, ehrlich zu sagen: Das reicht nicht – nicht für die 

sozialen Projekte, nicht für die Krankenhäuser, nicht für 

die Pflege, nicht für die Bildung und nicht für die Zukunft 

dieses Landes. 

(Beifall BSW) 

Wenn GRÜNE und Linke sich zur Schutzmacht erklären 

und behaupten, sie würden retten, was zu retten ist, dann 

frage ich: Wie lange wollen Sie noch retten, und was bleibt 

am Ende überhaupt noch übrig? Schutz ist mehr als Sym-

bolpolitik, Schutz braucht Substanz. 

(Susanne Schaper, Die Linke, steht am Mikrofon.) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Kupke, gestat-

ten Sie – – 

Ronny Kupke, BSW: Ich bin gleich am Ende. Nein. 

(Susanne Schaper, Die Linke: Logisch, „nein“!) 

Präsident Alexander Dierks: Okay. 

Ronny Kupke, BSW: Liebe Kolleginnen und Kollegen 

von den Linken und den GRÜNEN, wer den Rettungsring 

ins Wasser wirft, aber das Seil nicht festhält, der rettet nie-

manden. 

(Beifall BSW) 

Wahre Verantwortung zeigt sich nicht in bloßem Mitni-

cken, sondern in dem Mut, Nein zu sagen, besonders dann, 

wenn der Kurs nicht überzeugt und Zustimmung bequem 

wäre. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Deshalb lehnen wir, die BSW-Fraktion, den Einzelplan 08 

ab. 

(Beifall BSW) 

Präsident Alexander Dierks: Ich sehe doch reichlich Be-

darf an Kurzinterventionen. Bitte, Frau Kollegin Melcher, 

an Saalmikrofon 3. 

Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Ich bin tatsäch-

lich etwas verwundert über Ihren Redebeitrag, Herr Kupke, 

weil Sie in der HFA-Klausurwoche diversen Anträgen von 

uns GRÜNEN und den Linken zugestimmt haben, weil Sie 

Änderungsanträge in eigentlich gleicher Höhe hatten, so 
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zum Beispiel Zuweisungen für Pflege- und Seniorenpoli-

tik, Zuschüsse zur Unterstützung der Teilhabe älterer Men-

schen – diesem Änderungsantrag von uns haben Sie zuge-

stimmt. Sie haben auch unserem Änderungsantrag zum 

Thema Verbraucherarbeit und Verbraucherzentralen zuge-

stimmt und diversen anderen Anträgen. 

Jetzt stellen Sie es hier so dar, als würde das alles nicht rei-

chen. Sie haben jetzt noch einmal neue Änderungsanträge 

eingereicht mit höheren Ansätzen – einfach pauschal, ohne 

das zu begründen. 

Ehrlicherweise kann ich Ihren Redebeitrag nicht verstehen, 

wenn Sie da zugestimmt haben und jetzt sagen, es reiche 

alles nicht. Das ist irgendwie eigenartig und wenig konsis-

tent. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und SPD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin  

Melcher an Mikrofon 3 mit einer Kurzintervention. An 

Mikrofon 2 reagiert Herr Kollege Kupke. 

Ronny Kupke, BSW: Frau Melcher, wenn Sie richtig zu-

gehört haben: Ich habe ja gesagt, dass andere Anträge, auch 

von Ihnen, Eingang in den Haushalt gefunden haben. Da 

wir ja wussten, dass dieser Haushalt jetzt zustande kommt 

– möglicherweise mit Linken und GRÜNEN –, haben wir 

uns natürlich gefreut, dass auch unsere Themen, die Sie ge-

nauso haben, das habe ich ja nicht in Abrede gestellt, die 

auch Die Linke hat, da jetzt Einzug gefunden haben. Daher 

gibt es für uns keinen Grund, das aus ideologischen Grün-

den abzulehnen. 

(Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE:  

Sie haben gesagt, das reicht nicht! Sie  

haben doch zugestimmt im HFA!) 

– Ja, weil sicher war, dass unsere Anträge hier abgelehnt 

werden. Da war uns die Taube in der Hand mehr wert als 

der Spatz auf dem Dach. 

(Zuruf Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE – 

Unruhe) 

Es geht hier doch um die Themen, es geht doch nicht darum 

– – 

(Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE:  

Dann können Sie sich doch nicht 

 hinstellen und sagen: „Das reicht nicht“!  

– Zuruf BSW) 

– Ja, es ging ja nicht nur um diese Themen, es war insge-

samt – – 

(Staatsministerin Petra Köpping: Nein,  

Sie haben einzelne Punkte herausgenommen!) 

Präsident Alexander Dierks: So, ich würde jetzt aber 

trotzdem gerne – – 

Ronny Kupke, BSW: Es geht um das Krankenhaus, es 

geht um Pflege. Der Einzelplan 08, das sind doch nicht nur 

einzelne Bestandteile und einzelne Änderungsanträge. Es 

geht um diesen gesamten Einzelplan, wenn Sie zugehört 

haben. 

Präsident Alexander Dierks: Das war die Reaktion von 

Herrn Kollegen Kupke auf die Kurzintervention von Frau 

Kollegin Melcher. Jetzt haben wir Herrn Kollegen Unger 

an Mikrofon 4 und Frau Kollegin Schaper an Mikrofon 1. 

Zunächst erteile ich Herrn Kollegen Unger an Mikrofon 4 

das Wort zu einer Kurzintervention. 

Tom Unger, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident. Herr Kol-

lege Kupke, ich hatte nicht viel erwartet, aber Sie haben die 

Rede Ihrer Fraktionsvorsitzenden von gestern ja noch ein-

mal unterboten. Sie sprechen hier von sozialer Verantwor-

tung. Also, ich muss sagen: Sie schlagen sich bei erster Ge-

legenheit in die Büsche. Die, die hier soziale Verantwor-

tung übernehmen, sind wir. 

(Vereinzelt Beifall CDU und SPD –  

Lachen AfD und BSW) 

Ich glaube, das ist schon ein Stück weit unredlich. Wenn 

Sie hier von Niedergang reden, dann muss ich fragen: In 

welchem Land leben Sie denn? – Wie gesagt, das weise ich 

für meine Fraktion entschieden zurück. 

Wenn Sie hier 37,5 Millionen Euro pro Haushaltsjahr für 

die Schulsozialarbeit so abtun als milde Gabe, dann ist das 

ein Schlag ins Gesicht der Schulsozialarbeiterinnen und 

Schulsozialarbeiter in diesem Land. 

Die Tafeln haben wir über Änderungsanträge auf das Ni-

veau im letzten Doppelhaushalt angehoben: 400 000 Euro 

für die Tafeln im Freistaat Sachsen. 

(Zuruf Juliane Nagel, Die Linke) 

Auch die Verbraucherschutzzentrale – – Ich glaube, das al-

les gehört zur Verantwortung mit dazu, statt sich in die Bü-

sche zu schlagen. Wir tragen Verantwortung für den Ein-

zelplan 08, für die sozialen und medizinischen Strukturen. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und vereinzelt SPD – Unruhe) 

Präsident Alexander Dierks: Das war an Mikrofon 4 eine 

Kurzintervention von Kollegen Unger. Herr Kollege 

Kupke hat nun wiederum die Möglichkeit, an Mikrofon 2 

zu reagieren. 

Ich würde trotzdem um etwas Ruhe bitten – und vor allem 

auch darum, dass bei Kurzinterventionen oder auch bei 

Antworten auf Kurzinterventionen zunächst zugehört wird; 

denn zur Debatte gehört nicht nur das Reden, sondern auch 

das Zuhören. – Herr Kollege Kupke, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Ich möchte gern auf die Verbrau-

cherzentrale zurückkommen. Ich habe es ja deutlich ge-

sagt, Herr Unger, dass wir uns darauf freuen, dass das wie-

der Eingang gefunden hat. Aber wer hatte es denn vorher 

zusammengestrichen im Haushalt? 

(Tom Unger, CDU: Die Staatsregierung!) 
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Wie war es denn eingereicht im ursprünglichen Haushalts-

entwurf? 

(Zuruf CDU: Regierungsentwurf!) 

– Im Regierungsentwurf, naja, der Regierungsentwurf ist 

nicht etwa von CDU und SPD? Von wem ist er dann? Von 

der AfD, oder was? 

(Heiterkeit BSW und AfD –  

Vereinzelt Beifall BSW und AfD –  

Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE – 

Unruhe) 

Sie sprechen hier von Verantwortung und ziehen immer nur 

die Punkte heraus, die gerade aktuell sind. Aber wer hat 

denn den Entwurf geschrieben? 

(Sabine Zimmermann, BSW:  

Wer hat denn gekürzt? –  

Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE – 

Zurufe CDU) 

Meine Güte. 

Präsident Alexander Dierks: Gut, das war die Antwort 

auf die Kurzintervention des Kollegen Unger. Ich erteile 

nun Frau Kollegin Schaper an Mikrofon 1 das Wort für 

eine weitere Kurzintervention. Frau Kollegin, bitte. 

Susanne Schaper, Die Linke: Vielen Dank, Herr Präsi-

dent. Herr Kupke stellt ja zu Recht fest, dass es immer noch 

ein Haushalt ist, der Kürzungen beinhaltet. Das ist ja auch 

etwas, was weder GRÜNE noch Linke abstreiten. 

Ich stelle trotzdem die Frage: In Ihrem Beitrag, Herr 

Kupke, haben Sie gesagt, kein einziger Job werde dadurch 

gerettet. Wenn wir vom Ende her denken: Was passiert, 

wenn dieser Haushalt jetzt nicht beschlossen wird? Geben 

Sie mir dann recht, dass es bei einer weiteren Verlängerung 

bis zum Ende des Jahres in vielen Vereinen und Verbänden 

die Jobs kosten würde, weil dann nur die 30 % Abschläge 

gezahlt würden? 

Ist es denn verantwortlich, dann nicht zu versuchen, die 

Kuh vom Eis zu bekommen? Ist es dann angemessen, im-

mer die Kübel Gülle zu holen und über diejenigen auszu-

schütten, die irgendwie versuchen, das hinzubekommen? 

Im Umkehrschluss würde das doch bedeuten, dass Tau-

sende Jobs verloren gingen. 

Sie haben doch genauso die Briefe von der sächsischen 

Krankenhausgesellschaft und von der Liga der Wohlfahrts-

verbände bekommen, die uns wirklich gebeten haben, uns 

zusammenzureißen und hier einen Haushalt irgendwie zum 

Beschluss zu bringen. 

(Beifall Die Linke und vereinzelt SPD) 

Niemand, wirklich niemand hier bestreitet, weder die 

GRÜNEN noch wir Linken, dass dieser Haushalt trotzdem 

noch mehr als suboptimal ist; das ist richtig. Aber das, was 

zur Alternative steht, ist eben keine, weil es Jobs kostet. Ja, 

wir lassen uns dann gerne von Ihnen beschimpfen und auch 

verbessern; aber die Jobs, die wir damit retten, sind es uns 

letztendlich wert. Das heißt nicht, dass man nicht in der 

Zukunft darum streitet, das dann wieder auszutarieren. 

Dann will ich Ihnen noch etwas sagen. 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit. 

Susanne Schaper, Die Linke: Die GRÜNEN und die Lin-

ken waren bei Ihnen und haben mit Frau Zimmermann und 

Ihnen gesprochen und angeboten: Lasst uns aufhören, das 

Windhundrennen zu machen, und lasst uns gemeinsam zur 

Koalition gehen! 

Präsident Alexander Dierks: Frau Schaper, die Redezeit 

ist beendet. 

Susanne Schaper, Die Linke: Das haben Sie ausgeschla-

gen und stellen sich nun hier hin. Das ist einfach unfair. 

(Beifall Die Linke, CDU, SPD  

und BÜNDNISGRÜNE) 

Präsident Alexander Dierks: Frau Schaper, die Redezeit! 

(Zurufe Susanne Schaper, Die Linke,  

in Richtung BSW-Fraktion) 

Das war Frau Kollegin Schaper. – Bitte keine Zwiegesprä-

che. Ich habe das schon beobachtet; Sie unterhalten sich 

sehr gern während des Plenums. Aber ich bitte trotzdem, 

dass wir jetzt Herrn Kupke abermals an Mikrofon 2 die 

Möglichkeit geben, auf die Kurzintervention von Frau Kol-

legin Schaper zu reagieren. Herr Kollege, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Eine Frage habe ich jetzt nicht rich-

tig erkannt. Wir haben – – 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Es war eine Kurzintervention!) 

– Ja, Herr Lippmann, danke für Ihre Belehrung, etwas an-

deres können Sie hier in diesem Hohen Haus nicht, seitdem 

wir hier sitzen. 

(Lachen und Beifall BSW und AfD) 

Das ist wirklich – – Gesetzbücher gibt es genug, da kann 

jeder nachlesen. So eine Klugscheißerei, die können Sie 

hier lassen. 

(Heiterkeit und starker Beifall BSW und AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Kupke, ich 

bitte sehr darum, die Wortwahl zu mäßigen. Es ist keine 

Frage, ob einem inhaltlich etwas gefällt oder nicht. Wir 

sollten aber schon darauf achten, unsere Wortwahl zu mä-

ßigen. 

Ich bitte um Ruhe. 

(Zuruf André Barth, AfD) 

– Herr Barth, auch für Sie gelten die Regeln dieses Hauses. 

Dieses ständige Hereingerufe, teilweise über mehrere 

Fraktionen hinweg, stört. Wenn Sie etwas beizutragen ha-
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ben, nutzen Sie die Möglichkeit am Saalmikrofon. Wir ha-

ben so viele Kurzinterventionen gehört. Auf eine mehr oder 

weniger käme es nicht an. Ich bitte trotzdem um Ruhe. 

Ich kann verstehen, dass Debatten lebendig, gern auch 

emotional geführt werden. Ich bitte trotzdem darum, un-

sere Sprache zu mäßigen, und zwar trotz aller berechtigten 

Emotionen mit Blick auf die Haushaltsberatungen. 

(Beifall Peter Wilhelm Patt, CDU) 

Herr Kollege Kupke, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Vielen Dank, Herr Präsident. Ich 

wollte das Hohe Haus nicht diskreditieren. Sie kennen 

mich. Ich bin sonst eher etwas gemäßigter. Von daher setze 

ich mich jetzt lieber hin. Ich habe den Hinweis dankend 

angenommen. Deshalb wünsche ich allen noch eine frohe 

Debatte. 

(Beifall BSW) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Kupke an 

Mikrofon 2. Ich sehe kein weiteres Begehren nach Kurzin-

terventionen. Wir können nun in der Aussprache fortfah-

ren. In der Reihenfolge ist jetzt die Fraktion der SPD an der 

Reihe. Für die SPD-Fraktion ergreift Frau Kollegin  

Stellbrink das Wort. Bitte. 

Laura Stellbrink, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Familien, Kinder 

und Jugendliche – diese drei Bereiche hatten im Sozial-

haushalt von Anfang an Priorität. Darauf hatte sich das Ka-

binett bereits vor der Erstellung des Haushaltsentwurfs ge-

einigt. Es war ein hartes Ringen um Prioritäten in finanziell 

sehr schwierigen Zeiten. 

Die Schonbereiche wurden bereits im Entwurf mit dem 

Soll von 2024 bedacht. Ja, mehr wäre schöner; das kann 

ich als Sozialpolitikerin nicht verneinen. Ich bin unserer 

Ministerin Petra Köpping dennoch dankbar, dass Sie sich 

hierfür so hartnäckig eingesetzt hat. 

(Beifall SPD) 

Der Blick in den Sozialhaushalt zeigt, wie wichtig dieser 

Einsatz war. Die Jugendpauschale mit 15 Millionen Euro, 

die Schwangerenberatung mit 10,5 Millionen Euro und die 

Schulsozialarbeit mit 37 Millionen Euro jährlich – alle drei 

Punkte bleiben erhalten. 

Der Blick auf andere Bereiche des Sozialhaushaltes fiel 

weniger rosig aus. Uns erreichten hunderte Schreiben, An-

rufe und Mails, die auf die Folgen der Kürzungen aufmerk-

sam machten. 

Aber, lieber Kollege Kupke, man kann es an der Stelle auch 

übertreiben. Mich wundert es sehr – deshalb würde ich mit 

der Klugscheißerei hier fortsetzen –, dass Sie die GRÜ-

NEN dafür kritisieren, den Tierschutz verbessern zu wol-

len, während Sie selbst einen Änderungsantrag zu diesem 

Bereich eingebracht haben. Vielleicht beschäftigen Sie sich 

im parlamentarischen Verfahren einmal mit den eigenen 

Änderungsanträgen. Dann kommen wir, glaube ich, alle 

besser miteinander weiter. 

(Beifall SPD und vereinzelt CDU) 

Konnten alle Probleme im parlamentarischen Verfahren 

gelöst werden? Nein. Aber viele Baustellen wurden noch 

beendet, und zwar dank der Änderungsanträge der Fraktion 

der BÜNDNISGRÜNEN und der Fraktion Die Linke. Hier 

haben in äußerst komplizierten Zeiten unterschiedliche 

Fraktionen ihre Verantwortung gesehen und diese ange-

nommen. Vielen Dank für die kollegiale und konstruktive 

Zusammenarbeit! 

(Beifall SPD und Staatsregierung) 

Ich möchte vier Bereiche herausgreifen, bei denen die 

Nachsteuerung zentral war und ist. 

Es wird keine Kürzungen im Bereich der Suchthilfe geben. 

Der Freistaat unterstützt Suchtberatungs- und Suchtbe-

handlungsstellen, sozialpsychiatrische Dienste sowie psy-

chosoziale Kontakt- und Beratungsstellen auch im Jahr 

2025 mit 10,2 Millionen Euro und erhöht den Betrag 2026 

um eine weitere Million Euro auf 11,2 Millionen Euro. 

Auch die Zuschüsse für Psychiatrie und Suchthilfe werden 

deutlich aufgestockt, und zwar auf rund 4,1 Millio-

nen Euro pro Jahr. Diese Verbesserungen freuen mich be-

sonders, weil wir dank der zusätzlichen Mittel die Versor-

gung von Menschen mit psychischen Erkrankungen und 

Suchterkrankungen sicherstellen können. Gerade die Absi-

cherung der Zuverdienstangebote leistet einen wichtigen 

Beitrag für die Integration psychisch belasteter Menschen 

am Arbeitsmarkt. 

Dank der Impulse von GRÜNEN und Linken wird das En-

gagement für Demokratie in Sachsen weiter gestärkt, be-

sonders dort, wo es auf Widerstand trifft. Wir sichern die 

Arbeit des Landesdemokratiezentrums, wichtige Hilfe- 

und Präventionsstrukturen sowie das Programm „Weltof-

fenes Sachsen“. Wir erhalten auch Programme, die vor al-

lem auf dem Land Orte des Zusammenhalts schaffen. 

Durch die Änderung im parlamentarischen Verfahren kann 

zudem die Integration von Menschen mit Migrationshin-

tergrund gestärkt werden. Das ist ein gesamtgesellschaftli-

cher und fortwährender Prozess, zumal Sachsen dringend 

auf Zuzug angewiesen ist. Daher ist es von enormer Be-

deutung, dass wir die Förderung von integrativen Maßnah-

men auf hohem Niveau fortführen können. Die ursprüng-

lich geplanten Kürzungen hätten dazu geführt, dass etab-

lierte Projekte ausgelaufen und die mühsam aufgebauten 

Integrationsstrukturen weggebrochen wären. 

Gleichzeitig trägt der Haushaltsentwurf dem Umstand 

Rechnung, dass Integration vor Ort erfolgt. Die Staatsre-

gierung hat ihren Fokus auf die kommunale Integrationsar-

beit gelegt. Diese wird weiterhin erhalten und mit rund ei-

ner Million Euro pro Jahr weiter gestärkt. 

Ich habe zu Beginn von drei Schonbereichen gesprochen, 

die mit dem Sollansatz von 2024 gedacht wurden. Beim 

Gewaltschutz von einem Schonbereich zu sprechen, fällt 

mir allerdings schwer, obwohl hier ebenso der Ansatz von 

2024 gewählt wurde. 
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Kinder und Frauen vor Gewalt zu schützen, darf keine 

Frage des Geldes sein. Um die Istanbul-Konvention umzu-

setzen, müssen wir Schutzplätze nicht nur erhalten, son-

dern vor allem ausbauen. Die weitere Aufstockung der Mit-

tel im Gewaltschutzbereich im parlamentarischen Verfah-

ren durch Linke und GRÜNE war daher ungemein wert-

voll. 

Reicht das perspektivisch? Nein. 

Daher eine Bitte: Der Schutz von Frauen und Kindern vor 

Gewalt muss im nächsten Haushalt ebenso Priorität haben 

und mit ausreichenden Mitteln ausgestattet werden, um die 

Istanbul-Konvention umzusetzen. Auch der Bund ist dabei 

in die Pflicht zu nehmen, damit das Recht auf Schutz vor 

Gewalt Realität wird und nicht nur in Gesetze gegossen 

wurde. 

Heute gilt der Dank allen, die sich der Verantwortung ge-

stellt haben, einen Haushalt auf den Weg zu bringen, und 

die konstruktiv an Verbesserungen des Sozialhaushalts im 

parlamentarischen Verfahren mitgewirkt haben. 

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Einzelplan. 

Zuvor wird meine Kollegin Simone Lang in der zweiten 

Rederunde noch auf den Gesundheits- und Pflegebereich 

zu sprechen kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD, CDU und vereinzelt Die Linke – 

Beifall Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Stellbrink für die SPD-Fraktion. Für die BÜNDNISGRÜ-

NEN ergreift nun Frau Kollegin Melcher das Wort. Bitte, 

Frau Kollegin. 

Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Ein-

zelplan war – das muss man so deutlich sagen – eine Kraft-

anstrengung, für uns als Opposition, aber vor allem für die 

vielen engagierten Träger und Verbände, die jeden Tag in 

diesem Land Verantwortung übernehmen – in der Sucht-

hilfe, in der Jugendhilfe, in Beratungsstellen in ganz Sach-

sen. 

Die Kürzungspläne von CDU und SPD hätten den Wegfall 

von Beratungen und den Verlust von Fachkräften bedeutet 

und dazu geführt, dass Menschen nicht mehr die Hilfe be-

kommen, die sie brauchen, und das mitten im sechsten Kri-

senjahr in Folge. 

Ausgerechnet jetzt, wo Menschen auf Unterstützung ange-

wiesen sind, sollte massiv eingespart werden bei der Sucht-

hilfe, der psychosozialen Versorgung oder in den Verbrau-

cherinsolvenzberatungsstellen. Selbst im sogenannten 

Schonbereich Kinder und Jugendliche hätte Stillstand an-

gesichts der gestiegenen Kosten der letzten Jahre faktisch 

Kürzungen bedeutet. Wir haben die Hilferufe aus der sozi-

alen Landschaft sehr ernst genommen und mit diversen 

Änderungsanträgen reagiert. Soziale Teilhabe, Prävention, 

Beratungs- und Unterstützungsangebote müssen doch, ge-

rade auch in schwierigen Zeiten, ganz oben auf der politi-

schen Prioritätenliste stehen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Ich möchte auf einige Punkte konkret eingehen. Die ge-

planten Kürzungen bei Suchthilfe und psychosozialer Ver-

sorgung sind Gott sei Dank vom Tisch. Die Mittel für die 

Kommunen bleiben erhalten und steigen 2026 sogar auf 

11,2 Millionen Euro an. Angebote der Suchtprävention 

und Zuverdienstprojekte bleiben mit 4,1 Millionen Euro 

jährlich gesichert. Das bedeutet, Beratungsstellen bleiben 

und Prävention bleibt möglich. Menschen in Krisen wer-

den eben nicht alleingelassen. Die Verbraucherinsolvenz-

beratung bleibt mit 4,5 Millionen Euro jährlich arbeitsfä-

hig. Ein klares Signal in Zeiten, in denen immer mehr Men-

schen auch von Überschuldung betroffen sind. 

Die Verbraucherzentrale Sachsen bleibt flächendeckend er-

reichbar, ebenfalls die mobile Beratung, gerade auch in den 

ländlichen Regionen. Es gibt mehr Geld für die Alltagsbe-

gleitung älterer Menschen, die Arbeit der Aidshilfe ist ge-

sichert. Nach über 35 Jahren Arbeit und Prävention, Bera-

tung und Testung zu HIV, Aids und anderen sexuell über-

tragbaren Erkrankungen stand diese wichtige Beratungs-

stelle vor dem Aus. Jetzt ist klar: Auch diese Struktur bleibt 

erhalten. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Wir BÜNDNISGRÜNE waren nicht nur der „Reparaturbo-

nus“ eines von der SPD geführten Sozialministeriums; wir 

haben auch eigene Impulse gesetzt. Wir haben uns für mehr 

Mittel für die überörtliche Jugendhilfe eingesetzt, weil Trä-

ger Stabilität für ihre wichtige Arbeit brauchen. Wir haben 

uns für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe eingesetzt, 

damit neue Lösungen für gesellschaftliche Herausforde-

rungen nicht an den Kosten scheitern. Wir haben ein Mo-

dellprojekt „Jugend-Check“ im Haushalt eingeführt und 

untersetzt. Das ist unser Vorschlag, damit die Perspektiven 

junger Menschen in politischen Entscheidungen systema-

tisch mitgedacht werden. Wir haben für 10 % mehr für 

Schulsozialarbeit gekämpft, um Stellen an unseren Schulen 

angesichts der gestiegenen Kosten der vergangenen Jahre 

verlässlich zu erhalten. Wir haben auch 400 000 Euro jähr-

lich mehr für die Tafeln durchgesetzt und stärken die 15 

sächsischen Weiterbildungsverbunde für die angehenden 

Hausärztinnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir hätten uns auch in 

diesem Haushalt mehr gewünscht. Die Jugendpauschale 

wurde nicht erhöht; dabei ist sie für viele Kommunen die 

Grundlage der offenen Jugendarbeit, besonders eben auch 

im ländlichen Raum. Immerhin wird die Staatsregierung in 

einem Entschließungsantrag verpflichtet, die Jugendpau-

schale zukunftsfest weiterzuentwickeln. Ein Bekenntnis, 

aber eben leider noch kein Geld. Das bleibt also ein klarer 

Arbeitsauftrag an uns alle in diesem Hohen Haus. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir BÜNDNISGRÜNE 

übernehmen Verantwortung für eine Sozialpolitik, die ih-
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ren Namen verdient, für alle Menschen in unserem Frei-

staat Sachsen; denn Sozialpolitik ist kein Luxus, den man 

sich je nach Haushaltslage leisten oder nicht leisten kann. 

Sozialpolitik ist das Fundament unserer Demokratie und 

hält unsere Gesellschaft zusammen. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin Mel-

cher für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Für die Fraktion 

Die Linke ergreift nun Frau Kollegin Schaper das Wort. 

Bitte Frau Kollegin. 

Susanne Schaper, Die Linke: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Sozi-

alhaushalt ist herausragend wichtig, gerade für uns als 

Linke. In diesem Bereich werden Kürzungen für viele 

Menschen schnell bedrohlich; deshalb haben wir in den 

Verhandlungen unseren Schwerpunkt hier gesetzt. Denn 

während die soziale Infrastruktur und kommunale Ange-

bote seit Jahren unterfinanziert sind, steigen die Anforde-

rungen. Unsere Gesellschaft altert, es gibt also mehr ältere 

Menschen, die Gesundheits- und Pflegeleistungen brau-

chen. Gleichzeitig fehlen in fast allen sozialen Berufen die 

Fachkräfte. Die Preise steigen, viele Menschen in Sachsen 

sind von Armut betroffen. 

Die Krisen der letzten Jahre – Pandemie, Krieg, Inflation – 

verschärfen die Lage zusätzlich. Kürzungen unter diesen 

Bedingungen sind brandgefährlich für den Zusammenhalt. 

Schon die vorläufige Haushaltsführung brachte viele Trä-

ger und Vereine an den Rand des Ruins, und das kann man 

hier auch nicht ausblenden. Entlassungsschreiben wurden 

verschickt, Tausende Beschäftigte bangen um ihre Jobs 

und haben sich vielleicht schon neu orientiert. Das ist 

schlimm, und auch das kann man nicht ausblenden. Einmal 

zerstörte Strukturen lassen sich auch bei besserer Haus-

haltslage nicht einfach so wieder aufbauen, und damit darf 

man nicht spielen. 

Dies gilt besonders in den sensiblen Bereichen wie der psy-

chosozialen Versorgung, der Sucht und auch der Aidshil-

fen, denn hier geht es um Folgendes: Woraus entsteht Ver-

trauen? Aus Verlässlichkeit, Ehrlichkeit und Wertschät-

zung. Als soziale Opposition ist es unsere Pflicht, zu inter-

venieren. Selbst in den sogenannten Schonbereichen wie 

bei den Kinder- und Jugendhilfen, bei Gewaltschutz, wie 

die Vorrednerinnen es bereits gesagt haben, waren Kürzun-

gen zu verzeichnen. Dieser Haushaltsentwurf war schlicht 

eine Zumutung, weil lediglich der Haushaltsansatz von 

2024 erhalten wurde, obwohl die Kosten steigen. 

Weil wir zu ernsthaften Verhandlungen bereit waren, haben 

wir viele Änderungsanträge hineinverhandeln können. Das 

macht den Haushalt zwar noch lange nicht zu einem guten 

oder gar linken Haushalt, verhindert aber zumindest die ka-

tastrophalen Kürzungen, und jede gerettete Struktur, jedes 

gesicherte Projekt bedeutet konkrete Hilfe für viele Men-

schen. 

(Beifall Die Linke und BÜNDNISGRÜNE) 

Zum Beispiel der Gesundheitssektor. Die größte Aufgabe 

lautet, die Krankenhäuser zu erhalten. Wir wollen weder in 

der Großstadt noch im ländlichen Raum Lücken in der sta-

tionären Versorgung zulassen. Gleichzeitig verschließen 

wir uns nicht den notwendigen Modernisierungen; auch 

diese setzen voraus, dass die Finanzierung stimmt. Künftig 

wird über den Sachsenfonds eine gezielte Investitionslinie 

für unsere Krankenhäuser eingerichtet. Es ist ein erster, 

aber wichtiger Schritt, um die stationäre Versorgung, ins-

besondere auf dem Land, zu stabilisieren. 

Wir haben mindestens zwei Millionen Euro für die Kran-

kenhäuser erstritten. Ein linker Haushalt hätte auf Kürzun-

gen im präventiven Bereich verzichtet, sondern diese 

Strukturen gestärkt. Wir konnten nur retten, was zu retten 

war, und auch wenn uns das vorgeworfen wird, ist es bes-

ser, als alle einfach nach Hause zu schicken. Wir verhin-

dern, dass bei den Krebsberatungen, der Aidshilfe und der 

Hospiz-Versorgung der Rotstift angesetzt wird; auch bei 

der Psychiatrie und Suchthilfe gibt es nun einen moderaten 

Aufwuchs gegenüber 2024. 

Das ist wichtig, denn wenn diese Erkrankungen chronisch 

werden, dann landen die Betroffenen im überlasteten und 

teuren stationären Versorgungsangebot. Der Verzicht auf 

frühe Hilfe trägt übrigens auch dazu bei, dass Sachsen bun-

desweit eine der höchsten Suizidraten hat. Ein weiterer 

Fortschritt ist die Sicherung der medizinischen Versorgung 

im ländlichen Raum. Das erfordert eine moderne, digitale 

Infrastruktur sowie Investitionen in Telemedizin und regi-

onale Versorgungsnetzwerke wie das Ärztenetzwerk. 

Wir haben uns erfolgreich für den Erhalt von Regionalko-

ordinatorinnen eingesetzt. Sie sorgen dafür, dass Gesund-

heitsprävention in den Kommunen umgesetzt wird. Wir 

konnten die Pflegebudgets der Landkreise und der kreis-

freien Städte um die Hälfte erhöhen und die Arbeit der Pfle-

gekoordinatoren damit absichern. Dem sächsischen Pfle-

gerat konnten wir Mittel für eine Geschäftsstelle sichern. 

Auch die Arbeit der Landesseniorenvertreter, der Genera-

tionsagentur, ist gesichert. An der Schnittstelle zwischen 

häuslicher und professioneller Pflege konnten wir Ange-

bote zur Alltagsbegleitung erhalten. Sie stärken die Selbst-

ständigkeit der Pflegebedürftigen und entlasten pflegende 

Angehörige.  

Mehr Geld konnten wir für die Schuldner- und Verbrau-

cherinsolvenzberatung sowie für die Verbraucherzentrale 

erreichen. Mit den mobilen Beratungsbussen bleibt deren 

Angebot, speziell im ländlichen Raum, erhalten.  

Ein weiteres Schlaglicht möchte ich auf das Ehrenamt wer-

fen. Wir konnten das Ehrenamtsbudget leicht erhöhen und 

Kürzungen beim Ehrenamtsprogramm „Wir für Sachsen“ 

abwenden. Dadurch bekommen Ehrenamtliche die pau-

schale Aufwandsentschädigung. 

In den Tafeln werden die Schlangen immer länger, auch 

hier wurde es bereits gesagt: 400 000 Euro jährlich. 

Vor zwei Jahren warnten Tierschutzaktive landesweit vor 

dem Kollaps des Systems. Jedes Jahr werden in den Som-

mermonaten alleine in Deutschland 50 000 Hunde, 
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80 000 Katzen, Exoten, Kaninchen und sogenannte andere 

Haustiere ausgesetzt. Die Tendenz ist steigend. Dafür brau-

chen wir personell und auch finanziell angemessen ausge-

stattete Tierheime. 

Mittel für eine politisch und fachlich unabhängige Lan-

destierschutzbeauftragte, die genau das koordiniert, sind 

kein sinnloses Geld. 

Es bleiben zahlreiche Aufgaben offen. So werden wir wei-

terhin dafür kämpfen, dass der Freistaat sich an den Inves-

titionskosten für die Pflegeheime beteiligt und dass die Be-

wohner/-innen bei den explodierenden Eigenanteilen ent-

lastet werden. Beim Sachsenfonds ist dieser Aspekt be-

rücksichtigt. Wir werden dafür sorgen, dass es keine Ab-

sichtserklärung bleibt. Wir treten weiterhin dafür ein, dass 

ein Landespflegegeld kommt und dass das Landesblinden-

geld und weitere Nachteilsausgleiche für Menschen mit 

Behinderung ansteigen. 

Dieser Haushalt ist nicht gut und schon gar nicht links. 

Doch gerade im Sozial- und Gesundheitsbereich konnten 

wir schlimmste Kürzungen verhindern. Das größte Spar-

programm und die größte Katastrophe wären ein nicht be-

schlossener Haushalt. 

(Beifall Die Linke, SPD, BÜNDNISGRÜNE  

und Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Schaper für die Fraktion Die Linke. Ich habe bereits ver-

nommen, dass es bei einer Reihe von Fraktionen Bedarf 

nach einer zweiten Runde gibt. Ich gehe die Reihenfolge 

einmal durch: CDU-Fraktion? – Kein weiterer Redebedarf. 

Fraktion AfD? – Kein weiterer Redebedarf. Fraktion 

BSW? – Kein weiterer Redebedarf. Dann kommen wir zur 

Fraktion SPD, und für selbige ergreift das Wort Frau Kol-

legin Lang. Bitte, Frau Kollegin. 

Simone Lang, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Meine Kollegin 

Laura Stellbrink ist in der ersten Runde auf die wichtigsten 

Punkte im Sozialhaushalt eingegangen. Ich möchte gern 

um die Bereiche Gesundheitsversorgung, Pflege und Ver-

braucherschutz ergänzen; denn auch hier – das hatten 

meine Vorredner schon gesagt – konnten wir uns auf wich-

tige Verbesserungen verständigen. 

Die Kürzungen im Regierungsentwurf haben einer äußerst 

schwierigen Haushaltslage Rechnung getragen. Wenn die 

Regierung von Prioritätensetzung sprach, sollte nicht der 

Eindruck entstehen, dass die gekürzten Bereiche nicht 

wichtig seien, im Gegenteil. Der Sozialhaushalt ist ein 

Musterbeispiel dafür, an wie vielen Stellen die Förderung 

durch den Freistaat grundlegende Strukturen ermöglicht 

und stärkt. 

Gemeinsam mit dem Koalitionspartner, BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und Die Linke werden wir die wichtigen 

Bereiche im Gesundheitsbereich aufstocken. Zu nennen 

sind dabei die Gesundheitskoordinatoren in den Landkrei-

sen und kreisfreien Städten. Die Investitionen im Bereich 

Telemedizin und Digitalisierung können auf rund 5 Milli-

onen pro Jahr erhöht werden. Wir erhöhen die Zuschüsse 

zur Förderung der fachärztlichen Weiterbildung und zur 

Förderung von Gesundheitsfachberufen. Modellvorhaben, 

die der Zusammenarbeit von Krankenhäusern untereinan-

der sowie anderen Leistungserbringern dienen, werden 

auch künftig mit 3 Millionen Euro pro Jahr gefördert. 

Angebote der Gesundheitsprävention, die ambulante 

Krebsberatungsstelle und das Beratungsangebot der Bera-

tungsstellen für HIV und Aids können erhalten werden und 

leisten auch künftig einen großen Beitrag zur Gesundheits-

versorgung in Sachsen. 

Auch im Pflegebereich – das sagte meine Kollegin Susanne 

Schaper bereits – fördern wir wichtige Unterstützungs-

strukturen, und zwar stärker als im Haushaltsentwurf vor-

gesehen. So können die Pflegekoordinatoren in den Land-

kreisen und kreisfreien Städten in vollem Umfang erhalten 

werden und auch die regionalen Pflegebudgets werden auf-

gestockt. 

Wir sichern die Unterstützung für die Landesseniorenver-

tretung in Sachsen und fördern weiterhin Projekte der Se-

niorenpolitik mit 500 000 Euro pro Jahr. Die Alltagsbeglei-

tung für Seniorinnen und Senioren kann auch im Jahr 2026 

im bisherigen Umfang gefördert werden. 

Erwähnt wurden auch die zahlreichen Schreiben, die uns 

im Zuge des Regierungsentwurfs erreicht haben. Viele da-

von bezogen sich explizit auf die Verbraucherinsolvenzbe-

ratung und den Verbraucherschutz. Auch für uns war klar, 

dass sich in diesem Bereich etwas tun muss. Deshalb bin 

ich genauso froh wie alle anderen, dass die Verbraucherin-

solvenzberatung mit immerhin 4,5 Millionen Euro pro Jahr 

gefördert wird und die Verbraucherzentrale, wie vorhin an-

gesprochen, bei ihren Projekten gestärkt wird. 

Der Beratungsbedarf in Sachsen nimmt stetig zu und dem 

tragen wir mit den Änderungen Rechnung. Es zeigt sich 

erneut, dass sogenannte steuerbare Leistungen in diesem 

Einzelplan die soziale Infrastruktur betreffen. Sie sind 

nicht nur ein nettes Plus in unserer Gesellschaft, sondern 

sie bilden das soziale Netz, das Menschen in Not auffängt. 

Deshalb bin ich froh, dass es genug Menschen in diesem 

Parlament gibt, die die Verantwortung für dieses soziale 

Netz leben, stärken und spüren. Dafür danke ich allen, die 

dort mitgetan haben, sowie allen Akteuren in Sachsen für 

das konstruktive Miteinander. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD, BÜNDNISGRÜNE,  

Susanne Schaper, Die Linke, und Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war in Eröffnung einer 

zweiten Runde der Aussprache zum Einzelplan 08 Frau 

Kollegin Lang. Für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE setzt 

in der zweiten Runde Frau Kollegin Meier fort. Bitte, Frau 

Kollegin. 

Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE: Herr Präsident! Meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Ich greife den letzten 
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Satz meiner Kollegin Christin Melcher auf: Sozialpolitik 

ist kein Luxus. Sie ist das Fundament unserer Demokratie 

und hält unsere Gesellschaft zusammen. 

Dieser Haushaltsentwurf war eine Chance für das SPD-ge-

führte Sozialministerium. Eine Chance zu zeigen, wie ernst 

es Ihnen ist mit dem gesellschaftlichen Zusammenhalt, mit 

Demokratie, Teilhabe und Miteinander. Doch stattdessen 

lag ein Vorschlag auf dem Tisch, der das soziale Funda-

ment unseres Landes beinahe ins Wanken gebracht hätte. 

Er war ganz sicher nicht das, was eine Schutzmacht der so-

zialen Gerechtigkeit, der Demokratie und der Zukunft aus-

zeichnet, wie es die SPD ja selbst sagt. 

Denn im Haushaltsentwurf war davon leider nicht so viel 

zu sehen. Stattdessen gab es massive Kürzungen bei Verei-

nen, Trägern und Initiativen, also genau bei den Strukturen, 

die unsere Demokratie im Alltag tragen, in Jugendclubs, in 

Nachbarschaftszentren, Beratungsstellen, Projekten gegen 

Diskriminierung. 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, konnten wir 

nicht hinnehmen und wir haben es auch nicht hingenom-

men. Gemeinsam mit der Linksfraktion haben wir korri-

giert. Sehr verehrte Damen und Herren! Die Gefahren für 

unsere Demokratie werden jeden Tag greifbarer. Ja, wir 

müssen aktiv gegen Angriffe vorgehen. Aber ebenso wich-

tig ist es, die zu stärken, die sie jeden Tag verteidigen, in 

unseren Städten und Dörfern, in den Jugendclubs, in Be-

gegnungszentren, in den Kommunen, dort, wo Demokratie 

gelebt wird. 

Doch dieser Haushalt hat sich bewegt, weil wir ihn bewegt 

haben. Dank grüner, hart verhandelter Änderungsanträge 

und nicht Impulsen, liebe Frau Stellbrink, wurde verhin-

dert, dass soziale Strukturen wegbrechen, 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

weil wir wissen, was auf dem Spiel steht. Deshalb gibt es 

mehr Mittel für Gleichstellung, sei es beim Schutz vor ge-

schlechtsspezifischer Gewalt oder bei der Existenzgrün-

dung von Frauen im ländlichen Raum. Mehr Geld für 

queere Projekte und Antidiskriminierung, damit professio-

nelle Beratungsstellen dort bleiben, wo sie dringend ge-

braucht werden. Mehr Geld für Bürgerbeteiligung und die 

Orte der Demokratie, weil Demokratie eben Mitreden 

heißt. Mehr Unterstützung für Träger in der Extremis-

musprävention, damit sie ihre wichtige Arbeit fortsetzen 

können. 

Und wir schauen weiter: Integration darf kein Zufall sein. 

Wer hierher kommt, verdient eine echte Chance auf Teil-

habe, Selbstbestimmung und ein gutes Leben. Dazu 

braucht es ein ausreichendes Angebot an Sprachkursen, 

Hilfestellung bei der Wohnungssuche, bei Kitaplatz- oder 

Schulanmeldungen, bei der Zusammenarbeit mit den Be-

hörden und Arbeitsmarktintegration. Deshalb sichern wir 

den Kommunen die nötigen Finanzmittel, damit sie vor Ort 

notwendige Strukturen erhalten und ausbauen können, und 

– das ist mir sehr wichtig – wir stärken das zivilgesell-

schaftliche Engagement bei der Integrationsarbeit. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Eine soziale und ge-

rechte Gesellschaft lebt auch davon, wie wir mit unseren 

Mitgeschöpfen umgehen. Tierschutz ist Staatsziel und das 

meinen wir ernst. Tiere können nicht für sich selbst spre-

chen, also braucht es Strukturen, die für sie eintreten. Des-

halb haben wir sichergestellt, dass die Tierschutzbeauf-

tragte auch weiterhin mit einer Geschäftsstelle und dem er-

forderlichen Personal als Streiterin für den Tierschutz gut 

aufgestellt ist. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

So ausgestattet kann sie fundierte Stellungnahmen zu tier-

schutzrelevanten Initiativen der Staatsregierung abgeben, 

ist Ansprechpartnerin für die Tierschutzvereine und Ver-

bände und klärt selbstverständlich auch die Öffentlichkeit 

auf und informiert. 

Auch konnten wir die drastischen Kürzungen bei den Tier-

heimen rückgängig machen. Mehr noch, wir haben aufge-

stockt und damit auf die mehr als deutlichen Hilferufe der 

Tierheime reagiert, die mit hohen Kostensteigerungen zu 

kämpfen haben. 

Kurz gesagt, wir denken an diejenigen, die sonst vergessen 

worden wären, an diejenigen, die unsere Demokratie stark 

machen, an diejenigen, die Vielfalt leben, an diejenigen, 

die Schutz brauchen, Menschen und Tiere. Dafür steht jetzt 

dieser Haushalt. Dafür stehen wir. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und vereinzelt  

Die Linke – Beifall Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war für die Fraktion 

BÜNDNISGRÜNE in der zweiten Rederunde Frau Kolle-

gin Meier. Für die Linksfraktion wird jetzt in der zweiten 

Runde Frau Kollegin Nagel das Wort ergreifen. Frau Kol-

legin, bitte. 

Juliane Nagel, Die Linke: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokrati-

schen Fraktionen! Uns als Linke ist der Einzelplan 08 

wichtig, und deshalb auch von mir noch ein Beitrag. 

Ich möchte an den Anfang stellen, dass es vom CDU-Kol-

legen Unger so ein bisschen rübergekommen ist, als sei al-

les in Ordnung. Aber ich will noch einmal betonen: Die im 

uns vorgelegten Regierungsentwurf angesetzten Kürzun-

gen in den Bereichen dieses Einzelplans waren einschnei-

dend und übertrafen alle Befürchtungen, die bereits in der 

Zivilgesellschaft kursierten. 

Das verantwortet ausgerechnet ein sozialdemokratisch ge-

führtes Ministerium. Ich will es noch einmal betonen, da-

mit es auch ein bisschen verfängt: Der Begriff „Schonbe-

reich“ ist irreführend. 

Bei Inflation und Tarifsteigerungen, die wir verzeichnen 

müssen, können wir keinen Schonbereich, zum Beispiel für 

Jugendliche, vorfinden, da die Ausgaben die Förderung um 

ein Vielfaches übersteigen. 
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Kürzungen ganzer Titelgruppen im Bereich Demokratie 

und Integrationsarbeit um teils mehr als 80 % zeigen, dass 

der Minderheitskoalition das soziale Gewissen fehlt und 

dieses soziale Gewissen haben wir mit den GRÜNEN hin-

zugefügt. 

Was konnten wir erreichen? Ich möchte das noch einmal 

betonen: Wir sorgen dafür, dass das Förderprogramm In-

tegrative Maßnahmen nicht komplett abgeschossen wird, 

damit in Sachsen noch so etwas wie Integrationsarbeit 

stattfindet und Menschen in einem rassistisch aufgelade-

nen, exklusiven gesellschaftlichen Klima überhaupt noch 

Teilhabemöglichkeiten finden. 

Wir stocken den Ansatz um fast 17 Millionen Euro auf und 

sichern mittels Verpflichtungsermächtigungen die Zukunft 

dieses Programmes. Es geht unter anderem um die psycho-

sozialen Zentren, deren Arbeit schlichtweg unersetzlich ist. 

Apropos gesellschaftliches Klima: Es wurde bereits gesagt, 

dass das Förderprogramm Weltoffenes Sachsen auch künf-

tig auf demselben Niveau ausgestattet wird, sodass insbe-

sondere im ländlichen Raum Demokratiearbeit angeboten 

werden kann. 

Wir sorgen außerdem dafür, dass weiterhin ausreichend 

Kofinanzierungsmittel für das Bundesprogramm „Demo-

kratie Leben!“ zugeschossen werden. 

Ohne vernünftigen Grund war die Regierung bereit, auf er-

hebliche Zuschüsse aus Berlin zu verzichten. Besonders 

betroffen wäre die unverzichtbare Arbeit der Opferbera-

tung: Support für Betroffene rassistischer, rechter und an-

tisemitischer Gewalt. Auch das regionale Beratungsteam 

gegen Rechtsextremismus sowie die Schulprozess- und 

Distanzierungsberatung wären davon betroffen. 

Das kann doch wohl nicht sein! Der Beratungsbedarf ist in 

diesem Land sehr offensichtlich. Über das Vorjahresniveau 

hinaus konnten wir, wie beim gerade erwähnten Ansatz, 

den Gewaltschutz aufstocken. Lassen Sie mich noch ein 

paar Worte dazu sagen: Laut Istanbul-Konvention braucht 

Sachsen 404 Schutzplätze. Aktuell gibt es nur 165. Im letz-

ten Jahr wurden mindestens 378 Personen abgewiesen, die 

wegen häuslicher und sexualisierter Gewalt Zuflucht such-

ten, weil die Plätze bereits belegt waren. Das ist für die Be-

troffenen eine Katastrophe. 

Wir fragen uns ernsthaft: Wer kann vor diesem Hintergrund 

auf die Idee kommen, den Haushaltsansatz für 2024 zu-

grunde zu legen und damit faktisch sogar zu kürzen? In 

diesem Bereich müssen wir dringend vorankommen – 

nicht nur, um die Ziele der Konvention zu erfüllen, sondern 

vor allem, um den Betroffenen tatsächlich Schutz bieten zu 

können. Wir sind froh, dass wir als Linke und GRÜNE hier 

zumindest einen Aufwuchs sichern konnten – und nicht nur 

den Ansatz von 2024. 

Auch im Bereich der Ausgaben für Gleichstellung von 

Frauen und Männern, für die Akzeptanz sexueller und ge-

schlechtlicher Vielfalt sowie für Antidiskriminierung 

konnten wir Kürzungen abwenden – und das in einer Zeit, 

in der die antifeministische Stimmung zunimmt und ein 

massiver Anstieg queerfeindlicher Gewalt in Sachsen zu 

beobachten ist. 

(Lachen Roberto Kuhnert, AfD) 

Landesaktionspläne in allen Ehren – sie können nur dann 

Wirkung entfalten, wenn sie auch finanziell hinterlegt sind. 

Gleichstellungsvereine und Gleichstellungsbeauftragte 

können nur wirksam arbeiten, wenn sie nicht geschwächt 

werden. Und – last but not least, es wurde bereits gesagt – 

konnten wir die Förderung von Existenzgründungen von 

Frauen im ländlichen Raum vor der vollständigen fakti-

schen Abwicklung retten. 

Seien Sie sich zum Abschluss meiner Rede sicher: Wir als 

Linke werden weiterhin Garant/-innen für die sozialen 

Grundfesten dieser Gesellschaft sein – für Solidarität und 

für die Umverteilung von Reichtum, gerade in Richtung 

dieser zentralen Bereiche. 

Vielen Dank. 

(Beifall Die Linke) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin  

Nagel für die Fraktion Die Linke in einer zweiten Rede-

runde. Ich schaue noch einmal in die Reihen der Fraktio-

nen, ob sich neuerlicher Gesprächsbedarf aufgetan oder er-

geben hat. – Das sehe ich nicht. Nun erteile ich der Staats-

regierung das Wort und selbiges ergreift Frau Staatsminis-

terin Köpping. Frau Staatsministerin, bitte. 

Petra Köpping, Staatsministerin für Soziales, Gesund-

heit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt: Sehr geehr-

ter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 

Abgeordneten! Herzlichen Dank für die Diskussionen, die 

stattgefunden haben. Daran zeigt sich, dass das Ministe-

rium für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt – übrigens eines der breit aufgestellten und 

größten Ministerien im Freistaat Sachsen – einen erhebli-

chen Diskussionsbedarf hat. 

Deswegen möchte ich gleich zu Beginn, Frau Schwietzer, 

widersprechen: Sie haben ausgeführt, die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter seien im Haus gewachsen – ja, das sind sie. 

Aber die Aufgaben eben auch. Und wenn Sie das nicht 

wertschätzen können – ich kann das. Diese Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter haben zwei große Krisen hintereinan-

der bewältigt: die Coronapandemie und die Afrikanische 

Schweinepest. Dabei haben sie äußerst engagiert gearbei-

tet. 

Wir sind übrigens eines der wenigen Länder weltweit, das 

die Afrikanische Schweinepest erfolgreich bekämpfen 

konnte. Dafür gilt unserem Haus großer Dank. 

(Beifall CDU und Michael Kretschmer, 

Ministerpräsident) 

Der Einzelplan 08 hatte im Jahr 2024 1,507 Millio-

nen Euro gehabt. Im Jahr 2025 sind es im Soll 1,625 Mil-

lionen Euro und im Jahr 2026 1,636 Millionen Euro. Da-

ran zeigt sich, dass der Anstieg der gesetzlichen Aufgaben 

in unserem Haus enorm war. Das bedeutet eben auch, dass 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter benötigt werden, die 

diese Aufgaben bewältigen. Und deshalb unterstütze ich 

den gestrigen Ansatz: Wer bestellt, bezahlt. 

Das sind viele Leistungen, die uns von der EU oder vom 

Bund übertragen wurden – und diese müssen ausgeglichen 

werden. Dafür wollen wir uns einsetzen. In unserem Haus-

halt haben wir Prioritäten gesetzt – vor allem für Kinder 

und Krankenhäuser. Prioritäten zu setzen bedeutet aber 

auch, dass nicht alles so verbessert werden kann, wie wir 

es uns alle vielleicht wünschen. 

Deswegen bin ich für die Diskussion sehr dankbar – sie hat 

gezeigt, dass diese Themen vielen Fraktionen in diesem 

Haus ein großes Anliegen sind. Bereits im Regierungsent-

wurf haben wir bei der Priorität für Kinder und Jugendliche 

deutlich gemacht, wie wichtig uns dieses Thema ist. 

Wir wollen, dass Kinder und alle jungen Menschen gute 

Chancen für ihren Start ins Leben haben. Sie sollen sich 

entfalten und ausprobieren können – das ist unser Ziel. Und 

sie sollen einen guten Schulabschluss erreichen, um damit 

einen erfolgreichen Einstieg ins Berufsleben zu schaffen. 

Die Programme des SMS leisten dazu einen wesentlichen 

Beitrag. Auch die Schulsozialarbeit ist heute angesprochen 

worden. Mit 37,2 Millionen Euro – da soll man erst einmal 

Bundesländer finden, die ihre Kommunen in dieser Grö-

ßenordnung unterstützend begleiten. Auch das ist eine An-

sage, die man machen sollte – und nicht nur eine einseitige 

Betrachtung. Und selbstverständlich hätte auch ich gerne, 

dass es dort noch Verbesserungen gibt. Das steht auch so 

im Koalitionsvertrag, und das werden wir nicht aus den 

Augen verlieren. 

Übrigens auch hier eine Korrektur zu einer gestrigen Aus-

sage: Dort sind 638 VZE beschäftigt und nicht 500. Auch 

das ist etwas, was man vorher recherchieren sollte, bevor 

man solche Aussagen trifft, die dann im Protokoll stehen 

und zu Irrtümern führen. 

Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter sollen 

weiterhin an unseren Schulen tätig sein, damit sie unseren 

Kindern und auch den Lehrerinnen und Lehrern helfen 

können. Damit die Angebote für Kinder und Jugendliche 

im Land erhalten bleiben, haben wir die Jugendpauschale 

in Höhe von 15 Millionen Euro beibehalten. 

Ich möchte noch einmal betonen: Die Erhöhung der Ju-

gendpauschale ist nur ein Teil. Es gibt zwei Partner – auch 

die Kommunen tragen ihren Anteil. Deshalb müssen wir 

mit den Kommunen eng zusammenarbeiten, wenn wir über 

Erhöhungen oder Veränderungen sprechen. Das ist mir sehr 

wichtig, und deshalb lohnt es sich, das Gespräch auch mit 

den Kommunen zu suchen. 

Wir wollen die Familien weiterhin unterstützen. Die Feri-

enzeit steht bevor, und deshalb ist uns die Familienerho-

lung für Familien wichtig, die nicht viel Geld haben. Sie 

können dann vielleicht in den Urlaub fahren, wenn sie ei-

nen Zuschuss erhalten. Dafür haben wir 600 000 Euro ein-

gestellt. 

Ich möchte einige Beispiele nennen, die vielleicht noch 

nicht genannt wurden, etwa überregionale Angebote für die 

Familienbildung. Auch das ist ein wichtiger Beitrag: Mit 

675 000 Euro haben wir zum Beispiel gemeinsame Spiele-

wochenenden organisiert. Für manche klingt das vielleicht 

irrelevant, doch für die betroffenen Familien ist es sehr 

wichtig. Ich selbst habe solche Seminare besucht. 

Selbstverständlich haben wir auch für eine Ehe-, Familien- 

und Lebensberatung mit einer Telefonberatung über 

860 000 Euro, die gerade in Krisenzeiten Kontakt bietet. 

Krisenzeiten können dabei eine Trennung in der Familie  

oder auch ausgetragene Konflikte sein. 

Unsere Krankenhäuser haben bei uns selbstverständlich 

Priorität. Deshalb muss ich noch einmal betonen – ich habe 

es hundertmal gesagt und erkläre es auch noch einmal –: 

Der Freistaat Sachsen schließt keine Krankenhäuser. Sol-

che Entscheidungen treffen die Träger vor Ort. 

Sie können mir glauben, dass wir bei jedem einzelnen 

Krankenhaus, das vor seiner Schließung steht – wie zuletzt 

in Schkeuditz; ein Beispiel, das ich noch einmal nennen 

möchte –, im engen Kontakt sind und stets um den Erhalt 

und Perspektiven kämpfen. 

Auch in Schkeuditz bleiben die notwendigen Angebote er-

halten, die der Freistaat übernommen hat. Das ganze Kran-

kenhaus, das übrigens über ein Jahr lang nur 15 Patienten 

hatte, können wir jedoch nicht erhalten. Deshalb stehen wir 

dort sowohl mit dem Bürgermeister als auch mit dem 

Landrat in engem Kontakt, um Perspektiven zu bespre-

chen. 

Krankenhäuser – das wurde bereits gesagt – haben wir wie-

der mit den Mitteln ausgestattet, die bereits im Haushalt 

vorgesehen waren: 75 Millionen Euro für die Kranken-

hauspauschalförderung und 64,4 Millionen Euro für die 

Einzelförderung. 

Die Situation der Krankenhäuser ist schwierig, und hier 

kommt ein wichtiger Punkt: Wir müssen nicht nur an Sach-

sen denken, sondern bundesweit. 

Deswegen haben wir auch im Bund die Forderung aufge-

macht – übrigens schon im Koalitionsvertrag zwischen 

SPD und CDU – und darauf hingewiesen, dass die Kran-

kenhäuser eine Soforthilfe benötigen – 4 Milliarden Euro 

für die Betriebskostenausgleiche aus den Jahren 2022 und 

2023 –, damit sie die Chance haben, die Reform mit uns 

gemeinsam zu gestalten. Hierzu gibt es eine Zusage der 

Bundesministerin Warken, dass, sobald der Bundeshaus-

halt steht, diese Gelder an die Krankenhäuser bezahlt wer-

den. Das ist ein wichtiger Beitrag, und diesen haben wir 

erkämpft, weil es eben nicht allein in Sachsen, sondern ein 

bundesweites Problem ist. Deswegen ist das wichtig. 

Momentan schreibe ich eine Nachricht nach der anderen; 

denn wir Gesundheitsminister sagen, dass die Nachbesse-

rungen zur Krankenhausreform – die notwendig sind und 

die wir alle wollen; daher haben wir im Bundesrat auch 

nicht zugestimmt – noch in das Krankenhausgesetz einge-

arbeitet werden. Genau das tun wir jetzt. 
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Gleichzeitig wollen wir die Infrastrukturprojekte in Höhe 

von 200 Millionen Euro umsetzen. Ich freue mich sehr, 

dass wir das eingearbeitet haben, auch in den Sachsen-

fonds; denn das Geld brauchen wir. Unsere Krankenhäuser 

müssen investieren, darin sind wir uns einig. Das sollten 

wir schnell und zügig umsetzen. Ich habe die Kranken-

hausgesellschaft gebeten, die Projekte auf den Plan zu ru-

fen, die sofort realisierbar, mittelfristig realisierbar und 

langfristig realisierbar sind. 

(Vereinzelt Beifall SPD und CDU –  

Beifall Staatsregierung) 

Selbstverständlich ist das Thema Pflege ebenfalls wichtig. 

Dieses Problem lösen wir nicht, indem wir ein Pflegegeld 

von 400 Euro bezahlen, sondern das lösen wir dadurch, 

dass es ein wirklich modernes Pflegegesetz im Bund gibt. 

Daran arbeiten wir. Wer die Bundesaufgaben verfolgt hat, 

der sieht, dass in der Pflege bis zur ersten Jahreshälfte – 

bzw. zu zwei Dritteln des Jahres – ein Pflegereformgesetz 

auf den Weg gebracht werden soll. Daran arbeiten die Län-

dergesundheitsminister mit. Wir haben die Vorschläge 

schon auf dem Tisch liegen. Da bis Jahresende ein erster 

Entwurf im Bundestag vorliegen soll, ist es ein prioritäres 

Thema. Doch das lösen wir in Sachsen nicht einfach allein. 

Ich bin in vielen Bundesländern unterwegs und weiß, dass 

diejenigen, die so etwas wie ein Pflegegeld schon einmal 

eingeführt haben, dieses wieder abgeschafft haben, weil es 

nicht die Lösung ist, die wir brauchen, sondern nur ein 

Stück, ein Teil der Lösung. 

Natürlich haben wir eine schwierige Haushaltssituation. Im 

SMS sind viele sogenannte freiwillige oder steuerbare 

Leistungen, bei denen man schauen kann, was man verän-

dert. Ich möchte denjenigen sehen, der eine andere Ent-

scheidung getroffen hätte als die, die wir zu treffen hatten; 

denn alle Ministerien standen vor der Aufgabe, Einsparun-

gen zu bewältigen. Deswegen bin ich sehr dankbar, dass 

wir hier noch mal eine Verbesserung erreichen konnten. Ich 

bin den Linken und den GRÜNEN sehr dankbar dafür, dass 

sie in viele Bereiche reingegangen sind – nicht als Repara-

turbetrieb, sondern als Hilfe und Unterstützung; so emp-

finde ich das. 

Letztendlich möchte ich betonen, dass wir selbstverständ-

lich auch für die Gesundheitsinfrastruktur, bei der jetzt 

mehr Förderung möglich ist – Telemedizin, präventive An-

gebote, Aidsberatung und Weiterbildungen –, sehr dankbar 

sind. Auch da lehne ich Kürzungen ein Stück weit ab, denn 

andere Bundesländer schauen uns an und sehen, wie das 

20-Ärzte-Programm – das du noch auf den Weg gebracht 

hast, liebe Barbara – jetzt in der Umsetzung ist und wir 

erste Früchte ernten können, und zwar mit dem Programm 

in Pécs. Der erste Absolvent aus Pécs ist mittlerweile nach 

Sachsen gekommen. Weitere Absolventen wollen dieses 

und nächstes Jahr in die Hausarztpraxen in den ländlichen 

Regionen gehen. Die anderen fangen damit an. Elf Jahre 

dauert so eine Ausbildung, wir setzen sie um. Das muss 

man auch einfach mal würdigen. Ich danke denjenigen, die 

sich in der Zeit, als es vielleicht noch gar nicht so populär 

war, dafür starkgemacht haben – dafür mein herzliches 

Dankeschön! 

(Beifall SPD, CDU und Staatsregierung) 

Dieser Haushalt ist schwierig, aber daraus muss und sollte 

ein Momentum entstehen, es einfacher zu machen, was die 

Verwaltung, was die Vorschriften und was die Bürokratie 

betrifft. Besser zusammenzuarbeiten – auch das ist eine 

Möglichkeit einzusparen und schneller zu werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall SPD, CDU, Susanne Schaper,  

Die Linke, und Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Staatsminis-

terin Köpping für die Staatsregierung. Ich gehe davon aus, 

dass wir damit die allgemeine Aussprache zum Einzelplan 

08 abgeschlossen haben. Weiteren Gesprächsbedarf aus 

den Reihen der Fraktionen kann ich nicht erkennen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzelplan 08, 

Staatsministerium für Soziales, Gesundheit und Gesell-

schaftlichen Zusammenhalt. Wir werden die Abstimmung 

– wie gehabt und bereits gestern praktiziert – kapitelweise 

vornehmen. 

Wir beginnen mit Kapitel 08 01. Hierzu liegen keine Än-

derungsanträge vor. Insofern können wir unmittelbar in die 

Abstimmung eintreten. Wer Kapitel 08 01 die Zustimmung 

geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? –Enthaltungen? – Damit ist bei einer ganzen 

Reihe Gegenstimmen, aber doch deutlich mehr Für-Stim-

men Kapitel 08 01 beschlossen. 

Wir kommen zum Kapitel 08 02, Drucksache 8/3032, Än-

derungsantrag der AfD-Fraktion, Titel 462 01. Ist eine Ein-

bringung gewünscht? 

(Doreen Schwietzer, AfD: Formale Einbringung!) 

– Formale Einbringung. Ich frage: Gibt es weiteren Aus-

sprachebedarf zum Änderungsantrag? – Das kann ich nicht 

sehen. Dann können wir abstimmen. Wer dem Änderungs-

antrag, Drucksache 8/3032, die Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Damit ist bei vielen Für-Stimmen, 

aber einer deutlichen Mehrheit an Gegenstimmen diesem 

Änderungsantrag nicht entsprochen. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3033, Änderungsantrag der 

AfD-Fraktion zu Titel 547 02. 

(Doreen Schwietzer, AfD: Formal!) 

– Formal eingebracht durch die Antragstellerin. Ich bitte 

bei Zustimmung zum Änderungsantrag, Drucksache 

8/3033, um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-

tungen? – Damit ist dem Änderungsantrag sichtbar nicht 

entsprochen. 

Wir können nun über Kapitel 08 02 in Gänze abstimmen. 

Wer Kapitel 08 02 die Zustimmung geben möchte, den 

bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 

Enthaltungen? – Bei vielen Gegenstimmen, aber einer 
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deutlichen Mehrheit zustimmender Voten ist das Kapitel so 

beschlossen. 

Wir kommen zum Kapitel 08 03. Es liegen keine Ände-

rungsanträge vor. Ich lasse abstimmen: Wer dem Kapitel 

die Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei einigen 

Gegenstimmen, mehr Enthaltungen und deutlich mehr po-

sitiven Voten ist auch dieses Kapitel entsprechend be-

schlossen. 

Wir kommen zum Kapitel 08 04, Drucksache 8/3034,  

Änderungsantrag der AfD-Fraktion zu den Titeln 633 03 

und 633 04. Sie begehren Einbringung? – Frau Kollegin 

Schwietzer bringt den Änderungsantrag, Drucksache 

8/3034, ein. 

Doreen Schwietzer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist kaum zu fassen, 

aber Realität: Ein einziger unbegleiteter minderjähriger 

Ausländer kostet die sächsischen Steuerzahler satte 75 000 

Euro pro Jahr und Person. Das sind Summen, von denen so 

mancher hart arbeitender Bürger nur träumen kann. Wäh-

rend sich beispielsweise Familie Müller in Sachsen fragt, 

wie sie die nächste Heizrechnung bezahlt, werden Unsum-

men für angeblich minderjährige Flüchtlinge ausgegeben. 

(Demonstratives Seufzen  

Rico Gebhardt, Die Linke) 

Doch es kommt noch schlimmer: Aus anderen Bundeslän-

dern und wissenschaftlichen Studien wissen wir: 

(Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

Ein erheblicher Teil dieser minderjährigen Geflüchteten ist 

in Wahrheit längst erwachsen. 

(Juliane Nagel, Die Linke: Das ist  

totaler Unsinn! Das wissen Sie auch!) 

Das ist ein riesiges Täuschungsmanöver auf Kosten der 

ehrlichen Beitragszahler. In Hamburg sind in sage und 

schreibe 58 % der Fälle Zweifel an den Altersangaben vor-

handen. Im Saarland 

(Weitere Zurufe Juliane Nagel, Die Linke) 

wurden bei medizinischen Überprüfungen 52 % als voll-

jährig enttarnt – über die Hälfte. Eine Studie des Universi-

tätsklinikums Münster zeigt: Fast jeder Zweite, der sich bei 

uns als Kind ausgibt, ist tatsächlich erwachsen. Sozialpä-

dagogische Glaubwürdigkeit genügt eben nicht – wir brau-

chen knallharte Fakten. 

(Demonstratives Seufzen Laura Stellbrink, SPD) 

Wir brauchen die medizinische Begutachtung. 

Schauen wir auf Sachsen. Hier feiert fast ein Drittel der an-

geblichen Minderjährigen – welch ein Zufall – am 1. Ja-

nuar Geburtstag. 

(Heiterkeit AfD) 

Wer soll das bitte schön glauben? Das ist kein Zufall, das 

ist gezielte Täuschung. Wir sagen deshalb ganz klar: Es 

braucht endlich eine flächendeckende medizinische Alters-

feststellung. 

(Beifall AfD) 

Nur so kann verhindert werden, dass erwachsene Personen 

auf unsere Kosten Jugendhilfeleistungen kassieren, sich 

Abschiebungen entziehen, wenn sie notwendig sind, und 

auch noch mit mildem Jugendstrafrecht davonkommen. Ei-

nes ist doch klar: Wenn die Bundesregierung endlich ihren 

eigenen Ankündigungen folgt und effektive Grenzkontrol-

len durchsetzt, dann hat dieses Schauspiel ein Ende, dann 

schrumpft die Zahl der neu einreisenden minderjährigen 

Ausländer ganz automatisch. 

Es geht hier um nichts weniger als die Glaubwürdigkeit un-

seres Rechtsstaates, um den Schutz unserer Gemeinschaft 

und um die verantwortungsvolle Verwendung von Steuer-

geldern. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war die Einbringung 

des besagten Änderungsantrags durch Frau Kollegin 

Schwietzer. Gibt es dazu Aussprachebedarf? – Ich sehe an 

Mikrofon 3 Frau Kollegin Stellbrink von der SPD-Frak-

tion. 

Laura Stellbrink, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Zu-

nächst das Formale, Sie wissen sicherlich, dass es eine ge-

setzliche Aufgabe ist, die wir leisten müssen und uns auch 

leisten, die man nicht so einfach durch einen Änderungs-

antrag ersetzen kann. Stellvertretend für sehr viele Ände-

rungsanträge im Sozialbereich, insbesondere im Integrati-

onsbereich, zeigen Sie mal wieder, wessen Geistes Kind 

Sie sind. 

(Beifall SPD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Stellbrink von der SPD-Fraktion. Gibt es weiteren Aus-

sprachebedarf? – Das kann ich nicht sehen. Dann stelle ich 

den Änderungsantrag in Drucksache 8/3034 zur Abstim-

mung und bitte bei Zustimmung um das Handzeichen. – 

Gegenstimmen? Dann ist bei einer Reihe Für-Stimmen, 

aber einer deutlichen Mehrheit dagegen dem Änderungs-

antrag nicht entsprochen worden. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3238, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zu Titel 633 57. – Formale Einbringung. 

Dann stimmen wir darüber ab. Änderungsantrag in Druck-

sache 8/3238. Ach so, er ist formal eingebracht, und es gibt 

weiteren Aussprachebedarf. Verzeihung! Herr Kollege 

Gebhardt, bitte. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Vielen Dank, Herr Präsident! 

Ich mache das auch nur einmal und auch nur einmal von 

hier vorn. Ich möchte etwas zu der Finanzierung aus dem 

Generationenfonds, was vorhin schon sehr emotional dis-

kutiert worden ist, sagen. 
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Noch einmal ein Blick in den Haushalt. Im Jahr 2025 ver-

anschlagt der Finanzminister 872 Millionen Euro im Gene-

rationenfonds und 2026 960 Millionen Euro. Dabei sind 

schon mögliche Kapital- und Zinseinnahmen berücksich-

tigt. In der Zwischenzeit, als die Diskussion hier stattge-

funden hat, habe ich mir mal die Mühe gemacht und aus 

den Änderungsanträgen von der BSW-Fraktion aufgerech-

net, was sie dem Generationenfonds weniger zuführen 

wollen. Die Summe beträgt 811 Millionen Euro im Einzel-

plan 08. Dabei sind also nicht die anderen Einzelpläne be-

rücksichtigt, sondern nur der Einzelplan 08, über den wir 

jetzt abstimmen. Da will die BSW-Fraktion dem Generati-

onenfonds 811 Millionen Euro nicht zuführen. Entschuldi-

gung, das ist einfach verfassungswidrig, was Sie uns hier 

vorschlagen. Angesichts dessen kann ich nur bei meiner 

Position von gestern bleiben: Es ist unseriös was Sie hier 

machen. 

(Beifall Die Linke, CDU, SPD und Staatsregierung 

– Sabine Zimmermann, BSW: Sehr gut!) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Gebhardt 

für die Linksfraktion zum Änderungsantrag in der Druck-

sache 8/3238. Der ist formal eingebracht. Gibt es weiteren 

Gesprächsbedarf? – Das sehe ich nicht. Dann können wir 

abstimmen und ich bitte bei Zustimmung um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit wurde 

dem Änderungsantrag erkennbar nicht entsprochen. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3239, Änderungsantrag 

der BSW-Fraktion zu Titel 671 54. Frau Kollegin Pfau, 

bitte. 

Janina Pfau, BSW: Wir haben festgestellt, dass wir zwar 

eine Novellierung des Landesjugendhilfegesetzes haben 

und dass Ombudsstellen eingerichtet werden sollen, aber 

kein Geld dafür eingestellt worden ist. Dementsprechend 

haben wir jetzt Geld eingestellt, um diese neu einzurichten 

und effektiv finanziell auszustatten, damit sie ordentlich ar-

beiten können. 

(Beifall BSW) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin Pfau 

mit der Einbringung. Gibt es weiteren Gesprächsbedarf? – 

Herr Kollege Unger bahnt sich den Weg. Bitte. 

Tom Unger, CDU: Ich mache es relativ kurz. Die Om-

budsstellen sind im Rahmen der Deckungsfähigkeit in den 

Titelgruppen 671 53 und 671 54 abgesichert, deswegen ist 

der Antrag nicht notwendig. 

(Juliane Nagel, Die Linke:  

Das wurde auch während der  

Haushaltsverhandlungen kommuniziert!) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Unger mit 

einem Redebeitrag zu besagtem Änderungsantrag. Gibt es 

weiteren Aussprachebedarf? – Das sehe ich nicht. Dann 

stelle ich Drucksache 8/3239 zur Abstimmung. Wer dem 

folgen möchte, dem bitte ich um das Handzeichen. – Die 

Gegenstimmen? – Die Enthaltungen? – Bei Für-Stimmen 

und Enthaltungen ist der Änderungsantrag mehrheitlich 

abgelehnt. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3240, betreffend Titel 

681 51, ein Änderungsantrag der BSW-Fraktion. – Formal 

eingebracht. Gibt es Gesprächsbedarf? – Das sehe ich 

nicht. Dann stimmen wir ab. Wer dafür ist, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei 

einer deutlichen Mehrheit an Gegenstimmen wurde der 

Änderungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe Drucksache 8/3241, ein Änderungsantrag der 

BSW-Fraktion zu Titel 684 03 auf. – Formale Einbringung. 

Gibt es Gesprächsbedarf? – Das sehe ich nicht. Dann kön-

nen wir abstimmen. Wer dem Änderungsantrag in der 

Drucksache 8/3241 zustimmt, den bitte ich jetzt um das 

Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Mit 

deutlicher Mehrheit wurde dem Änderungsantrag nicht 

entsprochen. 

Dann kommen wir zu Drucksache 8/3242, ein Änderungs-

antrag der Fraktion BSW zu Titel 684 52. – Formale Ein-

bringung. Gibt es Aussprachebedarf? – Das kann ich nicht 

sehen. Dann stelle ich Drucksache 8/3242 zur Abstimmung 

und bitte bei Zustimmung um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Bei deutlich mehr Gegenstim-

men und Enthaltungen sowie einigen Für-Stimmen wurde 

der Änderungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe auf die Drucksache 8/3243, ein Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zu Titel 684 53. – Formale Einbringung. 

Gibt es Gesprächsbedarf? – Das sehe ich nicht. Dann bitte 

ich bei Zustimmung um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Bei einigen Für-Stimmen, vielen 

Enthaltungen und deutlich mehr Gegenstimmen wird die-

sem Änderungsantrag nicht entsprochen. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3244, ebenfalls ein Ände-

rungsantrag der BSW-Fraktion, Titel 893 53, Einbringung 

durch Frau Kollegin Pfau. Bitte schön. 

Janina Pfau, BSW: So wie in vielen Teilen unseres Frei-

staates haben wir auch in den Einrichtungen der Kinder- 

und Jugendhilfe einen unheimlichen Investitionsstau, auch 

was die Barrierefreiheit betrifft, um allen Kindern die 

Möglichkeit zu geben, die Einrichtung zu besuchen. Des-

wegen haben wir hier Mittel eingestellt, damit in den 

nächsten Jahren investiert werden kann. Wenn wir noch 

länger warten, können wir nicht mehr sanieren, sondern 

müssen wahrscheinlich abreißen. 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin Pfau 

zu Drucksache 8/3244. Gibt es Gesprächsbedarf? – Das 

sehe ich nicht. Dann lasse ich über Drucksache 8/3244 ab-

stimmen. Wer dem folgt, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei Für-Stim-

men, Enthaltungen, aber deutlich mehr Gegenstimmen 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Dann kommen wir zu Drucksache 8/3287, ebenfalls ein 

Änderungsantrag der BSW-Fraktion zu Titel 633 01. Er 

wird eingebracht von Frau Pfau, bitte. 
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Janina Pfau, BSW: Herr Präsident! Frau Ministerin! Ich 

bedanke mich dafür, dass Sie den Kinder- und Jugendbe-

reich am Anfang schon mal unter Schutz gestellt haben und 

dass die Jugendpauschale nicht gekürzt worden ist. Aber 

wir haben, was die Auszahlung über die Jugendpauschale 

betrifft, eine massive Kostensteigerung. Das Personal muss 

bezahlt werden. Wir haben besonders in der offenen Ju-

gendarbeit das Problem, dass viele Fachkräfte weggehen, 

und dementsprechend brauchen wir hier einen Aufwuchs. 

Unabhängig davon steht auch im Koalitionsvertrag, dass 

man die Jugendhilfe ausbauen möchte. Ein Ausbau ist lei-

der mit dem eingestellten Geld nicht möglich, und deswe-

gen wollen wir eine Erhöhung. 

(Beifall BSW) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Pfau. Gibt es dazu Aussprachebedarf? – Das sehe ich nicht. 

Dann bringe ich Drucksache 8/3287 zur Abstimmung. Wer 

dem folgen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei einigen Für-Stim-

men, Enthaltungen, aber einer deutlichen Mehrheit an Ge-

genstimmen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Dann kommen wir zu Drucksache 8/3313, ebenfalls ein 

Änderungsantrag der BSW-Fraktion zu Titel 633 55. Es be-

wegt sich zum Rednerpult Herr Kollege Wurzler von der 

BSW-Fraktion. Bitte, Herr Kollege. 

Lars Wurzler, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Ich habe kurz überlegt, ob ich 

überhaupt noch was sagen soll nach so viel Anerkennung, 

Opferbereitschaft und Demut für die Schulsozialarbeit. 

Mensch, was haben Sie sich gelobt! 75 Millionen in diesem 

Doppelhaushalt! Schauen wir uns die Zahl doch mal biss-

chen genauer an. Es sind ungefähr 37,5 Millionen Euro pro 

Jahr, das kann man sich ausrechen, wenn ich da nicht falsch 

liege. Vorher waren es 37,2 Millionen Euro. Das heißt also, 

das Original von CDU- und SPD-Fraktion war der Status 

quo von 2024. Man ist davon ausgegangen, in diesem und 

im nächsten Jahr gibt es keine Lohnsteigerung, keine Ta-

riferhöhung. Das heißt, wenn diese kommen, wird es fak-

tisch weniger. 

Dann gibt es – und da muss ich die BÜNDISGRÜNEN 

ausdrücklich loben –, einen Änderungsantrag mit 

300 000 Euro, auch wenn ich mich vermutlich vorhin ver-

hört habe. Sie sprachen von 10 %. Ich nehme an, es war 

mein Hörproblem, denn 300 000 von 37,2 Millionen sind 

nicht 10 %, sondern 1 %. Selbst das stimmt nicht, es sind 

0,8 %. Aber vielleicht habe ich mich verrechnet oder ver-

hört, ich weiß es nicht. 

Lange Rede, kurzer Sinn. Insgesamt deckt das eine mögli-

che Steigerung ab, und dafür – das meine ich sehr aufrich-

tig – bin ich Ihnen dankbar, dass das überhaupt stattfindet. 

Das muss ich jetzt einmal sagen; denn Schulsozialarbeit ist 

wichtig. Alles andere ist Augenwischerei. 

(Beifall BSW) 

Was haben wir nicht alles gemacht. Ja, Frau Köpping, Sie 

haben es gesagt, und ich glaube, Sie hätten die Möglichkeit 

gehabt, etwas mehr zu organisieren. Das glaube ich Ihnen 

sogar. Ich weiß nicht, inwieweit die anderen Spieler das 

nicht wollten. Das kann ich nicht sagen, aber ich glaube, 

diesbezüglich wäre mehr möglich gewesen. 

Unser Antrag hingegen sieht vor – Sie haben ihn vor sich 

liegen, 12,5 Millionen Euro mehr im Jahr –, dass mehr 

Stellen geschaffen werden können. Ganz ehrlich, das Prob-

lem ist Folgendes: Aktuell haben wir die Situation. Blicken 

Sie einmal nach Zwickau. Dort werden Schulsozialarbeiter 

von Förderschulen an Gymnasien geschoben. Das ist ein 

Verschiebebahnhof. Ein Schulsozialarbeiter braucht im 

Schnitt drei Jahre, bis er an der Schule ankommt. Hierbei 

geht es um Vertrauen und um Bindung. Deshalb verschie-

ben wir die hin und her; na, herzlichen Glückwunsch, das 

ist echt sozial, das ist eine Idee, dafür bin ich wirklich 

dankbar. Mensch, das hat endlich einmal jemand erkannt. 

(Beifall BSW) 

Deshalb ist unser Antrag die Idee dazu, ein Zeichen zu set-

zen, dass wir Schulsozialarbeit brauchen, dass wir deutlich 

mehr Schulsozialarbeit brauchen. Wenn aktuell das Gesetz 

noch nicht so ist, dass an jeder Schule Schulsozialarbeit 

verbindlich verpflichtend ist, dann ist das eine Idee. Wir 

sehen uns ja nach der Sommerpause wieder, und dann 

schauen wir mal. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Präsident Alexander Dierks: Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Der Antrag wurde ja unlängst verteilt. Ich vermute, 

alle haben ihn gelesen. Es gibt weiteren Aussprachebedarf; 

Herr Kollege Unger, bitte. 

Tom Unger, CDU: Ich wollte eigentlich nichts mehr sa-

gen, weil ich in meiner Rede umfassend darauf eingegan-

gen bin. Herr Wurzler, so, wie Sie die Polemik jetzt hier 

vorgetragen haben, ist das dem Thema absolut nicht ange-

messen. Wir haben uns mit diesen 37,5 Millionen Euro per 

Haushaltsjahr einen deutlichen Schwerpunkt gesetzt. Al-

lein Ihr Deckungsvorschlag schon wieder, diese 12,5 Mil-

lionen Euro per Haushaltsjahr aus den Zuführungen dem 

Generationenfonds zu entnehmen, ist verfassungsrechtlich 

absolut unverantwortlich und irrlichternd. Deshalb werden 

wir Ihren Antrag ablehnen. 

(Beifall CDU) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Unger. Es 

gibt keinen Reaktionsbedarf. Allerdings sehe ich weiteren 

Aussprachebedarf. Herr Kollege Eisenblätter, bitte. 

Gerald Eisenblätter, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident! 

Ich möchte gern den Redebeitrag von Herrn Unger ergän-

zen. 

Lieber Herr Wurzler, ich glaube, uns eint hier im Hohen 

Hause das Ziel, multiprofessionelle Teams an Schule vo-

ranzubringen. Wir sind in einer schwierigen Haushaltslage. 

Das haben wir jetzt mehrere Tage hier diskutiert. Von daher 
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sind wir der Fraktion BÜNDNISGRÜNE sehr dankbar, 

dass dort ein leichter Aufwuchs vonstattengehen kann. 

Wir wissen, in welch schwierigen Situationen unsere Land-

kreise im Bereich Schulsozialarbeit und Jugendhilfe sind. 

Gleichwohl zwei Punkte: Erstens. Wenn Sie in Ihrem Än-

derungsantrag sagen, wir machen das flächendeckend und 

für alle Schulen, dann reicht Ihre Zahl nicht. Wir reden über 

mindestens 80 Millionen Euro, eher 85 Millionen Euro, im 

Freistaat Sachsen. Von daher sind die Begründung und Ihr 

Vortrag etwas zweifelhaft. Darüber werden wir sicherlich 

weiter diskutieren. 

Zweitens. Jede Verschiebung in einem Landkreis hat etwas 

mit Sozialindizes und anderem zu tun, da wir die Ressour-

cen dorthin geben, wo die Bedarfe am größten sind. –  

Vielen Dank. 

(Beifall SPD und vereinzelt CDU) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Herr Kollege Ei-

senblätter. Herr Kollege Wurzler, Sie können auf dem 

Wege einer Kurzintervention darauf reagieren. 

Lars Wurzler, BSW: Vielen Dank, Herr Präsident, nur 

ganz kurz. 0,8 % als Zeichen oder Aufwuchs zu bezeich-

nen, finde ich etwas schwierig. Das war das eine. Das an-

dere ist, es gibt – das muss man einmal sagen – Rankings, 

die – – 

(Zuruf Gerald Eisenblätter, SPD – Unruhe SPD) 

Ich rede gerade. Wie wäre es mit etwas Ruhe? Das wäre 

gut. 

(Beifall BSW) 

Ich habe Ihnen zugehört, Herr Eisenblätter, jetzt bitte ich 

darum, dass Sie mir kurz zuhören. 

Der Punkt ist der – – Möchte noch jemand etwas mitteilen, 

dann warte ich kurz, bis Sie fertig sind – so. 

(Unruhe im Saal – Glocke des Präsidenten) 

Präsident Alexander Dierks: Ich wollte schon immer ein-

mal diese Glocke benutzen. Ich bitte um Ruhe. Wir haben 

es ja vorhin schon bei anderen Ausspracheinhalten exer-

ziert. Es gibt jederzeit die Möglichkeit, sofern Kurzinter-

ventionen noch vorhanden sind, diese zu nutzen. Ansons-

ten bitte ich darum, dass wir uns gegenseitig zuhören und 

Herrn Wurzler die Möglichkeit geben, sein Argument als 

Erwiderung auf den Redebeitrag von Herrn Eisenblätter 

vorzutragen. Bitte, Herr Wurzler. 

Lars Wurzler, BSW: Vielen Dank, Herr Präsident, nur 

ganz kurz. Es gibt in verschiedenen Landkreisen Rankings, 

die nicht herausgegeben werden. Sie sind intransparent. Es 

ist überhaupt nicht klar. Es mag ja sein, dass es dort manch-

mal um Sozialindizes geht; das will ich Ihnen überhaupt 

nicht absprechen. Es gibt aber auch Landkreise, bei denen 

sich eine Schule schneller gemeldet hat als andere. Deshalb 

setzen wir von dort nach dort um. Ich hatte ja darauf ver-

wiesen, dass es drei Jahre braucht, um Schulsozialarbeit 

anzubieten. Das einmal grundsätzlich. 

Das andere ist: Ja, Sie haben durchaus recht, Herr Kollege. 

Der Antrag reicht nicht, um alles flächendeckend abzubü-

geln. Das verstehe ich. Das ist überhaupt kein Thema. Des-

halb sage ich – das habe ich auch vorn am Pult gesagt –: Es 

ist ein Zeichen und ein Signal. Es ist nicht die komplette 

Summe für alles. – Vielen Dank. 

Präsident Alexander Dierks: Das war eine Kurzinterven-

tion von Herrn Kollegen Wurzler. Nun hat wiederum Herr 

Kollege Eisenblätter von der SPD-Fraktion die Möglich-

keit, darauf zu reagieren. 

Gerald Eisenblätter, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Lieber Herr Wurzler, jeder Landkreis ist verpflichtet, nach 

Indizes und Kriterien zu verteilen. Das Landesprogramm 

Schulsozialarbeit haben CDU und SPD – ich schaue zu 

Kollegen Dierks und Kollegen Homann – auf die Reise ge-

bracht. Es gibt eine Empfehlung des Landesjugendhil-

feausschusses, in der genau das niedergeschrieben ist. Viel-

leicht vertiefen wir das später noch einmal. – Herzlichen 

Dank. 

(Beifall SPD) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Wurzler, wenn 

Sie jetzt nochmals reagieren würden, wäre das eine weitere 

Kurzintervention. 

Lars Wurzler, BSW: Das wäre noch eine Kurzinterven-

tion. 

Präsident Alexander Dierks: Okay, Sie haben im Rahmen 

dieses Einzelplans noch eine Kurzintervention. Wenn Sie 

sie jetzt nutzen wollen und Ihre Kolleginnen und Kollegen 

einverstanden sind, dann würden wir das am Mikrofon so 

machen; bitte. 

Lars Wurzler, BSW: Gut, nur ganz kurz. Herr Kollege Ei-

senblätter, ich werde Ihnen ein Schreiben von einem Land-

rat zeigen, der mir geschrieben hat: Wir haben ein Ranking, 

aber wir geben nicht heraus, was es ist. – Vielen Dank. 

Präsident Alexander Dierks: Das war abermals Kollege 

Wurzler. Ich frage, ob es weiteren Aussprachebedarf gibt. 

– Das kann ich nicht sehen. So könnten wir jetzt Drucksa-

che 8/3313 zur Abstimmung bringen. Wer dem die Zustim-

mung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Bei einigen Für-Stimmen, 

mehr Enthaltungen, aber deutlich mehr Gegenstimmen ist 

dieser Antrag abgelehnt. 

Wir können jetzt die Gesamtabstimmung zu Kapitel 08 04 

vornehmen. Wer dem Kapitel die Zustimmung gibt, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-

tungen? – Bei einer ganzen Reihe Gegenstimmen, aber ei-

ner Mehrheit zustimmender Voten ist das Kapitel beschlos-

sen. 

Wir kommen zu Kapitel 08 05, Drucksache 8/3035, Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion zu Titel 233 01 und Titel 681 

01. Es ist Einbringung begehrt. Frau Kollegin Schwietzer; 

bitte. 
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Doreen Schwietzer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit unserem Änderungs-

antrag geht es um die Erhöhung des Landesblindengeldes 

auf monatlich 500 Euro. Das ist ein Schritt, der längst über-

fällig ist. Die aktuelle Leistung von 380 Euro pro Monat 

liegt deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von 880 Euro 

– und das trotz eines erheblichen Kaufkraftverlustes, der in 

den letzten Jahren entstanden ist. 

Die Entwertung durch die hohe Inflation der letzten Jahre 

trifft die Betroffenen außerordentlich hart. Selbst mit einer 

Erhöhung würde Sachsen noch immer hinter vielen ande-

ren Bundesländern zurückbleiben. Zahlreiche Bundeslän-

der haben vorgesorgt und automatische Anpassungsrege-

lungen eingeführt, um die Leistungen regelmäßig an die 

Preisentwicklung anzupassen, zum Beispiel Sachsen-An-

halt, wo die Anpassung analog zu den Rentenzahlungen er-

folgt. 

Vergessen wir nicht Folgendes: Blinde Menschen müssen 

für viele tägliche Dinge aufkommen, die Sehende nicht be-

nötigen und deshalb auch nicht bezahlen müssen: Hilfsmit-

tel, speziell angepasste Software, Mobilitätshilfen, Vor-

lese- und Assistenzkräfte. Selbst der Zugang zu Bildung, 

Arbeit oder gesellschaftlicher Teilhabe ist ohne zusätzliche 

Investitionen häufig ausgeschlossen. 

Das Landesblindengeld ist für viele Betroffene nicht Lu-

xus, sondern schlichtweg Voraussetzung für ein eigenstän-

diges Leben. Oftmals bietet das Blindengeld blinden Men-

schen überhaupt erst die Möglichkeit, in ihrer eigenen 

Wohnung zu leben und am gesellschaftlichen Leben teilzu-

nehmen. Es macht sie weniger abhängig von weiteren 

staatlichen Leistungen oder von Sozialhilfe – für viele ein 

Stück Würde. 

Daher fordern wir, das Landesblindengeld von 380 auf 

500 Euro monatlich zu erhöhen und in Sachsen endlich 

eine automatische Anpassungsregelung einzuführen. 

Lassen Sie uns für ein Stück mehr Gerechtigkeit und Teil-

habe sorgen und diesen Schritt jetzt gemeinsam gehen und 

nicht mehr warten. Ich bitte Sie herzlich um Zustimmung 

zu unserem Änderungsantrag im Interesse der Betroffenen 

und für ein soziales Sachsen. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Tom Unger, CDU, steht am Mikrofon.) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Schwietzer mit der Einbringung der Drucksache. Es rea-

giert am Mikrofon 4 Herr Kollege Unger, CDU-Fraktion; 

bitte schön. 

Tom Unger, CDU: Herr Präsident, vielen Dank. Im Na-

men der Koalition ist uns das Landesblindengeld auch ext-

rem wichtig. Wir haben das im Koalitionsvertrag entspre-

chend verankert, und wir werden das in dieser Legislatur-

periode auch angehen. Aber, Frau Schwietzer, Ihnen ist 

auch bekannt, dass das Landesblindengeld hälftig von den 

Kommunen finanziert wird, und die Kommunen haben in 

der Anhörung im Haushalts- und Finanzausschuss deutlich 

gesagt, dass sie das aktuell nicht mittragen können. Des-

halb werden wir als Koalition keine Schnellschüsse ma-

chen. Uns ist das Landesblindengeld wichtig. Wir werden 

das aber solide mit den entsprechenden Akteuren beraten, 

über eine Dynamisierung und über eine Anpassung disku-

tieren. Deshalb werden wir Ihren Änderungsantrag ableh-

nen. – Danke schön. 

(Beifall CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Herr Abg. Unger sprach am Saalmikrofon 4 für die CDU–

Fraktion. Weitere Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über das Kapitel 08 05 

in der Drucksache 8/3035, Änderungsantrag der Fraktion 

AfD Nr. 1 zu Titel 233 01 und Nr. 2 zu Titel 681 01. Wer 

dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? 

– Enthaltungen? – Bei einigen Enthaltungen, Stimmen da-

für wurde der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag der AfD-

Fraktion mit dem Titel (neu) „Modellprojekt Landespfle-

gefördergeld“, Drucksache 8/3036. Ist Einbringung ge-

wünscht? – Das ist der Fall. Frau Schwietzer, bitte schön, 

Sie haben das Wort. 

Doreen Schwietzer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir alle wissen: Der de-

mografische Wandel schreitet unaufhaltsam voran, und mit 

ihm wächst die Zahl der pflegebedürftigen Menschen in 

unserem Land. Prognosen gehen davon aus, dass sich die 

Zahl der Pflegebedürftigen in den nächsten Jahren noch 

einmal deutlich erhöhen wird. Wichtig ist dabei: Rund 

80 % der Pflegebedürftigen möchten so lange wie möglich 

zu Hause wohnen und dort versorgt werden. Doch damit 

das möglich ist, tragen dafür in erster Linie die pflegenden 

Angehörigen, häufig unter persönlichen Entbehrungen, die 

größte Verantwortung. Viele von ihnen nehmen dafür Ein-

schränkungen im Berufsleben, finanzielle Verluste und oft 

eigene gesundheitliche Belastungen in Kauf. Sie bilden das 

Rückgrat der häuslichen Pflege, halten das System am Lau-

fen – meist ohne angemessene finanzielle Unterstützung o-

der gesellschaftliche Anerkennung. Das bisherige Pflege-

geld reicht bei Weitem nicht aus, um die tatsächlichen Kos-

ten und Mühen auszugleichen. Für viele Familien wird das 

Pflegegeld fast komplett für die Unterstützung im Alltag, 

für notwendige Hilfsmittel und für zeitweilige Entlastung 

ausgegeben. Von wirklicher Anerkennung oder gar einem 

Ausgleich des entgangenen Lohnes kann keine Rede sein. 

Frau Köpping, Sie sprachen das neue Pflegereformgesetz 

an, das irgendwann einmal kommen soll. Sie wissen, dass 

dies dauern kann. Wir brauchen und müssen jetzt helfen. 

Um die häusliche Pflege sicherzustellen, müssen wir die 

Rahmenbedingungen dringend verbessern. Angehörigen-

pflege muss einfacher, attraktiver und besser unterstützt 

werden. Immer mehr Menschen leben allein oder haben 

keine großen Familien mehr. Das System steht am Rand 
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der Überlastung. Zudem entlastet jede häusliche Pflege-

leistung auch unser Gesundheitssystem und die stationären 

Einrichtungen. 

Darum: Wir fordern, das Pflegegeld an die Höhe der Pfle-

gesachleistung anzugleichen. Solange der Bund nicht han-

delt, wollen wir auf Landesebene ein Pflegefördergeld von 

bis zu 400 Euro je nach Pflegestufe einführen. Damit wür-

digen wir die normalen Leistungen der pflegenden Ange-

hörigen, schaffen Sicherheit für Familien und stärken unser 

soziales Netz. Ich bitte Sie deshalb: Stimmen Sie unserem 

Vorschlag zu – für mehr Gerechtigkeit, mehr Unterstüt-

zung und eine menschenwürdige Pflege in Sachsen! 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Simone Lang, SPD, steht am Mikrofon.) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Für die AfD-Fraktion sprach Frau Abg. Schwietzer. Gibt es 

Redebedarf zum Antrag? – Ja, das kann ich erkennen. Am 

Saalmikrofon 3, bitte, Frau Lang, Sie haben das Wort. 

Simone Lang, SPD: Vielen Dank, Frau Präsidentin! Frau 

Schwietzer, ganz kurz zu Ihrem Beitrag: Pflege besteht 

nicht nur aus der Komponente Geld. Pflege besteht am 

Ende aus Pflegekompetenz, aber auch aus Pflegequalität. 

Letzten Endes reicht dieser Beitrag oder der Betrag, den 

Sie hier fordern, nicht einmal ansatzweise, um alle Pflege-

bedürftigen in Sachsen zu versorgen. Vielleicht ist für Sie 

die folgende Zahl interessant: Im Jahr 2023 waren es 

363 243 Pflegebedürftige; das dürften jetzt schon deutlich 

mehr sein. Unklar ist auch, wie dieses Modellprojekt über-

haupt aussehen soll. Deshalb lehnen wir das ab. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Simone Lang 

sprach am Saalmikrofon für die SPD-Fraktion. Weitere 

Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. Dann kommen 

wir zur Abstimmung über die Drucksache 8/3036, Ände-

rungsantrag der Fraktion der AfD zum neuen Titel „Mo-

dellprojekt Landespflegefördergeld“. Wer dem Antrag 

seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stimmen dafür, 

aber mehr dagegen, wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag; das ist die 

Drucksache 8/3037, Änderungsantrag der Fraktion AfD 

zum Titel 684 56. Ist Einbringung erwünscht? – 

(Doreen Schwietzer, AfD: Ja!) 

Frau Schwietzer, bitte schön, Sie haben das Wort. 

Doreen Schwietzer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die geplante Abgabe von 

Cannabis an Erwachsene zu Genusszwecken ist keine abs-

trakte Diskussion mehr, sondern politische Realität. Doch 

während wir den rechtlichen Rahmen verändern, dürfen 

wir die sozialen und gesundheitlichen Folgen nicht igno-

rieren. Der aktuelle UN-Drogenbericht zeigt alarmierende 

Entwicklungen. Cannabis ist bereits für 30 % aller Drogen-

therapien weltweit verantwortlich. Besonders in Westeu-

ropa sehen wir, dass Cannabis und regelmäßiger Konsum 

zu einem Anstieg psychischer Erkrankungen und Suchter-

krankungen führen kann. In Nordamerika steigen seit der 

Legalisierung die Konsumzahlen vor allem bei jüngeren 

Erwachsenen. 

(Unruhe) 

Gleichzeitig wächst die Zahl psychischer Störungen, 

Selbstmorde und Abhängigkeiten im direkten Zusammen-

hang mit Cannabis. Auch die Bundesregierung warnt im 

Drogen- und Suchtbericht 2019: Der regelmäßige Konsum 

von Cannabis führt zu kognitiven Einschränkungen, erhöh-

ter Psychose, Sucht und einem deutlich höheren Risiko für 

psychische und physische Erkrankungen, besonders bei Ju-

gendlichen. Jeder siebte Konsument wird abhängig. Die 

volkswirtschaftlichen Schäden? – Fast eine Million Euro 

jährlich. Was passiert aktuell? Die Legalisierungsdebatte 

verharmlost zunehmend Cannabis; das hat fatale Folgen. 

Kinder und Jugendliche werden nicht mehr abgeschreckt, 

sondern verführt. Die Fallzahlen in Beratungsstellen und 

stationären Einrichtungen steigen bereits jetzt weiter an. 

Deshalb fordern wir heute deutlich mehr Mittel für auf 

Cannabis bezogene Suchthilfeangebote. Die Finanzierung 

muss der Realität folgen, und die Realität ist: Die Zahl der 

substanzbezogenen Störungen wird steigen und steigt. Un-

sere Suchthilfe darf nicht auf Verschleiß arbeiten, sondern 

braucht jetzt eine solide finanzielle Basis. Wer legalisiert, 

werte Linke, muss auch schützen, und das kostet Geld. In-

vestieren wir in Prävention, Beratung und Therapie, bevor 

uns die Kosten alle überrollen. Stimmen Sie unserem An-

trag zu! 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Schwietzer 

sprach für die AfD-Fraktion. Gibt es Wortmeldungen? – 

Das kann ich nicht erkennen. Dann kommen wir zur Ab-

stimmung über die Drucksache 8/3037, ein Änderungsan-

trag der AfD-Fraktion zum Titel 684 56. Wer möchte dem 

Antrag seine Zustimmung geben? – Danke schön. Die Ge-

genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthal-

tungen, einigen Stimmen dafür, aber mehr dagegen wurde 

der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag; das ist die 

Drucksache 8/3038, Änderungsantrag der AfD-Fraktion 

Nr. 1 zu Titel 833 59 und Nr. 2 zu Titel 893 59. Ist Einbrin-

gung erwünscht? – Frau Dietz, bitte schön, Sie haben das 

Wort. 

Katja Dietz, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Der vorliegende Mittelansatz 

dient der Investitionskostenförderung für Pflegeeinrichtun-

gen, insbesondere in der stationären Dauerpflege, und da-

mit der Umsetzung der Länderverantwortung gemäß § 9 

des SGB XI. Es geht hierbei nicht nur um Zahlen, sondern 
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es geht um Verantwortung gegenüber unseren älteren Mit-

bürgern, die auf professionelle Pflege angewiesen sind. 

Sachsen gehört neben Sachsen-Anhalt und Rheinland-

Pfalz zu den wenigen Bundesländern, die bislang keine In-

vestitionsmittel für Pflegeeinrichtungen übernehmen. Da-

mit tragen die Pflegebedürftigen bei uns eine zusätzliche 

finanzielle Last, die in anderen Bundesländern zumindest 

teilweise vom Land getragen wird. Die Fakten sind klar: 

Der durchschnittliche Eigenanteil in der stationären Pflege 

liegt trotz Zuschüssen der Pflegekasse im ersten Jahr bei 

circa 2 700 Euro monatlich. Davon entfallen allein 438 

Euro auf Investitionskosten, also genau jenen Bereich, den 

wir mit dem heutigen Antrag speziell und gezielt fördern 

wollen. 

Eine monatliche Förderung in Höhe von 125 Euro je Pfle-

geplatz würde für rund 48 000 Pflegebedürftige in Sachsen 

eine spürbare Entlastung schaffen. Diese Förderung ist 

nicht nur sozialpolitisch geboten, sondern auch wirtschaft-

lich sinnvoll; denn Pflegebedürftige werden entlastet, ohne 

dass wir auf eine Erhöhung der Pflegeversicherung ange-

wiesen sind. Die Träger von Pflegeeinrichtungen erhalten 

Planungssicherheit und können notwendige Investitionen 

in bauliche Qualität, Barrierefreiheit und moderne Ausstat-

tung realisieren. Besonders im ländlichen Raum kann die 

Förderung dazu beitragen, Pflegeplätze zu sichern und den 

Pflegenotstand abzumildern. Wir können nicht zulassen, 

dass Pflegebedürftige in Sachsen schlechtergestellt werden 

als in anderen Bundesländern. 

Ich bitte Sie daher um Ihre Zustimmung zu diesem Mittel-

ansatz. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Dietz 

sprach zum Antrag für die AfD-Fraktion. Gibt es dazu Aus-

sprachbedarf? – Das kann ich erkennen. Am Saalmikro-

fon 4 Herr Abg. Unger für die CDU-Fraktion. 

Tom Unger, CDU: Das Thema Pflege ist immens wichtig. 

Wir werden über dieses Thema von Investitionen im Sach-

senfonds auch im Zusammenhang mit dem Sondervermö-

gen diskutieren. Das ist im Errichtungsgesetz entsprechend 

verankert. Deswegen werden wir als Koalition einen ent-

sprechenden Schwerpunkt setzen. Wir werden das Thema 

aber auch im Bund mit der neuen Bundesgesundheitsmi-

nisterin in den Blick nehmen. In der Koalition gibt es ver-

schiedene Modelle. Eines ist von der SPD; aber auch wir 

als Union haben ein entsprechendes Modell vorgeschlagen, 

das sogenannte Kretschmer-Laumann-Modell. Von daher 

werden wir das sowohl in Sachsen als auch in der neuen 

Bundesregierung sehr gut im Blick haben. Wir werden des-

wegen Ihren Antrag ablehnen. 

(André Barth, AfD: Wir werden,  

wir werden, wir werden!) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Tom Unger sprach am Saalmikrofon für die CDU-Fraktion. 

Weitere Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. Wir kön-

nen zur Abstimmung kommen. 

(André Barth, AfD: Nicht reden, machen!) 

– Oder möchte sich Herr Barth noch äußern? – Nein. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den genannten 

Antrag. Wer dem Änderungsantrag der AfD-Fraktion seine 

Zustimmung geben möchte, den bitte ich ums das Hand-

zeichen. – Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – 

Bei zahlreichen Stimmen dafür, aber mehr dagegen wurde 

der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

che 8/3234, Änderungsantrag der Fraktion BSW zu einem 

neuen Titel: Zuschüsse zur Finanzierung der Ausbildungs-

kosten in der Pflege. Einbringung ist erwünscht. Ich sehe 

es schon; Herr Kupke, Sie dürfen. 

Ronny Kupke, BSW: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Schwietzer hat es 

mit ihrem vorhergehenden Antrag schon deutlich gemacht. 

Der BSW-Fraktion ist das Thema Pflege genauso wichtig. 

Von Tom Unger habe ich das ebenfalls vernommen. Auch 

mit Ihnen, Frau Köpping, haben wir über das Thema Pflege 

schon oft diskutiert und vernommen, dass es auch Ihnen 

wichtig ist. 

Wir sind uns, glaube ich, alle in dem Hohen Haus darüber 

einig, dass es dringender Reformen auch auf Bundesebene 

bedarf, die das Land Sachsen aber nicht beeinflussen kann. 

Was das Land Sachsen beeinflussen kann, ist, seinen Bei-

trag nach dem SGB XI zu leisten, wie es Frau Schwietzer 

schon bei ihren Ausführungen zur Übernahme der Investi-

tionskosten dargestellt hat. Die Zahlen sind identisch mit 

denen, die ich habe. Über 430 Euro pro Monat muss ein 

Pflegeheimbewohner in Sachsen bei stationärer Pflege da-

zuzahlen. Das ist der eine Punkt. 

Zudem ist uns das Thema Ausbildung noch wichtig. Es ist 

wichtig, dass der Freistaat dazu seinen Beitrag leistet, weil 

neben den 431 Euro für Investitionen jeder Pflegeheimbe-

wohner noch circa 113 Euro pro Monat berappen muss, um 

die durchschnittlichen Kosten für die Ausbildung zu über-

nehmen; denn auch diese werden auf den Heimbewohner 

bzw. die Heimbewohnerin umgelegt. 

Frau Präsidentin, ich fasse unsere Anträge jetzt gleich zu-

sammen und bringe sie dann zum Thema Pflege formal ein. 

Ich habe somit unsere Anträge zu den Ausbildungs- und In-

vestitionskosten erläutert, weil, wie gesagt, die Zahlen und 

die Begründung identisch sind. Diese hat Frau Schwietzer 

schon genannt. Uns ist es genauso wichtig, dass wir die 

Pflegeheimbewohnerinnen und -bewohner endlich entlas-

ten und der Freistaat hierzu seinen Beitrag leistet. 

Dann gibt es von uns einen weiteren Änderungsantrag zum 

Thema Investitionen in Kurzzeitpflegeeinrichtungen. Dazu 

wurde im Freistaat Sachsen in den vergangenen Jahren ei-

niges getan. Im Haushalt ist dazu derzeit nichts eingestellt, 

sondern im Jahr 2024 war es nur ein geringer Betrag in 

Höhe von 750 000 Euro für die Förderung von Kurzzeit-

pflegeplätzen. Wir wollen Mittel in Höhe von 6 Millionen 
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Euro jeweils für die Jahre 2025 und 2026 für die Schaffung 

von Kurzzeitpflegeplätzen einstellen. Diese sind wichtig 

für die dringend benötigte Entlastung, insbesondere in Zei-

ten von Urlaub, Krankheit und Krisensituationen, das 

heißt, sie sind für die Angehörigen erforderlich, damit 

diese ihre zu pflegenden Personen unterbringen können. 

Das waren die Anträge zum Thema Pflege seitens der 

BSW-Fraktion. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Herr Kollege Kupke sprach für die BSW-Fraktion. Wenn 

ich Sie richtig verstanden habe, sind alle folgenden Anträge 

unter diesem Kapitel jetzt formal eingebracht. Richtig? 

Ronny Kupke, BSW: Formal. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Okay, dann ge-

hen wir es durch, und Sie sagen Bescheid. 

(Simone Lang, SPD, steht am Mikrofon.) 

Am Saalmikrofon 3 Frau Abg. Lang von der SPD-Fraktion; 

bitte. 

Simone Lang, SPD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich 

möchte ganz kurz zum Thema Pflegebedürftige erwidern. 

Die meisten Pflegebedürftigen im Freistaat Sachsen wer-

den nicht stationär, sondern ambulant betreut. Das ist ein 

wahnsinnig großer Bereich, den man nicht vergessen 

sollte; denn wir reden immer von vollstationärer Pflege. 

Auch die Kurzzeitpflegeplätze haben wir in der letzten Le-

gislaturperiode schon gefördert. Auch das wird ein Schwer-

punkt sein, wenn es am Ende darum geht zu schauen, wo 

die meisten Bedarfe sind, sprich: bei den Investitionen, die 

vom Bund kommen. 

Was das Budget für Pflegeberufe betrifft, ist es so, dass wir 

dort schon nachgebessert haben. Sie wissen, dass wir dort 

bereits Verbesserungen vorgenommen haben, damit die 

Einrichtungen durch die Pflegeausbildung nicht zusätzlich 

belastet werden. 

(Beifall SPD und Tom Unger, CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Kollegin 

Lang von der SPD-Fraktion sprach am Saalmikrofon. Wei-

tere Wortmeldungen kann ich jetzt nicht erkennen. Dann 

können wir zur Abstimmung über die Drucksachennum-

mer 8/3234 kommen. Es ist ein Änderungsantrag der Frak-

tion BSW zu einem neuen Titel: Zuschüsse zur Finanzie-

rung zu Ausbildungskosten in der Pflege. Wer diesem An-

trag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-

gen? – Bei zahlreichen Stimmenthaltungen, einigen Stim-

men dafür, aber wesentlich mehr Stimmen dagegen wurde 

dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur nächsten Drucksache 8/3237, einen Än-

derungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 893 58. Er ist 

formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das 

kann ich nicht erkennen. Dann können wir zur Abstim-

mung über den eben genannten Änderungsantrag kommen. 

Wer dem seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Die Gegenstimmen? – Stimment-

haltungen? – Gleiches Bild: Bei vielen Stimmenthaltungen 

und einigen Stimmen dafür wurde der Antrag dennoch ab-

gelehnt. 

Wir kommen zur nächsten Drucksachennummer 8/3246, 

Änderungsantrag der BSW-Fraktion zum Titel 633 56. 

Dieser ist auch formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen 

dazu? – Das kann ich nicht erkennen. Dann können wir zur 

Abstimmung kommen. Wer dem Änderungsantrag der 

BSW-Fraktion seine Zustimmung geben möchte, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Die Gegenstimmen? – Stimm-

enthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen und einigen 

Stimmen dafür wurde der Änderungsantrag dennoch abge-

lehnt. 

Wir kommen zur nächsten Drucksachennummer 8/3247, 

Änderungsantrag der BSW-Fraktion zum Titel 681 01. 

Dieser ist ebenfalls formal eingebracht. Gibt es Wortmel-

dungen? – Das kann ich nicht erkennen. Wir können zur 

Abstimmung kommen. Wer dem Antrag seine Zustimmung 

geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke 

schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

vielen Stimmenthaltungen und einigen Stimmen dafür 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Antrag, Drucksache 8/3248, 

Änderungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 681 02 – 

ebenfalls schon formal eingebracht, schönen Dank. Gibt es 

Wortmeldungen? – Das kann ich nicht erkennen. Wir kön-

nen zur Abstimmung über den Änderungsantrag kommen. 

Wer diesem seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? 

– Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen 

und einigen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen 

ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen als Nächstes zu Drucksache 8/3249, Ände-

rungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 684 56. Die Ein-

bringung ist erwünscht. Bitte, Frau Abg. Voigt. 

Doreen Voigt, BSW: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kollegen und Kolleginnen! Es freut uns, dass die Regie-

rung die fatalen Kürzungen in diesem Bereich zurückge-

nommen hat, wobei es für uns noch immer unverständlich 

ist, wie überhaupt darüber nachgedacht werden konnte, in 

diesem Bereich den Rotstift anzusetzen. 

Noch im Juli 2024 hat man sich hier in diesem Hohen 

Hause auf ein neues Sächsisches Psychisch-Kranken-

Hilfe-Gesetz verständigt. Aber anscheinend hat man nicht 

nur dieses, sondern auch den damit verbundenen Entschlie-

ßungsantrag nicht auf die Prioritätenliste gesetzt. Wir 

möchten diesem Bereich die Bedeutung zuteilwerden las-

sen, die er verdient; denn uns alle kann eine psychische Er-

krankung oder eine Suchterkrankung ereilen, gerade in ei-

ner so krisenhaften Zeit wie jener, in der wir aktuell leben. 

Wir fordern, die Zuschüsse jährlich um weitere 5 Millio-

nen Euro zu erhöhen. Damit möchten wir den gestiegenen 
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und zum Teil veränderten Bedarfen frühzeitig begegnen 

und gerade die Fachpraxis befähigen, mit innovativen An-

sätzen passgenau zu reagieren. 

Beispielhaft seien hier folgende Problemstellungen be-

nannt: psychische und/oder Suchterkrankungen und das 

Thema Wohnungslosigkeit, die Zunahme der Komplexität 

der Fälle sowie ein gestiegener Bedarf an sinnstiftenden 

Zuverdienstangeboten, die erheblich zur Stabilisierung der 

Betroffenen beitragen. 

Des Weiteren müssen wir dafür Sorge tragen, dass Ange-

hörige von betroffenen Menschen die notwendigen Unter-

stützungsangebote erhalten; denn sie werden vom Versor-

gungssystem nicht in ausreichendem Maße beachtet, ob-

wohl sie im Rahmen der Ambulantisierung den Hauptteil 

der Last tragen und nicht selten an ihre eigenen Belastungs-

grenzen stoßen. 

Zudem braucht es vielfältige Präventionsangebote für alle 

Altersbereiche, denn die Folgekosten einer Erkrankung 

sind um ein Vielfaches höher. Lassen Sie uns hierfür ein 

Zeichen setzen. 

Danke. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Abg. Voigt 

sprach für die BSW-Fraktion. Gibt es dazu Wortmeldun-

gen? – Das kann ich nicht erkennen. Dann können wir zur 

Abstimmung kommen über Drucksache 8/3249, Ände-

rungsantrag der BSW-Fraktion zum Titel 684 56. Wer 

möchte dem Antrag seine Zustimmung geben? – Danke 

schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

einer Anzahl von Stimmenthaltungen, einigen Stimmen da-

für, aber mehr dagegen wurde der Änderungsantrag abge-

lehnt. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3250, Änderungsantrag der 

BSW-Fraktion zum Titel 684 56. 

(Lars Wurzler, BSW: Frau Präsidentin,  

wir ziehen den Antrag zurück!) 

– In Ordnung. Der Antrag wurde zurückgezogen. 

Dann kommen wir zum nächsten Antrag, Drucksa-

che 8/3252, Änderungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 

883 01 – ist formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen 

dazu? – Dies kann ich nicht erkennen. Wir können zur Ab-

stimmung kommen. Wer möchte dem Antrag seine Zustim-

mung geben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, ei-

nigen Stimmen dafür, mehr dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3254, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 893 58. 

(Lars Wurzler, BSW: Frau Präsidentin,  

wir ziehen den Antrag zurück!) 

– Auch dieser Antrag wurde zurückgezogen. 

Dann kommen wir zu Drucksache 8/3255, Änderungsan-

trag der Fraktion BSW zum Titel 893 59. Ist Einbringung 

erwünscht? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal eingebracht!) 

– Der Antrag ist formal eingebracht. Gibt es Wortmeldun-

gen? – Das kann ich nicht erkennen. Somit können wir zur 

Abstimmung kommen. Wer dem Änderungsantrag seine 

Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, einigen Stimmen 

dafür, mehr dagegen wurde der Änderungsantrag abge-

lehnt. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3288, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 633 01. Ist Einbringung er-

wünscht? 

(Zuruf Ronny Kupke, BSW) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – 

Dies kann ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung 

kommen. Wer möchte dem Antrag seine Zustimmung ge-

ben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, einigen Stimmen 

dafür, mehr dagegen wurde der Änderungsantrag abge-

lehnt. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3289, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 684 58 – formal eingebracht. Gibt 

es Wortmeldungen? – Kann ich nicht erkennen. Wir kön-

nen zur Abstimmung kommen. Wer möchte dem Antrag 

seine Zustimmung geben? – Danke schön. Die Gegenstim-

men? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltun-

gen, einigen Stimmen dafür, mehr dagegen wurde der Än-

derungsantrag abgelehnt. 

Damit wurde über alle Änderungsanträge zu diesem Kapi-

tel abgestimmt und wir können über das Kapitel in Gänze 

abstimmen, ohne Änderungen. Wer dem Kapitel 08 05 

seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Danke. Die Gegenstimmen? – Stimment-

haltungen? – Bei mehreren Stimmen dagegen, aber mehr 

Stimmen dafür wurde dem Kapitel 08 05 entsprochen. 

Wir kommen zum Kapitel 08 06. Hierzu liegt ein Ände-

rungsantrag der BSW-Fraktion zu Titel 891 52 vor, Druck-

sache 8/3290. Ist Einbringung erwünscht? 

(Zuruf Ronny Kupke, BSW) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das 

kann ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung 

kommen. Wer möchte dem Änderungsantrag seine Zustim-

mung geben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, ei-

nigen Stimmen dafür, mehr dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Das war der einzige Änderungsantrag im Kapitel 08 06. 

Wir können über das Kapitel abstimmen. Wer diesem seine 

Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
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chen. – Danke. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei vie-

len Stimmen dagegen, jedoch mehr dafür wurde dem Ka-

pitel entsprochen. 

Wir kommen zum nächsten Kapitel, dem Kapitel 08 07. 

Hierzu liegen ebenfalls zahlreiche Änderungsanträge vor. 

Wir beginnen mit Drucksache 8/3039, ein Änderungsan-

trag der AfD-Fraktion, Nr. 1 zu Titel 891 51 und Nr. 2 zu 

Titel 892 51. Ich sehe, Einbringung ist erwünscht. Frau 

Dietz, Sie erhalten das Wort. Bitte schön. 

Katja Dietz, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 

Abgeordnete! Die alarmierende Lage unserer Krankenhäu-

ser spitzt sich immer weiter zu. Nicht erst seit der jüngsten 

Insolvenz der Pleißental-Klinik in Werdau wissen wir: Die 

Strukturen in Sachsen sind akut bedroht. 

(Unruhe CDU) 

Immer mehr Standorte geraten in finanzielle Schieflage. 

Mittlerweile schreiben zwei Drittel der Häuser rote Zahlen. 

Die Insolvenz ist kein Versagen der Geschäftsführung, son-

dern Ausdruck politischer Versäumnisse der vergangenen 

Jahre. Die dringend notwendige Investitionsförderung 

bleibt aus. Der Investitionsstau wächst Jahr für Jahr, war-

nen Krankenhausgesellschaften und Experten. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Möchten Sie 

eine Zwischenfrage an Saalmikrofon 5 zulassen? 

Katja Dietz, AfD: Ja, bitte. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Bitte schön. 

Kerstin Nicolaus, CDU: Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

Ich habe jetzt wirklich gestutzt bei Ihren Äußerungen, dass 

die Pleißental-Klinik insolvent sei. Nein, das ist sie nicht, 

gar nicht. Sie steht unter dem Rettungsschirm, so wie alle 

Kliniken im Erzgebirgskreis. Das will ich hier nur einmal 

klarstellen, sonst gehen die Leute mit falschen Eindrücken 

nach Hause. 

(Beifall CDU und vereinzelt SPD –  

Zuruf AfD: Robert Habeck lässt grüßen!) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Abg. 

Nicolaus sprach für die CDU-Fraktion. 

Katja Dietz, AfD: Frau Nicolaus, das heißt, wir machen 

eine Insolvenz in Eigenverwaltung. Also, wir im Erzge-

birgsklinikum, wo ich auch Aufsichtsrätin bin, haben das 

jetzt durch. Wir haben das natürlich erfolgreich beenden 

können. 

Es ist aber nichts anderes als ein Luftholen; dessen muss 

man sich natürlich bewusst sein. Es wird ein Luftholen für 

vielleicht ein Jahr oder zwei Jahre sein, mehr ist es einfach 

nicht. 

(Beifall AfD) 

Allein in Sachsen beträgt der jährliche Investitionsbedarf 

rund 330 Millionen Euro. Hinzu kommen weitere 125 Mil-

lionen Euro jährlich, die im Rahmen des Transformations-

fonds nötig wären, um die dringend erwartete Kranken-

hausreform stemmen zu können. Dennoch werden auch im 

aktuellen Doppelhaushalt nur die Investitionsbeträge in 

Höhe von 75 Millionen Euro jährlich fortgeschrieben. Das 

ist inflationsbereinigt eine Realkürzung. 

Die Folge: Kliniken können ihre Infrastrukturen nicht er-

halten, Modernisierungen bleiben aus, die Versorgungssi-

cherheit leidet, Beschäftigte geraten in Unsicherheit. 

Wir dürfen uns nicht länger von einem Krisenprogramm 

zum nächsten hangeln. Soforthilfen wie jüngst für beson-

ders betroffene Einrichtungen, bundesweit beschlossen, 

sind zwar ein wichtiges Signal, dürfen aber kein Dauerzu-

stand werden. Notwendig ist eine strukturelle regelmäßige 

Finanzierung. Deshalb fordern wir die Verdoppelung der 

Pauschalförderung auf mindestens 4 000 Euro je Planbett. 

Nur mit einer nachhaltigen Finanzierung beenden wir das 

Kaputtsparen und sorgen für eine zukunftsfeste Versorgung 

der Menschen im Freistaat. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Dietz von 

der AfD-Fraktion sprach am Rednerpult. Gibt es weitere 

Wortmeldungen? – Das kann ich nicht erkennen. 

Dann können wir zur Abstimmung kommen über die 

Drucksache 8/3039, Änderungsantrag der AfD-Fraktion 

Nr. 1 zu Titel 891 51 und Nr. 2 zu Titel 892 52. Wer dem 

Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Ent-

haltungen? – Bei zahlreichen Stimmen dafür, vielen dage-

gen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3040, Änderungsantrag 

der AfD-Fraktion Nr. 1 zu Titel 686 55 und Nr. 2 zu einem 

neuen Titel „Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden 

und Gemeindeverbände“. Die Einbringung ist erwünscht. 

Frau Dietz, Sie haben das Wort. 

Katja Dietz, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr ge-

ehrte Kolleginnen und Kollegen! Unser Änderungsantrag 

setzt gezielte Impulse für die medizinische Versorgung in 

Sachsen. 

Erstens. Die Hebammenförderung hat sich in den vergan-

genen Jahren als sinnvolles Instrument erwiesen. Alle Mit-

tel wurden abgerufen. Trotzdem gibt es weiterhin deutli-

chen Bedarf, gerade im ländlichen Raum. Wir schlagen 

deshalb vor, die Förderung auf 10 000 Euro zu erhöhen, so-

fern sich eine freiberufliche Hebamme für fünf Jahre ver-

pflichtet. Damit schaffen wir mehr Verlässlichkeit für wer-

dende Familien und stärken gezielt jene Regionen, in de-

nen es an Hebammen mangelt. 

Zweitens. Der Ärztemangel in Sachsen ist ein wachsendes 

Problem. Bereits jetzt sind sechs Planungsbereiche unter-

versorgt, vor allem bei den Hausärzten. Prognose: zuneh-

mend. 
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Mehr und mehr Mediziner wandern ins Ausland oder in an-

dere Bundesländer ab. Hier setzen wir mit einer zentralen 

Rückkehrberatung für abgewanderte Ärzte an. Die Bera-

tung soll ihnen Perspektiven für einen Neustart in Sachsen 

eröffnen. Auch die Jobvermittlung für deren Partnerinnen 

oder Partner sowie eine finanzielle Rückkehrförderung sol-

len die Hürden abbauen. 

Drittens. Den Landkreisen und kreisfreien Städten wollen 

wir mehr Verantwortung und Flexibilität geben. Dafür soll 

es pro Landkreis und kreisfreier Stadt eine Million Euro 

Pauschalmittel zur Förderung gegen den Ärztemangel ge-

ben, seien es Stipendien, moderne Praxen, Mobilangebote 

oder innovative Versorgungsmodelle. Auch die Regional-

koordinatoren sollen damit ein Budget für ihre Maßnah-

men erhalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Dietz 

sprach für die AfD-Fraktion. Gibt es weitere Wortmeldun-

gen? – Das kann ich nicht erkennen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über Drucksa-

che 8/3040, Änderungsantrag der Fraktion AfD Nr. 1 zu Ti-

tel 686 55 und Nr. 2 mit einem neuen Titel „Zuweisungen 

für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände“. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstim-

men? – Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stimmen 

dafür, aber mehr dagegen wurde der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur nächsten Drucksache 8/3257, Ände-

rungsantrag der BSW-Fraktion zu Titel 547 55. Ist Einbrin-

gung erwünscht? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das 

kann ich nicht erkennen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einigen 

Stimmen dafür, einigen Enthaltungen, aber mehr Stimmen 

dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

che 8/3258, Änderungsantrag der Fraktion BSW zu Titel 

633 60. Ist Einbringung erwünscht? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das 

kann ich nicht erkennen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einigen 

Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen wurde dem 

Änderungsantrag nicht entsprochen. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3259, Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zu Titel 682 60. Ist Einbringung er-

wünscht? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das 

kann ich nicht erkennen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen 

Stimmenthaltungen, einigen Stimmen dafür, aber mehr 

Stimmen dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3262, Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zu Titel 891 01. Dieser Antrag soll ein-

gebracht werden. Herr Kupke, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch uns geht es um die 

Investitionen für die Krankenhausstrukturen der 76 Kran-

kenhäuser in Sachsen. Wir freuen uns mittelbar, dass im 

aktuellen Doppelhaushalt zumindest die Investitionskosten 

fortgeführt werden und keine Streichungen vorgenommen 

worden sind. Allerdings reichen die Mittel bei Weitem 

nicht aus. Die stationäre Krankenhausversorgung steht un-

ter wachsendem Druck. Alternde Bausubstanzen, stei-

gende Anforderungen an Hygiene, Digitalisierung und 

energetische Standards sowie der medizinisch-technische 

Fortschritt machen kontinuierliche Investitionen zwingend 

erforderlich. 

Viele sächsische Krankenhäuser, insbesondere in den länd-

lichen Regionen oder in kommunaler Trägerschaft, können 

diese Investitionen nicht mehr aus eigener Kraft absichern. 

Nach Artikel 91b Grundgesetz und § 9 Krankenhausfinan-

zierungsgesetz sind die Länder verpflichtet, die Investiti-

onskosten der Krankenhäuser zu tragen. 

Sachsen kommt dieser Verpflichtung bisher nur teilweise 

nach. Der Investitionsstau in Sachsen wird auf eine bis 

1,5 Milliarden Euro geschätzt. Das gefährdet mittelfristig 

die Qualität und die Patientensicherheit bei der wohnortna-

hen Versorgung. Deshalb fordern wir, für die Einzelförde-

rung sowie für die Pauschalförderung der Krankenhäuser 

insgesamt 100 Millionen Euro mehr im Haushalt zu veran-

schlagen, als es bisher der Fall gewesen ist. 

Herr Unger, Sie haben heute wie auch Frau Schaper immer 

wieder den Sachsenfonds genannt. Wir bilden jetzt irgend-

wie alles über den Sachsenfonds ab. Wenn ich mich an die 

letzten Gespräche erinnere, sollen, wenn überhaupt, jedes 

Jahr 400 Millionen Euro hineinfließen. Dann ziehen wir 

davon noch den kommunalen Arm ab, der richtig und 

wichtig ist und für den etwa ein Drittel benötigt wird. Dann 

bleiben vielleicht 250 bis 260 Millionen Euro pro Jahr üb-

rig, wenn es überhaupt so viel ist. Ich frage mich, was wir 

davon alles finanzieren wollen. 

(Beifall BSW –  

Jan Löffler, CDU: Das wird aber  

auch nicht alles in einem Jahr fertig!) 

Daher wollen wir im Haushalt die Kosten für die Kranken-

häuser als festen Investitionsbestandteil enthalten haben. 

Vielen Dank. 
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Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Der Abg. Kupke 

sprach für die BSW-Fraktion. Gibt es Wortmeldungen zum 

Antrag? – Das kann ich nicht erkennen. Somit kommen wir 

zur Abstimmung über Drucksache 8/3262, Änderungsan-

trag der Fraktion BSW zu Titel 891 01. Wer dem Ände-

rungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stimmenthaltun-

gen, einigen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3263, Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zu Titel 891 05. Ist Einbringung er-

wünscht? – Das ist erwünscht. Herr Kupke, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, es geht wieder um die 

sächsischen Krankenhäuser, dieses Mal um den Transfor-

mationsfonds nach dem Krankenhausstrukturgesetz. 

Dafür ist im Haushaltsplan für das Jahr 2025 kein einziger 

Euro veranschlagt und im Jahr 2026 100 000 Euro. Auch 

hierzu haben wir wieder vernommen, dass aus dem Sach-

senfonds finanziert werden soll. Das Land Sachsen ist ver-

pflichtet, die Kofinanzierung sicherzustellen; die Kranken-

hausgesellschaft schätzt das ab 2026 zunächst auf ungefähr 

125 Millionen Euro jährlich, die das Land Sachsen aufwen-

den muss, um auch die Mittel des Bundes abrufen zu kön-

nen, und von daher auch das über den Sachsenfonds. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Gestatten Sie 

eine Zwischenfrage? 

Ronny Kupke, BSW: Deshalb wollen wir es fest im Haus-

halt einstellen. – Jetzt lasse ich gern die Zwischenfrage von 

Herrn Löffler zu. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Saalmikro-

fon 6 fragt Herr Abg. Löffler, CDU-Fraktion. 

Jan Löffler, CDU: Vielen lieben Dank, Herr Kollege 

Kupke, für die Möglichkeit, Ihnen eine Zwischenfrage zu 

stellen. Sie haben es wiederholt, und wir haben darüber in 

der heutigen Plenardebatte bereits hitzig debattiert: die De-

ckungskonzepte zulasten des Generationenfonds und der 

entsprechenden Zuführung. 

(Zurufe BSW) 

Können Sie uns im Hohen Haus vielleicht noch einmal 

kurz zusammenfassend darstellen – über alle Einzelpläne 

gemeinsam –, in welcher Höhe sich Ihre entsprechenden 

Deckungen zulasten der Zuführung des Generationenfonds 

in Summe belaufen? 

(Beifall Tom Unger, CDU) 

Ronny Kupke, BSW: Wir sprechen jetzt, Herr Löffler, 

über den Einzelplan 08. Herr Gebhardt war so außeror-

dentlich freundlich und gnädig und hat die Summe schon 

genannt. Und wenn Sie sich auch an unsere Verhandlungen 

erinnern: Wir wollten die Schuldenbremse lösen, um für 

nötige Investitionen in die Gesundheitsversorgung in die-

sem Freistaat Geld zu investieren. Das war nicht gewollt. 

Also haben wir eine andere Alternative gefunden; denn 

verfassungsrechtlich wollten Sie nicht dran, auch diese 

0,35 wollen Sie dieses Jahr nicht nehmen. 

(Zurufe Laura Stellbrink, SPD,  

und Tom Unger, CDU) 

Aber wir müssen Investitionen in die Zukunft schaffen. 

Und noch einmal: Sie verbreiten hier Angst. Wir nehmen 

niemandem etwas weg. 

(Tom Unger, CDU: Natürlich!) 

Ich will jetzt nicht den Norbert Blüm machen, aber zumin-

dest ist für die Pensionen genügend Geld da, das heißt ge-

nügend Geld, um für die nächsten Jahre die Beamtenpen-

sionen zu bezahlen. Das ist Angstmacherei, was Sie betrei-

ben. Wir wollen lediglich weniger zuführen, um die Inves-

titionen zu bezahlen. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Möchten Sie 

eine weitere Zwischenfrage zulassen? 

Ronny Kupke, BSW: Ja. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Moment. – Am 

Saalmikrofon 6 Herr Abg. Löffler. 

Jan Löffler, CDU: Danke für die Möglichkeit der Nach-

frage. Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie mir die 

Summe, saldiert über alle Einzelpläne, nicht nennen kön-

nen? 

Ronny Kupke, BSW: Nein, die kann ich Ihnen jetzt nicht 

nennen. 

Jan Löffler, CDU: Danke. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Möchten Sie 

eine weitere Zwischenfrage des Abg. Lippmann von den 

BÜNDNISGRÜNEN am Saalmikrofon 4 zulassen? 

Ronny Kupke, BSW: Sehr gern, Herr Lippmann. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Bitte schön. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Vielen Dank, 

Herr Kupke. Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Können Sie dem Hohen Hause sagen, mit 

welchem Rechnungszins zukünftig der Generationenfonds 

arbeiten müsste – wenn wir faktisch, das habe ich jetzt mal 

überschlagen, die Zuführung auf null setzen –, wenn man 

all Ihren Änderungsanträgen folgen würde und man viel-

leicht sogar negativ, mit Entnahmen, arbeiten müsste? Mit 

welchem Rechnungszins müsste dann zukünftig zur Ge-

währung der verfassungsrechtlich verankerten Auskömm-

lichkeit der entsprechende Generationenfonds, was das an-

gelegte Geld angeht, arbeiten? 
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Was heißt das dann für die entsprechenden Anlageklassen? 

Heißt das, dass Sie den Freistaat in hochspekulative Deri-

vate – anders können Sie diese Renditen wahrscheinlich 

gar nicht mehr erzielen – zwingen? Was heißt das, dass wir 

anschließend mit diesem Geld hochspekulativ umgehen 

müssen? 

(Beifall Tom Unger, CDU) 

Ronny Kupke, BSW: Als Erstes möchten wir natürlich 

nicht, dass der Freistaat mit dem Geld der Steuerzahlerin-

nen und Steuerzahler spekuliert; 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

das schon mal erstens. 

Zweitens ist der Generationenfonds sehr gut gefüllt. Wir 

zahlen jedes Jahr viel mehr ein, als wir im Moment heraus-

nehmen. 

(Zuruf Peter Wilhelm Patt, CDU) 

Dass sich das irgendwann umkehren wird, das ist uns be-

wusst, aber nicht heute oder morgen, auch nicht in zehn o-

der in 20 Jahren. Von daher: Es geht um diesen Doppel-

haushalt. 

Ich bin es irgendwann einmal leid. Ich verstehe Sie, dass 

Sie immer wieder auf diesen Punkt hinauswollen; aber wir 

wollen und wir müssen – – Uns fehlen 4 Milliarden Euro 

in diesem Haushalt, und es kann doch nicht so schwer sein, 

zwei Jahre zu überbrücken, um danach die sachgerechte 

Zuführung in den Generationenfonds wieder aufzuneh-

men. Punkt. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Der Abg. Kupke 

sprach für die BSW-Fraktion. Es gibt das Begehr einer 

Kurzintervention der SPD-Fraktion an Saalmikrofon 3. 

Juliane Pfeil, SPD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. Es ist 

schon ein wenig abenteuerlich. Wir haben bis jetzt keine 

Gesamtsumme gehört. Wir speisen den Generationenfonds 

auch noch aus diesem Doppelhaushalt mit jährlich einer 

Milliarde Euro. Das ist gut und richtig. Sie alle wissen, wir 

sind nicht die größten Fans des Generationenfonds. Gleich-

wohl sagen wir, er ist notwendig und das ist klar. Wir hatten 

harte und schwierige Debatten in diesem Haus und damit 

könnte man sich als BSW-Fraktion vielleicht auch einmal 

auseinandersetzen. 

Kollege Lippmann hat gerade ein Stück weit angedeutet, 

wie der Pensionsfonds entsprechend zugeführt werden 

muss. Was verfassungsrechtlich ist und was nicht, darüber 

müssen wir uns für die Zukunft auseinandersetzen. Aber 

das, was das BSW gerade macht, ist einfach nur: Wir neh-

men alles raus. – Das ist völlig unverantwortlich, was hier 

gerade, ohne darüber nachzudenken, passiert. 

(Beifall CDU) 

Sich dann immer wieder auf die Kreditaufnahme zurück-

zuziehen, das ist doch Augenwischerei. Bei einem Bedarf 

von 4 Milliarden Euro auf 500 Millionen zu hoffen – ja su-

per, damit haben wir ganz viel gekonnt. Das hilft uns aber 

nicht über die Probleme hinweg. Das ist also auch nicht die 

Lösung. 

Irgendwann müssten Sie mal Verantwortung übernehmen 

und zuschauen, wie wir einen Haushalt konsolidieren 

könnten. Das wäre die Aufgabe, wenn man hier Verantwor-

tung übernehmen möchte, aber das, was Sie machen, nicht. 

(Beifall SPD, CDU und BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: An Saalmikro-

fon 3 sprach Frau Abg. Pfeil für die SPD-Fraktion. Eine 

Reaktion kann ich nicht erkennen. 

(Ronny Kupke, BSW, steht am Mikrofon.) 

– Doch, die gibt es. Herr Kupke an Saalmikrofon 2, bitte. 

Ronny Kupke, BSW: Ich gebe es offen zu: Man kann und 

muss auch nicht alles wissen; es reicht, wenn man jeman-

den kennt, der es weiß. Das habe ich getan über unsere 

haushaltspolitische Sprecherin. Wir haben 1,5 Milliarden 

Euro insgesamt in Summe 

(Tom Unger, CDU: Lauter!) 

– 1,5 Milliarden Euro in Summe – über alle Einzelpläne, 

Herr Löffler, die wir brauchen, um die möglichen Anträge, 

die wir eingebracht haben, zu finanzieren. 

(Zuruf Juliane Pfeil, SPD) 

Uns ist es an der Stelle noch mal wichtig: Der Generatio-

nenfonds ist wenig bekannt. 

(Juliane Pfeil, SPD: Natürlich ist er …!) 

Wir führen – wenn ich mich recht erinnere, auch aus den 

Sondierungsgesprächen – jedes Jahr um die 800 Millionen 

Euro zu und nehmen 350 Millionen Euro heraus. Ich be-

tone das jetzt noch einmal und zum letzten Mal: Wir wollen 

den Beamtinnen und Beamten, die wirklich wertvolle Ar-

beit für diesen Freistaat leisten, nichts wegnehmen. 

(Zuruf Peter Wilhelm Patt, CDU) 

Wir wollen lediglich eine Durststrecke überbrücken, indem 

wir dort weniger hinzuführen. 

Danke schön. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach an 

Saalmikrofon 2 Herr Kollege Kupke von der BSW-Frak-

tion. 

(Christian Hartmann, CDU, steht am Mikrofon.) 

Weitere Wortmeldungen kann ich jetzt nicht erkennen. 

(Zurufe: Doch!) 

– Doch, Herr Kollege Hartmann für die CDU-Fraktion am 

Saalmikrofon 4. 
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Christian Hartmann, CDU: Herzlichen Dank, Frau Prä-

sidentin. Es gibt Momente, da kann man nicht schweigen. 

(Zurufe von AfD: Oooh!) 

Herr Kupke – – 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Kollege 

Hartmann, die CDU-Fraktion hatte schon zwei Kurzinter-

ventionen. 

(Unruhe – Zurufe) 

Christian Hartmann, CDU: Hat sie schon; dann hebe ich 

mir das für das nächste Mal auf. 

(Jan Löffler, CDU: Einen  

Redebeitrag kannst du anzeigen!) 

Dann halte ich einen Redebeitrag. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Dann bitte. 

(Heiterkeit und Beifall CDU) 

Zum Änderungsantrag. 

(Das Mikrofon am Redepult ist ausgeschaltet. –  

Jan Löffler, CDU: Mikro!) 

Christian Hartmann, CDU: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt Mo-

mente, da kann man tatsächlich nicht schweigen. Dass man 

eine Deckung im Haushalt sucht, ist legitim. Aber das, was 

wir hier gerade erleben, ist ein beredtes Beispiel für den 

Versuch, die Wirklichkeit zu ignorieren und Gestaltungs-

spielräume zu simulieren; denn – das gehört zur Wahrheit 

dazu – es geht nicht um die Frage, ob Sie in diesem Jahr 

dem Generationenfonds etwas zuführen und auf etwas ver-

zichten können – weil Sie ja weniger brauchen –, sondern 

der Generationenfonds folgt der Logik, dass Sie jährlich 

Zuführungen machen, um aus den Ertragslagen perspekti-

visch die Pensionsverpflichtungen der Zukunft zu generie-

ren. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Ja!) 

Das ist also kein Modell, bei dem Sie heute einzahlen und 

das Geld im selben Jahr ausgeben, sondern der Sinn des 

Generationenfonds ist es, eine Vorsorge aufzubauen, also 

jetzt Geld einzulegen und Erträge zu erwirtschaften, damit 

Sie perspektivisch möglichst wenig oder gar keine Mittel 

des laufenden Haushaltes mehr benötigen, um die Pensi-

onsverpflichtung der jetzigen Beamten zu generieren. 

Wenn Sie das machen, indem Sie mindestens die Zufüh-

rung für dieses Jahr nullen wollen und meinen, für das 

nächste Jahr bedürfte es keiner Zuführung in den Genera-

tionenfonds, dann legen Sie doch die Axt an die Pensions-

zusagen der zukünftigen Beamten an! 

(Beifall CDU und BÜNDNISGRÜNE) 

Und wenn Sie einmal damit anfangen, dann stelle ich mir 

die Frage: Wie ist denn Ihre Strategie für die nächsten 

Haushalte? Selbst wenn wir die 0,35 % des BIP beim 

nächsten Mal kreditieren, dann kompensiert das maximal 

die dann nicht mehr zur Verfügung stehende Haushaltsaus-

gleichsrücklage. Dann müssen Sie wieder die Axt an die 

Zuführung anlegen. Deswegen, meine sehr geehrten Da-

men und Herren, zum letzten Mal: Es ist, bleibt und wird 

immer unseriös sein, zu behaupten, dass die Entnahme aus 

der Zuführung des Generationenfonds keine Folgewirkung 

hat, und es ist unverantwortlich gegenüber den Beamten 

dieses Freistaates. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg.  

Hartmann sprach für die CDU-Fraktion. Sie möchten ein 

Redebeitrag bzw. eine Kurzintervention an Mikrofon 1 hal-

ten? 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Ich frage den Kollegen 

Hartmann: Wie viele Bundesländer außer Sachsen haben 

denn einen Generationenfonds 

(Staatsminister Georg-Ludwig von Breitenbuch: 

Das ist doch unser Vorteil! –  

Zurufe Daniela Kuge, CDU, und  

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE) 

und wie bezahlen die anderen Bundesländer denn ihre Pen-

sionsverpflichtungen? 

(Christian Hartmann, CDU, steht am Mikrofon. – 

Widerspruch und Zurufe BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Nein, ich habe 

hier eine stehen; es gab eine Kurzintervention der Fraktion 

BSW. 

(Widerspruch und Zurufe) 

– Ich habe nur eine. 

(Widerspruch und Zurufe) 

– Es war laut meiner Liste nur eine Kurzintervention; ich 

kann jetzt nur nach der Liste gehen. 

(Widerspruch und Zurufe) 

Herr Hartmann, ich lasse die Reaktion auf die Kurzinter-

vention jetzt zu. 

Christian Hartmann, CDU: Herzlichen Dank, Frau Prä-

sidentin. Es folgt die Antwort, die Herr Prof. Scheibe be-

gehrt. 

Zum Ersten. Die Pensionsbelastungen eines Landes wie 

Baden-Württemberg liegen im laufenden Haushalt bei  

28 % – 28 % des baden-württembergischen Haushaltes 

werden ausschließlich dafür ausgegeben, Pensionsver-

pflichtungen gegenüber ehemaligen Beamten zu bedienen. 

Das ist die Realität und das können Sie über andere Bun-

desländer der Bundesrepublik Deutschland vergleichbar 

ziehen. Deshalb haben wir ein Vorsorgesystem entwickelt, 

mit dem wir heute Vorsorge treffen, damit zukünftige Ge-

nerationen nicht mit den Pensionsverpflichtungen – die 
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sich ein reiches Land wie Baden-Württemberg möglicher-

weise leisten kann – belastet werden. 

(Zuruf Carsten Hütter, AfD – Gegenruf CDU) 

Ich frage: Was würde es bedeuten, wenn der Freistaat Sach-

sen 25 % seines Jahresetats nur für Pensionsverpflichtun-

gen an ehemalige Beamte zahlen müsste? Insoweit haben 

wir ein Instrument gewählt, das andere Länder zunehmend 

kopieren. Wir haben eine Vorsorge getroffen, die andere 

Länder in dieser Intensität tatsächlich noch nicht haben, sie 

haben jedoch die Sorgen der zukünftigen Belastung. 

Es ist für den Freistaat Sachsen deshalb unerheblich, weil 

es Verfassungsrang hat. Es ist Gegenstand des sächsischen 

Verfassungsrechts und insoweit bindend, auch für dieses 

Hohe Haus. – Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg.  

Hartmann sprach am Saalmikrofon für die CDU-Fraktion. 

Weitere Wortmeldungen zu dem Antrag kann ich nicht er-

kennen. Dann können wir zur Abstimmung über die Druck-

sache 8/3263 kommen, ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zum Titel 891 05. Wer dem Antrag seine Zustim-

mung geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? 

– Bei zahlreichen Stimmenthaltungen, einigen Stimmen 

dafür, aber mehr Stimmen dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

chennummer 8/3264, ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zum Titel 891 51. Ist Einbringung erwünscht? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf? – Das kann ich 

nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. 

Wer möchte dem Änderungsantrag seine Zustimmung ge-

ben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, einigen Stimmen 

dafür, aber mehr Stimmen dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3265, ein Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zum Titel 892 51. Ist Einbringung er-

wünscht? 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Ist formal eingebracht. Redebedarf kann ich keinen er-

kennen. Wir können zur Abstimmung über den Änderungs-

antrag der BSW-Fraktion kommen. Wer möchte diesem 

seine Zustimmung geben? – Danke schön. Die Gegenstim-

men? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltun-

gen, einigen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3291, ein Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zum Titel 684 52. Ist Einbringung er-

wünscht? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf? – Das kann ich 

nicht erkennen; dann können wir zur Abstimmung kom-

men. Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Ge-

genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimm-

enthaltungen, einigen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen 

dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3292, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 684 55. 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Ist formal eingebracht. Wortmeldungen kann ich keine 

erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. Wer 

möchte dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben? – 

Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? 

– Bei vielen Stimmenthaltungen, einigen Stimmen dafür, 

aber mehr Stimmen dagegen wurde der Änderungsantrag 

abgelehnt. 

Wir können zur Komplettabstimmung über das Kapitel  

08 07 kommen, ohne Änderungen. Wer möchte diesem Ka-

pitel seine Zustimmung geben? – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Bei vielen Stimmen dagegen, aber mehr Stim-

men dafür wurde dem Kapitel 08 07 entsprochen. 

Wir kommen zum nächsten Kapitel 08 08. Es liegen meh-

rere Änderungsanträge dazu vor, zunächst die Drucksache 

8/3041, Änderungsantrag der AfD-Fraktion zum Titel  

633 01. Einbringung ist erwünscht. Ich bitte Sie nach vorn, 

Herr Prantl. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kollegen Abgeordnete! Wir beantragen eine ent-

scheidende Verbesserung für unsere sächsische Land- und 

Fleischwirtschaft. Wir wollen die Gebühren für tier- und 

hygienerechtliche Kontrollen in den Schlachtbetrieben 

senken. Das hilft unseren sächsischen Landwirten und un-

mittelbar auch der regionalen Wertschöpfung und Versor-

gung. 

Die Situation ist dem Hohen Haus schon längst bekannt. 

Sachsen hat ein strukturelles Problem bei den Schlacht- 

und Verarbeitungsstrukturen für Schaf-, Rind- und Schwei-

nefleisch. Viele Erzeuger sind inzwischen gezwungen, ihr 

Vieh über weite Strecken ins Ausland, etwa nach Polen, zu 

fahren. Nicht aber, weil sie es so wollen, sondern weil bei 

uns die Bedingungen immer schwieriger werden. 

Einer der Hauptgründe dafür: Die Fleischbeschaugebühren 

in Sachsen haben sich in den vergangenen 15 Jahren ver-

doppelt. Sie sind mittlerweile ein echter Wettbewerbsnach-

teil und behindern neue Investitionen vor Ort. Das Nach-

barland Polen zeigt, wie es geht. Dort sind die Gebühren, 

je nach Tierart, zum Teil um ein Vielfaches niedriger und 

orientieren sich am EU-Mindestniveau. Das könnten wir in 

Sachsen auch erreichen. Unser Änderungsantrag will mit 

rund 6,5 Millionen Euro im Doppelhaushalt eine finanzi-

elle Kompensation erreichen. Wir können die Gebühren für 

die Fleischbeschau senken und die Grundlage für eine 

wettbewerbsfähige, ortsnahe und nachhaltige Fleischverar-

beitung im Freistaat legen. 
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Das wäre tatsächlich gut für die Umwelt: Es gäbe kurze 

Transportwege, es wäre gut für das Tierwohl und es würde 

Arbeitsplätze in den Regionen sichern. Die langen Fahrten 

zu den Billigschlachthöfen sind weder ökologisch noch 

tierschutzrechtlich noch ökonomisch zu rechtfertigen. Ich 

möchte Sie daher sehr herzlich bitten, unserem Änderungs-

antrag zuzustimmen. Lassen Sie uns hiermit gemeinsam 

die Voraussetzungen schaffen, damit sächsische Landwirte 

und Betriebe endlich wieder eine echte Chance haben! 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Prantl 

sprach für die AfD-Fraktion. Gibt es weitere Wortmeldun-

gen? – Das kann ich nicht erkennen. Dann können wir zur 

Abstimmung über die Drucksache 8/3041, Änderungsan-

trag der AfD-Fraktion zu Titel 633 01, kommen. Wer 

möchte dem Antrag seine Zustimmung geben? – Danke 

schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

vielen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen wurde 

der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag der AfD-

Fraktion in der Drucksache 8/3042, zum Titel 671 55. Ein-

bringung ist erwünscht. Herr Prantl, bitte. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kollegen! Wir beantragen hiermit, die Mittel für die 

Tiergesundheit von bisher 3,78 auf jeweils 4,53 Millionen 

Euro in den Haushaltsjahren 2025 und 2026 anzuheben. 

Wir möchten damit den Kostenanteil für die Beseitigung 

von Tierkörpern über die Tierkörperbeseitigungsanlage 

Lenz entscheidend verbessern. Ziel unseres Antrags ist es, 

den Anreiz für Tierhalter im Land zu erhöhen, verendete 

Tiere lückenlos und fachgerecht in die Beseitigungsanlage 

zu geben. 

Eine lückenlose, gesetzeskonforme Entsorgung wäre akti-

ver Tierseuchenschutz und schützt zugleich die Verbrau-

cher und natürlich auch die Umwelt. Die jüngsten Entwick-

lungen machen eine verstärkte Aufwandsbeteiligung nötig, 

damit die Risiken durch nicht ordnungsgemäß entsorgte 

Tierkörper weiter minimiert werden können. 

Ich bitte Sie daher um Ihre Unterstützung für diesen Ände-

rungsantrag. Lassen Sie uns gemeinsam für mehr Tier-

gesundheit in Sachsen sorgen, mit Weitblick und Verant-

wortung! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Der Abg. Prantl 

sprach für die AfD-Fraktion. Weitere Wortmeldungen kann 

ich nicht erkennen. Wir kommen zur Abstimmung über die 

Drucksache 8/3042, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu 

Titel 671 55. Wer möchte dem Antrag seine Zustimmung 

geben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimment-

haltungen? – Bei vielen Stimmen dafür, aber mehr Stim-

men dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur nächsten Drucksache, 8/3266, Ände-

rungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 684 03. Ist Ein-

bringung erwünscht? 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das 

kann ich nicht erkennen. Dann können wir zur Abstim-

mung kommen. Wer möchte dem Änderungsantrag seine 

Zustimmung geben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? 

– Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, 

wenigen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3269, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zu Titel 893 51. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Auch formal eingebracht; schönen Dank. Gibt es Wort-

meldungen dazu? – Das kann ich nicht erkennen. Wir kön-

nen zur Abstimmung kommen. Wer möchte dem Ände-

rungsantrag seine Zustimmung geben? – Danke schön. Die 

Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen 

Stimmenthaltungen, wenigen Stimmen dafür, aber mehr 

Stimmen dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3270, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 893 52. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Ist formal eingebracht. Wortmeldungen kann ich nicht er-

kennen. Wir können zur Abstimmung kommen. Wer 

möchte dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben? – 

Danke. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

vielen Stimmenthaltungen, wenigen Stimmen dafür, mehr 

Stimmen dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3293, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 685 51. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Wortmeldungen kann ich nicht er-

kennen. Dann können wir zur Abstimmung kommen. Wer 

möchte dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben? – 

Danke. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

vielen Enthaltungen, wenigen Stimmen dafür, mehr Stim-

men dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3294, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 686 52. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Auch formal eingebracht. Wortmeldungen kann ich nicht 

erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. Wer 

möchte dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben? – 

Danke. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

vielen Enthaltungen, wenigen Stimmen dafür, mehr Stim-

men dagegen wurde dem Änderungsantrag nicht entspro-

chen. 

Damit sind alle Änderungsanträge des Kapitels abge-

stimmt und wir können über das Kapitel in Gänze abstim-

men. Wer dem Kapitel 08 08 seine Zustimmung geben 
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möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Danke. 

Die Gegenstimmen? – Danke. Enthaltungen? – Bei vielen 

Stimmen dagegen, mehr Stimmen dafür wurde dem Kapi-

tel 08 08 entsprochen. 

Zu Kapitel 08 09 liegen mir keine Änderungsanträge vor. 

Wir können zur Abstimmung kommen. Wer möchte dem 

Kapitel 08 09 seine Zustimmung geben? – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen 

Enthaltungen, wenigen Stimmen dagegen, mehr Stimmen 

dafür wurde dem Kapitel entsprochen. 

Wir kommen zu Kapitel 08 10. Hierzu liegen wieder zahl-

reiche Änderungsanträge vor. Wir kommen zur Drucksa-

chen 8/3044, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 

633 04. Ist Einbringung erwünscht? – Herr Dünzel, bitte. 

Jonas Dünzel, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wir 

bringen die Anträge mit den Drucksachennummern 8/3044 

und 8/3046 gemeinsam ein. In den letzten Tagen haben wir 

von der CDU oft das Märchen gehört, dass für vieles kein 

Geld da sei. Liebe Kollegen von der CDU, das Geld ist da 

– es wird nur leider für die falschen Dinge ausgegeben. Be-

trachtet man beispielsweise Ihre Integrationsprojekte, kann 

man feststellen, dass Sie im Jahr 2024 noch 15 Millionen 

Euro dafür rausgefeuert haben. Das wollten Sie nun selbst 

auf 3 Millionen Euro kürzen. Doch dann haben Sie ge-

merkt, dass Sie für den Haushalt die Stimmen von den Lin-

ken brauchen. Deshalb haben Sie die Mittel nicht gekürzt 

und geben weiterhin 15 Millionen Euro für linke NGO-

Projekte aus. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Hört, hört! –  

Zustimmung und Beifall AfD) 

Doch da geht noch mehr: Für kommunale Integrationspro-

jekte geben Sie zusätzliche 18 Millionen Euro aus. Insge-

samt macht das mehr als 30 Millionen Euro. Dieses Geld 

fehlt für die wirklich wichtigen Dinge. An dieser Stelle 

sage ich Ihnen: Wer zu uns herkommt, hat sich selbst zu 

integrieren. Fleißige Migranten, die sich integrieren wol-

len, machen es einfach. Dafür braucht es keine vom Steu-

erzahler finanzierten Millionenprojekte. 

(Zuruf AfD: Richtig! – Beifall AfD) 

Wir als AfD beantragen deshalb, diese Gelder ersatzlos zu 

streichen. Nehmen wir das Geld und unterstützen lieber 

junge Familien damit! Nehmen wir das Geld und unterstüt-

zen lieber Rentner und Pflegebedürftige! Das ist unsere 

Aufgabe als Sächsischer Landtag – und nicht die Finanzie-

rung von Projekten, die wir als Sachsen nicht brauchen. 

(Beifall AfD) 

Und, das sei an dieser Stelle noch gesagt, ein kleiner Aus-

blick für 2029: Wenn die AfD regiert, wird es keinen Aus-

länderbeauftragten mehr geben, sondern einen Remigrati-

onsbeauftragten – und dafür stehe ich gern zur Verfügung. 

Danke schön. 

(Beifall AfD – Widerspruch Die Linke –  

Zuruf Martin Modschiedler, CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg.  

Dünzel sprach für die AfD-Fraktion als Einbringer. Es folgt 

Herr Kollege Pallas; bitte schön. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist nicht überra-

schend gewesen, was wir von dem Kollegen der AfD ge-

hört haben. Ich will dennoch Stellung zu beiden Ände-

rungsanträgen der AfD im Bereich der Integrationspolitik 

nehmen. Meine Damen und Herren, Deutschland, Sachsen, 

ist ein Einwanderungsland, eine Einwanderungsgesell-

schaft. 

(André Barth, AfD: Wer hat denn das festgestellt? 

Das kann man finden, wie man will – es entspricht der Fak-

tenlage und wird auch weiterhin so sein. 

(Zuruf AfD: Nö!) 

Bei aller Richtigkeit, dass wir zwischen den unterschiedli-

chen Formen von Migration differenzieren müssen und 

wollen, bleibt es dennoch eine faktenbasierte Wahrheit, 

dass gelingende Integration nun einmal ein Dauerlauf ist, 

nicht von selbst passiert, sondern Unterstützung braucht. 

Sie braucht Unterstützung vor Ort, in den Kommunen. Sie 

braucht Unterstützung des Landes und selbstverständlich 

auch des Bundes. 

Deswegen ist es nicht nur politisch völlig durchschaubar, 

was Sie hiermit bezwecken, sondern es wäre auch grund-

falsch, die Mittel hierfür zu kürzen, denn wir brauchen sie 

weiterhin. Wir haben vor etwa einem Jahr das Sächsische 

Integrations- und Teilhabegesetz in diesem Haus beschlos-

sen. Darin ist Integration als kommunale Aufgabe benannt. 

Folgerichtig sieht der Haushaltsentwurf vor, dass wir ne-

ben dem Förderprogramm „Integrative Maßnahmen“, das 

weiterhin als Landesprogramm bestehen soll, nicht uner-

heblich Mittel in die Kommunen geben, damit dort kom-

munale Integrationsstrukturen nachhaltig aufgebaut wer-

den können. In dieser Kombination ist das zu sehen. 

(Zuruf André Barth, AfD) 

Dennoch ist es nachvollziehbar und gerechtfertigt, dass wir 

die Einschnitte, die im Entwurf leider durchaus festzustel-

len waren, vor allem im zweiten Haushaltsjahr, ausglei-

chen, 

(Zuruf André Barth, AfD) 

denn auch im Bereich der Integration dreht sich die Welt 

weiter. Das mag Ihnen nicht passen, aber auch im Bereich 

der Integration sind wir davon abhängig, dass weiterhin In-

novation stattfindet, dass neue Akteure mit klugen Ideen 

vor Ort die Chance bekommen, diese auszuprobieren, da-

mit die Integrationsprozesse, die in aller Regel – und zwar 

weltweit – mehrere Jahre dauern, nachhaltig und möglichst 

erfolgreich durchgeführt werden können. 

(Jonas Dünzel, AfD: Selbst ohne …!) 

Sie wollen keine Migration nach Deutschland. Sie wollen 

sogar, schlimmer noch – das haben Sie gerade selbst bestä-

tigt, Herr Dünzel –, mit Remigrationsbeauftragten dafür 
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sorgen, dass Menschen mit Migrationsgeschichte aus un-

serem Land woandershin deportiert werden. 

(Frank Peschel, AfD: Nein! –  

André Barth, AfD: Das hat niemand gesagt! – 

Roberto Kuhnert, AfD: So ein Blödsinn!) 

Das machen wir natürlich nicht mit; deshalb kann man Ihre 

Änderungsanträge in diesem Bereich nur ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Rednerpult 

sprach Herr Abg. Pallas für die SPD-Fraktion. Weitere 

Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. Wir können zur 

Abstimmung kommen über die Drucksache 8/3044, Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion zum Titel 633 04. Wer dem 

Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stimmen dagegen 

und weniger Stimmen dafür wurde der Änderungsantrag 

abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag der Fraktion 

AfD, Drucksache 8/3046 zum Titel 684 55. Der Antrag 

wurde eingebracht. Gibt es noch Wortmeldungen dazu? – 

Das kann ich nicht erkennen. Dann können wir auch hier-

über zur Abstimmung kommen. Wer dem Änderungsantrag 

seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Zustimmung? 

(Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU, in 

Richtung der AfD: Niemand muss! –  

Sören Voigt, CDU, in Richtung der AfD:  

Nicht ganz sicher?) 

– Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? Bei zahlrei-

chen Stimmen dafür, einigen Enthaltungen und mehr Stim-

men dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3235, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zu einem neuen Titel „Modellprojekt Dorf-

kümmerer“. Einbringung ist erwünscht. Frau Abg. Pfau, 

bitte. 

Janina Pfau, BSW: Danke, Frau Präsidentin. Auch die 

Dörfer haben sich in den letzten Jahren verändert. Wir wis-

sen, dass immer mehr ältere Menschen auf dem Dorf leben 

und die Vereinsamung ein Problem wird; das Thema haben 

wir vorgestern schon einmal besprochen. Es entstehen au-

ßerdem neue Strukturen, wenn neue Familien zuziehen. 

Das bringt oftmals Probleme mit sich; als Friedensrichterin 

habe ich das relativ oft auf dem Schreibtisch liegen. 

Deshalb wollen wir die Lebensverhältnisse auf den Dör-

fern verbessern, indem wir einen Dorfkümmerer einführen. 

Dieser soll dorfübergreifend arbeiten, also nicht nur in ei-

nem Dorf, sondern dorfübergreifend in den Regionen. Es 

soll ein niederschwelliges Angebot sein, aber auch den Zu-

sammenhalt innerhalb der Dorfgesellschaft und der Gesell-

schaft der Nachbardörfer fördern. Es soll generationen-

übergreifend sein und dadurch außerdem aktiv gegen die 

Vereinsamung vorgehen. Wir wollen es als Modellprojekt 

einführen und die Erfahrungen, die wir über die Jahre ge-

sammelt haben, dann weiter auf das ganze Land ausbreiten. 

– Danke. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Abg. Pfau 

sprach zur Einbringung des Antrags für die BSW-Fraktion 

am Saalmikrofon. Weitere Wortmeldungen kann ich nicht 

erkennen. Wir können zur Abstimmung über die Drucksa-

che 8/3235 kommen, Änderungsantrag der BSW-Fraktion 

zum neuen Titel „Modellprojekt Dorfkümmerer“. Wer dem 

Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmenthaltungen, ei-

nigen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen dagegen wurde 

der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3272, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 681 58. 

(Janina Pfau, BSW: Formal eingebracht!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen? – Das kann 

ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltun-

gen, einigen Stimmen dafür, aber mehr dagegen wurde der 

Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3273, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 684 55. 

(Janina Pfau, BSW: Formal eingebracht!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? Das 

kann ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung 

kommen. Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung 

geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei wenigen 

Stimmen dafür, mehr Stimmen dagegen und keinen Enthal-

tungen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Ist für die Drucksache 8/3275, Änderungsantrag der Frak-

tion BSW zum Titel 684 57, Einbringung erwünscht? 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Nein, formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen? – Das 

kann ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung 

kommen. Wer dem Änderungsantrag der BSW-Fraktion 

seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Danke. Die Gegenstimmen? – Stimment-

haltungen? – Bei keinen Enthaltungen, wenigen Stimmen 

dafür und vielen Stimmen dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag der BSW-

Fraktion in der Drucksache 8/3276 zum Titel 684 59. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen? – Das kann 

ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. 
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Wer dem Änderungsantrag der BSW-Fraktion seine Zu-

stimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Bei Stimmenthaltungen, wenigen Stimmen da-

für, mehr Stimmen dagegen wurde der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3277, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 893 57. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Weitere Wortmeldungen kann ich 

nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei Stimm-

enthaltungen, wenigen Stimmen dafür, mehr dagegen 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3278, ein Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zum Titel 893 58. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Wortmeldungen? Das kann 

ich nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen 

Stimmenthaltungen, wenigen Stimmen dafür, mehr dage-

gen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Die Drucksache 8/3295 enthält einen Änderungsantrag der 

Fraktion BSW zum Titel 633 58. 

(Janina Pfau, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Wortmeldungen kann ich nicht er-

kennen. Wir können zur Abstimmung kommen. Wer dem 

Änderungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltun-

gen, wenigen Stimmen dafür, mehr dagegen wurde der Än-

derungsantrag abgelehnt. 

Wir können über das Kapitel 08 10 jetzt in Gänze abstim-

men. Wer dem Kapitel seine Zustimmung geben möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Ge-

genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen Stimmen 

dagegen, jedoch mehr Stimmen dafür wurde dem Kapitel 

08 10 entsprochen. 

Wir kommen zu Kapitel 08 11. Hierzu liegen wiederum 

zahlreiche Änderungsanträge vor. Wir beginnen mit der 

Drucksache 8/3047, Änderungsantrag der AfD-Fraktion 

zum Titel 685 01. Ist Einbringung erwünscht? – Herr 

Prantl, bitte. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kollegen Abgeordnete! 1,65 Millionen Euro in die-

sem Doppelhaushalt möchte die CDU allen voran für eine 

Einrichtung ausgeben, die vorgibt, Demokratie zu schüt-

zen, und zu diesem Zwecke Menschen ganzer Regionen 

Sachsens als „Antidemokraten“ und „Extremisten“ diffa-

miert, beleidigt und unter Generalverdacht stellt. 

Sie sagen, die staatlich geförderte Beschimpfung der Bür-

ger passe nicht in eine intakte Demokratie. Doch hier ist 

dem so. Mit dem Geld der Steuerzahler möchte allen voran 

die CDU das Else-Frenkel-Brunswick-Institut erneut be-

glücken. Ich sage Ihnen klar: Das ist keine Förderung von 

Demokratie, sondern ihre Verhöhnung, ja ihre Verachtung. 

Das Else-Frenkel-Brunswick-Institut ist kein neutrales 

Forschungsinstitut, sondern ein Instrument zur Einschüch-

terung und Manipulation der Bürger mit dem Auftrag der 

politischen Gesinnungsprüfung und der Delegitimierung 

des Souveräns. 

(Zustimmung und Beifall AfD –  

Zuruf AfD: Genau!) 

So werden – finanziert mit den Stimmen der CDU – in ei-

nem sogenannten Policy Paper zum Erzgebirgskreis bei-

spielsweise Werte wie Heimatverbundenheit, christliche 

Überzeugungen, traditionelle Familienbilder oder der 

Schutz des Lebens als gefährlich, demokratiefeindlich, ext-

rem fundamentalistisch und rückwärtsgewandt markiert. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke:  

Endlich sagt es mal jemand!) 

Sie haben dafür gesorgt. 

(Zuruf André Barth, AfD, in Richtung der CDU) 

Ganze Bevölkerungsgruppen, darunter Hunderttausende 

Sachsen, werden pauschal als „antidemokratisch“ be-

schimpft. 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Einige Forschungsergebnisse – Zitate aus der Welt des lin-

ken Verfolgungswahns –: „Wandern ist eine beliebte Frei-

zeitbeschäftigung von Rechtsextremisten.“ 

(Gelächter AfD) 

Im Erzgebirge ist es besonders schlimm, wir haben sogar 

einen Kammwanderweg, 270 Kilometer lang. 

(Heiterkeit AfD – Zuruf Sören Voigt, CDU) 

Außerdem ein Workshop-Angebot – Herr Unger, vielleicht 

waren Sie mal dort? –: „Rechte Memes verstehen und ana-

lysieren“. 

„Wie hängen Antifeminismus und Provinzialität zusam-

men? Was verbindet den Hass auf feministische Emanzipa-

tion mit der Sehnsucht nach ländlicher Idylle? Was Antife-

minismus und Provinzialität ideologisch verbindet, ist die 

Idealisierung einer Vergangenheit, die es so nie gegeben 

hat, und die autoritäre Sehnsucht nach Eindeutigkeit.“ Wei-

ter: „Ein schlechtes ÖPNV-Angebot verursacht signifikant 

höhere AfD-Stimmenanteile.“ 

(Heiterkeit AfD) 

Sie sehen, dass dieses Pseudo-Institut keine objektive For-

schung leistet, sondern regierungsgefällige Auftragsideo-

logie. Es will die Ausgrenzung aller, die sich nicht dem lin-

ken Meinungsmonopol unterordnen. Jeder, der sich nicht 

den migrationsfreundlichen und genderideologischen Dog-

men beugt, wird zum Demokratiefeind erklärt, nach dem 
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Motto: Wird der Bürger unbequem, ist er plötzlich rechts-

extrem. 

(Seufzen Christian Hartmann, CDU) 

Werte CDU, wollen Sie ganz im Ernst diese Stelle weiter-

finanzieren, die ganze Regionen, gewählte Abgeordnete, 

gewählte Bürgermeister, Unternehmer und Christen öffent-

lich beleidigt? 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Die Redezeit ist 

abgelaufen. 

Thomas Prantl, AfD: Ich sage Ihnen eines: Wer hierfür 

seine Hand hebt, greift die Meinungsfreiheit an, – 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Ihre Redezeit ist 

abgelaufen. 

Thomas Prantl, AfD: – greift die Demokratie an, greift die 

Verfassung an und legt die Axt an den demokratischen Plu-

ralismus. Sie – – 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Ihre Redezeit ist 

abgelaufen! 

(Beifall AfD) 

Der Abg. Prantl sprach für die AfD-Fraktion. Es gibt eine 

Wortmeldung an Saalmikrofon 3 von Frau Kollegin Meier. 

Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE: Vielen Dank, Frau Prä-

sidentin. Nicht nur die CDU will dieses Forschungsinstitut 

weiterfinanzieren, sondern alle demokratischen Kräfte in 

diesem Landtag; 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, SPD und Die Linke – 

Gelächter AfD) 

denn das Else-Frenkel-Brunswik-Institut forscht in der Tat 

zu demokratiefeindlichen Einstellungen, zu antidemokrati-

schen Netzwerken, 

(Roberto Kuhnert, AfD: Antifmenismus!) 

und fokussiert sich auf lokale Spannungen. Genau das ist 

in diesem Land dringend notwendig. 

(Roberto Kuhnert, AfD: Das meinen Sie!) 

Deshalb brauchen wir diese Forschungseinrichtung, 

(Roberto Kuhnert, AfD: Das ist der größte Hohn!) 

die unter anderem auch die Kommunen, die Bürgermeister 

und die zivilgesellschaftlichen Organisationen, die sich für 

Demokratie einsetzen, stärkt und berät. Genau deswegen 

brauchen wir diese Mittel. 

In Zeiten von wachsenden antidemokratischen Tendenzen 

ist genau solch eine Forschungsstelle unverzichtbar 

(Roberto Kuhnert, AfD: Genau!) 

– und Ihr Redebeitrag hat noch einmal sehr deutlich ge-

macht, warum wir genau diese Forschung brauchen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, SPD und Die Linke) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Kollegin 

Meier sprach am Saalmikrofon für die BÜNDNISGRÜ-

NEN. Weitere Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. 

Wir können zur Abstimmung über die Drucksache 8/3047 

kommen, Änderungsantrag der AfD-Fraktion zum Titel 

685 01. Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Ge-

genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einigen Stim-

men dafür, mehr Stimmen dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3048, Änderungsantrag der 

Fraktion AfD zu Titel 685 02. Es ist Einbringung er-

wünscht. Herr Kollege Prantl, bitte. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Abgeordnete! Wir bleiben noch ein wenig in der 

Welt des linken Wahns. Während im Gesundheitswesen 

und in der Pflege jeder Euro fehlt, eröffnet die CDU für 

linke Splitterparteien – SPD, GRÜNE und Linke – einen 

Selbstbedienungsladen auf Kosten der Bürger. 

Allen voran die CDU will 1,16 Millionen Euro an hart er-

wirtschaftetem Geld der Bürger für eine Pseudofor-

schungsstelle verbraten, für eine brotlose Kunst, die kein 

Bürger braucht und die keinem Bürger nutzt. 

(Zuruf Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Das ist ein Schlag ins Gesicht eines jeden Sachsen, der für 

sein Geld, im Gegensatz zu Ihnen, arbeiten muss und sich 

sein Einkommen selbst erwirtschaften muss, Frau Neu-

haus-Wartenberg. 

(Beifall AfD) 

Denn Familien wissen heute oft nicht mehr, wie sie die 

Pflege der Großeltern stemmen sollen, 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke: Was 

wissen Sie über meine Großeltern?) 

die Engpässe im Gesundheitssystem spitzen sich zu, aber 

ein angebliches Forschungsprojekt unter der Tarnkappe der 

Demokratieförderung ist der CDU 1,16 Millionen Euro 

wert. 

(André Barth, AfD: Hört, hört!) 

Aber was macht denn diese vermeintliche Demokratieför-

derung in Wahrheit? Auf Kosten der Bürger sollen soge-

nannte Aktivisten – die Früchte ihrer Arbeit konnten Sie 

gestern früh von der Tribüne ernten – in Schulen und Wei-

terbildungseinrichtungen Demokratie einüben – eine staat-

lich finanzierte Umerziehung für ein regierungsgefälliges 

Weltbild. 

Die Demokratie ist auf der Grundlage unserer Verfassung 

fest verankert. Sie braucht keine linksideologischen Nach-

hilfelehrer, Frau Neuhaus-Wartenberg, die die Bürger in 

die politisch korrekte Richtung drängen wollen. Denn die 

Bürger in Sachsen sind mündig, sie denken selbst, sie brau-

chen und sie wollen keine vom Staat bezahlten Meinungs-

wächter und keine von linksgrüner Ideologie durchtränkten 

Dauerbelehrungen. 
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(Beifall AfD) 

Werte Abgeordnete der CDU; ich weiß, es ist lange her, 

aber Ihr Anspruch war es einst, konservative Werte und das 

Wohl der Bürger zu schützen. Ich möchte Sie hiermit daran 

erinnern, denn was tun Sie heute? Sie verraten die Bürger 

in Sachsen, indem Sie diesen linken Kleinstparteien hinter-

herdackeln und vom Wähler mehrheitlich nicht gewollten, 

nutzlosen linken Projekten die Mehrheit verschaffen. 

(André Barth, AfD: Genau!) 

Das ist es, was Sie tun. Wenn jemand in Sachsen dringend 

einen Demokratieunterricht braucht, dann allen voran Sie 

von der CDU. 

(Beifall AfD) 

Kommen Sie also zur Vernunft, stoppen Sie diese Ver-

schwendung, sagen Sie Nein zur Dauerfinanzierung einer 

politischen Missionierungszentrale auf Kosten der Steuer-

zahler, erinnern Sie sich an die Verantwortung für die Bür-

ger, denen Sie verpflichtet sind und streichen Sie der John-

Dewey-Forschungsstelle die 1,16 Millionen Euro; denn es 

ist nicht Ihr Geld – es gehört den Bürgern! Lassen Sie die-

ses Geld denen zugutekommen, die es tagaus tagein erar-

beiten – den Bürgern dieses Landes! Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Prantl 

sprach für die AfD Fraktion. Es gibt eine weitere Wortmel-

dung am Saalmikrofon; Frau Abg. Meier, bitte. 

Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE: Sie haben gerade von 

konservativen Werten gesprochen. Ich würde mich auch 

selbst als durchaus konservativ bezeichnen, 

(Lachen und Unruhe bei CDU und AfD) 

und zwar auf dem Boden des Grundgesetzes stehend, im 

Gegensatz zu Ihnen bei der AfD. Offensichtlich haben Sie 

sich bisher nicht damit auseinandergesetzt, was eigentlich 

die John-Dewey-Forschungsstelle macht. 

(Thomas Prantl, AfD: Grünen Mist!) 

Sie erforscht und entwickelt nämlich praxisnahe Formate 

für die politische Bildung, sie berät, sie macht Weiterbil-

dungen, nicht nur für Lehrkräfte, sondern auch zum Bei-

spiel für die freiwillige Feuerwehr. 

(André Barth, AfD: Ui!) 

Dort, wo Kinder und Jugendliche, wo Erwachsene zusam-

menkommen, genau das passiert dort. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Sie stellt Materialien zur Verfügung. Schauen Sie es sich 

mal an, dann ändern Sie vielleicht Ihre Meinung dazu! 

(André Barth, AfD: Ideologisch  

richtig Feuer löschen!) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Saalmikro-

fon sprach Frau Kollegin Meier. Weitere Wortmeldungen 

kann ich nicht erkennen. Somit können wir zur Abstim-

mung kommen, sofern Herr Barth fertig gesprochen hat. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Drucksa-

che 8/3048, Änderungsantrag der Fraktion der AfD zum 

Titel 685 02. Wer möchte dem Änderungsantrag seine Zu-

stimmung geben? – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stimmen dafür, 

aber mehr dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3049, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD zu Titel 685 04. Ist Einbringung er-

wünscht? 

(Doreen Schwietzer, AfD: Formal!) 

– Formal eingebracht. Weitere Wortmeldungen kann ich 

nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung gibt, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stim-

men dafür, aber mehr dagegen wurde der Änderungsantrag 

abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3050, Änderungsantrag 

der AfD zur Titelgruppe 52. Ist Einbringung erwünscht? 

(Doreen Schwietzer, AfD: Formal!) 

– Formal einbracht worden. Wortmeldungen kann ich nicht 

erkennen. Wir können zur Abstimmung kommen. Wer dem 

Änderungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einigen Stimmen 

dafür, aber mehr dagegen wurde der Änderungsantrag ab-

gelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3051, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD zur Titelgruppe 54. Einbringung? 

(Doreen Schwietzer, AfD: Formal!) 

– Formal. Weitere Wortmeldungen kann ich nicht erken-

nen. Dann können wir auch hier zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei vielen 

Stimmen dafür, doch mehr dagegen wurde auch dieser Än-

derungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3052, Änderungsantrag 

der Fraktion der AfD zur Titelgruppe 55. Es ist Einbrin-

gung erwünscht; Herr Dünzel, bitte. 

Jonas Dünzel, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wir 

möchten die Anträge 8/3052, 8/3053 und 8/3055 gemein-

sam einbringen. Bevor ich zum Antrag komme, Frau 

Meier, Sie haben gesagt, dass Sie durchaus für konserva-

tive Werte stehen. Ich muss mich erinnern: Waren Sie es 

nicht, die in einer Punkband mitgespielt hat, die gesungen 

haben: „Advent, Advent, ein Bulle brennt“? Besonders 

konservativ kann das nicht gewesen sein. 

(Beifall AfD –  

Zurufe Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE, 
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Henning Homann, SPD, und  

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Es geht im Antrag, das passt ganz gut zusammen, um die 

großen Demokratievereine, die die CDU auch weiter mit 

sächsischem Steuergeld unterstützen möchte. 

Besonders Augenmerk möchte ich dabei auf den Verein 

„Demokratie leben!“ richten. Dafür wurden die Gelder ge-

konnt verdoppelt. Überall muss gespart werden, aber für 

die Demokratievereine gibt es mehr Geld. Halten wir also 

fest:  Für Baby-Begrüßungsgeld ist kein Geld da. Wir hal-

ten fest: Für die Senkung der Kitabeiträge ist ebenfalls kein 

Geld da. Zuschüsse für Pflegebedürftige: Dafür ist eben-

falls kein Geld da. Aber für die linken Demokratievereine 

Ihrer neuen Koalitionspartner ist immer Geld da. Erklären 

Sie das dem sächsischen Steuerzahler! 

(Beifall AfD) 

Der wird es Ihnen aber selbst bei der nächsten Wahl erklä-

ren – von daher alles gut. Wir als AfD bringen deshalb 

selbstverständlich ein, all diese linken Projekte ersatzlos zu 

streichen. 

(Zuruf Sören Voigt, CDU) 

Die Demokratie lebt nicht von solchen Demokratieverei-

nen. Familien sind das Fundament einer richtigen Demo-

kratie, die es zu unterstützen gilt. Deswegen: Kein Geld für 

Demokratievereine, mehr Geld für Familien, das ist AfD-

Politik. Bitte stimmen Sie unserem Antrag zu. Danke 

schön. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Dün-

zel sprach für die AfD-Fraktion. Es gibt eine Wortmeldung 

von Frau Kollegin Lang am Saalmikrofon 3, bitte. 

Simone Lang, SPD: Soll ich Ihnen sagen, warum wir sol-

che Projekte brauchen? Damit solche Menschen wie Sie 

sich nicht mehr vorm Migrationsdienst fotografieren las-

sen. 

(Beifall Die Linke) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Abg. Lang 

sprach an Mikrofon 3. Weitere Wortmeldungen kann ich 

nicht erkennen. Wir können zur Abstimmung über die 

(Empörung AfD) 

Drucksache 8/3052 kommen, Änderungsantrag der Frak-

tion AfD zur Titelgruppe – ich bitte um Ruhe – 55. Wer 

dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Die Ge-

genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einigen Stim-

men dafür, mehr Stimmen dagegen wurde der Änderungs-

antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3053, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD Nr. 1 zur Titelgruppe 56 und Nr. 2 zur 

Titelgruppe 57. Der Antrag wurde eingebracht. Weitere 

Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. Wir können zur 

Abstimmung kommen. Wer dem Änderungsantrag seine 

Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Bei vielen Stimmen dafür, aber mehr Stimmen 

dagegen wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3054, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD zur Titelgruppe 58. War dieser auch mit 

eingebracht? 

(Doreen Schwietzer, AfD: Formal!) 

Dann ist der Antrag formal eingebracht. Weitere Wortmel-

dungen kann ich nicht erkennen. Wir können zur Abstim-

mung kommen. – Doch, es gibt eine Wortmeldung an Saal-

mikrofon 3; Frau Kollegin Meier, bitte. 

Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE: Ich hätte jetzt schon 

gedacht, dass die AfD-Fraktion zu diesem Antrag etwas 

sagt; hier geht es nämlich darum, das Dokumentationszent-

rum zum NSU-Komplex gänzlich zu streichen. Und ich 

will Ihnen einmal folgende Zitate vorlesen: „Ich wünsche 

mir diese Formate für eine längere Zeit. Es müssen viele 

Menschen erreicht werden.“ „Es gibt nicht nur das Poten-

zial für eine fachliche, sondern auch für eine persönliche 

Weiterentwicklung.“ 

Das sind zwei Zitate von zwei Polizeikräften, die kürzlich 

im NSU-Dokumentationszentrum zu einer Weiterbildung 

gewesen sind. Genau dafür ist dieses NSU-Dokumentati-

onszentrum auch da: Es erinnert an die Morde und stärkt 

die Erinnerungskultur, aber es klärt auch auf. Es forscht 

und veranstaltet Workshops. 

Genau das brauchen wir, nicht nur im Freistaat Sachsen, 

sondern insgesamt in Deutschland. Das hat einen Vorbild-

charakter. Sie wollen das streichen. Wir wollen es erhalten. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und SPD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Saalmikro-

fon sprach Frau Kollegin Meier zum Antrag. Weitere Wort-

meldungen kann ich nicht erkennen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Drucksache 

8/3054, Änderungsantrag der Fraktion AfD zur Titelgruppe 

58. Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei zahlrei-

chen Stimmen dafür, mehr Stimmen dagegen wurde der 

Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3055, Änderungsantrag der 

Fraktion AfD zur Titelgruppe 59. Der Antrag wurde einge-

bracht. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das kann ich nicht 

erkennen. Dann können wir zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke. Die 

Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen 

Stimmen dafür, mehr Stimmen dagegen wurde der Ände-

rungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3279. Es ist ein Ände-

rungsantrag der BSW-Fraktion zum Titel 684 59. Ist Ein-
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bringung erwünscht? – Nein, ist formal eingebracht. Wei-

tere Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. Wir können 

zur Abstimmung kommen. Wer möchte dem Änderungsan-

trag der BSW-Fraktion seine Zustimmung geben? – Danke 

schön. Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

zahlreichen Stimmenthaltungen, einigen Stimmen dafür, 

mehr Stimmen dagegen wurde der Änderungsantrag der 

BSW-Fraktion abgelehnt. 

Wir können über das Kapitel 08 11 ohne weitere Änderun-

gen abstimmen. Wer dem Kapitel seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei zahlrei-

chen Stimmen dagegen, aber mehr Stimmen dafür wurde 

dem Kapitel 08 11 entsprochen. 

Wir kommen zu den Kapiteln 08 40, 08 50 und 08 60, zum 

Stellenplan und zu den Anlagen. Bei allem genannten lie-

gen mir keine Änderungsanträge vor. Wir können das ge-

meinsam abstimmen. Wer diesen genannten Kapiteln, dem 

Stellenplan und den Anlagen seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei zahlreichen 

Enthaltungen, mehr Stimmen dafür als dagegen wurde den 

Kapiteln 08 40, 08 50, 08 60, dem Stellenplan und den An-

lagen entsprochen. 

Wir können zur Gesamtabstimmung über den Einzelplan 

kommen. Wer dem kompletten Einzelplan 08, Staatsminis-

terium für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt, seine Zustimmung geben möchte, den bitte 

ich jetzt um das Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei zahlreichen Stim-

men dagegen, aber mehr Stimmen dafür ist dem Einzelplan 

08 so entsprochen. Es ist vollbracht. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE  

und Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 1.11 

Einzelplan 07 

Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz 

Wünscht der Berichterstatter des Haushalts- und Finanz-

ausschusses, Herr Gebhardt, zu dem Einzelplan das Wort? 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Nein!) 

– Das kann ich nicht erkennen. Die Fraktionen können in 

folgender Reihenfolge in der ersten Runde sprechen: CDU-

Fraktion, AfD, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, Die Linke, 

fraktionsloser Abgeordneter und die Staatsregierung, wenn 

gewünscht. Wir beginnen in der ersten Runde mit der 

CDU-Fraktion. Herr Abg. Ritter, Sie haben das Wort. Bitte. 

(Einige Abgeordnete verlassen den Plenarsaal.) 

Kay Ritter, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn es jetzt um die Mit-

tagszeit ist – allen einen guten Appetit, die jetzt Mittages-

sen gehen –, so würde ich doch gern über den Einzelplan 

07 reden. 

Unsere sächsische Wirtschaft befindet sich weiterhin in 

Stagnation. Kann man den Konjunkturberichten unserer 

Kammern glauben – und Sie können mir glauben, wir tun 

das –, gibt es einen allgemeinen Trend: eine leichte Aufhel-

lung am Horizont, dies aber leider nur branchenspezifisch. 

Dennoch müssen wir feststellen, dass die geopolitische 

Lage neben dem fast vor unserer Haustür stattfindenden 

russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine und seinen 

Folgen unsere Unternehmen weiterhin vor große Heraus-

forderungen stellt. Durch die neue Bundesregierung be-

steht Hoffnung, dass durch das Gesetz für ein steuerliches 

Investitionssofortprogramm – kurz gesagt: der Investiti-

onsbooster – sowohl wirtschaftlich als auch infrastrukturell 

die richtigen Entscheidungen zur Belebung unserer Wirt-

schaft in Deutschland und im Speziellen für unseren Frei-

staat Sachsen getroffen werden. Viel hängt nun von der 

Ausgestaltung der Ausführungsgesetze ab und davon, wie 

wir die vom Bund bereitgestellten finanziellen Mittel mit 

Vernunft und Weitsicht einsetzen. 

Für unseren Standort Sachsen muss festgestellt werden, 

dass die Energiekosten immer noch zu teuer sind. Mit Ver-

wunderung nehme ich deshalb zur Kenntnis, dass die im 

Koalitionsvertrag im Bund verankerte Senkung der Strom-

steuer in Rede steht. Ich fordere die Beteiligten auf, hier 

vertragstreu zu bleiben. 

Politik setzt den Rahmen und ist dabei verlässlich – viel 

zitiert und richtig. Wir setzen auch große Hoffnung auf die 

Mindestlohnkommission, die genau abwägen wird, wie 

sich der Mindestlohn künftig entwickeln wird und welche 

Auswirkungen das auf unsere Unternehmen hat. Das Gebot 

der Stunde muss lauten, alles zu tun, um die Wirtschaft 

wieder in Schwung zu bringen. 

Das eben Beschriebene hat selbstverständlich Auswirkun-

gen auf den zu beschließenden Doppelhaushalt 2025/2026, 

und ich spreche für den Einzelplan 07 des Sächsischen 

Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Kli-

maschutz. 

Neben den sich verändernden Zuordnungen der Kapitel 

Verkehr und Straßenbau, die in den Verantwortungsbereich 

des Staatsministeriums für Infrastruktur und Landesent-

wicklung gewechselt sind, haben wir neu im Ressort die 

Kapitel Energie und Klimaschutz hinzubekommen. Ver-

gleiche und Tendenzen lassen sich dennoch in den einzel-

nen Kapiteln ablesen, auf die ich eingehen werde. 
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Generell machen sich im Regierungsentwurf des Einzel-

plans 07 die stagnierenden Steuereinnahmen bemerkbar. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie können mir 

glauben, nicht zur Freude für uns. Vorab festgehalten wer-

den muss, dass der Einzelplan 07 einen Beitrag dazu ge-

leistet hat und wir die Realitäten anerkannt haben. Dem 

Verhalten eines ordentlichen Kaufmanns nachkommend 

haben wir keine Sonderwünsche formuliert, sodass ein 

Doppelhaushalt ohne Schuldenaufnahme aufgestellt wer-

den konnte. 

So umfasst der Einzelplan 07 für die beiden Jahre ein Vo-

lumen von rund 1,914 Milliarden Euro. Erfreulicherweise 

werden im wichtigsten Kapitel 07 03, Wirtschaftsförde-

rung, 818 Millionen Euro ausgegeben. Das sind rund 43 % 

der Ausgaben des Einzelplans. 

Die Ausgaben für Investitionen liegen im Kapitel 07 03 im-

merhin bei 37 %. Im gesamten Einzelplan liegen wir sogar 

bei über 50 %. Damit trägt der Einzelplan 07 erheblich zur 

Investitionsquote des Gesamthaushalts bei. 

Ziel muss es sein, die wirtschaftliche Stärke des Freistaates 

weiter auszubauen, Arbeitsplätze zu sichern und neue zu 

schaffen 

(Vereinzelt Beifall CDU) 

sowie den Übergang zu Zukunftsindustrien zu fördern. Ein 

Schwerpunkt des Haushaltes liegt daher auf der Förderung 

von kleinen und mittleren Unternehmen sowie Start-ups, 

um deren Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und Innovatio-

nen voranzutreiben. 

(Beifall Marko Schiemann, CDU) 

Für die Zukunftsindustrien im Bereich der Chipindustrie 

werden 254 Millionen Euro bereitgestellt. Gefolgt werden 

diese Ausgaben von dem Titel, der für die Wirtschaftsent-

wicklung unseres Landes wichtig ist und die Unternehmen-

sinvestitionen ankurbelt. Gemeint sind die Mittel aus der 

Bund-Länder-finanzierten Gemeinschaftsaufgabe Verbes-

serung der regionalen Wirtschaftsstruktur in Höhe von 

rund 251 Millionen Euro. Zusätzlich stehen für die Ertüch-

tigung der Infrastruktur den Kommunen rund 123 Millio-

nen – wir sprechen hier von GRW Infra – zur Verfügung, 

um die Bedingungen für die Wirtschaft zu verbessern. 

Die Bedeutung dieses Haushaltes stellt trotz der Sparmaß-

nahmen Weichen für die Zukunft des Freistaates, indem 

klare Prioritäten für eine nachhaltige und innovative Ent-

wicklung gesetzt werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt im Kapitel Arbeit. Zur Wei-

terbildung und Qualifizierung von Arbeitskräften stellen 

wir Steuergelder bereit, um den Anforderungen des sich 

wandelnden Arbeitsmarktes gerecht zu werden – speziell 

für die Qualifizierung unserer Fachkräfte mit dem Auf-

stiegs-BAföG sowie zur Intensivierung der beruflichen 

Bildung. Für die Jugendlichen der überbetrieblichen Lehr-

unterweisung stehen insgesamt 215 Millionen Euro zur 

Verfügung. Den Meisterbonus führen wir trotz knapper 

Kassen mit 4 Millionen Euro fort. 

(Beifall CDU) 

Wir unterstützen weiterhin die Forderungen des Hand-

werks, zeitnah die Gleichwertigkeit von beruflicher und 

akademischer Bildung gesetzlich zu verankern. Zur Wahr-

heit gehört aber auch, dass wir als Freistaat Sachsen das 

nicht allein schaffen, sondern Partner im Bund dafür benö-

tigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wo Licht ist, ist 

auch Schatten. Daher gehört es zur Transparenz des Ver-

fahrens, Ihnen nicht zu verheimlichen, dass wir auch ge-

wisse Titel reduziert haben. 

Im Förderprogramm „Regionales Wachstum“ wurde in den 

letzten zwei Jahren nur wenig Geld von der regionalen 

Wirtschaft abgerufen. Die Tatsache, dass im vergangenen 

Jahr nur rund 4 Millionen Euro abgerufen wurden und es 

2023 zu einer Mittelübertragung von 22 Millionen Euro in 

den GRW-Titel kam, zeigt, dass wir mit dem vorgelegten 

GRW-Programm fast alle Investitionsbedürfnisse unserer 

regionalen Wirtschaft abdecken konnten. 

Ein ähnliches Szenario zeigte sich beim Förderprogramm 

der industrienahen Forschung: In den letzten beiden Jahren 

wurden nur 50 % der Mittel abgerufen. Bevor ich zum 

Schluss komme, möchte ich nochmals den Fokus auf un-

sere Bemühungen richten, die Digitalisierung weiter vo-

ranzubringen. Nichts ist dringlicher als der Ausbau unseres 

Breitband- und Mobilfunknetzes. Dafür stellen wir neben 

den bereits im Fonds für digitale Teilhabe und Internet ver-

fügbaren Mitteln weitere 80 Millionen Euro bereit. 

Damit werden die Landkreise und kreisfreien Städte in die 

Lage versetzt, ihre Projekte für schnelles Internet weiterhin 

umzusetzen. Das Gaspedal durchzutreten, ist gut für unsere 

Wirtschaft, Verwaltung, Schulen und letztlich für unsere 

Bürgerinnen und Bürger. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Doppelhaushalt 

investieren wir in den kommenden beiden Jahren weiterhin 

in unsere regionale Wirtschaft und sichern damit den Wohl-

stand unserer Bürgerinnen und Bürger im Freistaat Sach-

sen. 

Wirtschaft zu alter Stärke zurückzuführen und dabei den 

Fokus verstärkt auf Investitionen statt auf konsumtive Aus-

gaben zu legen, ist für uns ein Schlüssel zur Lösung. Dazu 

müssen wir unsere Entscheidungen mit Vernunft und Weit-

blick treffen – nicht nur, um Sachsen durch die aktuelle 

Krise zu bringen, sondern auch, damit unser Freistaat lang-

fristig international wettbewerbsfähig bleibt. 

Zu den dringlichsten Aufgaben unserer Zeit gehört neben 

der Sicherstellung bezahlbarer Energie die schnellstmögli-

che Verwaltungsvereinfachung. Dazu gehören für mich 

Bürokratieabbau, die Bereinigung unserer Fördermittel-

landschaft und eine Digitalisierung von Wirtschaft und 

Verwaltung, die nach Zeitplan umgesetzt wird. 

(Martin Braukmann, AfD: Schön wär’s!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir bitten hiermit um Zu-

stimmung zum Einzelplan 07, einschließlich der von uns 

vorgeschlagenen Änderungen. 
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Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Für die CDU-Fraktion sprach Herr Kollege Ritter. Im An-

schluss folgt für die AfD-Fraktion Herr Abg. Beger;  bitte 

schön. 

Mario Beger, AfD: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Zunächst eine kleine Rätselfrage: 

(CDU: Och nö!) 

Aus welchem Bundesland stammen diese Zahlen? Die In-

vestitionsbereitschaft liegt bei 40 %, zwei Drittel der Be-

triebe haben aufgrund nicht kalkulierbarer Rahmenbedin-

gungen einen Einstellungsstopp. 33 % der Betriebe ver-

zeichnen Ertragseinbußen, fast 8 000 geschlossene Be-

triebe im Jahr 2024. Genau: Diese traurigen, aber aktuellen 

Zahlen vom 23.06.2025 stammen leider aus dem Freistaat 

Sachsen. 

Und Sie, Herr Panter, geben hier bei jeder Rede den großen 

Banker. Ihr Regierungsentwurf hat aber eher den Charme 

eines nüchtern verwalteten Kassenbuchs. Innovation? 

Fehlanzeige. 

(Beifall AfD) 

Die GRÜNEN durften im aktuellen Haushaltsverfahren 

zum Regierungsentwurf natürlich nicht fehlen. Jetzt atmet 

dieser Entwurf die grüne Duftnote von Klimafetischismus 

und Wirtschaftsmasochismus: mehr Energiewende, mehr 

Ausgaben für die Öffentlichkeitsarbeit und mehr teure 

wirtschaftsfeindliche Klimamaßnahmen. Mit Volldampf in 

die Rezession. Innovation? Fehlanzeige. 

Dabei hätte vieles anders und besser werden können. Wir 

debattieren heute über den Einzelplan 07, der in dieser Le-

gislaturperiode grundlegend neu zugeschnitten wurde. 

Während die Bereiche Verkehr und Straßenbau nun im Ein-

zelplan 10 abgebildet sind, kommen mit den Bereichen 

Energie und Klimaschutz andere, durchaus relevante Auf-

gaben hinzu. 

Angesichts der aktuellen Herausforderungen ist es zwin-

gend notwendig, in den Bereichen Wirtschaft, Arbeit und 

Energie wertschöpfende, zukunftsorientierte Weichenstel-

lungen vorzunehmen. Leider erkennen wir weder inhaltlich 

noch konzeptionell, dass die von Ihnen vorgelegten Initia-

tiven Wertschöpfung oder Zukunftsorientierung bieten. 

Ihre Beschlussempfehlung geht an den Problemen und 

Herausforderungen der Wirtschaft völlig vorbei. Gute Lö-

sungen liegen nicht vor. Sie fragen sich, warum? Schauen 

wir uns die Kapitel näher an. 

Erstens, Kapitel 01, Ausgaben für das Ministerium. Hier 

gibt es noch reichlich Einsparpotenzial. Ich frage mich, wie 

viel Geld für Öffentlichkeitsarbeit, Imagefilmchen und 

Personal ein Wirtschaftsministerium wirklich braucht. Wir 

sagen: deutlich weniger. Wenn wir nur die tatsächlichen 

Ausgaben der letzten Jahre betrachten, lassen sich hier 

mehrere Millionen Euro einsparen. Diesem Ansatz folgt 

die Beschlussempfehlung leider nicht. 

Zweitens, weiter zu Kapitel 03, allgemeine Wirtschaftsför-

derung. Hier stehen Millionenausgaben im zweistelligen 

Bereich für die Abwicklung staatlicher Zuwendungen an. 

Millionen fließen in Kompetenzstellen, effiziente Mobili-

tät und die Förderung eines Büros für Popkultur. So etwas 

Wesentliches darf in der Prioritätenliste des Freistaates na-

türlich nicht fehlen. Wir sagen: Hier gibt es auch reichlich 

Einsparpotenzial – für sinnvolle Projekte, Bildung, Ausbil-

dung und Innovation. 

Drittens, weiter zu Kapitel 05, Energie und Klima. Hier 

stehen Mehrausgaben für Öffentlichkeitsarbeit, Beratungs-

stellen und Klimaschulen. Nichts davon – wirklich nichts 

– hilft unseren sächsischen Unternehmen. Nichts davon ist 

zukunftsweisend. Das gilt für alle Ausgaben in diesem Ti-

tel, ebenso wie für die gesamte Energiewende mit sündhaft 

teurem Wasserstoff und der Windmühlen-Verspargelung 

ganzer Landstriche, die wir alle über den Strompreis mitfi-

nanzieren müssen. 

(Zuruf Staatsregierung) 

Warum sind hier keine zukunftsweisenden Ausgaben für 

Investitionen eingeplant, um unsere Energie wieder güns-

tiger und unsere Firmen wettbewerbsfähiger zu machen? 

(Staatsminister Dirk Panter: Machen wir doch!) 

Viertens, zu Kapitel 07. Das Kapitel heißt „Förderung der 

beruflichen Bildung und Bekämpfung der Arbeitslosig-

keit“. Richtiger wäre wohl, vom Kapitel „SPD-Doppel-

strukturen und Geschäftsaufgaben“ zu sprechen. Ja, die 

Lage am Arbeitsmarkt ist ernst, die Arbeitslosenzahlen 

steigen, die Lebensnebenkosten auch, das Arbeiten wird 

immer unattraktiver. Sächsische Betriebe kämpfen mit 

überbordender Bürokratie. Betriebsübergaben enden oft als 

Betriebsaufgabe statt als Weitergabe. Gut ausgebildete 

Fachkräfte sind zudem immer schwerer zu finden. 

Anstatt sich im Bund endlich für die Senkung der Lohnne-

benkosten einzusetzen, anstatt hier im Land den Bürokra-

tieabbau anzugehen und in die Qualifikation unserer fä-

higsten Köpfe – Stichwort Meister- und Technikerausbil-

dung – zu investieren, gönnen Sie sich lieber Beratungs-

stellen für ausländische Beschäftigte, verpulvern Steuer-

geld für die Förderung arbeitsmarktbezogener Zuwande-

rung und leisten sich ein Zentrum für Fachkräftesicherung 

und gute Arbeit im Wert von mehreren Millionen Euro, das 

die Angebote der gesetzlich zuständigen Akteure ergänzen 

soll. 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Das ist Geldverschwen-

dung – in zweistelliger Millionenhöhe und ohne Mehrwert 

für die kleinen und mittelständischen Unternehmer sowie 

für die Beschäftigten im Freistaat, die durch Steuern und 

Abgaben das Staatssäckel füllen. 

(Beifall AfD) 

Deshalb fordern wir: Weg mit Ihren viel zu hohen Ausga-

ben für Öffentlichkeitsarbeit! Weg mit Ihren unnötigen 
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Ausgaben für Mobilitätskompetenzstellen und Popkultur-

büros! Weg mit Ihren sinnfreien Klimaschulen und den da-

zugehörigen Beratungsstellen! 

Das ist alles Geldverschwendung, das können wir uns nicht 

mehr leisten – Schluss damit! 

(Beifall AfD) 

Zum Schluss möchte ich Ihnen das Folgende aus dem ver-

gangenen Jahr ins Gedächtnis rufen: In Ihrem Koalitions-

vertrag steht, dass Sie mehr Menschen motivieren wollen, 

Unternehmer zu werden, dass Sie den erfolgreichen Fort-

bestand von Unternehmen durch die rechtzeitige und sys-

tematische Vorbereitung auf die Nachfolge sichern wollen, 

dass Sie den Meisterbonus verdoppeln wollen, insbeson-

dere in Verbindung mit einer Unternehmensnachfolge. 

Nichts, aber auch gar nichts ist davon bisher im Haushalts-

verfahren finanziell umgesetzt – weder im Regierungsent-

wurf der Staatsregierung noch in der Beschlussfassung 

durch die regierungstragenden Fraktionen. 

Im Gegenteil: Sämtliche Initiativen – vom Bürokratieab-

bau über die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit bis hin zu 

den Mehrausgaben für Qualifikation und Betriebsnachfol-

gen – wurden von Ihnen konsequent abgelehnt. Aber ohne 

innovationsfördernde Änderungen, ohne unternehmens-

freundliche Anpassungen werden wir Ihrer Beschlussfas-

sung zum Einzelplan 07 nicht zustimmen. 

Deshalb legen wir Ihnen heute über 20 Änderungsanträge 

vor, die aus unserer Sicht notwendige Einsparungen sowie 

sinnvolle Investitionen enthalten.  

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Kollege 

Beger sprach für die AfD-Fraktion. Für die BSW-Fraktion 

folgt Herr Kollege Prof. Scheibe. 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordne-

ten! Noch verfügt unser Land über eine solide Industrie 

und einen erfolgreichen, innovativen Mittelstand. Aber die 

Rahmenbedingungen haben sich in den letzten Jahren dra-

matisch verschlechtert. 

Unsere öffentliche Infrastruktur ist für ein führendes In-

dustrieland in einer blamablen Verfassung. Und seitdem 

durch die Russland-Sanktionen 

(Demonstratives Gähnen Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

und die vermeintliche Klimapolitik auch noch Energie 

schlagartig teurer wurde, droht unserem Land der Verlust 

wichtiger Industrien und tausender Arbeitsplätze. 

(Vereinzelt Beifall BSW und AfD) 

Viele Unternehmen erwägen eine Verlagerung ihrer Pro-

duktion ins Ausland. Andere, die dies nicht können, sind 

teilweise in ihrer Existenz bedroht. Die Bekanntheit Sach-

sens als internationaler Industriestandort wird von soge-

nannten Leuchttürmen geprägt, insbesondere der Automo-

bil- und Chipindustrie. Das Rückgrat der ausgesprochen 

vielfältigen sächsischen Wirtschaft bilden jedoch kleine 

und mittlere Betriebe in Produktion, Handwerk, Handel, 

Dienstleistungen, Landwirtschaft und Tourismus. 

(Beifall BSW) 

Viele von ihnen sind durch die dramatisch verschlechterten 

Rahmenbedingungen in ihrer Existenz bedroht. Durch fi-

nanzielle und administrative Unterstützung gilt es hier, ge-

genzusteuern und die Betriebe in die Lage zu versetzen, die 

Herausforderungen der Digitalisierung, der Fachkräftesi-

cherung und der Transformation zu meistern und die damit 

verbundenen Chancen zu nutzen. 

(Beifall Sabine Zimmermann, BSW) 

Voraussetzung für einen gerechten Sozialstaat ist eine 

funktionierende und erfolgreiche Wirtschaft. 

(Vereinzelt Beifall BSW) 

Politik muss der Wirtschaft das Primat geben. Der Freistaat 

Sachsen – wir haben das immer wieder gehört – hat ein 

Ausgabenproblem. Bleiben die notwendigen Korrekturen 

in der Wirtschaftspolitik aus, werden wir auch noch ein 

Einnahmenproblem bekommen. 

Der Einzelplan 07 des vorliegenden Haushaltsentwurfs 

wird diesen Erfordernissen in keinster Weise gerecht. So 

werden die Landesförderung Mittelstand und Beratungs-

leistungen im Jahre 2026 drastisch gekürzt. Auch die Zu-

schüsse für Investitionen an wirtschaftsnahe externe In-

dustrieforschungseinrichtungen werden extrem zurückge-

fahren, gleiches gilt für die Zuschüsse an private Unterneh-

men. Die aus meiner Sicht – und damit bin ich nicht allein 

– schlimmste Kürzung im Einzelplan 07 ist jedoch das fak-

tische Auslaufen der Zuschüsse für Investitionen im Rah-

men des Förderprogramms „Regionales Wachstum“. Von 

diesem Programm profitieren kleine Unternehmen des pro-

duzierenden Gewerbes, des Handwerks, des Einzelhan-

dels, der Gastronomie und des Dienstleistungsbereichs – 

das Rückgrat der sächsischen Wirtschaft. 

Leider sind zum Teil auch drastische Kürzungen im Be-

reich der beruflichen Bildung zu verzeichnen – und das 

beim allseits zu verzeichnenden Fachkräftemangel. Hier-

bei muss investiert und nicht gespart werden. Wie bereits 

ausgeführt, muss für einen gerechten Sozialstaat die Wirt-

schaft erfolgreich arbeiten können. Voraussetzung dafür ist 

eine moderne Wirtschaftspolitik, die die entsprechenden 

Rahmenbedingungen schafft. Wer jedoch hier die Mittel so 

drastisch kürzt, spart an der falschen Stelle. 

(Vereinzelt Beifall BSW) 

Wir als BSW-Fraktion können dem Einzelplan 07 in der 

vorliegenden Form so nicht zustimmen.  

Danke. 

(Beifall BSW) 
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Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Rednerpult 

sprach für die BSW-Fraktion Herr Prof. Scheibe. Für die 

SPD-Fraktion folgt Herr Kollege Homann, bitte. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade in Zeiten 

globaler Krisen, gerade in Zeiten der Rezession, gerade in 

Zeiten von Transformation und Strukturwandel brauchen 

Wirtschaft und Beschäftigte Planungssicherheit und Stabi-

lität. Daran arbeiten wir an vielen Stellen, und wir kommen 

langsam voran. 

Die EU-Kommission gibt grünes Licht für den Industries-

trompreis. Das Bundeskabinett hat den Bundeshaushalt für 

2025 beschlossen. Das Sondervermögen kommt, stärkt die 

Investitionskraft von Ländern und Kommunen und der In-

vestitionsbooster wird heute im Bundestag beschlossen. 

(Zuruf AfD: Booster!) 

Wir beweisen damit Handlungsfähigkeit in der EU, in der 

Bundesregierung und jetzt auch hier in Sachsen. 

Der Regierungsentwurf zeigt klare Prioritäten. Wir wollen 

Strukturen erhalten und prioritär Investitionen ermögli-

chen. Trotz knapper Mittel setzen wir deshalb auf entschei-

dende Punkte. Der Erste ist: Wir setzen auf die Zukunfts-

branchen, also auf Mikroelektronik, auf Batteriezellen, auf 

Wasserstoff. Das sind genau die Branchen, auf die sich ge-

rade eine neue europäische Industriestruktur ausrichtet. Als 

Sachsen wollen wir dabei vorne mitspielen. Deshalb inves-

tieren wir 118 Millionen Euro im Jahr 2025 und 136 Milli-

onen Euro im Jahr 2026. Das bedeutet, dass sich die Kräne 

drehen. Die prominentesten Beispiele sind dabei TSMC, 

Bosch und Infineon. 

Wir haben aber auch mit Silicon Saxony 

(Zuruf AfD: Was?!) 

inzwischen eine echte sächsische Innovationsmarke entwi-

ckeln können. Hier werden Technologievorhaben aus dem 

European Chips Act in Höhe von insgesamt 700 Millionen 

Euro gefördert. Das sind wichtige Innovationsträger.  

Zu den Investitionen in das Wasserstoffzentrum in Chem-

nitz. Dort sollen bis 2030 91 Millionen Euro in eine der 

entscheidenden Schlüsseltechnologien investiert werden, 

davon 14 Millionen Euro von Sachsen. Wir schaffen damit 

in den entscheidenden Zukunftsbranchen wichtige Voraus-

setzungen für neues Wachstum. Davon profitieren am Ende 

auch der Mittelstand und das Handwerk. Ich möchte darauf 

hinweisen: Nicht nur, weil Chemnitz Kulturhauptstadt ist, 

sondern auch, weil es eine völlig unterschätzte Innovati-

onsbranche ist, unterstützen wir das kreative Sachsen – in 

Sachsen arbeiten in den kreativen Berufen über 100 000 

Menschen – jetzt mit einer institutionellen Förderung. 

Auch das ist ein wichtiges Zeichen. Innovation ist sächsi-

scher Markenkern. 

(Beifall SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wirtschaft im 

Wandel braucht starke Menschen. Deshalb setzen wir in 

der Arbeitsmarktpolitik einen klaren Fokus auf Ausbildung 

und Fachkräfte. Es war einer der größten Wünsche, die uns 

von den beiden Sozialpartnern gespiegelt wurden, dass wir 

die überbetriebliche Lehrunterweisung im Handwerk und 

die Verbundausbildung auch in diesem Doppelhaushalt 

weiterhin unterstützen. Wenn man sehr viele, sehr kleine 

Unternehmen hat, die vielleicht, weil sie nur aus zwei, drei 

Leuten bestehen, nicht separat ausbilden können, ist es 

wichtig, dass man es ihnen trotzdem ermöglicht, sich zu-

sammenzutun oder in ihrem Interesse als Staat auszubil-

den. Deshalb investieren wir hier 15,3 Millionen Euro im 

Jahr 2025 und 13,5 Millionen Euro im Jahr 2026. 

Die Fachkräftesicherung ist eine der zentralen Herausfor-

derungen, wenn wir unseren Wohlstand halten wollen. Es 

ist schon wichtig, dass wir innovative Produkte entwickeln 

– aber am Ende muss sie auch jemand bauen. Deshalb ist 

die Fachkräftesicherung eine der größten Herausforderun-

gen für unseren Wohlstand. Es ist deshalb wichtig, dass wir 

hierfür im Jahr 2025 9 Millionen Euro und im Jahr 2026 

7,2 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Dabei haben wir 

alle Menschen im Blick. 

Ja, wir tun viel dafür, dass jeder junge Mensch in Sachsen 

einen Abschluss macht. Wir sorgen aber auch dafür, dass 

die Menschen, die von außen zu uns kommen können und 

wollen, uns dabei helfen können, hier mit anzupacken und 

etwas Gutes für Sachsen zu tun. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Energie und Kli-

maschutz bilden den dritten Baustein im neuen Ministe-

rium von Dirk Panter. Im Übrigen finde ich es richtig, dass 

wir die Energie- und Klimaschutzpolitik als Teil der Wirt-

schaftspolitik begreifen. Bei den Energiekosten wird das 

immer wieder deutlich. Auch hier gestalten wir Zukunft, 

denn wer die Zukunft gestalten will, muss heute Verant-

wortung übernehmen. Die Energiewende ist entscheidend 

für die Zukunft unserer Wirtschaft, und sie gelingt dann im 

Großen, wenn sie vor Ort gelingt. Deshalb ist es wichtig, 

dass wir insgesamt 15,7 Millionen Euro in die kommunale 

Wärmeplanung investieren, dass wir die SAENA weiter 

unterstützen, die Kommunen dabei beraten, wie auch vor 

Ort der Ausbau von erneuerbaren Energien vorankommen 

kann, und es ist gut, in Nachhaltigkeit zu investieren. Des-

halb mein großer Dank insbesondere an die GRÜNEN, die 

eine weitere Finanzierung des Reparaturbonus ermögli-

chen. 

(Vereinzelt Beifall SPD) 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Haus-

halt und dieser Einzelplan sind etwas für Realisten, für 

Menschen, die nicht in Luftschlössern wohnen, sondern in 

stabilen Häusern, für Menschen, die etwas aus dem ma-

chen, was sie haben. Der Einzelplan 07 kann nicht auf alle 

Fragen eine Antwort geben, doch er gibt Sicherheit, Ver-

lässlichkeit und Planungssicherheit. Auf dieser Grundlage 

können Entscheidungen getroffen und Ideen zu Taten wer-

den. Auf dieser Grundlage kommen wir ins Handeln. Des-

halb bitte ich Sie um Zustimmung zum Einzelplan 07. 

Vielen Dank. 
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(Beifall SPD, CDU und  

Staatsminister Dirk Panter) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Homann 

sprach für die SPD-Fraktion. Kollege Günther spricht nun 

für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE; bitte schön. 

Wolfram Günther, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Der 

Einzelplan des Wirtschafts- und Energieministeriums hat 

in seinem Entwurf mehrere schmerzhafte Kürzungen vor-

gesehen, gerade im Bereich Klima-, Energie-, Kreislauf-

wirtschaft, dort, wo es um kleine und mittelständische Be-

triebe geht, etwa in der Gründungsförderung oder in der 

Arbeitsmarktintegration. Viele Wirtschafts- und Sozial-

partner haben darauf gedrängt, dass wir zu einem Haushalt 

kommen, da kein Haushalt auf jeden Fall schlimmer wäre 

als ein Haushalt mit Kürzungen. 

Gleichwohl mussten wir auch hier einige wichtige Aufbes-

serungen mitverhandeln. Um es vorweg zu nehmen: Ganz 

grundsätzlich unterstützen wir auch die Strategie der Inves-

titionen, etwa Kofinanzierungen, IPCEI-Mittel für Mikro-

elektronik, Wasserstoff- und Batteriezellen, wo viel Geld 

reingeht, aber es gab eine gewisse Schlagseite zulasten der 

Transformation kleiner und mittelständischer Betriebe. 

Schmerzhaft ist etwa, dass die Gründungsförderung ge-

schwächt worden ist, des Weiteren die Beratungsförderung 

und die Integration von internationalen Fachkräften, was 

schwer nachvollziehbar war. Das CDU-Wahlversprechen, 

die Verdopplung des Meisterbonus, ist ins Leere gelaufen. 

Wir betonen, dass wir uns für eine langfristige Lösung zur 

kostendeckenden Finanzierung der Meisterausbildung ein-

setzen, etwa wie im Freistaat Thüringen, sowie für die 

Gleichstellung der beruflichen Bildung mit Gründung ei-

nes Azubiwerkes, um auch dort das Wohnen in der Nähe 

des Ausbildungsplatzes zu ermöglichen oder die Punkte 

zur Fachkräftesicherung. 

Es ist gelungen, die Kompetenzstelle für nachhaltige Be-

schaffung der Auftragsberatungsstelle Sachsen für die 

kommunale und die Landesverwaltung zu retten. Wir sind 

auch sehr froh, dass der eku-Zukunftspreis erhalten wird. 

Das ist nämlich eines der zentralen Instrumente, das die 

Gesellschaft befähigt, sich ganz niedrigschwellig für alle 

Themenbereiche von Klima und Umweltschutz zu enga-

gieren. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Der Reparaturbonus wurde schon genannt. Auch das ist et-

was, was im Land allerhöchste Aufmerksamkeit bekommt 

und wo wir es geschafft haben, zu verbinden, dass das 

Handwerk Aufträge bekommt, dass weniger weggeschmis-

sen wird, dass wir die Ressourcen im Land halten können. 

Als Finanzierungsinstrument haben wir den Klimafonds 

gesichert, der im SMWA verantwortet wird. Er bekommt 

neue Zuführungen, zum Beispiel für Infrastrukturinvestiti-

onen im Bereich Wasser, denn eine wirtschaftliche Ent-

wicklung in diesem Land wird ohne Investitionen im Be-

reich Wasser nicht möglich sein. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Wir haben im Entschließungsantrag vereinbart, dass wir 

die Förderlandschaft insgesamt zukunftsfähig und multi-

funktional ausrichten und Förderverfahren vor allem ver-

einfachen wollen. Das bleibt eine Daueraufgabe. Wir wis-

sen, dass das nicht ganz leicht ist. Wir freuen uns auch, dass 

es am Ende gelungen ist, den Masterplan Südwestsachsen 

hier zu verankern, dass jetzt mehr passiert als die 

600 000 Euro für die regionale Verwaltung, 

(Beifall Sören Voigt, CDU) 

denn das ist eine unserer wichtigsten Wirtschaftsregionen, 

und man kann es nicht oft genug betonen: 7 % unseres 

sächsischen BIPs kommen aus der dortigen Automobilpro-

duktion und der Zulieferindustrie. Ich nenne andere Dinge, 

wie etwa die drohende, nicht ausreichende Finanzierung 

der Zweigleisigkeit des Streckenausbaus Chemnitz – Geit-

hain. Wir wissen, dass in der Region Chemnitz 1,2 Millio-

nen Menschen leben. Sie brauchen eine ordentliche Anbin-

dung. Das ist essenziell für diesen Wirtschaftsstandort. 

Es sind also wesentliche Dinge in diesem Haushaltsbereich 

verbessert worden, und deswegen werben wir BÜNDNIS-

GRÜNE sehr für die Zustimmung zu diesem Einzelplan. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Günther 

sprach für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Für die Frak-

tion Die Linke spricht nun Kollege Hartmann; bitte schön. 

Stefan Hartmann, Die Linke: Herr Präsident! Werte Da-

men und Herren! Auch die Linke sieht unser Land in der 

Wirtschaftspolitik vor großen Herausforderungen, denen 

der Regierungsentwurf nicht gerecht geworden ist. Es ist in 

Verhandlungen gemeinsam mit den Grünen gelungen, an 

der einen oder anderen Stelle nachzubessern. Das ist beim 

Wärmekataster oder dem Reparaturbonus gelungen und 

sehr zu begrüßen. 

Aber es ist auch klar, dass das nicht die Füße sind, auf de-

nen unsere Volkswirtschaft steht. Ähnlich wie in der Frage 

der Schuldenaufnahme war von Anfang an offensichtlich, 

dass es in der Frage, wie wirtschaftspolitisch agiert werden 

muss, um gegen die Rezession anzuarbeiten, zwischen die 

CDU und uns Linke mindestens drei Bände Keynes und 

drei Bände Marx passen. Wir haben in den vergangenen 

Jahren betont, dass man gegen eine wirtschaftliche Flaute 

im Staat nicht ansparen kann, sondern investieren muss. 

Es ist richtig, dass bürokratische Flaschenhälse und Inves-

titionshemmnisse auf den Prüfstand gehören. Gleichzeitig 

ist es klar: Es ist illusorisch zu glauben, dass in einer Welt, 

in der teilweise großflächig subventioniert wird, Europa 

mit dem Streichen von einigen Regeln allein die gleiche 

Attraktivität als Investitionsstandort erreichen wird. 

Gleichzeitig wissen wir, dass es nicht allein die sächsische, 

sondern die deutsche Volkswirtschaft insgesamt ist, welche 

vor den Herausforderungen der Transformation steht. Die 

großen Weichenstellungen für diese Transformation blei-

ben in diesem Landeshaushalt aus.  



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 48 

Es gibt aber zumindest ein zaghaftes Umdenken im Bund. 

Es ist begrüßenswert, dass sich die Koalition dazu bekennt, 

dass Mittel, die vom Bund in den sogenannten Sachsen-

fond fließen sollen, „für zukunftsgerichtete Investitionen 

genutzt werden sollen, welche die Wirtschaftskraft Sach-

sens, eine nachhaltige Infrastruktur und den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt stärken sollen.“  

Da sich viele der Herausforderungen im bisher beschäfti-

gungsstärksten Sektor, der Automobilindustrie, konzent-

rieren, und diese mit Südwestsachsen eine sächsische Re-

gion besonders intensiv prägen, sind wir froh, dass im Ent-

schließungsantrag ausdrücklich auf einen Masterplan Süd-

westsachsen Bezug genommen wird. Dieser muss seinen 

Fokus auf die Beschäftigten und ihr Know-how legen. 

Zusammenfassend: Für sich genommen werden weder der 

Regierungsentwurf noch die konkreten Änderungen die 

sächsische Wirtschaft aus ihrer Schieflage holen. Umso 

wichtiger ist es, dass die von mir erwähnten zusätzlichen 

Vereinbarungen eingehalten und nicht halbherzig umge-

setzt werden. Wir als Linke erwarten, dass die Gelder, wel-

che vom Bund nach Sachsen fließen, genutzt werden, um 

Beschäftigung zu sichern, um nachhaltig in die Zukunft der 

sächsischen Wirtschaft zu investieren. Wir werden dies als 

verantwortungsvolle Opposition in den nächsten Jahren 

weiter kritisch begleiten. Wir werden dem Einzelplan zu-

stimmen. 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall Die Linke und Thomas Löser, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Hartmann 

sprach für die Fraktion Die Linke. Damit haben wir die 

erste Rederunde absolviert und könnten jetzt in eine zweite 

gehen, insofern Interesse seitens der Fraktionen besteht. – 

Für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE spricht Kollege Löser. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 

noch einmal zum Thema Energie sprechen. Das ist für uns 

Grüne besonders wichtig. Entscheidend für ein Gelingen 

der Energiewende ist, dass man entsprechend berät. Wir 

hören es immer wieder vom Ministerpräsidenten. Es ist 

wichtig, Gemeinden zu beraten, gerade bei Windkraftpro-

jekten. 

Deshalb haben wir uns im Regierungsentwurf schon etwas 

geärgert, dass die dafür eingestellten Mittel, um eine Bera-

tung stattfinden zu lassen, zunächst nicht vorgesehen wa-

ren. Genauso waren die Akzeptanzförderung und das Be-

teiligungsmanagement herausgestrichen, aber auch die Zu-

weisung für die Kommunen, kommunale Klimaschutzma-

nager und Energieberater. 

Ich glaube, das ist sehr wichtig, dass wir das wieder hin-

einverhandeln konnten. Wir haben im Ministerium die Öf-

fentlichkeitsarbeit in diesem Punkt mit über 400 000 Euro 

wieder gestärkt. Vor allem haben wir – das halte ich für 

sehr wichtig – die Dialog- und Serviceenergiestelle Erneu-

erbare Energien bei der SAENA jetzt wieder drin. Das war 

eine von den Kommunen sehr gut nachgefragte akzeptierte 

Stelle, die genau bei solchen Projekten berät und Akzep-

tanz für die Energiewende im Land herstellt. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Auch wichtig ist, dass wir es geschafft haben, für die Kom-

munen die Planung der kommunalen Wärmekataster digi-

talisiert wieder hineinzubekommen; denn die Kommunen 

müssen diese Leistungen bringen, und wir unterstützen sie 

dabei. 

Zum Thema Klimaschulen. Herr Beger, Sie haben sich ja 

hier mit diesen „sinnlosen“ Klimaschulen ganz schön her-

ausgelehnt. Wissen Sie überhaupt, wie viele es in Sachsen 

gibt? Es sind 43. Waren Sie mal in einer? Wenn Sie mal 

hingehen und mit den Schülerinnen und Schülern dort re-

den und sehen, wie liebevoll dort Projekte betreut werden, 

die mit Natur- und Klimaschutz zu tun haben – ich weiß 

nicht, ob Sie die Chuzpe hätten, sich dort hinzustellen und 

denen zu sagen, was das für ein sinnloser Mist ist, der dort 

wegkann. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Sie sprechen immer von Ihren Steuergeldern, die Sie hier 

verteilen. Sie akzeptieren überhaupt nicht, dass das die 

Steuergelder aller Sachsen und Sächsinnen sind. Es ist 

nicht so, dass die AfD 100 % in Sachsen hat und das hier 

verteilen kann, sondern es gehören viele Fraktionen dazu. 

Das gehört zu einem demokratischen Grundsatz. Aber das 

nur am Rande. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Was jetzt noch nicht enthalten ist, aber für uns in der Zu-

kunft sehr wichtig bleiben wird: Leider ist es raus, dass wir 

auf unseren sächsischen Liegenschaften PV fördern. Wir 

glauben, dass es enorm wichtig ist, dass der Freistaat dort 

in Vorbildfunktion geht. Wir brauchen keine PV auf Wald-

flächen, sondern wir brauchen sie auf Parkplatzflächen und 

auf Dächern. Dort wollen wir sie hinhaben. 

Genauso schade ist es, dass die kommunalen Klimamillio-

nen raus sind. Das war ein sehr gut akzeptiertes Programm 

in allen kreisfreien Städten und den Landkreisen: jeweils 

eine Million für Klimaschutzprojekte. Konkret in Dresden 

wird damit auf dem Rathaus jetzt PV angebracht.  

Wir glauben, dass wir darum kämpfen müssen, dass das al-

les in einem zukünftigen Haushalt wieder hineinkommt. 

Zumindest ist im Entschließungsantrag ein kleines Öff-

nungstürchen eingebaut. 

Es ist Licht und Schatten in diesem Haushalt. Wir GRÜNE 

sind – wie Sie alle wissen – auf der Seite des Lichtes, ge-

nauso wie Solar. Deshalb stimmen wir zu. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Löser 

sprach in dieser zweiten Rederunde für die Fraktion 

BÜNDNISGRÜNE. Gibt es seitens der anderen Fraktionen 

noch Redebedarf? – Seitens der AfD-Fraktion gibt es noch 

Redebedarf. Kollege Schreyer; bitte schön. 
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Timo Schreyer, AfD: Kollege Löser, Sie sprachen von den 

Klimaschulen. 

(Zurufe CDU: Es heißt:  

Sehr geehrter Herr Präsident!) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte wenige Anwesende! 

Werter Kollege Löser, Sie sprachen über die Klimaschulen 

und über die Steuern. Wissen Sie, wir verkörpern über 

30 % der sächsischen Wähler und Steuerzahler, die das 

nicht wollen, und Sie verkörpern 5 %. – Danke. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schreyer 

sprach in dieser zweiten Rederunde für die AfD-Fraktion. 

Gibt es weiteren Redebedarf seitens der anderen Fraktio-

nen? – Das sehe ich nicht. Dann übergebe ich jetzt an die 

Staatsregierung, an Herrn Staatsminister Panter; bitte 

schön. 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Haushalt kommt 

spät, aber er kommt zum Glück nicht zu spät. Dass es jetzt 

endlich Planungssicherheit gibt, ist extrem wichtig, das 

klang vorhin schon an; denn dieses Land braucht diese 

Klarheit und die Planungssicherheit. Vor allem braucht die 

sächsische Wirtschaft diese Planungssicherheit, denn sie 

steht schwer unter Druck. Arbeitsplätze stehen unter 

Druck, daher müssen wir ins Agieren kommen. Deshalb 

bin ich auch dankbar, dass gerade in den letzten Wochen 

noch einmal sehr deutlich wurde, auch von vielen Akteuren 

im Land, wie wichtig der Haushaltsbeschluss ist. 

Zum Anfang möchte ich gern noch einmal mit einem Dank 

beginnen, und zwar mit einem Dank für die harte Arbeit an 

so unglaublich vielen Stellen. Es war eine fraktionsüber-

greifende Zusammenarbeit. Ich habe schon sehr viele 

Haushalte begleiten dürfen, noch nie in dieser Funktion, 

aber auch noch nie in dieser Komplexität. Deshalb der 

große Dank an die vielen fleißigen Menschen im Vorder-

grund, aber auch im Hintergrund. Sie haben alle ermög-

licht, dass wir jetzt auf einem guten Weg sind, heute in die-

sem Land Planungssicherheit herzustellen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die wirtschaftliche Lage 

ist schwierig. Ich habe es gerade gesagt. Wenn aktuelle 

Konjunkturprognosen wieder zaghaft Anlass für Optimis-

mus geben, so dürfen wir unsere Anstrengungen doch nicht 

einstellen – im Gegenteil, das tun wir auch nicht. Der Haus-

halt versetzt meine Kollegen und mich endlich in die Lage, 

notwendige Investitionen und Förderungen auf den Weg zu 

bringen und anzuschieben, damit wir als Staatsregierung 

helfen können, die Wettbewerbsbedingungen zu verbes-

sern, um Arbeitsplätze und Wohlstand zu sichern. 

Fast eine Milliarde Euro stehen pro Jahr für Wirtschaft, Ar-

beit, Energie, Klimaschutz und Digitales zur Verfügung. 

Ich bin froh, dass es im Bund vorangeht, dass am 24. Juni 

der Bundeshaushalt im Kabinett war und wir Neuigkeiten 

zum Wachstumsbooster und zum Sondervermögen haben, 

welches im Juli in Berlin beraten wird. 

Wichtig ist, dass wir in Sachsen vorbereitet sind. Wir haben 

den Sachsenfonds auf den Weg gebracht. Dort fließen die 

Investitionsmittel hinein. Ich bin wirklich extrem froh, weil 

wir seit vielen Jahren und langen Diskussionen jetzt end-

lich diesen Sachsenfonds bekommen und Investitionen in 

unsere Wirtschaft tätigen können, damit die Attraktivität 

steigt und wir das nicht mehr vom Doppelhaushalt abhän-

gig machen, sondern auch mal langfristig Verlässlichkeit 

bei Investitionen herstellen können. Dafür gibt es den 

Sachsenfonds. Dafür einen sehr herzlichen Dank. 

Als SMWA begleiten wir diesen Fonds auch mit weiteren 

Investitionen. Ich bin froh, dass wir das wichtigste Förder-

programm, das wir haben, die GRW, weiterhin mit rund 

200 Millionen Euro im Jahr ausstatten können. Das ist eine 

gute Nachricht, vor allem für viele KMU im ländlichen 

Raum. 

Darüber hinaus ermöglichen wir Investitionen in strate-

gisch wichtige Industrien. Es klang vorhin an. Über 

250 Millionen Euro im Doppelhaushalt fließen in Mikro-

elektronik, Batteriezellen, Wasserstoffwirtschaft und in 

diese berühmt-berüchtigten IPCEI-Projekte. Das sind ent-

scheidende Bausteine für die Zukunft unseres Landes, aber 

auch weit darüber hinaus. Dass das Ganze Erfolg hat und 

auch einer Strategie folgt, das sagen ja nicht nur wir als 

Staatsregierung, auch wenn es manche vielleicht in Abrede 

stellen wollen. 

Gerade die „Süddeutsche Zeitung“ hat kürzlich, und zwar 

letzten Montag, getitelt „Wie Dresden eine ganze Branche 

anlockt“, und in dem Artikel – den kann ich nur zur Lektüre 

empfehlen – sieht man, wie eine Strategie bei uns funktio-

niert, und anderenorts aber nicht. Wo andere Standorte zu-

letzt gescheitert sind, haben wir in Sachsen Erfolg. Es wer-

den nämlich keine Luftschlösser gebaut, sondern wir in-

vestieren in Firmen bei uns, und zwar sehr viel in der Mik-

roelektronik, aber nicht nur, sondern auch kürzlich für Al-

pine in Riesa, BELIMO in Großröhrsdorf oder andere Un-

ternehmen. 

Zurück zur Mikroelektronik. Wenn man ESMC sieht: 

Wenn man an der A14/A13 entlangfährt – ich habe es 

schon einmal gesagt –, dann sieht man mittlerweile über 20 

Kräne, die sich dort drehen. Weitere Unternehmen stehen 

auch in den Startlöchern. Deshalb ist es richtig, dass wir 

hier weiter investieren. Das Ziel muss auch sein, dass das 

Silicon Saxony in alle Regionen Sachsens ausstrahlt, damit 

noch mehr Menschen von diesem Boom profitieren. 

(Staatsminister Conrad Clemens: Jawohl!) 

– Genau, danke schön. Genauso wichtig ist, dass wir in die-

ser Krise schauen, wie wir unsere Strukturen anpassen kön-

nen. 

Ich war letzte Woche in Zwickau und habe dort wieder ein 

schönes Zitat gehört, das ich lange nicht gehört habe. 

Churchill hat einmal gesagt: „Never let a good crisis go to 

waste“, also niemals eine gute Krise verschwenden, um 

Strukturen anzupassen, um die richtigen Ziele noch einmal 

zu adjustieren. 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 50 

Das sollten wir tun, und das werden wir mit unserer För-

derlandschaft auch tun, um uns auf das Notwendige zu 

konzentrieren, damit wir für alle Bereiche der sächsischen 

Wirtschaft die richtige Aufstellung finden, sowohl für un-

ser Handwerk, als auch für unseren Mittelstand, genauso 

wie für die Industrie und für unsere Start-ups. 

Dafür ist es unerlässlich, dass wir uns um einen der wich-

tigsten Punkte, eines der wichtigsten Erfolgskriterien, die 

wir in Sachsen haben, kümmern. Ich habe es in der Regie-

rungserklärung schon gesagt: Es sind unsere gut ausgebil-

deten Fach- und Arbeitskräfte. In den nächsten Jahren wer-

den sehr viele in Rente gehen. Die Fachkräftesicherung 

und -gewinnung wird ein sehr zentraler Punkt sein. Auch 

wenn die Mittel knapp waren, gerade im Einzelplan 07 – 

leider Gottes –, so haben wir uns doch auf die berufliche 

Bildung noch einmal besonders konzentriert; denn die be-

rufliche Bildung ist die Basis für so vieles. 

Es klang vorhin schon an, dass wir gut 30 Millionen Euro 

in die überbetriebliche Lehrunterweisung im Handwerk, 

für die Verbundausbildung, aber auch für den Meisterbonus 

auf dem Niveau, auf dem er war, investieren können. Wir 

wollen weitergehen. Das ist das klare Bekenntnis, das wir 

im Koalitionsvertrag abgegeben haben. Es geht aber nicht 

alles immer sofort in Zeiten knapper Mittel; da muss man 

sich auch konzentrieren. 

Zur Energie- und Klimawende. Wir haben schon sehr viel 

zum Energie- und Klimakapitel gehört. Natürlich teilen wir 

die Ziele der Wirtschaft, die dauerhaft niedrigen Energie-

preise. Wir müssen unabhängiger von ausländischen Dik-

tatoren und der Entwicklung in Krisengebieten werden. 

Dabei können wir nicht ganz so viel tun, aber was wir tun 

können, ist, immer wieder Anwalt der sächsischen Unter-

nehmen zu sein und deutlich zu machen, wie wichtig Re-

formen sind. Dazu können wir unseren Beitrag leisten – es 

klang eben schon an –, indem wir zum Beispiel Förder-

richtlinien zum Thema Energie und Klima sowie Kreislauf-

wirtschaft weiterführen, Beratungsleistungen verstärkt an-

bieten und vor allem sächsische Unternehmen unterstüt-

zen, 

(Zuruf Mike Moncsek, AfD) 

aber auch weiterhin die Energiewende vorantreiben. Ich 

bin froh über die Vereinbarung, dass mögliche Sondermit-

tel des Bundes aus dem Klima- und Transformationsfonds 

dem sächsischen Klimafonds zugeführt werden. 

In der Summe wollen wir und werden wir als Land unseren 

Beitrag leisten, aber ich habe es schon gesagt: Die Haus-

haltslage zwingt uns zu manch schwerem Einschnitt. Zur 

Wahrheit gehört auch, dass manche Landesprogramme – 

und das haben wir auch gehört – auf Eis gelegt werden. 

Andere müssen mit weniger Mitteln zurechtkommen als 

bisher. Das fällt alles nicht leicht, ist aber ein Gebot der 

Stunde. Wir werden diese Chance nutzen, uns das alles 

noch einmal genau anzuschauen, so bitter das in manchen 

Situationen sein mag, aber uns dann richtig für die Zukunft 

aufzustellen. 

Als Staatsregierung werden wir das deshalb eng mit der 

Wirtschaft und den Gewerkschaften machen. Ich habe an-

gekündigt, dass wir nach der Sommerpause in einer Spit-

zenrunde zur Lage der sächsischen Wirtschaft mit den Ge-

werkschaften, den Kammern und Verbänden zusammen-

kommen wollen, um über die aktuelle Lage, über unsere 

Förderprogramme und darüber, welche Schwerpunkte wir 

in Zukunft setzen wollen, zu diskutieren. Dadurch wird 

deutlich, dass es wichtig ist, durch den Haushaltsbeschluss 

die Planungssicherheit für den Freistaat, seine Menschen 

und die Wirtschaft zu bekommen. Es ist aber genauso 

wichtig, jetzt nicht untätig zu sein – wir waren es auch 

nicht in den letzten Monaten –, sondern mit Hochdruck an 

einer guten sächsischen Wirtschaft und einer guten Ent-

wicklung zu arbeiten. Ich werbe deshalb jetzt um Zustim-

mung für den Einzelplan 07, damit wir unsere Arbeit auf 

Basis eines beschlossenen Haushalts und nicht nur einer 

vorläufigen Haushaltsführung fortsetzen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD, CDU und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Staatsminister 

Panter sprach für die Staatsregierung. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, wir kommen zur Abstimmung über 

den Einzelplan 07, Staatsministerium für Wirtschaft, Ar-

beit, Energie und Klimaschutz. Da Änderungsanträge vor-

liegen, stimmen wie zuvor vereinbart über den Einzelplan 

kapitelweise ab, und ich beginne mit dem Kapitel 07 01. 

Hierzu liegen zahlreiche Änderungsanträge der AfD-Frak-

tion vor. Ich beginne mit dem ersten Änderungsantrag; das 

ist die Drucksache 8/3089, Änderungsantrag der Fraktion 

AfD zum Titel 526 02. Ich frage, ob Einbringung ge-

wünscht ist. – Jawohl. Kollege Peschel, bitte schön, Sie ha-

ben das Wort. 

Frank Peschel, AfD: Werter Herr Präsident! Werte Kolle-

gen! Die Anträge der AfD 01 bis 07 zum Kapitel 07 01, 

Ministerium, sind Kürzungsvorschläge zur Gegenfinanzie-

rung unserer eigenen geplanten Mehrausgaben. Wenn 

CDU und SPD hier von einem Sparhaushalt sprechen, dann 

sollten wir das Ministerium mit seinen vielfältigen Ausga-

bepositionen folgerichtig dabei nicht aussparen. Ich 

möchte nur kurz die Ausgaben für Imageaktionsfilmchen 

zur Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung 

oder Ansätze für Datenbanken, die es nie gab, die nie an-

geschafft worden sind, ins Gedächtnis rufen. 

Bei den Kürzungen haben wir uns im Wesentlichen an den 

Ist-Ausgaben in den letzten Jahren orientiert. Die neuen 

Haushaltsansätze wurden entsprechend der beantragten 

Einsparungen durchgefahren, und ich möchte hiermit die 

Anträge einbringen.  

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Henning Homann, SPD, steht am Mikrofon.) 
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Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Peschel 

brachte die Anträge der AfD-Fraktion ein. Ich sehe Rede-

bedarf der SPD-Fraktion an Mikrofon 3. Kollege Homann, 

bitte schön, Sie haben das Wort. 

Henning Homann, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Die eingebrachten Änderungsanträge der AfD zum Kapitel 

lehnen wir selbstverständlich ab. Ich möchte darauf hin-

weisen, dass man sich hier im Klein-Klein verliert, aber 

durchaus mit diesen Änderungsanträgen dazu in der Lage 

ist, im Verwaltungsbetrieb des Staatsministeriums für er-

hebliche Probleme zu sorgen. Man streicht zum Beispiel 

solche Sachen wie den Rechtsschutz von Bediensteten. Es 

wäre nicht mehr in ausreichendem Maße möglich, zum 

Beispiel Microsoftlizenzen zu bezahlen, um die Leute ar-

beitsfähig zu halten. Der Austausch von Notebooks und 

Monitoren wäre nicht mehr möglich. Das ist es, was Sie de 

facto hier beantragen. Sie versuchen damit, das Ministe-

rium in seiner Arbeitsfähigkeit einzuschränken, und das ist 

etwas, was wir selbstverständlich ablehnen. 

(Beifall SPD und CDU) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Homann 

sprach für die SPD-Fraktion. Gibt es weiteren Redebedarf 

seitens der Fraktionen zum ersten Änderungsantrag der 

AfD-Fraktion? – Das sehe ich nicht. Jetzt habe ich eine 

kurze Verständnisfrage. Kollege Peschel, haben Sie jetzt 

alle Änderungsanträge eingebracht, das heißt, sind die 

Folgeanträge nur formal eingebracht oder sind Redebei-

träge vorgesehen?  

(Frank Peschel, AfD: Es sind formale Anträge!) 

– Also alle AfD-Anträge, die im Kapitel 07 01 unterge-

bracht sind, werden formal eingebracht, richtig? – Gut. 

Dann habe ich einen Vorschlag. Wir könnten über diese 

Anträge auch im Block abstimmen, wenn sich dagegen 

kein Widerspruch erhebt. – Sie hätten nichts dagegen? – 

Die anderen Fraktionen haben auch nichts dagegen. Dann 

machen wir das so. 

Ich rufe jetzt die einzelnen Änderungsanträge der AfD-

Fraktion auf, die bereits eingebracht worden sind, und wir 

stimmen über diese Änderungsanträge dann im Block ab. 

Ich rufe auf – wie bereits genannt –: Drucksache 8/3089, 

Änderungsantrag der Fraktion AfD zum Titel 526 02, 

Drucksache 8/3090, Änderungsantrag der Fraktion AfD 

zum Titel 531 01, Drucksache 8/3091, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD zum Titel 546 49, Drucksache 8/3092, 

Änderungsantrag der Fraktion AfD zum Titel 686 01, 

Drucksache 8/3093, Änderungsantrag der Fraktion AfD 

zum Titel 518 99, Drucksache 8/3094, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD zum Titel 545 99 und Drucksa-

che 8/3095, Änderungsantrag der Fraktion AfD zum Titel 

812 99. Wer diesen Änderungsanträgen zustimmen 

möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Vielen 

Dank. Die Gegenstimmen? – Danke schön. Stimmenthal-

tungen? – Vielen Dank. Das sind einige Stimmenthaltun-

gen, viele Dafür-Stimmen, aber eine Mehrheit an Gegen-

stimmen. Somit sind alle Änderungsanträge abgelehnt 

worden. 

Wir kommen nun zur Kapitelabstimmung über das Kapitel 

07 01. Wer dem Kapitel die Zustimmung geben möchte, 

den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Vielen Dank. Die 

Gegenstimmen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? – 

Keine. Das sind viele Gegenstimmen, aber die Mehrheit 

war bei den Dafür-Stimmen. Damit ist diesem Kapitel zu-

gestimmt worden. 

Ich komme nun zum Kapitel 07 02. Hier liegt uns ein Än-

derungsantrag der AfD-Fraktion in der Drucksache 8/3096 

zum Titel 462 01 vor. 

(Mario Beger, AfD: Formal eingebracht!) 

– Er ist formal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens der 

anderen Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen 

wir jetzt über diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? 

– Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Wer 

enthält sich der Stimme? – Enthaltungen sehe ich nicht, 

viele Dafür-Stimmen, aber die Gegenstimmen waren in der 

Mehrheit. Somit ist der Änderungsantrag abgelehnt wor-

den. 

Wir kommen nun zur Kapitelabstimmung über das Kapitel 

07 02. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dage-

gen? – Danke schön. Wer enthält sich der Stimme? – Keine 

Stimmenthaltungen, viele Gegenstimmen, aber die Dafür-

Stimmen waren in der Mehrheit. Damit ist das Kapitel be-

schlossen worden. 

Wir kommen zum Kapitel 07 03. Hier liegen uns zahlrei-

che Änderungsanträge der Fraktionen AfD und BSW vor. 

Wir beginnen mit der Drucksache 8/3097, Änderungsan-

trag der Fraktion AfD zum Titel 547 02. Ist Einbringung 

gewünscht? – Bitte schön, Kollege Beger am Mikrofon 7, 

Sie haben das Wort. 

Mario Beger, AfD: Ich beantrage formale Einbringung, 

und zwar von den Anträgen 8/3097 bis 8/3100 in Gänze. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Können wir dar-

über im Block abstimmen? 

(Mario Beger, AfD: Ja!) 

– Wunderbar. Gibt es zu diesen Änderungsanträgen Rede-

bedarf seitens der anderen Fraktionen? – Das sehe ich 

nicht. Dann stimmen wir jetzt über folgende Änderungsan-

träge der AfD-Fraktion ab: Drucksache 8/3097, Ände-

rungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 547 02, Drucksache 

8/3098, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 686 11, 

Drucksache 8/3099, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu 

Titel 892 07 und Drucksache 8/3100, Änderungsantrag der 

Fraktion AfD zu Titel 532 55. Wer diesen Änderungsanträ-

gen zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Einige 

Stimmenthaltungen, viele Für-Stimmen, aber die Gegen-

stimmen waren in der Mehrheit. Somit sind diese Ände-

rungsanträge abgelehnt worden. 

Wir kommen zu den nächsten Änderungsanträgen, und 

zwar der Fraktion BSW. Ich rufe zuerst auf Drucksache 

8/3186, Änderungsantrag der Fraktion BSW zu Titel 
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683 01. Kollege Prof. Scheibe tritt schon ans Rednerpult 

und möchte diesen Antrag einbringen; bitte schön. 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordne-

ten! Es geht bei diesem Änderungsantrag um die Landes-

förderung Mittelstand. Zur Steigerung der Wettbewerbsfä-

higkeit von kleinen und mittleren Unternehmen ist die Lan-

desförderung Mittelstand auch im Jahr 2026 und darüber 

hinaus aufrechtzuerhalten. Die Beratung bei der Unterneh-

mensförderung betriebswirtschaftlicher, finanzieller, per-

soneller, technischer und organisatorischer Art ist ange-

sichts des zunehmend komplexer werdenden Bürokratie-

aufwandes sinnvoll und notwendig. Ich bitte um Ihre Zu-

stimmung zu diesem Antrag. 

(Beifall BSW) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Scheibe 

brachte den Änderungsantrag der BSW-Fraktion ein. Nun 

spricht Kollege Ritter an Mikrofon 6. Kollege Ritter ist 

Mitglied der CDU-Fraktion; bitte schön. 

(Zurufe) 

Kay Ritter, CDU: – Hört, hört! – Sehr geehrter Herr Prof. 

Scheibe, Sie wissen, dass ich Sie als Fachmann der Wirt-

schaft sehr schätze. Leider muss ich Ihnen sagen, dass 

sämtliche Anträge des BSW aus diesem Kapitel aus dem 

Generationenfonds gedeckt werden. Dankenswerterweise 

hat Kollege Gebhardt vorhin einmal ausgerechnet, was die 

ganze Geschichte im Sozialhaushalt kostete: 810 Millionen 

Euro habe ich dazu noch in Erinnerung. Auch ich habe mir 

einmal die Mühe gemacht, und dabei ist fast ein Schnäpp-

chen herausgekommen: 130 Millionen Euro. Dennoch ist 

Ihr Antrag verfassungswidrig, und somit können wir dem 

nicht zustimmen; tut mir sehr leid. 

(Vereinzelt Beifall CDU) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die CDU-

Fraktion sprach Kollege Ritter. Gibt es weiteren Redebe-

darf seitens der anderen Faktionen zum Änderungsantrag 

der Fraktion BSW? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen 

wir jetzt über diesen Änderungsantrag ab. Wer dem Ände-

rungsantrag mit der Drucksachennummer 8/3186 zu Titel 

683 01 die Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-

gen? – Bei einigen Für-Stimmen, einigen Stimmenthaltun-

gen und einer großen Anzahl an Gegenstimmen ist dieser 

Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zum nächsten Änderungsantrag, Druck-

sache 8/3187, ebenfalls ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zu Titel 892 71. Wird Einbringung gewünscht? 

(Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens der an-

deren Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir 

jetzt über den Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Stimm-

enthaltungen habe ich keine gesehen, einige Für-Stimmen. 

Die Mehrheit lag bei den Gegenstimmen. Somit ist der Än-

derungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag der Fraktion 

BSW, Drucksache 8/3188, Titel 893 05. Einbringung ist 

gewünscht. Kollege Prof. Scheibe, bitte schön. 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordne-

ten! Hierbei geht es um Zuschüsse für Investitionen an 

wirtschaftsnahe, externe Industrieforschungseinrichtun-

gen. Innovation und technologischer Fortschritt sind die 

bedeutendsten Wettbewerbsvorteile für eine international 

konkurrenzfähige Industrie. Dabei stellen Forschung und 

Entwicklung hohe Anforderungen an die Investitionsvolu-

mina der sächsischen Unternehmen. 

Der Freistaat kann und sollte durch Investitionszuschüsse 

gezielt Impulse in diesem Bereich setzen. Deshalb ist die 

Fortführung der 2024 veranschlagten Zuschüsse sinnvoll 

und nutzbringend für die sächsische Bevölkerung und die 

sächsische Wirtschaft. Ich bitte um Zustimmung zu diesem 

Antrag.  

Danke. 

(Beifall BSW) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Scheibe 

brachte den Änderungsantrag der Fraktion BSW ein. Gibt 

es Redebedarf seitens der Fraktionen zum Änderungsan-

trag? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über den 

Änderungsantrag ab. Wer stimmt dem Änderungsantrag 

zu? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Es gab ei-

nige Für-Stimmen und einige Stimmenthaltungen. Die 

Mehrheit war bei den Gegenstimmen. Somit ist der Ände-

rungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zum letzten Änderungsantrag, Drucksache 

8/3189, Änderungsantrag der Fraktion BSW zu Titel 

893 07. Die Einbringung ist ebenfalls gewünscht. 

Prof. Scheibe, bitte schön. 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Ich begrüße Sie noch ein-

mal, Herr Präsident, und meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordneten. Es geht hierbei um Zuschüsse für 

Investitionen im Rahmen des Förderprogramms „Regiona-

les Wachstum“. Kleine und mittelständische Unternehmen 

sind das Rückgrat – ich sagte es bereits – der sächsischen 

Wirtschaft. Insbesondere die Förderung kleiner Unterneh-

men aus dem produzierenden Gewerbe, dem Handwerk, 

dem Einzelhandel, der Gastronomie und dem Dienstleis-

tungsbereich bringt unmittelbar Wachstumsvorteile für den 

Freistaat. 

Dabei sind die strukturschwachen ländlichen Räume dieje-

nigen mit dem größten Handlungsbedarf. Sie stehen aber 

gleichzeitig mitunter vor den größten Hürden der Nutzung 

solcher Fördermaßnahmen im Investitionsbereich. Dies 

kann aber nicht bedeuten, die Förderung einzustellen, denn 

stattdessen müssen an den Förderzugängen und an der Ziel-

gruppenansprache gearbeitet und die Fördermittelmöglich-

keiten aufrechterhalten werden.  
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Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag. 

(Beifall BSW) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Vielen Dank. Gibt 

es Redebedarf seitens der anderen Fraktionen zum Ände-

rungsantrag der Fraktion BSW? – Das sehe ich nicht. Dann 

stimmen wir jetzt über diesen Änderungsantrag ab. Wer 

stimmt zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich der 

Stimme? – Einige Für-Stimmen und einige Stimmenthal-

tungen. Die Mehrheit war bei den Gegenstimmen. Somit 

ist der Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über das Kapitel 07 03. 

Wer stimmt zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich 

der Stimme? – Stimmenthaltungen sehe ich keine, viele 

Gegenstimmen, aber die Für-Stimmen waren in der Mehr-

heit. Somit ist diesem Kapitel zugestimmt worden. 

Wir kommen nun zum Kapitel 07 04. Dazu liegen uns 

keine Änderungsanträge vor, das heißt, wir können über 

dieses Kapitel gleich abstimmen. Wer stimmt zu? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Einige 

Gegenstimmen und einige Stimmenthaltungen, die Mehr-

heit war aber bei den Für-Stimmen. Damit ist dem Kapitel 

07 04 zugestimmt worden. 

Wir kommen zum Kapitel 07 05. Hierzu gibt es vier Ände-

rungsanträge, drei von der AfD und einen vom BSW. Ich 

beginne mit der Drucksache 8/3101, Änderungsantrag der 

Fraktion AfD zu Titel 547 02. Ist Einbringung gewünscht? 

(Mario Beger, AfD: Alles formal!) 

– „Alles formal“, habe ich gerade gehört. Jetzt von mir die 

damit verbundene Frage, wie am Anfang auch: Im Block? 

(Mario Beger, AfD: Ja!) 

– Wunderbar. Erhebt sich dagegen Widerspruch? – Das ist 

nicht der Fall, hervorragend. Dann machen wir das so. Ich 

rufe jetzt auf zur Abstimmung über Drucksache 8/3101, 

Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 547 02, Druck-

sache 8/3102, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 

534 52, und Drucksache 8/3113, Änderungsantrag der 

Fraktion AfD zu Titel 532 01. Wer stimmt diesen Ände-

rungsanträgen zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 

sich? – Bei einigen Stimmenthaltungen, vielen Stimmen 

dafür, aber einer Mehrheit der Stimmen dagegen sind diese 

Änderungsanträge abgelehnt worden. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion BSW zu 

Titel 686 88, Drucksache 8/3190. 

(Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es dazu Redebedarf seitens der 

Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt 

über diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Wer 

stimmt dagegen? – Stimmenthaltungen? – Stimmenthal-

tungen habe ich keine gesehen. Viele Für-Stimmen, aber 

die Gegenstimmen waren in der Mehrheit. Somit ist dieser 

Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über das Kapitel 07 05. 

Wer stimmt diesem Kapitel zu? – Danke schön. Wer stimmt 

dagegen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? – Sehe ich 

keine. Viele Gegenstimmen, die Für-Stimmen waren in der 

Mehrheit. Somit ist diesem Kapitel zugestimmt worden. 

Wir kommen nun zum Kapitel 07 06. Hierzu gibt es keine 

Änderungsanträge, das heißt, wir stimmen jetzt über das 

Kapitel ab. Wer dem Kapitel 07 06 die Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Vielen 

Dank. Gegenstimmen? – Danke schön. Stimmenthaltun-

gen? – Vielen Dank. Einige Gegenstimmen, viele Stimm-

enthaltungen, eine große Mehrheit hat für das Kapitel ge-

stimmt. Damit ist das Kapitel beschlossen worden. 

Wir kommen nun zum Kapitel 07 07. Hierzu liegen uns 

sehr viele Änderungsanträge vor. Ich beginne mit dem ers-

ten Änderungsantrag, Drucksache 8/3103, Änderungsan-

trag der Fraktion AfD zu Titel 547 02. 

(Mario Beger, AfD: Formal!) 

– Dieser Antrag wird formal eingebracht. Gibt es Redebe-

darf seitens der Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann 

stimmen wir jetzt über diesen Änderungsantrag ab. Wer 

stimmt zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke 

schön. Stimmenthaltungen? – Vielen Dank. Viele Für-

Stimmen, einige Stimmenthaltungen, aber die Mehrheit 

war bei den Gegenstimmen. Damit ist dieser Änderungs-

antrag der AfD-Fraktion abgelehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag: Drucksa-

che 8/3104, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 

681 02. Herr Beger bringt diesen Änderungsantrag für die 

AfD-Fraktion ein; bitte schön. 

Mario Beger, AfD: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich darf wieder einmal an Ihren Koa-

litionsvertrag erinnern. Dort steht schwarz auf weiß: „Wir 

erhöhen den Meisterbonus deutlich mit dem Ziel, diesen zu 

verdoppeln, insbesondere in Verbindung mit einer Unter-

nehmensnachfolge.“ Im Haushaltsentwurf kann ich keine 

Erhöhung erkennen, schon gar keine Verdoppelung. Ihrer 

versprochenen Verdoppelung des Meisterbonus hätten wir 

selbstverständlich zugestimmt. 

Wir möchten mit unserem Antrag nun aber einen etwas an-

deren Weg gehen, als den Meisterbonus pauschal zu ver-

doppeln. Wir beantragen 1,6 Millionen Euro mehr, um vor 

allem eine gezielte Förderung für die Gewerke vornehmen 

zu können, in denen es sozusagen bestenfalls noch eine 

Handvoll Meister gibt. Wenn wir den beantragten Mehrbe-

darf auf 200 bis 400 potenzielle Meister verteilen, sind wir 

finanziell auch bei Größenordnungen, die eine echte An-

reizwirkung entfalten. 

Die Grundsumme von 2 000 Euro je Meister soll selbstver-

ständlich, wie bisher, für alle Meister erhalten bleiben und 

tendenziell im nächsten Doppelhaushalt erhöht werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Beger 

brachte den Änderungsantrag der AfD-Fraktion ein. Nun 

spricht für die SPD-Fraktion Kollege Homann; bitte schön. 
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Henning Homann, SPD: Vielen Dank. Ich glaube, wir alle 

haben sowohl die Worte unseres Ministerpräsidenten als 

auch die unseres Wirtschaftsministers vernommen, die das 

Handwerk in ihren Reden ausführlich gewürdigt und da-

rauf hingewiesen haben, dass die Erhöhung des Meisterbo-

nus weiterhin Ziel dieser Koalition bleibt, dass allerdings 

aufgrund der Haushaltssituation in diesem Haushalt eini-

ges jetzt noch nicht möglich war. 

Ich möchte aber zu dem konzeptionellen Gedanken von 

Herrn Beger einen Hinweis geben: Ich glaube, wir gehen 

bei uns den richtigen Weg, weil wir als Koalition im Zu-

sammenhang mit dem Meisterbonus jegliche Meisterab-

schlüsse fördern, das heißt, insbesondere die in den Man-

gelberufen. An dieser Stelle sind wir also schon auf dem 

Weg, über den Meisterbonus kontinuierlich weiter nachzu-

denken. Ich hoffe sehr, dass es uns in einem nächsten 

Schritt gelingt, dieses Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag 

zu erfüllen. 

(Beifall SPD und vereinzelt CDU) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Homann 

sprach für die SPD-Fraktion. Gibt es weiteren Redebedarf 

seitens der Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen 

wir jetzt über den Änderungsantrag der Fraktion AfD ab. 

Wer stimmt zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – 

Danke schön. Wer enthält sich? – Vielen Dank. Viele Für-

Stimmen, einige Enthaltungen, die Mehrheit war bei den 

Gegenstimmen. Somit ist dieser Änderungsantrag abge-

lehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag: Drucksa-

che 8/3105, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 

534 51. Kollege Schreyer von der AfD-Fraktion macht sich 

schon auf den Weg zum Rednerpult. 

Timo Schreyer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Abgeordnete! Ich möchte folgende Passage zitieren: „Wir 

unterstützen Sie bei Ihrer Jobsuche in Deutschland. Ihre 

zentrale Anlaufstelle rund um Arbeiten in Deutschland ist 

die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) der 

Bundesagentur für Arbeit (BA). […] Die Expertinnen und 

Experten beantworten gern Ihre Fragen – beispielsweise zu 

folgenden Themen: Anerkennung von Berufen, Zulassung 

zum deutschen Arbeitsmarkt, Sozialversicherungen“ etc. 

pp. 

Damit ist eine sächsische Beratungsstelle für ausländische 

Beschäftigte vollkommen überflüssig. Folgen Sie unserem 

Antrag, die vorgesehenen Mittel für diesen Titel vollstän-

dig zu streichen.  

Danke. 

(Beifall AfD –  

Ministerpräsident Michael Kretschmer  

schüttelt den Kopf.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schreyer 

brachte den Änderungsantrag der AfD-Fraktion ein. Nun 

gibt es Redebedarf seitens der Fraktionen. Für die SPD-

Fraktion Herr Kollege Homann, bitte schön. 

Henning Homann, SPD: Ja, das ist der typische Reflex: 

Sobald in irgendeinem Haushaltstitel irgendetwas mit Aus-

ländern steht, beginnen bei den AfD-Abgeordneten sofort 

die Hitzewallungen. 

(Zuruf von der AfD) 

Wissen Sie, ich will mir dennoch die Mühe machen, Ihnen 

in der Sache zu widersprechen. Die Beratungsstelle berät 

ausländische Beschäftigte insbesondere in den Bereichen 

Arbeitsrecht und damit verbundenem Sozialrecht. 

(Carsten Hütter, AfD: Das  

kann die Bundesstelle nicht?) 

Das sind zwei wichtige Teilbereiche in einem modernen 

demokratischen Rechtsstaat, die gerade in Ihrer Aufzäh-

lung eben nicht standen. Deshalb ist diese Beratungsstelle 

auch weiterhin sehr, sehr wichtig. Sie wird im Übrigen 

auch von vielen Menschen unterstützt, sie ist vielen Leuten 

wichtig. Ich glaube, dass uns diese Reflexe bei Ihnen an 

dieser Stelle nicht weiterhelfen. – Vielen Dank. 

(Zuruf Carsten Hütter, AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Homann 

sprach für die SPD-Fraktion. Gibt es weiteren Redebedarf 

seitens der Fraktionen zum Änderungsantrag der AfD? – 

Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über den Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion ab. Wer stimmt zu? – Vielen 

Dank. Wer stimmt dagegen? – Vielen Dank. Stimmenthal-

tungen? – Sehe ich keine. Viele Für-Stimmen, aber die Ge-

genstimmen waren in der Mehrheit. Damit ist der Ände-

rungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

che 8/3106, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 

682 51. Herr Kollege Schreyer bringt diesen ein. 

Timo Schreyer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Abgeordnete! Weder aus dem Titel „Maßnahmen zur Un-

terstützung der arbeitsmarktbezogenen Zuwanderung und 

Integration“ noch aus der Fachkräfterichtlinie geht hervor, 

wie viele ausländische Fachkräfte angeworben werden sol-

len. Auch Antworten auf diesbezügliche Nachfragen blei-

ben vage und allgemein. Wir wissen nur so viel: Die För-

derung soll branchenoffen und auf alle Migrationswilligen 

ausgerichtet sein. 

Unsere Antragsbegründung drückt es sehr deutlich aus: 

Wir brauchen keine Haushaltstitel, die Plan- und Ziellosig-

keit im Rahmen der arbeitsmarktbezogenen Zuwanderung 

zementieren, und das auch noch mit 4 Millionen Euro für 

die nächsten Haushaltsjahre. 

Deshalb haben wir folgerichtig eine Reduzierung der 

Haushaltsmittel auf null beantragt. Sie sehen das sicherlich 

genauso; daher bitten wir Sie um Zustimmung zu unserem 

Änderungsantrag. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 
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Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schreyer 

brachte den Änderungsantrag der AfD-Fraktion ein. Es gibt 

Redebedarf seitens der SPD-Fraktion. Kollege Homann, 

bitte schön. 

Henning Homann, SPD: Ja, das mit den Reflexen funkti-

oniert, 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Bei Ihnen auch!) 

ich würde aber darum bitten, dass wir hier einmal mit sehr 

nüchternem Blick auf den sächsischen Arbeitsmarkt 

schauen. Uns fehlen Arbeitskräfte in der Perspektive. 

Wir kümmern uns in anderen Teilbereichen des Einzel-

plans 07 sehr stark um das Thema Ausbildung. Wir wollen, 

dass jeder junge Mensch, der schon hier ist, hier eine Aus-

bildung abschließt, um anschließend ein selbstbestimmtes 

Leben zu führen, zu arbeiten und seinen eigenen Unterhalt 

zu verdienen. Aber selbst wenn uns das gelingt – wir arbei-

ten daran –, wird das trotzdem nicht ausreichen. 

Wir werden trotzdem Fachkräftezuwanderung brauchen 

für unsere Wirtschaft, für unsere Sozialversicherungssys-

teme, auch für den sächsischen Haushalt als Steuerzahle-

rinnen und Steuerzahler. Deshalb sind solche Programme 

ökonomisch sinnvoll. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Homann 

sprach für die SPD-Fraktion. Gibt es seitens der anderen 

Fraktionen noch Redebedarf? – Das sehe ich nicht. Dann 

stimmen wir jetzt über den Änderungsantrag der AfD-

Fraktion ab. Wer stimmt zu? – Danke schön. Wer stimmt 

dagegen? – Danke schön. Wer enthält sich der Stimme? – 

Stimmenthaltungen habe ich keine gesehen. Viele Für-

Stimmen, aber die Gegenstimmen waren in der Mehrheit. 

Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

che 8/3107, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Titel 

685 51. Kollege Schreyer bringt diesen ein. 

Timo Schreyer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Abgeordnete! Werte Kollegen, wir brauchen in Sachsen 

keine Zuschüsse für ein Arbeitsmarktmentoren-Programm, 

erst recht nicht in Höhe von 5,5 Millionen Euro. Auf Bun-

desebene gibt es bereits die Zentrale Auslands- und Fach-

kräftevermittlung ZAV sowie die Zentrale Servicestelle 

Berufsanerkennung ZSBA und weitere Angebote für aus-

ländische Fachkräfte. In Anbetracht der genannten Ange-

bote auf Bundesebene ist eine Kürzung des Titels auf null 

geboten, eine Kürzung, die wir hiermit beantragen. 

Vielen Dank für Ihre Zustimmung. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schreyer 

brachte den Änderungsantrag der AfD-Fraktion ein. Gibt 

es hierzu Redebedarf seitens der anderen Fraktionen? – 

Das sehe ich nicht. 

Dann stimmen wir über diesen Änderungsantrag der AfD 

ab. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? 

– Danke schön. Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. 

Viele Für-Stimmen, die Gegenstimmen waren in der Mehr-

heit. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

che 8/3142, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu einem 

neuen Titel „Ausgaben für einen Technikerbonus“. Diesen 

Änderungsantrag bringt Kollege Beger ein; bitte schön. 

Mario Beger, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Wir möchten mit dem 

neuen Haushaltstitel verstärkt die Weiterbildung zum staat-

lich geprüften bzw. staatlich anerkannten Techniker för-

dern, weil ein Mehrbedarf an gut ausgebildeten Fachkräf-

ten im Freistaat Sachsen besteht. Weiterhin sind Techniker 

in der Lage, den derzeit rückläufigen Zahlen bei Betriebs-

gründungen und Betriebsnachfolgen in Sachsen, insbeson-

dere im Handwerk, entgegenzuwirken. Dafür beantragen 

wir insgesamt 1,8 Millionen Euro.  

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Beger 

brachte den Änderungsantrag ein. Zu dem Änderungsan-

trag spricht nun für die SPD-Fraktion Kollege Homann. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Von der AfD werden im Weiteren verschiedene neue För-

derprogramme vorgeschlagen. Ich möchte sagen, dass Ihre 

Deckungstitel dazu nicht funktionieren. Da ist handwerk-

lich nicht gut gearbeitet worden. 

(Proteste AfD) 

Außerdem fehlt alles, was an SAB-Gebühren notwendig 

wäre, um so etwas auf die Beine zu stellen. 

Bevor man sich überhaupt mit der konzeptionellen Frage 

auseinandersetzt, müsste man von Ihnen erwarten können, 

dass Sie an dieser Stelle sauber und bürokratiearm arbeiten.  

Vielen Dank. 

(Zuruf AfD: Armutszeugnis!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gibt es weiteren 

Redebedarf zum Änderungsantrag der AfD-Fraktion? – 

Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über den Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion ab. Wer stimmt zu? – Danke 

schön. Wer stimmt dagegen? – Vielen Dank. Stimmenthal-

tungen? – Sehe ich keine. Es gab viele Für-Stimmen, aber 

die Gegenstimmen waren in der Mehrheit. Somit ist der 

Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag der Fraktion 

AfD in Drucksache 8/3143 zu einem neuen Titel. Der Titel 

lautet: „Ausgaben für eine Meistergründungsprämie“. Kol-

lege Beger, bitte schön. 
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Mario Beger, AfD: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ergänzend zum Meisterbonus möch-

ten wir mit dem vorliegenden Änderungsantrag das Hand-

werk und hierbei insbesondere die Neugründungen stär-

ken. Dafür beantragen wir insgesamt 3,6 Millionen Euro. 

Das ist ein Betrag, der in Anbetracht des hohen Stellenwer-

tes des Handwerks hier in Sachsen sicher alles andere als 

übertrieben ist. 

Dieses Förderinstrument findet im Übrigen schon in Bran-

denburg und Nordrhein-Westfalen Anwendung, wo bei 

Existenzgründungen mittels einer Meistergründungsprä-

mie eine positive Bilanz gezogen werden kann.  

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Beger 

brachte den Änderungsantrag der AfD-Fraktion ein. Gibt 

es Redebedarf seitens der anderen Fraktionen? – Das sehe 

ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über den Änderungsan-

trag der AfD-Fraktion ab. Wer stimmt zu? – Danke schön. 

Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? 

– Sehe ich keine. Es gab viele Für-Stimmen, aber die Ge-

genstimmen waren in der Mehrheit. Somit ist dieser Antrag 

abgelehnt worden. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, Drucksa-

che 8/3144, Änderungsantrag der Fraktion AfD zu einem 

neuen Titel „Ausgaben für einen Azubi-Landesführer-

scheinzuschuss“. Kollege Schreyer bringt diesen Ände-

rungsantrag ein; bitte schön. 

Timo Schreyer, AfD: Werter Herr Präsident! Sehr geehrte 

Abgeordnete! Nachdem wir bereits den Fachantrag zur 

Führerscheinoffensive für Sachsens Auszubildende im Ap-

ril 2023 gestellt haben, Drucksache 7/13068, möchten wir 

dieses Vorhaben nun mit Haushaltsmitteln untersetzen. 

Mit dem Azubi-Landesführerscheinzuschuss sollen zwei 

wichtige Anliegen verbunden werden, nämlich eine attrak-

tive Ausbildung und mehr Mobilität gerade in den ländlich 

geprägten Regionen. Dabei soll der Zuschuss so gestaltet 

werden, dass der Ausbildungsbetrieb diesen Zuschuss für 

seine Auszubildenden beantragen kann. Zur Berechnung 

haben wir im Antrag Stellung genommen. Wir bitten um 

Ihre Zustimmung.  

Danke. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gibt es seitens der 

Fraktionen Redebedarf bezogen auf den Änderungsantrag 

der AfD-Fraktion? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir 

über den Änderungsantrag der Fraktion AfD ab. Wer 

stimmt zu? – Danke schön. Wer stimmt dagegen? – Danke 

schön. Wer enthält sich der Stimme? – Es gab viele Für-

Stimmen, aber die Gegenstimmen waren in der Mehrheit. 

Aus diesem Grund ist der Änderungsantrag abgelehnt wor-

den. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion BSW in 

Drucksache 8/3191 zu Titel 681 02. Kollege Prof. Scheibe, 

bitte schön. 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordne-

ten! Es geht hier um die Ausgaben für den Meisterbonus. 

Um die Meisterausbildung attraktiver zu machen, ist es an-

gemessen, den Bonus zu verdoppeln, und zwar nicht ir-

gendwann, sondern jetzt. Ich möchte Sie, meine Damen 

und Herren von der CDU, und auch Sie, Herr Ministerprä-

sident, an Ihr Wahlversprechen erinnern. 

(Ministerpräsident Michael Kretschmer:  

Vielen Dank!) 

Wir haben noch die Bilder vor Augen – es ist noch gar nicht 

so lange her –, als überall ganz groß auf Plakaten stand: 

„Meisterbonus verdoppeln“. Ich denke, wenn man das auf 

den Sankt-Nimmerleins-Tag verschiebt, ist das falsch. Der 

Fachkräftebedarf besteht auch im hochqualifizierten Be-

reich. Unternehmensgründungen werden so angeregt. 

Das sächsische Handwerk hat eine lange Tradition und 

sollte auch in dieser Form gewürdigt werden. Ich bitte Sie, 

vor allen Dingen die Damen und Herren von der CDU, um 

Ihre Zustimmung.  

Danke. 

(Beifall BSW und AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Prof. Scheibe 

brachte den Änderungsantrag der Fraktion BSW ein. Gibt 

es hierzu Redebedarf? – Es gibt Redebedarf. Kollege Mon-

csek von der AfD-Fraktion; bitte schön. 

Mike Moncsek, AfD: Werter Herr Präsident! Werte Kolle-

gen! Die BSW-Fraktion, Herr Professor, leistet mit diesem 

Antrag eigentlich Regierungsarbeit. Das muss man deut-

lich sagen. Sie beantragen genau das, was im Koalitions-

vertrag vereinbart ist, nämlich die Verdoppelung des Meis-

terbonus. 

Wir verfolgen – das konnten Sie dem Beitrag meines Kol-

legen Beger entnehmen – ein etwas anderes Ziel. Nichts-

destotrotz können wir dem BSW-Antrag folgen, weil wir 

uns im Ziel, den Meisterbonus zu verdoppeln, einig sind. 

Wir wollen duale Ausbildung im Handwerk. Wir wollen 

das Handwerk entlasten und die Meisterausbildung stär-

ken. Wir wollen den nächsten Schritt in Richtung Gleich-

berechtigung und Gleichwertigkeit von beruflicher und 

akademischer Ausbildung gehen. 

Herr Minister, ich erinnere mich an Ihr Zitat von vorhin, 

als Sie sagten, dass das Erfolgskriterium von Sachsen gut 

ausgebildete Fachkräfte sind. Was ist es denn, was da fehlt? 

(Zuruf Staatsminister Dirk Panter) 

Der Meister im Handwerk ist der Schlüssel dafür, dass das 

Handwerk die Fachkräfte hervorbringen kann. 

(Staatsminister Dirk Panter:  

Hören Sie doch zu, was ich sage!) 
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Von dem Streichquartett der Koalition kommt da nichts. 

Wir erleben wieder einmal Ihre Willenlosigkeit nach dem 

großen Wahlkampfgetöse, das besonders auf Sie, Herr Mi-

nisterpräsident, ausgerichtet war. Das sind alles leere Wort-

hülsen. 

Wer etwas gegen die Stagnation und den Rückgang beim 

Handwerk und etwas für die Meisterabschlüsse tun will, 

muss jetzt handeln. Wer den Bürgern, die für Wertschöp-

fung sorgen, Anerkennung und Respekt zollen möchte, der 

muss jetzt und nicht irgendwann Geld in die Hand nehmen. 

Handwerk soll nicht nur für unsere Kinder, sondern auch 

für uns goldenen Boden haben. Jeder, der irgendwann ein-

mal gebaut oder einen Handwerker gebraucht hat, der 

weiß, was es bedeutet. Wenn einmal etwas weg ist, möchte 

ich nicht der letzte seiner Art sein. 

Wir möchten das und stimmen daher dem BSW-Antrag zu. 

An die Kollegen der CDU und der Streichkoalition: Es geht 

um einen Haushalt im Freistaat Sachsen – was Sie ja immer 

wieder hervorheben –, welcher auch möglich wäre und ist. 

Aber der Unterschied ist: Wir wollen einen Haushalt für 

unsere Bürger in Sachsen, für das Ehrenamt, für die Fami-

lien und nicht einen Haushalt, der in der Zukunft nicht zu 

einem erfolgreichen Sachsen führt. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Moncsek 

sprach für die AfD-Fraktion. Nun spricht für die Fraktion 

CDU Kollege Ritter an Mikrofon 6; bitte schön. 

Kay Ritter, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident. Kollege 

Moncsek, wenn ich jetzt böse wäre, würde ich sagen, das 

nehme ich persönlich. Ich bin aus dem Handwerk und es 

gibt, so glaube ich, niemanden aus unserer Fraktion, der 

mehr für das Handwerk brennt, als ich. 

(Widerspruch AfD und CDU –  

Ministerpräsident Michael Kretschmer: Ich!) 

Ronald Pohle und alle anderen schließe ich noch mit ein. 

Aber darum geht es jetzt nicht. Es geht hier um Folgendes: 

Sie stellen sich hin, halten uns vor, wir würden nichts für 

das Handwerk tun. Als ich meine Rede gehalten habe, wa-

ren Sie gerade mittagessen. Das ist also völlig an Ihnen vor-

beigegangen. 

(Zuruf Jörg Urban, AfD) 

– Das habe ich auch nicht gesagt, Herr Kollege Urban. Wir 

haben gesagt, dass wir Realitäten anerkannt haben. Wir 

müssen uns diesen Realitäten stellen. Leider ist es aufgrund 

der aktuellen Haushaltssituation nicht möglich, den Meis-

terbonus zu verdoppeln. 

(Empörung AfD – Glocke des Präsidenten) 

Kollege Homann hat das auch gesagt. Aber wir bleiben 

dran. 

(André Barth, AfD: Es ginge jederzeit!) 

Uns hier vorzuwerfen, wir würden das nicht erkennen, das 

machen wir nicht. Ihr habt andere Prioritäten. 

(André Barth, AfD: Man muss Prioritäten setzen!) 

Ihr würdet am liebsten alles finanzieren. Ihr fangt mit dem 

Mopedführerschein an. 

(André Barth, AfD: Das ist alles gegenfinanziert!) 

Jetzt plötzlich wollt ihr den Lkw-Führerschein. Es ist unre-

alistisch, was Sie hier sagen. Das können wir nicht mittra-

gen. 

Ich habe es vorhin schon gesagt – egal ob der Antrag nun 

von dem BSW oder von Ihnen kommt –, beim BSW ist al-

les auf verfassungsrechtlich unsichere Füße gestellt. 

(André Barth, AfD: Weil ihr keine Ahnung  

von ordentlicher Haushaltsführung habt!) 

Die wollen den Generationenfonds leeren und das nicht re-

alistisch. 

(André Barth, AfD: Was? Was?) 

Ende der Durchsage. Danke. 

(Albrecht Pallas, SPD, in Richtung AfD: Herr 

Barth, jetzt reißen Sie sich mal zusammen!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Ritter 

sprach für die CDU-Fraktion. Nun sehe ich Kollegen Mon-

csek am Mikrofon. Sie haben Ihren Redebeitrag schon ge-

leistet. Sie könnten maximal eine Kurzintervention tätigen 

auf den Redebeitrag von Herrn Kollegen Ritter. Ansonsten 

bitte ich um Ruhe. – Kollege Moncsek, bitte schön. 

Mike Moncsek, AfD: Kollege Ritter, ich habe gerade an 

der Reaktion Ihrer eigenen Fraktion gemerkt, dass es wahr-

scheinlich Unstimmigkeiten zu Ihrer ersten Ausführung 

gab, dass Sie das persönlich nehmen und der Einzige sind, 

der dafür brennt. 

(Andreas Nowak, CDU: Nein, das 

 liegt an den vielen Handwerksleuten  

bei uns, er hatte es untertrieben!) 

Ich denke mir, ich bin gelernter Handwerker und ich kann 

Sie beruhigen, ich war nicht beim Mittagessen, ich habe 

mich nämlich genau auf Ihre Rede konzentriert und habe 

sie mir angehört. So ist es gerade nicht. Da muss man mal 

ehrlich sein. Aber das andere ist: Wenn Sie das jetzt nicht 

tun, wenn Sie es jetzt nicht tun und das nur als Wahlkampf-

parolen rausschießen, dann werden uns die Ausbildungsab-

schlüsse fehlen. Es sind dann die Leute, die uns fehlen, um 

weitere Lehrlinge auszubilden. Das Handwerk leidet 

enorm. Wir können froh sein, wenn junge Leute sagen, sie 

machen den Meister. Das Geld ist prima angelegt, besser 

als andere Sachen. Ob das jetzt das BSW oder jemand an-

deres ist – gute Vorschläge und gute Ideen sind gute Ideen, 

und das ist unsere immerwährende Ansicht, die wir vertre-

ten. Wenn es von jemandem kommt, dann werden wir zu-

stimmen, wenn es eine gute Idee ist. Das BSW hat das rich-

tig gemacht, sie haben noch einen Änderungsvorschlag ge-

macht. 
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(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die 

Kurzintervention von Herrn Kollegen Moncsek auf den 

Redebeitrag von Herrn Kollegen Ritter. Herr Ritter möchte 

jetzt erwidern; bitte schön. 

Kay Ritter, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident. Ich rea-

giere auf die Kurzintervention. Also: Guter Vorschlag. 

Aber wir müssen trotzdem realistisch bleiben, wenn es 

nicht finanzierbar ist – – 

(Jörg Urban, AfD: Es sind 4 Millionen!  

4 Millionen! 240 Millionen haben Sie verteilt. Es 

sind 4 Millionen. Mehr ist es nicht!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Wir lassen mal 

Herrn Kollegen Ritter ausreden. 

Kay Ritter, CDU: – Ich bleibe dabei. Diese Sache ist 

schmerzhaft, aber es – – 

(Jörg Urban, AfD: Es ist euch nicht wichtig!  

Keine vier Millionen für die Handwerker!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Ich schaue jetzt mal nach rechts. 

Wir lassen bitte Herrn Kollegen Ritter aussprechen. – Bitte 

schön, Sie haben das Wort. 

Kay Ritter, CDU: – Wir lassen es dabei bewenden. Die 

CDU-Fraktion steht nach wie vor hinter dem Handwerk. 

Das bleibt so, das war so, und das ist so. 

(Beifall CDU – Gelächter AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die Erwi-

derung von Herrn Kollegen Ritter. Gibt es weiteren Rede-

bedarf seitens der Fraktionen zum Änderungsantrag der 

Fraktion des BSW? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen 

wir jetzt über den Änderungsantrag der Fraktion des BSW 

zu Titel 681 02 ab. Wer stimmt zu? – Herzlichen Dank. 

Wer stimmt dagegen? – Vielen Dank. Wer enthält sich der 

Stimme? – Keine Stimmenthaltungen, viele Für-Stimmen, 

aber die Gegenstimmen waren in der Mehrheit. Somit ist 

der Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zum Änderungsantrag der Fraktion BSW 

in Drucksache 8/3192 zu Titel 686 07. Kollege Prof. 

Scheibe; bitte schön. 

Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordne-

ten! Es geht um die berufliche Bildung in Sachsen. Es geht 

in diesem Antrag um die überbetriebliche Lehrunterwei-

sung im Handwerk. Die Verbundausbildung und die beruf-

liche Weiterbildung sind entscheidende Bestandteile der 

sächsischen Ausbildungslandschaft. Nur durch Ausbildung 

vor Ort lässt sich der Fachkräftemangel von heute und der 

nächsten Jahre und Jahrzehnte passgenau beheben. Insbe-

sondere das sächsische Handwerk muss im Bereich Aus-

bildung weiter gestärkt werden. Eine Fortschreibung der 

bisherigen Förderhöhe ist erforderlich und zukunftsorien-

tiert.  

Deshalb bitten wir um Zustimmung zu diesem Antrag. – 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Prof. Scheibe 

brachte den Änderungsantrag der Fraktion des BSW ein. 

Nun frage ich in die Runde: Gibt es Redebedarf seitens der 

Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt 

über diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Vielen Dank. Einige 

Für-Stimmen, viele Enthaltungen, die Mehrheit war bei 

den Gegenstimmen. Damit ist dieser Antrag abgelehnt wor-

den. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion BSW in 

Drucksache 8/3193 zu Titel 686 08. 

(Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Formal!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens der Frak-

tionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über 

diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Vielen 

Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Wer enthält 

sich? – Vielen Dank. Es gab einige Für-Stimmen, viele Ent-

haltungen, die Mehrheit war bei den Gegenstimmen. Damit 

ist dieser Antrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion BSW, 

Drucksache 8/3195 zu Titel 893 02. Wird Einbringung ge-

wünscht oder wird er formal eingebracht? 

(Prof. Dr. Jörg Scheibe, BSW: Formal!) 

Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens der Frakti-

onen. – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über 

diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Wer stimmt 

dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Vielen Dank. 

Einige Für-Stimmen, viele Enthaltungen. Die Mehrheit 

war bei den Gegenstimmen. Somit ist dieser Änderungsan-

trag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zur Kapitelabstimmung über das Kapi-

tel 07 07. Wer stimmt diesem Kapitel zu? – Vielen Dank. 

Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Wer enthält sich der 

Stimme? – Keine Stimmenthaltungen. Viele Gegenstim-

men, aber die Für-Stimmen waren in der Mehrheit. Damit 

ist diesem Kapitel zugestimmt worden. 

Wir kommen nun zum Kapitel 07 10. Hierzu liegt uns ein 

Änderungsantrag der Fraktion AfD in Drucksache 8/3112 

zu Titel 883 51 vor. Wird Einbringung gewünscht? 

(Mario Beger, AfD: Ja!) 

Kollege Peschel ist auf dem Weg zum Rednerpult. 

Frank Peschel, AfD: Werter Herr Präsident! Werte Abge-

ordnete! Ich spreche jetzt nicht nur als Landtagsabgeord-

neter zu Ihnen, sondern auch als stellvertretender Landrat 

des Landkreises Bautzen. Ich lade Sie hiermit ganz herz-

lich zum Urlaub ins Lausitzer Seenland ein. 
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(Mike Moncsek, AfD: Sehr schön!) 

Ein wunderschönes Urlaubsparadies im Landkreis Baut-

zen, angrenzend an den Landkreis Görlitz. Es ist ein Ur-

laubsparadies, das sich noch entwickeln muss, aber wel-

ches deutschlandweit einmalig sein wird. Dazu gehört der 

Partwitzer See. Ich merke schon, die geografisch Bewand-

ten kennen sich aus. Der Partwitzer See ist ein Schlüssel-

projekt zur Entwicklung des Tourismus des Partwitzer Sees 

und des Geierswalder Sees. 

Werte Abgeordnete! Im August 2024, wenige Tage vor der 

Landtagswahl in Sachsen, verkündete die Staatsregierung 

medienwirksam mit der Ministerin – und der damaligen 

Landesdirektionschefin Frau Kraushaar – die Planungsge-

nehmigung für die Errichtung des Hafens am Partwitzer 

See. Alle in der Oberlausitz waren begeistert. Der Landrat, 

die Bürgermeister, alle sind mit großem Tatendrang an die 

nächsten Schritte herangegangen. 

Und heute, weniger als ein Jahr später, will die Staatsregie-

rung nichts mehr von ihrem Wort wissen und kann sich of-

fenbar nicht mehr an ihre Zusagen erinnern. Sie streicht die 

Förderung für den Schiffsanleger am Partwitzer See und – 

sind wir ehrlich – sie verhindert den Strukturwandel in der 

Oberlausitz. 

(Staatsminister Dirk Panter:  

Das ist nicht gestrichen!) 

Wir reden hier von 3 Millionen Euro Unterstützung. Wir 

haben es in anderen Redebeiträgen gehört: 2 bis 3 Millio-

nen Euro sind offenbar in einem Haushalt von 24 Milliar-

den Euro nicht verfügbar. Ich wiederhole noch einmal: Wir 

reden hier von 3 Millionen Euro bei einem Haushalt – – 

(Staatsminister Dirk Panter:  

5,3 Millionen, Herr Peschel!) 

– In zwei Doppelhaushalten. Wir brauchen 3 Millionen 

Euro. Herr Minister, Sie wissen es genauso gut wie ich, und 

Sie brauchen es nicht kleinzureden. Uns fehlen 3 Millionen 

Euro, die Sie nicht haben wollen. 

(Mike Moncsek, AfD: Jawoll!) 

Es sind 3 Millionen Euro, die nicht im Haushalt für den 

Partwitzer See eingeplant sind. 

Aber wir haben 200 Millionen Euro ausgegeben bzw. Sie, 

die CDU, um links-grüne Projekte zu bekommen, um Ihre 

Minderheitsregierung hier überhaupt über Wasser zu hal-

ten, im wahrsten Sinne des Wortes. 

(Beifall AfD) 

Es ist eine Schande, dass Sie wegen 3 Millionen Euro Ihr 

Wort brechen und auf die Entwicklung in der Oberlausitz 

verzichten. 

(Ines Biebrach, BSW, steht am Mikrofon.) 

Werte Abgeordnete, während Sie hier so bedröppelt 

schauen – entschuldigen Sie bitte meine Wortwahl –, sage 

ich: Sie alle haben den Hilferuf von Landrat Udo Witschas 

erhalten. Niemand von Ihnen, außer dem BSW – weil ich 

Sie gerade hier stehen sehe –, setzt sich dafür ein. Das ist 

traurig. 

Sie von der Linksfraktion wurden von Ihrer Bundestagsab-

geordneten Caren Lay großartig unterstützt, als sie im April 

dieses Jahres forderte, – 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Die Redezeit ist 

abgelaufen. 

Frank Peschel, AfD: – die im sächsischen Haushaltsent-

wurf angekündigte radikale Kürzung im Lausitzer Seen-

land müsse sofort zurückgenommen werden. Ich hoffe, 

dass Sie unserem Antrag zustimmen, und freue mich, wenn 

ich Sie in drei Jahren am Hafen vom Partwitzer See begrü-

ßen kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Peschel 

sprach für die AfD-Fraktion. Ich möchte darauf hinweisen, 

dass wir hier im Plenum selbstverständlich als Mitglieder 

des Landtags bzw. als Mitglieder der Staatsregierung spre-

chen und nicht als stellvertretende Landräte oder stellver-

tretende Bürgermeister. Das nur mal als Hinweis. 

Jetzt eröffne ich die Rederunde und das BSW hat bereits 

Redebedarf angemeldet. Frau Kollegin Biebrach an Mik-

rofon 2 zum Änderungsantrag der AfD-Fraktion; bitte 

schön. 

Ines Biebrach, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Abgeordnete! Wir unterstützen diesen Antrag der AfD-

Fraktion ganz deutlich. Dieser Port, der Schiffsanleger am 

Partwitzer See, ist für die Entwicklung der Tourismusre-

gion Lausitzer Seenlandschaft sehr wichtig. 

Das ist der einzige große Hafen auf der sächsischen Seite 

einer großen Seenlandschaft, die erschlossen werden soll. 

Die Streichung dieser Mittel ist eine klare Ansage an die 

Region: Wir wollen das nicht touristisch entwickeln. 

Man muss auch sehen, dass dort wahnsinnig hohe Mittel in 

Planung und Entwicklung hineingeflossen sind. Dafür ha-

ben sehr viele Leute engagiert gekämpft. Jetzt fällt es dem 

Streichkonzert zum Opfer und das ist sehr traurig. 

Wir werden uns auch zukünftig dafür einsetzen, dass es 

doch irgendwie funktioniert. Aber momentan ist es ein 

Schlag ins Gesicht dieser Region. 

Danke. 

(Beifall BSW und AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Biebrach 

sprach zum Änderungsantrag der AfD-Fraktion. Es gibt 

diesbezüglich Redebedarf seitens der Staatsregierung; bitte 

schön. 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Herr Präsident! Ich möchte 

jetzt doch gern kurz dazu Stellung nehmen; denn es ist 
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nicht so, dass uns die Lausitz nichts wert wäre oder dass 

uns die §-4-Mittel nichts wert wären. 

Es ist in der Tat so, dass die §-4-Mittel – das sind die Braun-

kohle-Folgelasten; diese Ewigkeitslasten, die wir bei der 

Braunkohle haben – in jedem Haushalt immer wieder hin-

ten runterfallen. Wir versuchen deshalb, sie immer wieder 

neu hineinzubekommen. Es gibt Prioritätenlisten in beiden 

Revieren, im Mitteldeutschen Revier genauso wie im Lau-

sitzer Revier. Wir sind mit den Landräten in diesem Fall im 

Gespräch. Es war nicht möglich – das ist bedauerlich –, 

diese Mittel in den Haushalt noch hineinzubekommen. 

Doch das heißt nicht, dass wir nicht an der Umsetzung ar-

beiten und dass wir nicht trotzdem versuchen wollen – so-

wohl im Mitteldeutschen Revier als auch im Lausitzer Re-

vier – , diese beiden wichtigen Maßnahmen, speziell den 

Anleger am Partwitzer See, hinzubekommen. 

Das ist im Übrigen nicht der einzige, denn einen gibt es 

schon. Es soll einen zweiten geben. Aber zur Wahrheit ge-

hört auch dazu, dass es auf der Brandenburger Seite mitt-

lerweile zehn Anleger gibt. Die haben auch mehr Seenflä-

che; das ist keine Frage. 

Wenn man sich das mal sachlich anschaut, dann können 

wir feststellen – und das ist uns als Staatsregierung auch 

wichtig –, dass es diese Entwicklung geben wird und dass 

wir sie auch unterstützen werden. Doch dieser Haushalt ist 

eng und deshalb können wir das heute hier nicht zusagen, 

aber wir werden daran arbeiten. Ich bin zuversichtlich, dass 

wir das auch hinbekommen, und zwar im Haushaltsvoll-

zug. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall SPD und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Staatsminister 

Panter sprach für die Staatsregierung. Nun sehe ich an Mik-

rofon 7 Kollegin Schwietzer, vermutlich mit einer Kurzin-

tervention – eine haben Sie noch – auf den Redebeitrag von 

Herrn Staatsminister Panter; bitte schön. 

Doreen Schwietzer, AfD: Ich weiß ja nicht, ob Sie schon 

mal vor Ort waren. Ich war erst vor Kurzem vor Ort und 

habe mich dort auch mit Touristen unterhalten. Sie finden 

es echt sehr schade. Sie legen in Senftenberg an und in 

Sachsen können sie nirgendwo anlegen. Es gibt dort Gast-

stätten und alles Mögliche – es ist wirklich ein Rückschritt, 

wenn diese Mole nicht gebaut wird. 

Ich sage es mal so: zuerst Versprechungen machen und 

dann die Versprechungen nicht einhalten und die Leute vor 

Ort sitzen lassen. Es kommen ja auch Nachfragen von den 

Touristen. Die Regierung ist in der Pflicht, dort etwas zu 

tun; denn Sachsen wird immer weiter abgehangen. Bran-

denburg zeigt, wie es hinsichtlich touristischer Weiterent-

wicklung geht. 

Also: Sachsen voran! Stimmen Sie unserem Antrag bitte 

zu!  

Danke. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Herr Staatsminis-

ter, möchten Sie erwidern? – Bitte schön. 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Frau Schwietzer, ich weiß jetzt nicht, ob wir uns auf dieser 

Ebene bewegen sollten, dass es schade ist. Denn in der Tat 

ist es schade. Ich glaube, da treffen wir uns alle. 

(Gelächter AfD) 

Aber Fakt ist: Es wird. Ich habe hier gerade für die Staats-

regierung erklärt, dass es unser Anliegen ist, das umzuset-

zen. Auch wir sind in den Regionen unterwegs und es ist 

ein aktives Projekt. Nichts anderes hat in dieser Phase die 

Staatsministerin Klepsch als zuständige Ministerin für 

Tourismus auf den Weg gebracht. Sie hat die Prüfungen ab-

geschlossen und ermöglicht, sodass wir jetzt überhaupt 

darüber reden können, dass es finanziert werden kann. 

Insofern kann ich nur klar sagen: Es ist uns wichtig. Wir 

werden es angehen. 

(Zurufe AfD) 

Und dann schauen wir doch mal: Abgerechnet wird zum 

Schluss, und nicht jetzt durch irgendwelche Schaufenster-

anträge. 

(Zuruf Mike Moncsek, AfD) 

Danke schön. 

(Beifall SPD und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die Erwi-

derung von Herrn Staatsminister Panter. Gibt es weiteren 

Redebedarf seitens der Fraktionen? – Das sehe ich nicht. 

Dann stimmen wir über den Änderungsantrag der AfD-

Fraktion zum Titel 883 51 ab. Wer stimmt diesem Ände-

rungsantrag zu? – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – 

Danke schön. Stimmenthaltungen? – Stimmenthaltungen 

sehe ich keine. Es gab viele Für-Stimmen, aber die Gegen-

stimmen waren in der Mehrheit. Damit ist dieser Antrag 

abgelehnt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir stimmen 

nun über das Kapitel 07 10 ab. Wer dem Kapitel die Zu-

stimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um das Hand-

zeichen. – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – Danke 

schön. Stimmenthaltungen? – Stimmenthaltungen sehe ich 

keine. Es gab viele Gegenstimmen, aber die Für-Stimmen 

waren in der Mehrheit, und somit ist dem Kapitel 07 10 zu-

gestimmt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt einige 

Kapitel, zu welchen keine Änderungsanträge vorgesehen 

sind. Ich rufe die Kapitel auf: 07 15, 07 20, 07 21, 07 22, 

07 23, 07 24 und 07 25. Wenn sich kein Widerspruch er-

hebt, könnten wir über diese Kapitel im Block abstimmen. 

– Widerspruch sehe ich nicht. Dann frage ich in die Runde: 

Wer stimmt diesen Kapiteln zu? – Vielen Dank. Wer 

stimmt dagegen? – Danke schön. Wer enthält sich der 
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Stimme? – Vielen Dank. Es gab einige Gegenstimmen, 

viele Enthaltungen, aber die Mehrheit war bei den Für-

Stimmen und damit ist diesen Kapiteln zugestimmt wor-

den. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir kommen 

nun zum Kapitel 07 26. Es liegt uns dazu ein Änderungs-

antrag der AfD-Fraktion, Drucksache 8/3111, zum gesam-

ten Kapitel 07 26 vor. Diesen Änderungsantrag bringt Kol-

lege Schreyer ein. 

Timo Schreyer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Abgeordnete! Das ZEFAS hat uns bisher herausragende 

Erkenntnisse beschert, beispielsweise dass Kanada eine 

lange Tradition als Einwanderungsland hat – das haben wir 

in einer Kleinen Anfrage erfragt – oder dass gewisse Fra-

gen zu den Personalkosten in der Behörde schlichtweg un-

erwünscht sind bzw. der Geheimhaltung unterliegen. Dazu 

kann ich dann noch ausführen. 

Eine Erkenntnis für die Staatsregierung war wohl auch, 

dass Länder wie Kanada kein Interesse an Lernpartner-

schaften mit Sachsen haben, siehe unsere Anfrage 7/16682. 

Kein Wunder – was soll man in Kanada auch von einer Be-

hörde, die auf der Suche nach eigenen Aufgaben ist, ler-

nen? 

(Heiko Gumprecht, AfD, lacht.) 

Werte Kollegen! Die eigentliche Aufgabe des ZEFAS be-

schreibt die Verwaltungsvorschrift „VwV ZEFAS“ am aus-

drücklichsten. Darin heißt es konkret: „Das ZEFAS ergänzt 

die Angebote der gesetzlich zuständigen Akteure der Fach-

kräftesicherung und Guter Arbeit wie beispielsweise der 

Bundesagentur für Arbeit,“ – erste Struktur – „den Indust-

rie- und Handelskammern,“ – zweite – „der Handwerks-

kammern, der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 

sowie Projektträgern und privaten Akteuren.“ Ich unter-

stelle einmal, dass diese gesetzlichen Akteure ihre Arbeit 

durchaus professionell verrichten, weshalb aus unserer 

Sicht keinerlei Ergänzungsbedarf besteht. Das ZEFAS ist 

und bleibt eine weitere Doppelstruktur. 

(Zuruf: Na klar!) 

Wenn ich dann in den Medien lese, der geschasste Staats-

sekretär Vogel wurde nach einem Jahr im Abklingbecken 

von der rechten in die linke Seite des Ministeriums einge-

ordnet und ist jetzt Leiter des ZEFAS, dann sage ich mir: 

Man sollte doch das ZEFAS in „ZVKS“ umbenennen – 

„Zusatzversorgungskasse SPD“. 

(Beifall AfD) 

Der eingesparte Betrag würde sich auf rund 7 Millionen 

Euro belaufen – und 3 Millionen Euro fehlen am Partwitzer 

See. Ich sage es mal so: Wenn man das auflösen würde, 

wäre vielleicht gleichzeitig das Arbeitskräfteproblem am 

Partwitzer See gelöst. 

(Gelächter AfD) 

Ich bitte um Zustimmung für unseren Antrag zum Einspar-

potenzial von 7 Millionen Euro. Vielen Dank für Ihre Ein-

sicht und Ihre Zustimmung. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schreyer 

brachte den Änderungsantrag der AfD-Fraktion ein. Gibt 

es Redebedarf seitens der Fraktionen? – Das sehe ich nicht. 

Dann stimmen wir jetzt über diesen Änderungsantrag ab. 

Wer stimmt zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? 

(Zuruf BÜNDNISGRÜNE: Mehrere!) 

– Danke schön. Stimmenthaltungen? – War das eine 

Stimmenthaltung? – Zwei Stimmenthaltungen. Ansonsten 

viele Für-Stimmen, aber die Gegenstimmen waren in der 

Mehrheit. Somit ist der Änderungsantrag abgelehnt wor-

den. 

Wir kommen nun zur Kapitelabstimmung über das Kapitel 

07 26. Wer stimmt dem Kapitel zu? – Vielen Dank. Wer 

stimmt dagegen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? – 

Sehe ich keine. Viele Gegenstimmen, aber die Für-Stim-

men waren in der Mehrheit. Damit ist das Kapitel beschlos-

sen worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum Stellenplan 

und den Anlagen liegen keine Änderungsanträge vor. Das 

heißt, wir könnten über beides im Block abstimmen, wenn 

sich dagegen kein Widerspruch erhebt. – Das sehe ich 

nicht. Wer stimmt dem Stellenplan und den Anlagen zu? – 

Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Wer 

enthält sich der Stimme? – Keine Stimmenthaltungen, 

viele Gegenstimmen, aber die Mehrheit war bei den Für-

Stimmen. Damit ist dem Stellenplan und den Anlagen zu-

gestimmt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stimmen 

über den Einzelplan 07 nun gesamt ab. Wer dem Einzelplan 

07 gesamt zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das 

Handzeichen. – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – Danke 

schön. Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Es gab viele 

Gegenstimmen, aber die Mehrheit war bei den Für-Stim-

men. Damit ist diesem Einzelplan zugestimmt worden. 

(Beifall CDU, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, 

Die Linke, Matthias Berger, fraktionslos,  

und Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 1.12 

Einzelplan 03 

Staatsministerium des Innern 

Ich frage zunächst, ob der Berichterstatter des Haushalts- 

und Finanzausschusses, Herr Winter, zu diesem Einzelplan 

das Wort wünscht. 

(Marko Winter, AfD: Nein!) 

– Das wird verneint. Die Fraktionen können in der ersten 

Rederunde nun in folgender Reihenfolge zum Einzelplan 

sprechen: Wir beginnen mit der CDU, danach AfD, BSW, 

SPD, BÜNDNISGRÜNE, Die Linke und die Staatsregie-

rung, wenn gewünscht. Ich übergebe zuerst an die CDU-

Fraktion, an Herrn Kollegen Wähner. 

Ronny Wähner, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete! Dieser Ein-

zelplan finanziert die Grundlage für unseren Freistaat: un-

sere Sicherheit. 

(Beifall CDU) 

Denn ohne Sicherheit ist alles nichts. Die Sicherheit zu ge-

währen, ist die Hauptaufgabe des Staates, auch unseres 

Freistaates. Im Haushaltsplan haben wir zum einen den Be-

reich, für den wir selbst originär zuständig sind, unsere 

Landespolizei, aber auch den Bereich des Bevölkerungs- 

und Katastrophenschutzes, von dem der Großteil im Eh-

renamt erfolgt. Dazu wird später meine Kollegin Kerstin 

Nikolaus sprechen. Aber auch einen sportlichen Teil haben 

wir im Innenressort, mit dem sich mein Kollege Wolf-Diet-

rich-Rost am besten auskennt und dazu sprechen wird. 

(Beifall Tom Unger, CDU) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Wähner, 

darf ich Sie ganz kurz unterbrechen? – Wir stoppen die 

Zeit. Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte um 

etwas Ruhe. Hier vorne steht ein Redner, der gern zum Ein-

zelplan sprechen möchte. 

(Beifall Sebastian Wippel, AfD) 

Doch dies ist fast unmöglich, weil die Geräuschkulisse sehr 

präsent ist. Bitte schön, Herr Kollege, fahren Sie fort. 

Ronny Wähner, CDU: Danke, Herr Präsident. – Sicher-

heit ist ein Schwerpunkt der CDU, meiner Fraktion. Das 

haben wir in den vergangenen Jahren bereits gezeigt. Wir 

haben verstärkt in die Polizei investiert, in unsere eigene 

Sicherheit, und die Früchte dessen können wir heute schon 

ein Stück ernten. 

(Sebastian Wippel, AfD, lacht.) 

Die Polizei steht stabil da, sie ist präsent. Die Sicherheits-

lage im Freistaat Sachsen ist stabil. Dass dies weiterhin so 

bleibt, ist unser erklärtes Ziel. Ich bin dankbar dafür, dass 

wir auch in diesem Haushalt, obwohl schwierige Rahmen-

bedingungen vorherrschen – wir haben schon mehrfach 

darüber gesprochen; auch in der Generaldebatte hat der Fi-

nanzminister bei der Einbringung ausgeführt, unter wel-

chen Rahmenbedingungen dieser Haushalt aufgestellt 

wurde –, trotzdem Verbesserungen in diesem Bereich er-

reichen konnten. 

Das wäre zum einen zu ermöglichen, dass alle Polizeian-

wärterinnen und -anwärter, die ihren Abschluss erfolgreich 

ablegen, in unserem Freistaat eine Anstellung bekommen. 

Das musste sichergestellt werden, und das ist gelungen in 

diesem Haushalt. Ebenso erhöhen wir den Einstellungskor-

ridor auf 475 Anwärter pro Jahr, aktuell sind es 450. Es ist 

ein geringerer Anstieg, doch wir bleiben in der Empfehlung 

des Fachkommissionsberichtes, um die Polizei steigend in 

der geplanten Höhe aufzubauen. Wir hatten ehrgeizigere 

Ziele im Koalitionsvertrag vereinbart, doch wir müssen 

auch die aktuellen finanziellen Gegebenheiten beachten 

und letztendlich unsere Vorstellungen den finanziellen Re-

alitäten anpassen. Und trotzdem: Wir erhöhen die Einstel-

lungszahlen. 

(Jens Hentschel-Thöricht, BSW,  

steht am Mikrofon.) 

Noch eine Zahl macht es deutlich: Wir investieren in un-

sere sächsische Polizei 1,4 Milliarden Euro in diesem und 

1,5 Milliarden im nächsten Jahr. Damit ist dies – mit Ab-

stand – die größte Einzelposition in unserem sächsischen 

Haushalt. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung an Mikrofon 2? 

Ronny Wähner, CDU: Bitte. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Bitte schön, Herr 

Kollege Hentschel-Thöricht. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Wäh-

ner, Sie hatten im Koalitionsvertrag das Ziel von 15 000 

Polizisten im Freistaat vereinbart. Können Sie kurz ausfüh-

ren, wie Sie das mit dem Einstellungskorridor von 475 An-

wärtern erreichen wollen? Ist das überhaupt realistisch? 

Ronny Wähner, CDU: Schön, wenn Sie sich so intensiv 

mit dem Koalitionsvertrag auseinandersetzen. 

(Zuruf Bernd Rudolph, BSW) 

Wir scheinen wirklich viele gute Sachen aufgeschrieben zu 

haben, sonst würden Sie es nicht permanent ansprechen. 

Sie waren in den Verhandlungen ja zum Teil ein Stück weit 

beteiligt. Die 15 000 in dieser Legislatur zu erreichen, war 

bzw. ist laut Koalitionsvertrag unser Ziel. Aktuell müssen 

wir das den Realitäten anpassen, doch wir haben noch zwei 

Doppelhaushalte, die wir in dieser Legislatur beschließen 

werden. 
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(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE, lacht.) 

Der Fachkommissionsbericht schreibt eine ähnliche Zahl 

vor, jedoch zu einem späteren Zeitpunkt. Auf diesem Auf-

baupfad befinden wir uns und verstärken ihn jetzt mit dem 

Einstellungskorridor von 475. Das entspricht genau der 

Empfehlung nach dem Fachkommissionsbericht. 

(Beifall CDU und Staatsminister Armin Schuster – 

Sebastian Wippel, AfD: Ja, ja, gut!) 

Ein Punkt muss angesprochen werden: Wenn man einzelne 

Positionen im Haushalt betrachtet, dann wird man punktu-

elle Reduzierungen sehen, auch in den sächlichen Kosten 

für die Polizei. Das war notwendig, um den Haushalt aus-

zusteuern. Aber es sei klargestellt: Die Einsatzfähigkeit der 

Polizei ist immer gewährleistet, Man muss ein Stück weit 

darauf reagieren, aber da kenne ich unseren Innenminister: 

Es wird darauf geachtet, dass die Einsatzbereitschaft in je-

dem Fall gewährleistet ist. 

Ebenso müssen wir für diesen Doppelhaushalt die Heraus-

forderungen aus dem Bereich Flüchtlinge und Asyl absi-

chern. Unter der Prämisse „Humanität und Ordnung“ ge-

währen wir den Menschen die entsprechende Unterbrin-

gung im Freistaat. Wir müssen das entsprechend finanziell 

abdecken. Wir sind auch gegenüber unseren Kommunen 

dazu verpflichtet, die Beträge zu erstatten, und wir müssen 

diese auch realistisch abbilden. Man kann sich dabei keiner 

Traumtänzerei hingeben, auch wenn es aktuell sinkende 

Zahlen sind. Es ist dennoch eine Aufgabe, zu der wir ge-

setzlich verpflichtet sind. 

Dem Bereich Ordnung wenden wir uns so zu, wie wir es 

im Koalitionsvertrag niedergeschrieben haben. Wir versu-

chen bzw. wir werden mit dem Landesausreisezentrum die 

Rückführung effektiver gestalten. Die Umsetzung läuft be-

reits und das wird ein Stück weit finanzielle Entlastungen 

bringen. 

Ich bitte deshalb um Zustimmung zu diesem Einzelplan. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, Albrecht Pallas, SPD,  

und Staatsminister Armin Schuster) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Wähner 

sprach für die CDU-Fraktion. Für die Fraktion der AfD 

spricht nun Kollege Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete! Der Haushalt, der hier 

für das Innenministerium vorgelegt wird, ist aus unserer 

Sicht ein Armutszeugnis für diese Koalition. 

(Oh-Rufe CDU und SPD) 

Das zeigt eigentlich, welchen Stand die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung bei CDU und SPD tatsächlich haben. Sie 

haben einen Sparkurs bei einer Thematik angesetzt, die ei-

gentlich die absolute Kernaufgabe des Staates ist: die öf-

fentliche Sicherheit und Ordnung mit Polizei, mit Feuer-

wehr und mit Katastrophenschutz sicherzustellen. 

(Zuruf Martin Modschiedler, CDU) 

Mir ist das, was Sie hier vorgelegt haben, eigentlich nicht 

erklärlich. 

(Beifall Carsten Hütter, AfD) 

Klar ist: Die Prämisse bestand darin, kein Geld auszuge-

ben, weil man ja kein Geld hat. Umso unverständlicher ist 

es mir, dass trotz dieses Sparkurses gleichzeitig Hunderte 

Millionen Euro an Linke und GRÜNE ausgegeben worden 

sind. 

(André Barth, AfD: Genau!) 

Und das nur, um sich hier die Stimmen einzukaufen. 

(André Barth, AfD: Genau! –  

Rico Gebhardt, Die Linke:  

Habe ich gar nicht mitgekriegt! –  

André Barth, AfD: Herr Gebhardt…!) 

Herr Schuster, Sie haben bei der IHK gesagt, es gebe im 

Sächsischen Landtag eigentlich keine Opposition mehr 

und Sie hätten mit allen über diesen Haushalt verhandelt. 

Nun, mit uns haben Sie zu keiner Minute, 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

über keinen einzigen Antrag verhandelt, also im Zuge des 

Gesetzgebungsverfahrens, wie es hier im Landtag stattfin-

det, Herr Gebhardt. Daher stelle ich mir die Frage: Warum 

lügen Sie den Menschen draußen einfach so offen ins Ge-

sicht? Es stimmt einfach nicht. 

(Zuruf Martin Modschiedler, CDU) 

Wir haben Ihnen in diesen Verhandlungen die Hand ausge-

streckt und Sie haben es mehrfach ignoriert. Sie ist nie an-

genommen worden. Das zeigt uns, dass es Ihnen nicht um 

Verantwortung für dieses Land geht. Es geht der CDU of-

fensichtlich nur um den Machterhalt; denn sonst würden 

wir eine konservative und freiheitliche Politik für diesen 

Freistaat machen und keine rot-grüne. 

(André Barth, AfD: Genau! – Beifall AfD) 

Der SPD und den GRÜNEN geht es um die Sicherung ihrer 

eigenen Posten und die Diskurshoheit 

(Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

im öffentlichen Raum mithilfe ihrer NGOs, die sie dann 

vom Staat, von ihren Vorfeldorganisationen finanzieren 

lassen. Neuerdings ist im Club die umbenannte SED – Die 

Linke – 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Aha!) 

dabei, die hier gestern noch feixend gesessen hat, als 

Linksextremisten oben auf der Tribüne die Freiheit für 

mutmaßliche Terroristen gefordert haben. Und mit solchen 

Leuten gehen Sie den Pakt für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung hier in diesem Freistaat ein. 

(André Barth, AfD: Schämt euch!) 

Das ist für mich absolut unverständlich. 

(Beifall AfD) 
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Vor der Bundestagswahl hatten Sie von der CDU noch an-

geprangert, dass es diese ganzen NGOs gibt und deren Fi-

nanzierungen undurchsichtig sind. Ihre Große Anfrage, die 

Sie damals gestellt hatten, haben Sie mittlerweile verges-

sen. Sie haben auch vergessen, wer Ihre Parteizentralen be-

schädigt hat, wer Ihre Mandatsträger bedroht hat, wer den 

Eingang zu Ihrer Parteizentrale zugemauert hat, wer dem 

Hass auf den Staat und auf die verhasste Repression freien 

Lauf lässt: Es sind die Genossen von den Linken. 

(André Barth, AfD: Genau! Genau!) 

Sie sind immer mittendrin und nicht nur dabei. 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Immer mittendrin?) 

Und mit denen arbeiten Sie zusammen. 

(Beifall AfD) 

Linksextremismus ist nicht nur ein Randphänomen bei die-

ser Partei. – Herr Gebhardt, ja, Sie würde ich vielleicht so-

gar davon ausnehmen. 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Sie sind als Mensch ganz in Ordnung, das muss ich sagen. 

(Heiko Gumprecht, AfD: Stille Wasser sind tief!) 

Aber mit dem Rest gehen Sie quasi den sprichwörtlichen 

Pakt mit dem Teufel ein. Das können Sie als CDU der Be-

völkerung in Sachsen eigentlich nicht zumuten. 

Wie sieht es nun aber bei der Polizei aus? Wir haben unsere 

Liegenschaften, dort muss auch gearbeitet werden. In 

Großenhain arbeitet man noch immer in Containern. Un-

sere Studenten an der Hochschule in Rothenburg lernen in 

Containern. Die Polizeifachschule in Leipzig: Auch dort 

wären Baumaßnahmen nötig, aber diese fehlen. Sieht so 

ein Bekenntnis zum Standort aus? 

Sie hatten bereits im Wahlkampf 2019 gesagt: Tausend 

Stellen mehr bei der Polizei. Wir wissen seit über zehn Jah-

ren, dass wir diese Stellen brauchen. Wir wussten es schon 

vor der Fachkommission. Ich habe es Ihnen vorgerechnet, 

die Gewerkschaften haben es Ihnen vorgerechnet, die 

Fachkommission hat es Ihnen noch mal vorgerechnet – je-

der ein wenig anders, die Ergebnisse waren am Ende aber 

immer gleich. Sie haben Zeit verstreichen lassen, bevor Sie 

tatsächlich gehandelt haben. Und wie viel haben Sie denn 

bis Ende letzten Jahres geliefert? Der Ministerpräsident 

und der Innenminister sind draußen herumgelaufen und ha-

ben gesagt: Wir haben geliefert, 1 000 Polizisten mehr. Ich 

sage Ihnen: Nein! 786 Polizisten waren es, also gerade mal 

zu drei Vierteln erfüllt – nicht voll erfüllt. Die Tausend sind 

nicht da. 

Und wenn es mit den Bewerberzahlen so weitergeht, wie 

Sie es hier vorgelegt haben, dann werden wir im Jahr 2030, 

in der nächsten Legislatur noch immer nicht fertig sein – 

nicht bis Ende dieser Legislatur. Und hierbei habe ich die 

aktuelle Abbrecherquote in Höhe von 20 % noch nicht ein-

mal eingerechnet. Sie haben in Ihrem Koalitionsvertrag ge-

schrieben: „Dazu streben wir an (…), die Anzahl der Poli-

zeibediensteten bis zum Ende der Legislaturperiode auf 

15 000 zu erhöhen.“ Mit dem, was Sie hier als Haushalt 

vorlegen, machen Sie eines: Sie verraten Ihren eigenen Ko-

alitionsvertrag – und das mit Ansage. 

Sie hatten vor der Wahl großzügig eine Grenzpolizei mit 

400 Mann versprochen. Dann waren es nach der Wahl 

plötzlich 300 Mann, sechs Wochen nach der Wahl lag die 

Summe schon bei null. Das Thema ist abgeräumt. Die Auf-

gabe ist trotzdem wichtig. Ja, auch hier haben Sie wieder 

den Wählern Sand in die Augen gestreut. Und im Haushalt? 

Jetzt ist alles quasi weg. Wie wollen wir mit solchen Sa-

chen für einen Polizeiberuf werben? Sie versprechen alles, 

halten nichts. Also ich meine, wer sagt denn dann „Ich gehe 

zu dieser Polizei“? Wir müssen attraktiv sein. Die Bundes-

polizei bezahlt für teilweise ähnliche Aufgaben in ihrem 

Zuständigkeitsbereich deutlich besser. Das ist Konkurrenz 

für uns. 

Wir müssen uns natürlich auch die Frage nach Standorten 

stellen. Ist Rothenburg wirklich der optimale Standort – als 

einziger Standort – für die Hochschule der Polizei, für die 

Ausbildung für die Laufbahngruppe 2.1? Ist es schlau, dass 

Chemnitz der östlichste Standort für die Ausbildung in 

Sachsen für den ehemaligen mittleren Dienst ist? Wie sieht 

es aus mit Personalentwicklungskonzepten? All das ist 

noch nicht da, und zwar personenscharf. Die Lehrgangs-

teilnahmemöglichkeiten sind teilweise kaum vorhanden; 

denn die Leute können die Lehrgänge nicht besuchen, weil 

die Dienststellen sie nicht weglassen können. Der Einsatz 

und der Dienst haben Vorrang vor der Fortbildung, vor der 

Ausbildung. 

Und die Wertschätzung im politischen Raum, auch vonsei-

ten der Polizei? Wie ist es hier? Ab und zu hört man mal 

eine Sonntagsrede. Schauen wir doch mal Ihren quasi 

neuen Koalitionspartner von den Linken an. Die Polizei hat 

in Görlitz ein linkes Hausprojekt durchsucht, Haus und Hof 

e. V. Was hat man gefunden? Drogen, man hat auch noch 

jemanden festgenommen wegen des Verdachts auf Drogen-

handel in nicht geringer Menge. 

(Sören Voigt, CDU: Mit der  

Polizei wäre ich ganz vorsichtig!) 

Dann gab es dort eine Solidaritätsdemo. Die Linken sind 

bei solchen Demonstrationen, bei denen „Free Lina!“ und 

„Free Maja!“ gerufen wird, dabei. Inhaftierte Antifas, das 

sind alles „politische Gefangene“. Denen gehört die Straße. 

Dann so was wie „Feuer und Flamme der Repression“, da-

neben steht ein brennendes Polizeiauto. 

(Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

Die Linke und die SED sind – die Linke und die SED sind 

eigentlich dasselbe – immer mittendrin und immer dabei. 

(Unruhe im Saal) 

Herr Innenminister, Sie haben gesagt: Ja, das sind alles Ver-

fassungsschützer. Und mit denen, dieser Antifa, arbeiten 

Sie jetzt zusammen? Das funktioniert nicht. So hat man 

kein Vertrauen in die Loyalität des Dienstherrn gegenüber 

den eigenen Polizisten. 
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Dazu kommt ein Misstrauen untereinander, das teilweise in 

den Dienststellen entsteht, aber auch ein Misstrauen in die 

Führung: Sei es ein Polizeipräsident, der sich vorauseilend 

für ein nicht vorhandenes Fehlverhalten von Polizisten bei 

einer Demonstration entschuldigt oder sei es mittlerweile 

die Angst, sich politisch zu äußern oder sich im Ehrenamt 

demokratisch und frei für die Gesellschaft zu betätigen, für 

die Region, für die Gemeinde, in der man wohnt. Das alles 

nur wegen einer – ich betone: falschen – Behördenmeinung 

des Landesamtes für Verfassungsschutz zur Alternative für 

Deutschland. 

(Albrecht Pallas, SPD: Herr Wippel, das  

wurde bestätigt! Das Verwaltungsgericht  

hat das bestätigt! Das können  

Sie ja wohl kaum ignorieren!) 

Bei dieser ganzen Bewertung wird völlig ausgeblendet, 

dass wir hier im Hohen Haus durchaus einen kollegialen 

und auch demokratisch notwendigen, streitbaren Umgang 

im Parlamentsalltag pflegen. Doch das, was da quasi an 

Verfassungsfeindlichkeit hingestellt wird, erlebe ich hier 

nicht, auch nicht im Umgang mit den anderen Parteien – 

mit wenigen Ausnahmen, die es natürlich auch hier gibt, 

gerade auf der linken Seite. 

Wie gehen wir nun aber mit der Ausstattung und der Si-

cherheit unserer Beamten um? Was ist es uns denn wert? 

Ja, Sonntagsreden sind gut und schön. Die Sicherheitslage 

hat sich verändert. 

Jetzt wurde wieder ein Afghane erschossen, weil er mit ei-

nem Messer herumgelaufen ist und Menschen bedroht hat, 

und die Polizei hatte Schusswaffen zur Verfügung. Das war 

nicht in Sachsen, aber es ist so. Tja, mit einem Taser könnte 

dieser Afghane möglicherweise noch leben. Wir haben an-

dere Videos gehabt, da wurde ein Taser eingesetzt. Das 

wirkt sofort, wenn man denn trifft, und der zweite Polizist 

sichert ab, falls man mit dem Taser nicht trifft. Aber für so 

etwas ist im Haushalt kein Geld da, die Einsatzmittel auf 

mittlere Distanz in die Hand zu geben. 

Wie sieht es denn aus für solche Momente, wenn man als 

Polizist den immer stärker gewordenen Messerdelikten 

entgegentreten muss und auch soll? Oder wenn man ein-

fach überrascht wird? Schnittschutz in der Dienstkleidung? 

– haben wir nicht. Schnittschutzschals sind schön, reichen 

aber bei weitem nicht aus. Es gibt viel mehr Stellen, die 

geschützt werden könnten, und es gibt die technischen Ent-

wicklungen, wie das einfach in die Uniform eingenäht wer-

den könnte. 

Oder so ganz banale Sachen: Kartenzahlung bei Verkehrs-

ordnungswidrigkeiten. Wäre ja auch mal schön, oder? Ma-

chen andere Bundesländer schon seit über einem Jahr-

zehnt. Hier in Sachsen? Fehlanzeige. Klappt nicht, geht 

nicht, aber wir machen jetzt ein Pilotprojekt und schauen, 

ob das wirklich was für uns ist und wie viel uns der Spaß 

kostet. Ich kann sagen 1,2 %, wie wahrscheinlich bei jedem 

anderen auch, der so etwas anbietet. 

Ein Riesenposten im Haushalt, für den allerdings immer 

Geld da ist, denn das Geld hat man ja als Staat zu haben, 

ist Asyl und Migration. Geplant sind ungelogen 1,2 Milli-

arden Euro in Sachsen für die Jahre 2025 und 2026. Einen 

wirklichen Sparkurs der Koalition sehe ich in dem Bereich 

jedenfalls nicht. Die Asylzahlen sollen zwar zurückge-

schraubt werden, und Herr Merz und Herr Dobrindt haben 

sich dafür eingesetzt, dass die Grenzkontrollen da sind. Das 

ist schön. Lange, lange, lange haben wir es gefordert, es hat 

viele Jahre gedauert. Aber vertrauen Sie ihnen nicht, dass 

diese Sachen auch anhaltend durchgeführt werden? Oder 

soll damit wirklich, Herr Innenminister, so wie Sie gesagt 

haben, Ende des Jahres wieder Schluss sein, weil wir dann 

die entsprechenden Bilder in der Öffentlichkeit produziert 

haben?  

Ich stimme Ihnen zu, Bilder müssen wir produzieren, aber 

wir müssen die Grenzkontrollen weiter durchführen. Wahr-

scheinlich gehen Sie davon aus, dass beizeiten wieder 

Schluss ist und dass die Asylzahlen nicht sinken werden. 

Nur deswegen brauchen wir derart hohe Asylkapazitäten. 

Übrigens ist die illegale Einreise nicht alles: 400 000 Leute 

kommen jedes Jahr mit dem Familiennachzug auf legale 

Art und Weise nach Deutschland. Auch das kostet Geld, 

aber an anderer Stelle. 

Wo hätte man denn jetzt sparen können? Sagen wir mal so: 

Wir haben 15 000 vollziehbar ausreisepflichtige Menschen 

in Sachsen, die dazu verpflichtet sind, auszureisen. Und 

selbst diejenigen, die sofort vollziehbar ausreisepflichtig 

sind, weil sie auch keine Duldung haben, sind immer noch 

da. Auch das sind noch mehrere Tausend. Wir müssen die 

Verfahren zügig bearbeiten, wir müssen die Asylverfahren 

konsequent bearbeiten, vor allem auch die Abschiebungen 

müssen wir bearbeiten. Das Asylverfahren selber macht 

das BAMF, das machen ja nicht wir. Letzten Endes werden 

wir, wenn wir das tun, eine nicht unerhebliche Steuergel-

dersparnis haben. 

Aber was hören wir stattdessen? Auch im Verwaltungsvoll-

zug, was uns nämlich doch wieder betrifft, sind Klagen von 

der Polizei zu hören, dass die Ausländerbehörde teilweise 

nicht richtig mitzieht, dass die Staatsanwaltschaft zu wenig 

veranlasst. Dann ist man auf einzelne Sachbearbeiter ange-

wiesen, die – ich sage mal – konsequent ihre Arbeit erledi-

gen wollen und dem Recht, was wir aufgeschrieben haben, 

zur Geltung verhelfen möchten. Wir haben zu wenig Per-

sonal für Transporte.  

Wenn man wirklich mal einen gefasst hat, der abgeschoben 

werden soll, dann haben wir das Problem, dass wir den teil-

weise nicht in die Abschiebehaftanstalt kriegen, wenn wir 

denn einen Platz in der Abschiebehaftanstalt haben. Denn 

das ist dann nachts, da ist keiner da, dann kann keiner von 

der Polizei fahren – na ja, dann wird der halt wieder frei-

gelassen. Oder es gibt zu viel Bürokratie bei der Auswei-

sung. Früher waren das mal drei DIN-A4-Seiten, die dafür 

abgegeben werden mussten, mit einem kurzen Freitext, ein 

paar Häkchen gesetzt, Ausweisung, Ende Gelände. Mittler-

weile füllt so ein Fall einige Jahre später Aktenordner. Wa-

rum machen wir es uns immer so kompliziert in Deutsch-

land? 
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Und die Abschiebehaft in Sachsen? Wir haben die schöne 

Abschiebe- und Ausreisehaftanstalt. Prima! Wir haben aber 

nicht einmal ein Dutzend Plätze für uns selber zur Verfü-

gung. Der Rest ist für andere Bundesländer ausgegeben. 

Die haben die gebucht, hier bei uns. Und dann sagt uns die 

Bundespolizei: Wir würden ja gern, wir haben den ange-

troffen, aber wir haben tatsächlich in Sachsen keine Ab-

schiebehaftplätze, die wir nutzen könnten. Und was pas-

siert? Ich lasse denjenigen wieder laufen. Mal schauen, ob 

ich ihn irgendwann ein anderes Mal antreffe. 

Andere Sache: Ineffizienz bei Erstaufnahmeeinrichtungen. 

Mittlerweile haben wir 45 % Leerstand. Das freut uns ja 

bis zu einem gewissen Punkt, aber sie haben auch viel auf 

die Kommunen abgeschoben. Und wir haben einen Haufen 

Einrichtungen, die noch im Standby laufen. Das ist völlig 

unnötig. Hier werden Kosten in Größenordnungen produ-

ziert. Da werden wir in diesem Haushalt ranmüssen. Wir 

geben Ihnen nachher die Gelegenheit, da mitzumachen. 

Aber Hauptsache, CDU und SPD geben den GRÜNEN und 

den Linken noch einmal 60 000 Euro für Asylverfahrens-

beratung von Wohlfahrtsverbänden an die Hand. Ja, das ist 

das wirklich Wichtige.  

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Jawohl!) 

Wissen Sie was? Die Folgen dieser Politik sind eine Belas-

tung der Bevölkerung, quasi auch des Steuerzahlers. Es ist 

eine Belastung der Polizei, die mit der Mehrarbeit zu tun 

hat, es ist eine Belastung der Krankenhäuser mit den Fol-

gen von steigender Kriminalität, es ist eine Belastung der 

Kommunen durch Integration und Unterbringung, auch 

teilweise eine Verwahrlosung des öffentlichen Raumes und 

eine Belastung der Gerichte. Wir haben steigende Krimi-

nalität und damit eine Verdrängung der heimischen Bevöl-

kerung aus bestimmten Bereichen, weil man einfach nicht 

mehr hingeht. Das kann man auch „Displacement“ nennen, 

auf Neudeutsch. Und wir haben in Ballungsräumen Wohn-

raumknappheit. Also: Gut ist es nicht. 

Und was macht das sächsische Volk? Auf gut Deutsch: Die 

werden dann muggsch. Und dann muss man irgendwas ge-

gen Extremismus machen. Und was machen Sie da? Ganz 

einfach: Mit den Änderungsanträgen wird zusätzlich noch 

einmal eine Dreiviertelmillion von nicht vorhandenem 

Geld für Extremismusprävention ausgegeben. Und ich 

sage Ihnen mal was: Ich gehe jede Wette ein, dass die Ge-

förderten dafür sorgen werden, dass Ihnen das Problem 

nicht ausgeht, denn schließlich hängen deren Jobs daran. 

Und ich sage mal so: Von Gras und Liebe allein können 

auch die Linken nicht leben. 

Kommen wir zu mit der größten Ehrenamtsorganisation, 

aber definitiv einer der wichtigsten, zur Feuerwehr und 

zum Katastrophenschutz. Auch hier wird gespart, leider. 

Wie Sie bei diesen Einsparungen Feuerwehrleuten noch 

ernsthaft ins Gesicht schauen können, ist mir irgendwie rät-

selhaft. Man spart im Jahr 2025 rund 6,5 Millionen Euro 

ein, im Jahr 2026 liegen wir sage und schreibe 15 Millio-

nen Euro unter den Sollausgaben von 2024. Da sagen Sie, 

wir haben eine Kostendeckung, da kommt Geld vom Bund. 

Das sind ungedeckte Schecks, mit denen in der Ferne ir-

gendwo gewedelt wird. Da ist gar nichts da. Das können 

wir noch gar nicht ausgeben. Wir müssen solche Sachen 

selber planen und es in die eigene Hand nehmen. Nur dann 

wissen wir, dass es wirklich funktioniert. 

Nun noch ein Fakt, wie das aktuell so läuft mit den Be-

schaffungsvorgängen im Katastrophenschutz. Es gibt im-

mer noch kein fertiges taktisches Waldbrandkonzept, die 

Umsetzung des strategischen Waldbrandkonzepts. In Er-

mangelung dieses Konzepts wird das Geld mit der Gieß-

kanne ausgegeben: Der kriegt was, der kriegt was, der 

kriegt was. Wenn das Konzept irgendwann mal fertig ist, 

dann könnte man gezielt rangehen, und dann werden wir 

sagen, wir haben keine Haushaltsmittel dafür. Das ist der 

Weg und so wird es gehen. Die Not ist teilweise so groß, 

auch bei den Verzögerungen, dass das Vertrauen in das SMI 

vollständig weg ist. Der Sachsenforst hat sich mittlerweile 

Hilfsfeuerwehrzeuge selber zusammengebastelt, mit einer 

Spritze auf einem 10 000-Liter-Kanister. Mit so etwas ist 

man mittlerweile unterwegs. So läuft aktuell die Wald-

brandbekämpfung in Sachsen. Das strategische Konzept ist 

schön, aber wir warten immer noch auf die Umsetzung. 

Jeder weiß, dass wir eine fachlich gute Arbeit bei der Feu-

erwehr und auch im Katastrophenschutz brauchen. Dafür 

haben wir die Brand- und Katastrophenschutzschule in 

Nardt. Jeder kennt aus der eigenen Schulzeit, dass man 

gute Schulen haben möchte, um auch wirklich etwas zu ler-

nen. Nachher brauche ich auch im Arbeitsleben bzw. im 

Einsatzleben eine gute Aus- und Fortbildung. Wie ist denn 

die Realität? Wir haben dringende Ausbaumaßnahmen, wir 

haben Modernisierungsmaßnahmen, die stattfinden soll-

ten, und an dieser Schule wird das seit Jahren verschoben. 

Ich weiß nicht, wann wir hier zum ersten Mal darüber ge-

redet haben. 

Jetzt wird es ein bisschen komisch. Ich hätte nicht gedacht, 

dass ich mich irgendwann mal freuen werde, dass wir für 

die Asylunterbringung Container angeschafft haben. Hät-

ten wir die nicht angeschafft, wären sie nicht übrig, und 

dann könnten die Feuerwehrleute in Nardt nicht unterge-

bracht werden. Dafür war ja damals Geld da. Na ja gut, das 

ist jetzt nur ein Provisorium, aber wir wissen alle, ein gutes 

Provisorium hält auch mal schnell 20 Jahre. Da können wir 

uns alle freuen oder eben auch nicht. Aber ich weiß, wer 

sich freut: die Nager in den Containern, die werden sich 

freuen, denn die Kammerjäger haben mittlerweile den 

Kampf aufgegeben. Der Bestand dieser Nager ist somit 

quasi über Jahre, über Generationen gesichert. Also große 

Party bei „Ratatouille“. 

Trotzdem gilt unser Dank all jenen, die die Lehrgänge be-

suchen, auch wenn es viel zu wenige Lehrgänge sind, die 

ihre Freizeit opfern, die in die Schule gehen, um gute Feu-

erwehrleute zu werden, um in der Not auch ihren Kamera-

den und vor allem uns Bürgern beizustehen. An dieser 

Stelle herzlichen Dank. 

(Beifall AfD) 
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Nachdem ich über die unschönen und harten Dinge gespro-

chen habe, kommen wir zum Sport. Sport ist ja immer et-

was Schönes. Sport in seiner gesamten Breite ist wichtig 

für eine gesunde Bevölkerung, für gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt und vor allem für eine gesunde Entwicklung 

von Persönlichkeiten. Ich denke, darin sind wir uns alle ei-

nig. 

Das alles ist wichtig, aber auch beim Sport wurde gekürzt, 

und zwar über Gebühr. Mit Wohlwollen habe ich festge-

stellt, dass die GRÜNEN das Thema neben Klima für sich 

erkannt haben und in den Haushaltsanträgen – schneller als 

wir – gute Anträge in den Ausschussberatungen gestellt ha-

ben. Denen hätten wir auch gern zugestimmt. Wie mein 

Kollege Moncsek vorhin schon gesagt hat: Wenn es ein gu-

ter Antrag, eine gute Idee ist, dann stimmen wir zu, dabei 

geht es um die Sache. Wir konnten aber nicht zustimmen, 

weil Sie diese Anträge wieder zurückgezogen haben. 

(Zurufe AfD: Genau! –  

Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

Nun gut. Aber was ist gekommen? Ah, doch, es kam ein 

Antrag „Bessere Integration durch Sport“. Dort wird dann 

wieder Geld bereitgestellt, aber für die Vereinslandschaft 

selbst in der Breite ist wiederum nicht mehr genug vorhan-

den. Für die einheimische Gesellschaft in Sachsen haben 

Sie nichts übrig. Dass Sie von den Roten und Dunkelroten 

sich jetzt darüber beschweren, was ich gesagt habe, zeigt 

doch, dass ich den Finger absolut in der Wunde habe. 

(Beifall AfD) 

Ich nehme es den GRÜNEN aber auch nicht übel. Sie sind 

wieder zu ihren Grundwerten zurückgekehrt. Sie haben 

den ideologischen Fokus also dorthin gerichtet, wo er 

meistens ist. 

Ich weiß, dass Herr Ministerpräsident Kretschmer – er ist 

jetzt leider nicht anwesend – ein Verfechter von Olympi-

schen Spielen ist. Die wollen wir gern bei uns in Sachsen 

haben, und das würde uns wirklich stolz machen. Wir soll-

ten es haben. Das ist eine wirklich tolle Sache. Aber warum 

man dann wiederum beim Leistungs- und Breitensport in 

Größenordnungen kürzt und die notwendige finanzielle 

Ausstattung für die nächsten Jahre schlicht und ergreifend 

negiert, das weiß ich wiederum nicht. Wahrscheinlich 

bleibt es bei CDU-Blütenträumen. 

Ich weiß auch nicht: Wenn ich das Geld weder für die 

Sportler noch für die Trainer ausgebe, wer soll dann am 

Ende bei den Olympischen Spielen antreten und wer soll 

diese Athleten trainieren? Auch das ist völlig unklar. 

Ich fasse noch einmal zusammen. Was wir in diesen Haus-

haltsverhandlungen erlebt haben, ist ein erheblicher Links-

rutsch der CDU, und das ist nicht das, was die Mehrheit der 

Wähler bei der Landtagswahl wollte. Rot, Dunkelrot und 

Grün – genau diese Parteien wurden bei der Wahl vom 

Wähler abgestraft. Vielleicht wären die GRÜNEN noch 

nicht einmal im Landtag, wenn es nicht mutmaßlich 

krumme Auszählungsergebnisse gegeben hätte. Knapp ge-

nug war es ja. 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

– Natürlich, ich mache alle Punkte, Herr Gebhardt. – Dass 

Sie sich aber nach 35 Jahren, nachdem man die Kommu-

nisten aus ihren Sesseln vertrieben hatte, mit denen an ei-

nen Tisch setzen, um dort um deren Stimmen zu buhlen, 

das machen Sie nur, um Ihre persönliche Macht zu erhal-

ten. Das ist so – – 

(Zuruf Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke – 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE,  

steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Sebastian Wippel, AfD: Herr Präsident, nein, jetzt nicht, 

das können wir alles später machen. Sie haben noch aus-

reichend Redezeit, Herr Lippmann. Alles gut. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

– Ich habe nichts behauptet, hätten Sie mir zugehört. 

(Gespräche zwischen Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE, und AfD) 

– Gut. Darf ich weitermachen, wenn ihr mit euren Gesprä-

chen fertig seid? – Schön, herzlichen Dank. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Bitte schön. 

Sebastian Wippel, AfD: Es geht darum, dass die CDU ihre 

Macht erhält. Das ist der entscheidende Punkt. Deshalb ar-

beiten Sie auch mit diesen Linken zusammen. Ich erinnere 

wirklich noch einmal daran, was gestern hier passiert ist. 

Sorry, das waren nicht einfach nur ein paar Schreihälse, die 

hier aufgestanden sind, oder wie in der Zeitung heute stand 

„linke Aktivisten“. Stellen wir uns mal vor, was passiert 

wäre, wenn sich zehn Rechte da oben hingestellt hätten und 

hier im Parlament rumgekräht hätten. Das sind Leute, die 

fordern die Freiheit für jemanden, der zu einer terroristi-

schen Vereinigung gehören soll, der Angriffe mutmaßlich 

durchgeführt hat, mutmaßlich mit einem Hammer auf 

wehrlose Leute eingeschlagen hat, dem ein rechtsstaatli-

cher Prozess in einem EU-Staat gemacht wird. Dort wird 

also die Freiheit für solche Leute gefordert? 

(Zuruf Juliane Nagel, Die Linke) 

Darum geht es, und mit solchen Leuten, mit denen, die da 

oben waren, sympathisieren die Linken. 

(Zuruf Juliane Nagel, Die Linke) 

– Ja; Frau Nagel, auch Sie, Sie haben nachher Ihre Freunde 

draußen beglückwünscht. 

(Beifall AfD) 

Das ist eine Schande für dieses Haus. Sie hätten sagen müs-

sen: Leute, so geht das nicht. Das könnt ihr nicht machen. 

Wir haben in diesem Parlament Regeln. Aber so glücklich, 

wie Sie drauf gewesen sind, ist es eine große Freude gewe-

sen. 
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(Zurufe Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke,  

und Albrecht Pallas, SPD) 

– Genau. Das bringt mich zu einem wichtigen Punkt. Die 

CDU ist ja ein Brandmauerspezialist. 

(Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

Die CDU hat beim Städte- und Gemeindetag gesagt, Herr 

Ministerpräsident, diese Brandmauer in Berlin interessiert 

sie nicht. In Sachsen interessiert sie es nicht. Hier wird mit 

den Linken zusammengearbeitet. Für mich hat das mit Ver-

antwortung für dieses Land herzlich wenig zu tun; denn so 

sollte man es nicht machen – nicht bei den Wahlergebnis-

sen, die wir hier in Sachsen haben. 

(Beifall AfD) 

Das ist das, was die Leute als Betrug am Wähler empfin-

den. Das hat mit dem christlichen 9. Gebot „Du sollst nicht 

falsch Zeugnis reden wider deinem Nächsten.“ relativ we-

nig zu tun. Das, was wir in diesen Haushaltsverhandlungen 

erleben, ist in Wahrheit ein ziemlich exklusives unions-

christliches Verhältnis zur Macht, wenn man dafür das 

Geld begehren muss, das einem nicht selbst gehört, son-

dern ebenfalls dem Nächsten, nämlich dem wertschöpfen-

den Teil der Gesellschaft. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Wippel 

sprach für die AfD-Fraktion. Nun sehe ich am Mikrofon 

Kollegen Lippmann von der Fraktion BÜNDNISGRÜNE, 

vermutlich mit einer Kurzintervention auf den Redebeitrag 

von Herrn Kollegen Wippel; bitte schön. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Ja, vielen 

Dank, Herr Präsident. Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Herr Wippel, zu zwei Punkten aus Ihrem Konvolut 

möchte ich einmal etwas erwidern. 

Zum einen: Wenn Sie meinen, die GRÜNEN säßen nicht 

im Landtag, weil Sie sich auf einen offenbar Ihnen nahe-

stehenden Wahleinspruch beziehen, der schlicht nicht rech-

nen kann, würde ich Ihnen einmal empfehlen, die Entschei-

dung des Wahlprüfungsausschusses anzuschauen, in der 

der Landtag insgesamt festgestellt hat, dass es keinerlei Be-

denken gegen die Gültigkeit der Wahl gibt. Nach meinem 

Dafürhalten hat die AfD zwar in der Öffentlichkeit viel 

dazu erzählt, aber hier im Hohen Hause nichts Anderweiti-

ges dazu vorgetragen. Insoweit dürfen Sie sicher sein, dass 

diese Wahl Bestand hat. Es ist eine absurde, der Lüge 

gleichkommende Mär, dass hier irgendwas manipuliert 

wurde. 

Den zweiten Punkt – das mag uns GRÜNE und Sie inte-

ressieren, aber sicherlich nicht große Teile der Bevölke-

rung – finde ich schon spannender. Ich halte nichts von sol-

chen Aktionen wie gestern Morgen. Das entspricht nicht 

der Würde des Hauses und wirft Fragen in diesem auf. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Aber Sie haben gerade behauptet, dass dort zu Unrecht die 

Freilassung – eines aus Ihrer Sicht Mitglieds einer terroris-

tischen Vereinigung – auch für die Person gilt, bei der Un-

schuldsvermutung gefordert wird. 

(Zuruf Holger Hentschel, AfD) 

Das Bundesverfassungsgericht hat in zwei Entscheidun-

gen, zuletzt mit Beschluss vom 25. Januar, festgestellt, 

dass die Überstellung der Person nach Ungarn unzulässig 

war und die Person in ihren Rechten aus der EU-Grund-

rechtecharta verletzt wurde. Diese Person dürfte nicht in 

Ungarn im Gefängnis sitzen, in dem ihr unvergleichliches 

Leid droht. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Es ist eine Aufgabe des Rechtsstaates, das anzuerkennen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Pflicht, die Per-

son zurückzuholen. Es ist eine Dreistigkeit, sich hier hin-

zustellen und zu sagen: Das ist in Ordnung, wenn das Bun-

desverfassungsgericht genau das Gegenteil festgestellt hat. 

So viel zum Thema Verfassungstreue. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, SPD und Die Linke) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die 

Kurzintervention durch Herrn Kollegen Lippmann von der 

Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Nun gibt es die Erwiderung 

am Mikrofon, Kollege Wippel; bitte schön. 

Sebastian Wippel, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. Vie-

len Dank, Herr Lippmann, das ist Ihre Meinung, die steht 

Ihnen natürlich zu. Es ist klar, es geht um die GRÜNEN, 

die wollen das so haben. Ich sage ja nicht, dass das unbe-

dingt so richtig sein muss, 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

was im Wahlprüfungsausschuss diskutiert wurde. Klar ist: 

Im Wahlprüfungsausschuss sind alle die Gewählten, die ein 

gewisses Interesse daran haben, dass das Parlament in der 

Form Bestand hat. 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Auch wir hätten grundsätzlich ein gewisses Interesse da-

ran, so ist es ja nicht. Aber nach meinem Kenntnisstand ist 

das nicht einstimmig gewesen. Allerdings tagt dieser Aus-

schuss auch nicht öffentlich, und insofern können wir jetzt 

hier in aller Öffentlichkeit nicht über die Inhalte des Aus-

schusses diskutieren. 

(Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

Eines ist auch klar: Das Parlament hat nicht einstimmig, 

sondern mehrheitlich darüber abgestimmt, und unsere 

Fraktion hat Ihre Einschätzung in der Form nicht mitgetra-

gen. 

Was den anderen Punkt angeht: Wenn ich jetzt Sie wäre, 

würde ich den Spieß echt umdrehen. Dann würde ich sa-

gen: Das ist eine „infame Täter-Opfer-Umkehr“, die Sie 

hier betreiben. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 
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– Genau. Wenn das Bundesverfassungsgericht auf formale 

Fragen formal antwortet, dann ist das so. Aber Entschuldi-

gung, diesbezüglich bin ich als AfD der falsche Ansprech-

partner. Also, ich regiere das Land nicht. Ich glaube nicht, 

dass diese Person, dieser Herr, der dort in Ungarn im Ge-

fängnis sitzt, in die Zuständigkeit von unserer Fraktion o-

der unserer Partei fallen würde. 

(Zurufe Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke, 

Sören Voigt, CDU, und Albrecht Pallas, SPD) 

Das ist nicht der Fall. Dann müssen Sie jemand anderen 

ansprechen. Aber Demonstrationen können Sie gern durch-

führen, das können Sie draußen gern machen. Dazu können 

Sie Ihre Meinung haben. Sie sind ja so regierungsnah. Re-

den Sie doch mit dem Herrn Staatsminister, wenn Sie das 

wollen. Das ist doch in Ordnung. Warum soll ich das jetzt 

tun? Das auf mich abzuwälzen, ist ein wenig einfach. 

(Zurufe Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE, 

und Albrecht Pallas, SPD – Gegenrufe AfD) 

– Ja, natürlich. Und damit das völlig klar ist: Diese Ham-

merbande, die da unterwegs ist, das sind Leute einer links-

terroristischen Vereinigung, und so benenne ich das Ganze. 

Da wird Leuten der Schädel eingeschlagen – – 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Herr Wip-

pel, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Sebastian Wippel, AfD: Ja? Danke schön. Ist vielleicht 

auch besser so. 

(Beifall AfD –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Ja!) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hören 

als Nächstes von der BSW-Fraktion Herrn Bernd Rudolph; 

bitte schön. 

Bernd Rudolph, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Lieber Ronny Wähner! Es ist 

sicherlich schwer gewesen, hier ein paar schöne Worte zu 

diesem Sparhaushalt im Einzelplan 03 zu finden. Deshalb 

war es wahrscheinlich auch so kurz, aber die Realität sieht 

ein wenig anders aus. 

(Beifall BSW) 

Meine Damen und Herren, ich werde mich auf die Auswir-

kungen des Haushalts auf den Bereich der Polizei konzent-

rieren. Zum Bereich der Feuerwehren und dem Katastro-

phenschutz wird Jens Hentschel-Thöricht in einer weiteren 

Runde reden, und unsere Änderungsanträge auf dem Ge-

biet der Sportförderung bringt Ralf Böhme später ein. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik spricht eine deutliche 

Sprache. Die Kriminalität in Sachsen nimmt zu; insbeson-

dere Gewaltdelikte und Internetkriminalität erleben einen 

besorgniserregenden Aufschwung. Der aktuelle Periodi-

sche Sicherheitsbericht bestätigt: Immer mehr Menschen 

fühlen sich auf öffentlichen Plätzen unsicher, besonders 

nach Einbruch der Dunkelheit, und die Angst vor zuneh-

mender Aggressivität im öffentlichen Raum ist real, und sie 

wächst. Ein starker Staat muss auf diese Entwicklung rea-

gieren – nicht mit Worten, sondern mit Taten. 

(Beifall BSW) 

Es ist seine ureigenste Verantwortung, für die Sicherheit 

seiner Bürgerinnen und Bürger zu sorgen. Was es jetzt 

braucht, ist mehr Polizeipräsenz. Was es jetzt braucht, sind 

mehr gut ausgebildete und greifbare Einsatzkräfte. Was es 

jetzt braucht, ist eine moderne, optimale Ausrüstung für 

diese Einsatzkräfte. Und was es jetzt braucht, sind effektive 

Präventionsmaßnahmen. 

(Beifall BSW) 

Aber was tut unsere Staatsregierung? Sie tut das Gegenteil. 

Sie kürzt ausgerechnet im Bereich der inneren Sicherheit. 

Die Mittel für kommunale Prävention werden gestrichen, 

gekürzt. So erfolgreiche Projekte wie ASSKom und Prä-

vention im Team, die mit viel Tamtam von der Staatsregie-

rung ins Leben gerufen, bei denen viele schöne Bilder in 

den Medien produziert worden sind, werden jetzt gekürzt. 

Sie kürzt im Bereich der Sächsischen Sicherheitswacht. 

Polizeipräsidenten haben uns gesagt: Ich brauche keinen 

Dienstplan mehr für die Leute aufzustellen, denn die paar, 

die noch bereit sind, für 6 Euro in der Stunde auf die Straße 

zu gehen, werden das nicht machen, wenn sie im Monat 

bloß noch eine Schicht eingeteilt bekommen. Dieses In-

strument, das wirklich wichtig für das subjektive Sicher-

heitsgefühl der Bevölkerung ist, halbieren Sie. Es ist un-

glaublich. 

Genauso werden die Mittel für die Anschaffung von neuen 

Fahrzeugen halbiert. Die Mittel für die polizeiliche Ausrüs-

tung werden um ein Drittel gekürzt. Ganz besonders dras-

tisch wird im Bereich der IT-Ausstattung der Polizei ge-

kürzt. Knapp 20 Millionen Euro pro Jahr, ein Viertel des-

sen, was im Jahr 2024 aufgebracht worden ist – das soll in 

den nächsten Doppelhaushaltsjahren gestrichen werden. 

Damit gefährdet die Regierung nicht nur den Ersatz veral-

teter Technik, sondern sie torpediert auch die dringend not-

wendige Entwicklung neuer digitaler Werkzeuge im 

Kampf gegen Cybercrime. 

(Beifall Jens Hentschel-Thöricht, BSW) 

Wie, bitte schön, sollen denn unsere Ermittler Internetkri-

minalität wirksam eindämmen, wenn ihnen die dazu erfor-

derliche moderne Technik fehlt, frage ich Sie, meine Da-

men und Herren. Die Situation ist wahrlich beunruhigend. 

Selbst bei Munitionsbeständen herrscht inzwischen in den 

Dienststellen ein Mangel. Vom Polizeiverwaltungsamt 

wird den Dienststellen deshalb nahegelegt, mit den Reser-

ven sparsam umzugehen und die Aus- und Fortbildung im 

Schießbereich auf das unbedingt Nötige zu reduzieren. 

Wichtige Mittel für Verkehrsüberwachung, Beweissiche-

rung, Kriminaltechnik sowie waffentechnisches Gerät feh-

len. Müssen Sachsens Polizistinnen und Polizisten bald 

wieder wie in den Neunzigerjahren – ich habe es selbst er-

lebt – um Hilfe bei der Bundespolizei betteln, oder sollen 
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sie vielleicht auf Kontrollen und Untersuchungen verzich-

ten, weil sie nicht genug Drogen- und Alkoholtester haben? 

Das droht uns. 

Hinzu kommt ein Investitionsstau in Polizeiliegenschaften 

– das ist schon angesprochen worden – von über einer Mil-

liarde Euro. Wer sich das einmal anschauen möchte, wie 

das aussieht, dem empfehle ich einen Besuch in der Poli-

zeidirektion Leipzig 

(Beifall BSW) 

oder bei der Wasserschutzpolizei in Pirna oder im Polizei-

revier in Plauen oder auch in den großen Polizeirevieren 

hier in Dresden. Da erhalten Sie guten Anschauungsunter-

richt, wie es in den Liegenschaften der Polizei aussieht und 

in denen es keinerlei Möglichkeiten gibt, das in den nächs-

ten Jahren zu verändern. Als wäre das nicht alarmierend 

genug – das ist auch schon angesprochen worden – scheint 

das im Koalitionsvertrag festgeschriebene Ziel von 15 000 

Stellen bis zum Jahr 2029 die Regierung leise beerdigt zu 

haben. Mit dem aktuellen Einstellungskorridor von 475 

wird dieses Ziel krachend verfehlt werden. Angesichts 

wachsender Aufgaben droht sogar ein Rückgang an verfüg-

baren Kräften. 

Unsere Fraktion hat deshalb mehrere Änderungsanträge 

eingebracht, und sie wird es heute noch einmal erneuern. 

Wir beantragen mehr Geld für Kriminal- und Verkehrsprä-

vention. Wir wollen mehr Geld für Ausrüstung, und wir 

fordern die Aufstockung der Mittel für die polizeiliche IT 

mindestens auf den Stand von 2024. 

(Beifall BSW) 

Kernforderung aber ist die Anhebung des Einstellungskor-

ridors auf 550 Stellen, davon 50 in der Laufbahngruppe 1.2 

und 25 in der 2.1. Selbst das ist aus Sicht der Berufsvertre-

tungen der Polizei das Minimum, und es ist fraglich, ob 

man damit überhaupt das Koalitionsziel erreichen kann. 

Aber wenn man es nicht tut, dann garantiere ich Ihnen, dass 

es wirklich krachend scheitern wird. 

Was passiert mit unseren Anträgen, die wir eingebracht ha-

ben? Die sogenannte ganz große Koalition lehnt alles ab. 

In den Streifenwagen und Vernehmungszimmern machen 

sich Enttäuschung und Empörung breit. Die Polizei fühlt 

sich wieder einmal im Stich gelassen. Bei GRÜNEN und 

Linken überrascht das wenig. Wessen Funktionäre öffent-

lich mit ACAB-Aufschriften auftreten, dem fehlt offenbar 

jede Achtung vor dem demokratischen Gewaltmonopol. 

Für sie ist die Polizei vermutlich nur ein reiner Repressi-

onsapparat, und für den braucht man ja nichts übrig haben. 

Dass aber gerade die CDU, die sonst so laut ist, wenn es 

um die innere Sicherheit geht, nun selbst die Axt anlegt, 

das ist beschämend. Es ist schade, dass Herr Patt gerade 

nicht da ist; er würde sicherlich leuchtende Augen bekom-

men, wenn ich das anspreche. Die CDU-Fraktion ist offen-

bar dabei, ihrem Sparidol Milbradt nachzueifern, der in Po-

lizeikreisen als Kaputtsparer noch in sehr schlechter Erin-

nerung ist. 

(Beifall BSW und AfD) 

Meine Damen und Herren! Sie haben sich darauf verstän-

digt, mit neuen Quasi-Koalitionspartnern zusammenzuar-

beiten. Ich bin gespannt, wie Sie das weiterentwickeln wer-

den, zum Beispiel bei der Novellierung des Polizeivoll-

zugsdienstgesetzes. Ich bin sehr gespannt. 

Unsere Fraktion jedenfalls steht an der Seite unserer Poli-

zei, und wir sagen klar: Es braucht mehr Polizistinnen und 

Polizisten auf der Straße. Sie müssen optimal ausgerüstet 

und ordentlich vorbereitet sein. Außerdem gilt: Wer an Prä-

vention spart, zahlt später doppelt und dreifach für die Re-

pression. Das muss endlich verstanden werden. 

Weil dieser Einzelplan diese Erkenntnisse in keiner Weise 

widerspiegelt und weil er die Sicherheit in Sachsen gefähr-

det, lehnen wir ihn ebenso entschieden ab wie den Gesamt-

haushalt. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

für die BSW-Fraktion Herrn Rudolph. Als Nächstes spricht 

für die SPD-Fraktion Herr Pallas; bitte schön. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Einzelplan 03 

stellen wir trotz aller Widrigkeiten heute einen Haushalt für 

Sicherheit, für Zusammenhalt und für die Menschen in un-

serem Land zur Debatte. 

Der Haushalt im Einzelplan 03 schützt das, was unser Ge-

meinwesen zusammenhält, und lässt trotz vieler Ein-

schnitte und offengebliebener Wünsche – wir hörten es – 

weder die Polizei noch die Verwaltung, die Blaulichteror-

ganisationen, die Kommunen oder die vielen Ehrenamtli-

chen – auch im Sportbereich – im Stich. Dafür haben CDU, 

GRÜNE, Die Linke und wir Sozialdemokraten gemeinsam 

gesorgt. Ich finde, anhand der zuletzt vorgebrachten Reden 

wird ziemlich deutlich, wo im Augenblick die Trennlinie 

zwischen denen verläuft, die bereit sind, Verantwortung zu 

übernehmen, und denen, bei denen das nicht der Fall ist. 

Heute werden wir auch über einige Änderungen in den Ka-

piteln aus dem Haushalts- und Finanzausschuss abstim-

men, die diesen Einzelplan nach meiner Einschätzung trag-

bar machen. Ich möchte allen Beteiligten des Innenminis-

teriums, über den Koalitionspartner bis hin zu den GRÜ-

NEN und den Linken für die Zusammenarbeit, das Ringen 

um Prioritäten und unsere gemeinsame Verantwortung für 

den Freistaat Sachsen danken. 

Nun zu einigen Schwerpunkten. Erstens. Wir nehmen Si-

cherheit ernst und stärken die Polizei und die Verwaltung. 

Unsere Polizei bleibt auch mit diesem Haushalt das Rück-

grat der inneren Sicherheit. Wir halten das hohe Niveau der 

Ausbildung und des Studiums, sichern den Einstellungs-

korridor, die Übernahme aller Anwärterinnen und Anwär-

ter und den Erhalt aller Polizeifachschulen inklusive des 

Standorts Leipzig. Das Signal ist klar. Wir investieren nicht 

nur in Technik, sondern vor allem in die Menschen, in gut 

ausgebildete und engagierte Beamtinnen und Beamte. 
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Für eine moderne sächsische Innenpolitik ermöglichen wir 

weiterhin die starke Arbeit des Sächsischen Instituts zur 

Polizei- und Sicherheitsforschung, stärken gezielt die Kri-

minalprävention und setzen mit dem Periodischen Sicher-

heitsbericht unsere evidenzbasierte Kriminalpolitik fort. 

Eines möchte ich aus SPD-Sicht aber klar sagen: Die De-

batte über die Personalentwicklung in der sächsischen Po-

lizei ist mit dem heutigen Haushaltsbeschluss nicht been-

det. Über den Haushalt hinaus ist es noch möglich, das Ziel 

des Fachkommissionsberichts von knapp 15 000 Polizei-

vollzugsbediensteten zu erreichen. Wir wollen darüber 

sprechen, wie wir die derzeit hohe Zahl an Ausbildungsab-

brüchen reduzieren oder ausgleichen können. 

Aber auch für die Ausbildung gut qualifizierter junger 

Menschen für die Allgemeine und die Fachverwaltung si-

chern wir die notwendige Fortbildung dank eines Ände-

rungsantrages, der jährlich 200 000 Euro bzw. 400 000 

Euro mehr Mittel für Lehrbeauftragte bereitstellt. 

Der zweite Schwerpunkt: Zusammenhalt organisieren, 

Kommunen und Projekte stützen. Meine Damen und Her-

ren, eine lebendige Demokratie braucht besonders in die-

sen Zeiten jede Unterstützung, die wir geben können; auch 

wenn wir uns sicherlich alle mehr gewünscht hätten. Ge-

rade Demokratieprojekte sind unerlässlich in der heutigen 

Zeit, in der sich Menschen nicht gehört fühlen oder die 

Komplexität von Krisen dazu führt, dass Menschen an der 

Demokratie zweifeln und die Welt nicht mehr verstehen. 

(Mike Moncsek, AfD: Das  

haben wir ja gestern gesehen!) 

Wir überlassen sie nicht ihren Zweifeln und den verführe-

rischen, vermeintlich einfachen Lösungen. 

Dank der Änderungsanträge der Koalition, von GRÜNEN 

und Linken sichern wir die Mittel für die Demokratieför-

derung, die Extremismusprävention und das Aussteiger-

programm auf dem Stand von 2024. Da der Zusammenhalt 

vor Ort beginnt, trifft das besonders positiv auf die Partner-

schaften für Demokratie und die kommunalen Präventions-

projekte zu. 

Auch lassen wir unsere Kommunen bei den Themen Asyl, 

Integration und gesellschaftlicher Zusammenhalt nicht al-

lein. Die Pro-Kopf-Pauschale für die Aufnahme und die 

Betreuung von Geflüchteten etwa bleibt erhalten. Die 

Asylverfahrensberatungen, das medizinisch-psychologi-

sche Screening in den Erstaufnahmeeinrichtungen und das 

Abschiebemonitoring werden fortgeführt. Wir stärken ge-

zielt den polizeilichen Opferschutz auch für besonders vul-

nerable Gruppen, wie zum Beispiel LSBTIQ-Personen, mit 

zusätzlich über 400 000 Euro. Ferner finanzieren wir den 

Landesanteil für die wertvolle Arbeit der Fußballfanpro-

jekte aus. 

Der dritte Schwerpunkt: Ehrenamt stärken, Blaulicht- und 

Katastrophenschutz fördern. Unsere Blaulichtfamilie von 

Feuerwehr über Rettungsdienste bis hin zum Katastro-

phenschutz verdient natürlich mehr, als dieser Haushalt 

leisten kann. Das ist uns doch allen klar. Aber wir sichern 

mit diesem Haushalt ihre strukturelle Grundlage und setzen 

die Förderung für die freiwilligen Feuerwehren oder nütz-

liche Sachen wie den Feuerwehrführerschein fort. Wir si-

chern den Blaulichtnachwuchs mit Zuschüssen für Kinder- 

und Jugendfeuerwehren oder den Katastrophenschutz. 

Mit mehr Mitteln für die Ausbildung im Waldbrandschutz 

sichern wir die Einsatzfähigkeit unserer Einsatzkräfte auch 

in Zukunft. Mit dem Sachsenfonds schaffen wir erstmals 

einen Rahmen, um gezielt in kritische Infrastrukturen zu 

investieren, zum Beispiel in die Modernisierung der Lan-

desfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule in Nardt. 

(Beifall SPD) 

Der vierte Schwerpunkt: Sport. Es gilt, Sport als Gemein-

schaftskraft zu bewahren. Auch der Sport bleibt in schwie-

rigen Zeiten nicht verschont. Aber mit diesem Haushalt si-

chern wir die Strukturen des organisierten Sports, damit 

wir die finanzielle Talsohle zusammen ohne Schaden 

durchschreiten können. Die Förderung des Breitensports 

über den Zuwendungsvertrag mit dem Landessportbund 

bleibt auf dem Niveau von 2024 bestehen und wird im 

nächsten Jahr sogar noch erhöht. 

Unverzichtbare Programme wie „Integration durch Sport“, 

„Inklusion im Sport“ und „Ehrenamt stärken im Sport“ 

können dank der Vorschläge der Linken und den GRÜNEN 

weiterlaufen, die wir heute durch Haushaltsmehrheit bestä-

tigen wollen. „Strukturen schützen“ heißt in dem Zusam-

menhang vor allem konsumtive Mittel sichern. Der Sport 

in Sachsen braucht natürlich auch künftig Investitionen 

– das ist offensichtlich –, gerade auch für den Breitensport. 

Deshalb ermöglichen wir Sportinvestitionen im Sachsen-

fonds und setzen uns beim Bundesinvestitionsvermögen 

auch dafür ein. 

Eine wichtige Aufgabe bleibt auf jeden Fall noch: eine bes-

sere Bezahlung für die Trainerinnen und Trainer, vor allem 

im Leistungs- und Spitzensportbereich. Zwar stellen wir 

dafür eine Million Euro jährlich mehr zur Verfügung, das 

kann aber nur der Einstieg sein. Auch hier müssen wir als 

Parlament mit dem organisierten Sport im Gespräch blei-

ben und prüfen, wie wir Bedingungen schaffen können, 

dass wir unsere Trainerinnen und Trainer im Land halten 

können. 

Meine Damen und Herren! Dieser Haushalt ist im Bereich 

der Innenpolitik kein „Wünsch dir was!“. Aber er ist ein 

Beweis dafür, dass wir auch unter schwierigen Bedingun-

gen das Richtige tun können: für die Sicherheit, für den ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt und für das Ehrenamt in 

Sachsen. Es ist ein Haushalt, der klug abwägt, konsumtiv 

vor investiv, aber nicht spart an den Menschen; denn wir 

wollen die Strukturen erhalten. Große Investitionen kön-

nen wir aber aktuell oder ohne Schuldenaufnahme nicht 

leisten. Dafür brauchen wir eine schnelle Umsetzung der 

Bundesinvestitionspakete und des Sachsenfonds. Die SPD-

Fraktion wird dem Einzelplan 03 zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD und vereinzelt CDU) 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 72 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke, 

Herr Pallas. Er sprach für die SPD-Fraktion. Wir hören 

jetzt Herrn Lippmann, der für die Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN spricht. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Sicher-

heit kostet Geld. Deshalb ist der Haushalt des Innenressorts 

regelmäßig ein Gradmesser für die Haushaltslage des Frei-

staates Sachsen. 

In den letzten starken Haushaltsjahren hatten wir in der Po-

lizei einen konstant hohen Einstellungskorridor und Inves-

titionsprogramme für die Waldbrandbekämpfung. Uns ist 

sogar die Anschaffung von Polizeihubschraubern gelun-

gen. Doch jetzt zeigt sich, dass in einer angespannten 

Haushaltslage vor allem die überspannten Wahlkampfver-

sprechen der CDU wie ein Kartenhaus in sich zusammen-

stürzen. 

(Beifall BSW) 

Die 1 000 versprochenen neuen Polizisten sind ein Mär-

chen, die Investitionen in die Feuerwehr in angestrebtem 

Maße bestenfalls heiße Luft und Sachsen als attraktives 

Sportland, nun ja, zumindest vorübergehend ein Traum. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ja, es gilt anzuerken-

nen, dass es im Lichte schwieriger Haushaltslagen nicht 

möglich ist, alles zu erfüllen, und manchmal das große 

Rad, so sehr man es sich auch wünscht, nicht gedreht wer-

den kann. 

Aber der Regierungsentwurf zeigt auch klar, was passiert, 

wenn wir BÜNDNISGRÜNE selbst in der Innenpolitik 

nicht mehr Teil einer Regierung sind. Rigide Kürzungen 

bei den Demokratieprojekten und beim Waldbrandschutz, 

ganz so, als sei der Schutz unserer natürlichen und gesell-

schaftlichen Lebensgrundlagen eine Art Partikularinteresse 

von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, und nicht die Aufgabe 

von uns allen in dieser Gesellschaft. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Die ursprünglich geplante Kürzungsorgie war verantwor-

tungslos, auch verantwortungslos gegenüber all jenen auf-

rechten Demokratinnen und Demokraten, die im Freistaat 

unter widrigsten Bedingungen sich selbst tagtäglich für 

eine lebendige, für eine freiheitliche Demokratie einsetzen, 

und das an Orten, an denen das nun wahrlich nicht vergnü-

gungssteuerpflichtig ist. 

(Sebastian Wippel, AfD: Connewitz!) 

Deshalb, werte Kolleginnen und Kollegen, hat unser Fokus 

in diesem Haushalt von Anfang an auf den kleinen Räd-

chen, die unsere Welt bewegen, gelegen, auch die Finan-

zierung jener Projekte, die Großes ermöglichen und alles 

am Laufen halten und für die selbst in einem Kürzungs-

haushalt Geld da sein muss. Das gilt für die Demokratieför-

derung wie für den Sport, für die Verwaltungsausbildung 

genauso wie für den Brandschutz. 

Deswegen ist es gut, dass wir mit den anderen demokrati-

schen Fraktionen zu diesem gemeinsamen Kompromiss 

zusammenfinden konnten und zum Wohle des Freistaates 

hier Änderungen vorgenommen haben. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, es sind eben nicht bloß 

kosmetische Korrekturen. Wenn die Gelder für die Demo-

kratieförderung aufgestockt werden, schützt diese Ände-

rung unser freiheitliches Miteinander und stärkt die Zivil-

gesellschaft im Freistaat Sachsen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Dadurch, dass es uns gelingt, die Fortbildungsmittel für die 

Verwaltungsausbildung wieder aufzustocken, zeigen wir, 

dass wir auch in Krisenzeiten auf eine starke, gut ausgebil-

dete Verwaltung dieses Freistaates setzen und dass sie uns 

wichtiger ist denn je. 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir reden in diesem Ho-

hen Hause immer wieder über gesellschaftlichen Zusam-

menhalt. Dieser wurzelt gerade in den Vereinen. Sportver-

eine sind Begegnungsorte und elementarer Bestandteil un-

seres Zusammenlebens. Hier treffen unterschiedlichste 

Menschen zusammen und eröffnen einander mitunter bis-

lang vollkommen unbekannte Perspektiven. Deswegen ha-

ben wir BÜNDNISGRÜNE die Integration und Inklusion 

im Sport wieder gestärkt, nachdem diese faktisch auf null 

gesetzt worden wären. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Genauso können wir das Ehrenamtsprogramm im Sport 

aufstocken und weiterführen. So viel zu dem Thema, man 

tue nichts für die Sportvereine in diesem Land. Das ist ein 

Programm, das gerade vonseiten des Landessportbunds be-

fürwortet wurde. Es ist gut, dass wir es auf dem Niveau der 

Vergangenheit fortsetzen können, weil es tatsächlich vor 

Ort ankommt. Denn wir dürfen auch in Zeiten der Kürzung 

nicht an den Orten des Zusammenhalts sparen. 

Mit der Einigung über die Mittelverteilung aus dem Inves-

titionsprogramm des Bundes werden wir in den nächsten 

Jahren sicherlich auch Investitionen im Sportbereich er-

möglichen können. Mit der Stärkung der Fanprojekte si-

chern wir zudem die Prävention im Fußball. Das schafft 

mehr Sicherheit und entlastet am Ende übrigens auch die 

Polizei. 

Auch die Asylverfahrensberatung werden wir – gegen den 

ausdrücklichen Willen der AfD – sicherstellen, und das ist 

gut so. Schutzbedürftige können in Beratungsgesprächen 

zukünftig weiterhin über ihre Rechte aufgeklärt werden. 

Die Asylverfahrensberatung hilft übrigens auch, unnötige 

Klageverfahren zu vermeiden, und kann zur Akzeptanz 

von asylrechtlichen Entscheidungen beitragen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Die Mittelbereitstellung 

im Brandschutz schien zumindest teilweise dem Prinzip zu 

folgen: Hoffnung hilft. – Aber Hoffnung löscht eben keine 

Brände. Wir BÜNDNISGRÜNE haben dem das Prinzip 

der Verantwortung entgegengesetzt und haben zumindest 

versucht, die Gelder für die Aus- und Fortbildung bei der 
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Waldbrandbekämpfung zu sichern, um damit die Umset-

zung der Vorschläge der Expertenkommission Waldbrand 

zu ermöglichen. 

Zugleich sichern wir mit diesem klaren Bekenntnis zukünf-

tig über das Investitionsprogramm des Bundes weitere In-

vestitionen in den Brandschutz und in die Landesfeuer-

wehr- und Katastrophenschutzschule. 

Ja, werte Kolleginnen und Kollegen, wir müssen uns nichts 

vormachen: Dieser Haushalt ist ein Kürzungshaushalt. Das 

zeigt sich in fast allen Bereichen: bei der Polizeiarbeit vor 

Ort, bei den Kommunen, beim Sport und auch beim Brand- 

und Katastrophenschutz. Selbst mit Nachbesserungen lässt 

sich nicht verhehlen, dass es große Einschnitte in fast allen 

Bereichen gibt. Doch ich bin der Meinung, dass mit den 

Änderungsanträgen die großen Härten abgewendet wurden 

und dass ein Haushalt vorliegt, der am Ende zum Wohle 

des Freistaates zumindest zustimmungsfähig ist, auch 

wenn wir alle mehr gewollt hätten. 

Ich möchte zum Schluss aber noch zwei Sätze anfügen: Es 

ist unsere Aufgabe, auch in den kommenden Jahren tragfä-

hige Haushalte zu beschließen, die den Herausforderungen 

dieses Freistaates gerecht werden, die vor allem den Schutz 

der Menschen in unserem Freistaat verbessern und der frei-

heitlichen Demokratie in unserem Land den Rücken stär-

ken. Dafür stehen wir BÜNDNISGRÜNE, und auch des-

halb bitten wir um Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Lippmann für die Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜ-

NEN. Als Nächster spricht Herr Abg. Gebhardt für die 

Fraktion Die Linke. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Herr Präsident! Sehr geehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich ist es überhaupt 

nicht mein Job, hier die Staatsregierung an irgendeiner 

Stelle zu verteidigen. 

(Zuruf BSW) 

Aber zumindest einen Hinweis darf ich schon einmal ge-

ben: Der Einzelplan 03 ist tatsächlich der Einzelplan, der 

insgesamt gesehen keine Kürzungen hat, sondern er hat ei-

nen leichten Aufwuchs. 

(Beifall Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke – 

Vereinzelt Beifall CDU) 

Es gibt dort Kürzungen im Katastrophenschutz, bei der 

Feuerwehr, in der Sportförderung und auch im Präventi-

onsbereich, aber insgesamt hat der Innenminister genauso 

viel Geld wie im Soll 2024. Das sollte man als Opposition 

zumindest einmal zur Kenntnis nehmen. Das an die Kolle-

gen aus den Fraktionen BSW und AfD. 

Ich habe dem Innenminister relativ zeitig zur Kenntnis ge-

geben, dass der Schwerpunkt der Linken in der Haushalts-

beratung nicht bei der Polizei liegen wird. Ich glaube, dass 

das tatsächlich einen Grund hat. Es wäre nämlich nicht 

glaubwürdig, wenn ich mir jetzt plötzlich einbilden würde, 

dass ich hier die große Innenpolitik mache. Ich glaube, wir 

haben andere Kompetenzen, und Herr Wähner hat ja ge-

sagt: Das ist die Kompetenz der CDU. – Ich will euch das 

überhaupt nicht streitig machen. 

(Ronny Wähner, CDU: Danke! –  

Zuruf Sebastian Wippel, AfD) 

Trotzdem bin ich bereit, für meine Fraktion darüber zu 

sprechen, wie wir es zukünftig hinbekommen, dass die Po-

lizeianwärterinnen und Polizeianwärter ihre Ausbildung 

tatsächlich beenden. Ich bin tatsächlich auch an der Seite 

des Innenministers, wenn es um die Auszubildenden geht, 

die ihre Ausbildung nicht zu Ende bringen, also in diesem 

Falle die Abbrecher. Dann sollten uns diese Ausbildungs-

stellen zumindest für das nächste Jahr wieder zur Verfü-

gung stehen, ohne dass der Finanzminister sie wieder ein-

kassiert. Das wäre schon hilfreich, weil es auch dazu bei-

tragen würde, dass wir tatsächlich mehr Ausbildungsplätze 

bekommen. 

Wir haben in den Haushaltsberatungen – Herr Lippmann 

hat schon einiges dazu ausgeführt – gemeinsam darum ge-

kämpft und erreicht, dass das landesweite Aussteigerpro-

gramm weiter angeboten wird, statt es zurückzubauen. 

Wir haben es geschafft, dass Mittel für die „Partnerschaften 

für Demokratie“ weiterfließen und diese nicht finanziell 

ausgetrocknet werden. 

Wir haben auch das Projekt zur Extremismusprävention, 

das Herr Wippel vorhin kritisiert hat, weiter gefördert, statt 

es teilweise einzustellen. 

Ja, auch die sachsenweiten Fußballfanprojekte können ihre 

Arbeit weiterführen, anstatt ihre Angebote oder Standorte 

abwickeln zu müssen. 

Wir haben einen eigenen Änderungsantrag durchgesetzt, in 

dem es um die Polizeifachschule ging, darum, dass das 

Sächsische Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung 

arbeitsfähig bleibt und dass damit zugleich die Hochschule 

ihr akademisches Profil weiterhin behält. 

Durch unsere Zustimmung zu weiteren Änderungsanträgen 

haben wir dafür gesorgt, dass die behördenunabhängige 

Asylverfahrensberatung weitergehen wird. Die dezentrale 

Präventionsarbeit kann weiter stattfinden und auch der Op-

ferschutz kann damit weiter ausgebaut werden. 

Herr Lippmann hat darauf hingewiesen: Auch die Aus- und 

Fortbildung bei der Waldbrandbekämpfung war ein Vor-

schlag der GRÜNEN, den wir gerne mitgetragen haben, 

und letztendlich ja auch SPD und CDU. So kann man ja 

auch gemeinsam miteinander Politik entwickeln. 

Schließlich – auch dazu kann ich viele Geschichten erzäh-

len, weil ich ja doch schon ein paar Jahre hier im Sächsi-

schen Landtag bin – zur Landesfeuerwehr- und Katastro-

phenschutzschule in Nardt: Uns ärgert es tatsächlich schon 

seit vielen Jahren, dass wir keine Lösung gefunden haben, 

damit sie eine dauerhafte Sanierung bekommt und damit es 

endlich diese Ausbildungshalle gibt. Deswegen bin ich 
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froh, dass wir uns darauf verständigt haben, dass diese Fi-

nanzierung jetzt aus dem Sachsenfonds erfolgen soll. Das 

sind Mittel, die aus Berlin kommen. Das sind also nicht ir-

gendwelche Luftbuchungen, sondern das Geld kommt tat-

sächlich. Wir haben uns alle vier ernsthaft in die Augen ge-

schaut und gesagt: Einen großen Teil dessen, was dort in 

den nächsten Jahren kommen wird, werden wir für die Feu-

erwehrschule in Nardt aufbieten, damit endlich die Ausbil-

dungshalle kommt und die Wohnverhältnisse dort ange-

passt werden. 

Auch die Feuerschutzsteuer muss der Finanzminister jetzt 

nachbessern bzw. steht das noch im Entschließungsantrag, 

sodass letztendlich eine hundertprozentige Auszahlung 

stattfinden kann. 

Es gibt auch Dinge, die wir nicht erreicht haben. Auf zwei 

will ich zumindest noch hinweisen.  

Ich hätte mir gerne gewünscht, dass wir den kommunalpo-

litischen Verein der AfD auf null gesetzt hätten, 

(Zuruf André Barth, AfD) 

weil der Staat eigentlich – natürlich – nur Vereine finanzie-

ren sollte, die nicht als gesichert rechtsextrem eingestuft 

sind, 

(Beifall Die Linke) 

sondern die sich durch demokratische Mitwirkung aus-

zeichnen. Wir haben jetzt keine gemeinsame Lösung ge-

funden, aber ich denke, dass wir auf Dauer eine rechtsstaat-

liche Lösung auch für dieses Problem finden werden. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Herr Geb-

hardt, würden Sie eine Zwischenfrage – – 

Rico Gebhardt, Die Linke: Nein, leider nicht, ich habe 

keine Zeit dafür. 

(Zuruf AfD: Schämen Sie sich!) 

Wir hätten gern auch noch die kommunalpräventive Arbeit 

weiter gestärkt. Das ist uns nicht gelungen. 

Auch beim Thema Sportstätten – das wurde heute schon 

erwähnt – ist es leider nicht möglich gewesen, unseren Än-

derungsvorschlag anzunehmen, dass Vereine und Kommu-

nen ihre Sportstätten gefördert bekommen. Wir hatten dazu 

einen Vorschlag gemacht. Aber ich glaube, wir werden dar-

über noch einmal reden. 

Als letzten Punkt möchte ich noch einmal zu AfD und 

BSW sagen: Es ist ja schön, wenn ihr den Einstellungskor-

ridor bei der Polizei erhöhen wollt. 

(Zuruf BSW) 

Aber zur Haushaltswahrheit und -klarheit gehört dann 

dazu, dass ihr erstens den Stellenplan dazu ändert – was ihr 

in keinem eurer Änderungsanträge getan habt. Ihr habt bei-

spielsweise auch zusätzliche Anwärterstellen nicht mit 

Uniformen ausgestattet. Das heißt also, die müssten sie so-

gar selbst mitbringen, wenn man das so macht. 

(Zuruf AfD: Ist doch schon fast so!) 

Das müsste man zumindest im Haushalt vorsehen. Das 

heißt also, es waren wieder richtige Schaufensteranträge, 

damit man hier wieder einmal so richtig auf den Tisch 

hauen kann, aber durchgerechnet waren sie eigentlich 

nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall Die Linke – Zuruf André Barth, AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Gebhardt für die Linke und haben jetzt eine Zwi-

schenbemerkung von Herrn Rudolph von der BSW-Frak-

tion. 

Bernd Rudolph, BSW: Eine Kurzintervention zu Herrn 

Gebhardt. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Eine 

Kurzintervention. 

Bernd Rudolph, BSW: Selbstverständlich hätten wir den 

Änderungsantrag zum Stellenplan dann schon noch ge-

bracht. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Ja, ja!) 

Aber es wurde uns ja schon frühzeitig signalisiert, dass das 

nicht durchgeht. Deswegen haben wir uns gedacht, dann 

brauchen wir das jetzt auch nicht zu machen. 

(Zuruf Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Aber den Änderungsantrag bezüglich der Ausrüstung ha-

ben wir natürlich gestellt; da müsst ihr bloß noch einmal 

nachlesen. – Danke. 

(Beifall BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Damit ist 

die erste Rederunde beendet. Es besteht Bedarf nach einer 

zweiten Runde. Frau Nicolaus von der CDU-Fraktion, 

bitte. 

Kerstin Nicolaus, CDU: Herr Präsident! Meine lieben 

Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Der Haushalt des Innern. Mein Bereich er-

streckt sich auf Brandschutz, Rettungsdienst und Katastro-

phenschutz. Es ist schon sehr vieles gesagt worden. Da 

kann man auch sagen: Es ist alles gesagt, nur noch nicht 

von jedem. Ich versuche, mich ein wenig zu beschränken. 

Es sind auch Kameraden hier anwesend. Ich darf sie nicht 

extra begrüßen, sonst bekomme ich einen Ordnungsruf. Ich 

sehe sie ja trotzdem. 

(Heiterkeit und Beifall CDU, SPD  

und BÜNDNISGRÜNE) 

Wenn wir zu dem Themenbereich sprechen, dann denke 

ich, es ist an mir, all jenen zu danken, die in den freiwilli-

gen Feuerwehren, in den Werksfeuerwehren und in den Be-

rufsfeuerwehren Dienst tun. Meinen herzlichen Dank für 

das große Engagement. 

(Beifall alle Fraktionen und Staatsregierung) 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 75 

Bei allem Wehleid, das wir mit dem Haushalt haben – das 

muss man ehrlicherweise sagen –, haben wir auch viel Gu-

tes hineingepackt. Die 50 Euro pro aktivem Kameraden, 

die 20 Euro für die Kinder- und Jugendarbeit, der LKW-

Führerschein, das ist alles schon genannt worden. Dazu ge-

hört auch die Unterstützung des Landesfeuerwehrverban-

des, was auch beinhaltet, dass der Landesfeuerwehrver-

band Jugendprojekte in bestimmten Bereichen fördern 

kann, um ein Camp zu finanzieren und damit die Jugend-

arbeit zu stärken. Wir haben – das will ich Ihnen im Hohen 

Haus sagen – steigende Zahlen in den Jugendfeuerwehren. 

Darauf können wir alle sehr stolz sein. Mein Dank gilt den 

Jugendwarten und ihren Teams, weil sie das am Ende er-

möglichen. Sie müssen sich immer etwas einfallen lassen, 

wie sie die Kinder und Jugendlichen bei Laune halten, da-

mit sie, wenn sie 16 Jahre alt sind, in die aktive Truppe 

übergehen. 

(Beifall CDU, AfD und Staatsregierung) 

Wir können uns davor verneigen, dass das alles im Ehren-

amt möglich ist. 

Jetzt will ich zu den leidigen Themen kommen, die zur 

Wahrheit dazugehören. Die Feuerschutzsteuer ist schon an-

gesprochen worden. Das ist – gelinde gesagt – suboptimal 

gelaufen. 

(Heiterkeit CDU und Die Linke) 

Ich bin dabei etwas vornehm in meinem Ausdruck. Aber 

wir haben nachgesteuert. In dem Entschließungsantrag, der 

am Ende der Haushaltsberatungen verabschiedet wird, 

wird es so geregelt sein, dass die Feuerschutzsteuer ausge-

steuert wird. Darüber bin ich froh. Wir garantieren für die 

zukünftigen Haushalte, dass die Feuerschutzsteuer immer 

eingepreist wird, weil das so in Ordnung und festgelegt ist. 

Ich denke, wir müssen uns als Gesetzgeber an die Gesetze 

halten. 

(Beifall CDU, BSW, SPD und Die Linke) 

Jetzt kommen wir zu Nardt. Nardt ist immer ein besonderes 

Problem. Wir haben in diese Schule fast 300 Millio-

nen Euro hineingesteckt. Wer schon dort war und eine Aus-

bildung bekommen hat, weiß, dass man sich dort optimal 

auf die Ausbildung konzentrieren kann, weil es wenig Ab-

lenkung gibt. 

(Heiterkeit Die Linke) 

Das sage ich zu jeder Jahreshauptversammlung. Das ist 

einfach so. 

(Sebastian Wippel, AfD:  

Es ist wie in Rothenburg!) 

Die Unterbringungsmöglichkeiten müssen verändert wer-

den. Die Schule muss weiter ausgebaut werden. Wir brau-

chen die Mehrzweckhalle. Ich bin froh, dass ich von vielen 

Vorrednern gehört habe, dass wir zu diesem Ausbau stehen. 

Mit dem Sachsenfonds werden wir den Ausbau beginnen. 

(Beifall CDU) 

Über das Bekenntnis von vielen hier bin ich sehr dankbar. 

Auch das ist nicht selbstverständlich. Das wird auch Be-

standteil des Entschließungsantrages sein, den wir heute in 

den Abend- oder Nachtstunden beschließen, je nachdem, 

wie lange die Haushalte hier verhackstückt werden. 

(Heiterkeit Die Linke) 

– Ja, wir haben eine Feuerwehraxt. Das gehört alles dazu. 

Ihr könnt noch etwas von mir lernen. 

(Heiterkeit CDU und SPD) 

Ich bin froh, dass es im Entschließungsantrag steht und 

dass wir das Bekenntnis von vielen Fraktionen haben, dass 

wir das aus dem Sachsenfonds nehmen können. Das ist 

nicht selbstverständlich, weil das viel Geld ist. Aber es ist 

gut angelegtes Geld. Wir brauchen diese Ausbildungsmög-

lichkeiten sowohl für die Ehrenamtler als auch für die Be-

rufsfeuerwehrleute. 

Ich möchte noch etwas anschließen. Wir haben dankens-

werterweise dieses Modellprojekt in Leipzig, wo zwei 

Brandmeisterlehrgänge durchgeführt werden. Ein Brand-

meister braucht ein halbes Jahr zur Ausbildung. Wenn die 

Lehrgänge in Nardt durchgeführt werden, ist die Schule so 

gut wie blockiert. Das ist dann sehr fatal. Deshalb werden 

wir nächstes Jahr – das ist auch Bestandteil dieses Haus-

haltes – zwei Brandmeisterlehrgänge an der BF in Dresden 

durchführen. Wir können dankbar sein, dass sich die Be-

rufsfeuerwehren dazu bereiterklärt haben, weil das nicht 

selbstverständlich ist. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

An dieser Stelle werbe ich um Zustimmung zu unserem 

Haushalt, insbesondere für den Haushalt des Innern mit 

Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE  

und Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

für die CDU-Fraktion Frau Nicolaus. Als Nächste wäre die 

AfD-Fraktion an der Reihe. Besteht noch Redebedarf? – 

Offensichtlich nicht. Dann kommt für die BSW-Fraktion 

Herr Hentschel-Thöricht. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-

ehrte Feuerwehrkameraden, die ich nicht ansprechen darf! 

Man kann kein Kind in eine Schule schicken, die nicht 

mehr steht, weil sie abgebrannt ist. Kein Tourist kommt in 

unsere Wälder oder Wandergebiete, wenn der Wald in 

Flammen steht und wir ihn nicht löschen können. 

Sicherheit darf nicht am Geld scheitern. Bevor mit diesem 

Haushalt Sonderinteressen und Lobbygruppen bedient 

werden, müssen wir die grundlegende Sicherheit und Da-

seinsvorsorge im Freistaat gewährleisten. 

(Beifall BSW) 
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Die Feuerwehr ist einer der Grundpfeiler unserer Sicher-

heit. In Sachsen wird diese Säule vor allem von Ehrenamt-

lichen getragen. Über 43 000 Kameradinnen und Kamera-

den engagieren sich freiwillig in unseren 1 700 freiwilligen 

Feuerwehren, das sind rund 92 % der Einsatzkräfte im 

Brandschutz. Diese Frauen und Männer stehen Tag und 

Nacht bereit für unsere Sicherheit, unentgeltlich, aus Ver-

antwortungsgefühl gegenüber der Gemeinschaft. Wir dür-

fen ihre Einsatzbereitschaft nicht als selbstverständlich vo-

raussetzen, ohne für vernünftige Ausstattung und Unter-

stützung zu sorgen. Aber genau das droht zu passieren. 

Der Haushaltsentwurf der CDU/SPD-Minderheitsregie-

rung für 2025/2026 lässt die Feuerwehren sprichwörtlich 

im Regen stehen. 

(Sören Voigt, CDU: Das stimmt doch gar nicht!) 

Ausrüstung, Gebäude, die Landesfeuerwehrschule, die 

Nachwuchsförderung: Über 100 Millionen Euro fehlen in 

diesem Entwurf des Innenministeriums. Die Minderheits-

regierung versucht, diese Kürzungen schönzureden. Man 

habe bei der Feuerwehr wichtige Prioritäten gesetzt oder 

keine Abstriche bei den laufenden Ausgaben vorgenom-

men. 

Was heißt das konkret? Das heißt, die Pauschalen für Kin-

der-, Jugend- und freiwillige Feuerwehren bleiben auf dem 

bisherigen Stand. Die Investitionen für den Brandschutz 

werden aber um 35 % gekürzt. Dieser Sparkurs ist ein si-

cherheitspolitisches Desaster. 

Eine Kürzung auf null sei es nicht, sagt der Innenminister, 

aber eine Reduzierung um ein Drittel ist schlimm genug, 

vor allem, wenn man bedenkt, dass die Anforderungen an 

unsere Feuerwehren eher steigen als sinken. Dürreperioden 

führen zu häufigeren Wald- und Vegetationsbränden. Un-

wetterereignisse nehmen zu. Die Technik und Aufgaben 

werden komplexer. Kurz: Die Herausforderungen wachsen 

und der Etat schrumpft. Das können und dürfen wir als Par-

lament nicht hinnehmen. 

(Beifall Bernd Rudolph, BSW) 

Unsere BSW-Fraktion stellt deshalb ein Paket mit Ände-

rungsanträgen vor, welches die Sicherheitsinfrastruktur un-

serer Feuerwehren mit rund 40 Millionen Euro zusätzlich 

stärken soll. Das ist im Vergleich zum Gesamthaushalt ein 

verschwindend kleiner Bruchteil, kann aber im Notfall den 

entscheidenden Unterschied machen. Die Maßnahmen im 

Einzelnen: 

Investitionen in Fahrzeuge, Technik und Infrastruktur: Wir 

wollen zusätzliche Mittel für überalterte Einsatzfahrzeuge, 

auch um Ausrüstung zu ersetzen und gezielt in Spezialtech-

nik zur Brandbekämpfung zu investieren. In viel zu vielen 

Ortsfeuerwehren sind noch Löschfahrzeuge im Dienst, die 

über 40 Jahre alt sind. Die Sicherheit unserer Bürger und 

unserer Einsatzkräfte darf doch nicht von Oldtimern auf 

Rädern abhängen. Oder ist das der Aufwuchs beim Denk-

malschutz? Das nur als Frage. 

Wir fordern gezielte Investitionen in Ersatzbeschaffungen, 

Spezialtechnik für Wald- und Vegetationsbrände sowie in 

persönliche Schutzausrüstung. Eine strategische Wald-

brandschutzkonzeption reicht nicht. Diese muss auch fi-

nanziert werden. Doch gute Ausrüstung nützt wenig, wenn 

nicht gut ausgebildete Kräfte vorhanden sind, um sie zu be-

dienen. Die Landesfeuerwehrschule war bereits Thema. 

Darauf gehen wir später noch einmal ein. 

Frau Nicolaus, Sie haben es gerade angesprochen: die 

Mädchen und Jungen in der sächsischen Kinder- und Ju-

gendfeuerwehren. Diese Jugendarbeit ist mehr als ein 

Hobby. Sie leistet einen unschätzbaren gesellschaftlichen 

Beitrag, sie fördert Teamgeist, Verantwortungsbewusst-

sein, technische Fähigkeiten und soziales Engagement bei 

jungen Menschen. Gleichzeitig sichert sie den Nachwuchs 

für den Brand- und Katastrophenschutz. Jeder Euro, den 

wir hier investieren, zahlt doppelt in die Zukunft ein. 

Deshalb fordern wir, die finanzielle Unterstützung der Kin-

der- und Jugendfeuerwehren deutlich anzuheben. Wir alle 

wissen, was seit Einführung der Kopfpauschale passiert ist: 

Inflation, steigende Kosten. Das Geld ist heute weniger 

wert als damals. Mit der Erhöhung sagen wir den jungen 

Feuerwehrleuten: Euer Engagement ist uns viel wert. 

Genauso wichtig wie der Nachwuchs ist die Haltung zu un-

seren derzeitig 43 000 freiwilligen Feuerwehrangehörigen. 

Sie nehmen teils beträchtliche Belastungen in Kauf, und 

zwar komplett unentgeltlich. Die gelebte Kameradschaft 

und Einsatzbereitschaft können wir politisch nicht verord-

nen. Aber wir können sie fördern und den Ehrenamtlichen 

den Rücken stärken. Eine solche Form der Anerkennung ist 

seit 2018 die sogenannte Feuerwehrpauschale. Wir sagen: 

Nach sieben Jahren ohne Erhöhung ist es Zeit, diese Pau-

schale anzupassen. Auch hierfür schlagen wir eine Verdop-

pelung vor. Das wäre letztlich auch ein Signal des Dankes 

vom Freistaat an diejenigen, die für uns den Kopf hinhal-

ten. 

(Beifall Bernd Rudolph und  

Dr. Ingolf Huhn, BSW) 

Diese Schwerpunkte – moderne Ausstattung, ausreichende 

Ausbildung, Nachwuchsförderung und Ehrenamtsstärkung 

– ergeben zusammen das Paket von etwa 40 Millio-

nen Euro, das wir zusätzlich investieren wollen. 40 Millio-

nen Euro, die den Unterschied ausmachen können zwi-

schen einer Feuerwehr, die gerade so funktioniert, oder ei-

ner Feuerwehr, die jederzeit schlagkräftig und flächende-

ckend einsatzbereit ist. Wo, wenn nicht hier, sollten Priori-

täten gesetzt werden? 

Der Staat hat keine wichtigere Aufgabe, als seine Bürger 

zu schützen. Innere Sicherheit, Brandschutz, Rettungs-

dienst, Katastrophenschutz: Das sind die Kernaufgaben 

staatlicher Daseinsvorsorge. Die Feuerwehr ist keine par-

teipolitische Spielwiese. Es geht nicht um Ideologie, son-

dern um Pragmatismus. Genau dafür steht das BSW – Ver-

nunft und Gerechtigkeit. 

(Ronny Wähner, CDU, lacht.) 

Normalerweise würde ich Sie heute auffordern: Machen 

Sie den Weg frei für dieses Sicherheitspaket! Signalisieren 
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Sie der Regierung, dass Sie die Kürzungen so nicht mittra-

gen wollen! Leider hat sich das Streichquartett im Vorfeld 

verständigt, Anträge anderer Fraktionen grundsätzlich ab-

zulehnen – selbst dann, wenn sie sinnvoll und notwendig 

sind. 

Damit zeigen Sie, dass die Sicherheit unserer Bürger für 

Sie keinen höchsten Stellenwert hat. Das ist bitter, vor al-

lem für die Kameradinnen und Kameraden, die auf klare 

Signale aus diesem Haus warten. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW und AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Hentschel-Thöricht für die BSW-Fraktion. Hat die 

SPD-Fraktion weiteren Redebedarf? 

(Albrecht Pallas, SPD: Nein!) 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN? – Auch nicht. 

Jetzt für die Fraktion Die Linke Herr Nguyen, bitte. 

Nam Duy Nguyen, Die Linke: Herr Präsident! Meine Da-

men und Herren! Im Hinblick auf die Verhandlungsergeb-

nisse im Einzelplan 03 finde ich es richtig, dass das etab-

lierte Projekt „Förderung der Integration durch Sport“ wei-

ter Bestand haben wird. Das können Sie von der AfD, Herr 

Wippel, ruhig kritisch sehen. Das zeigt nur, wie nötig sol-

che Projekte sind. 

Ich möchte meine kurze Redezeit aber dazu aufwenden, 

um über eine Sache zu sprechen, über die heute noch gar 

nicht gesprochen wurde: Dieser Haushalt ist wahrlich kein 

linker Haushalt, aber viele Projekte konnten durch unsere 

Fraktion gemeinsam mit den GRÜNEN vor dem Unter-

gang geschützt werden. Doch während viele Vereine und 

Träger aufgrund der vorläufigen Haushaltsführung mona-

telang nicht wussten, wie sie planen und ob sie überhaupt 

überleben können, wurde mitten in dieser Zeit das soge-

nannte Landesausreisezentrum aus dem Boden gestampft. 

Es wurde am 1. Juni eröffnet, obwohl der Haushalt noch 

gar nicht beschlossen war, obwohl wir hier alle im Parla-

ment über Monate hinweg gehört haben, dass kein Geld da 

sei. Über 19 Millionen Euro soll dieses Zentrum kosten. 

19 Millionen Euro für ein Projekt, das weder demokratisch 

diskutiert noch fachlich begründet wurde. 

Nun geht es mir aber an dieser Stelle nicht nur um das Geld. 

Es ist auch eine Frage der Menschenwürde und rechtsstaat-

licher Mindeststandards. Denn im Landesausreisezentrum 

müssen Menschen unter dem Damoklesschwert der Ab-

schiebung verharren, ohne jegliche Integrations- und Sozi-

almaßnahmen. Die Menschen, die dort untergebracht sind, 

dürfen das Zentrum nur mit schriftlicher Genehmigung 

verlassen. Das müssen Sie sich einmal vorstellen! Sie leben 

auf engstem Raum, dürfen nicht hinaus, müssen erst den 

Wachschutz fragen, bevor sie herausgehen können. Und 

wenn sie es trotzdem tun, dann wird ihnen mit Haft ge-

droht. Haft, weil sie den Ort verlassen, an dem sie schlafen. 

(Sebastian Wippel, AfD: Geht doch!) 

Herr Schuster, das ist keine Ordnungspolitik. Das ist Haus-

arrest. Das ist Kontrolle. Das ist Einschüchterung. Das ist 

gezielte Schikane. Wer so mit Menschen umgeht, der will 

sie brechen sehen – der will sie nicht begleiten. 

(Sebastian Wippel, AfD: Nach Hause begleiten!) 

Ich sage Ihnen, das ganze Motiv, nämlich Menschen zur 

freiwilligen Ausreise zu bewegen, das stinkt gewaltig. 

Denn von Freiwilligkeit kann nicht die Rede sein. Viel-

mehr wird mittels verschärfter Residenzpflicht und Ab-

schreckungsmaßnahmen das erzwungen, was eigentlich 

den Namen „Freiheitsentzug“ verdient und einen tiefgrei-

fenden Eingriff in die Bewegungsfreiheit darstellt. 

(Sebastian Wippel, AfD: Sie können  

jederzeit ausreisen, wohin sie wollen!) 

Meine Damen und Herren, insbesondere von SPD, GRÜ-

NEN und BSW, ich bitte Sie ganz aufrichtig: Dieses Zent-

rum der Angst darf keine Zukunft haben. Lassen Sie uns 

gemeinsam dafür sorgen, so bald wie möglich, denn Mig-

ration darf kein Haftgrund sein. 

Danke schön. 

(Beifall Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

für die Fraktion Die Linke Herrn Nguyen. Gibt es Bedarf 

nach einer dritten Rederunde? – Bitte, Herr Rost für die 

CDU-Fraktion. 

Wolf-Dietrich Rost, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sachsen ist Sport-

land. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

– Vielen Dank. Das war so, das ist so, und das soll auch so 

bleiben. Doch wir müssen realistisch sein. Die Rahmenbe-

dingungen, das wurde bereits mehrfach angesprochen, ha-

ben sich verändert. Die finanziellen Spielräume sind be-

grenzt. Die Herausforderungen wachsen. Gerade im Sport 

spüren wir das in aller Deutlichkeit. 

In den Haushaltsverhandlungen haben wir uns mit aller 

Kraft für den Sport eingesetzt. Nicht für Schlagzeilen, son-

dern für konkrete Verbesserungen. Für die Kinder, die ei-

nen Platz im Verein benötigen. Für die Trainerinnen und 

Trainer, die sich engagieren, aber häufig auf sich allein ge-

stellt sind. Außerdem, meine Damen und Herren, für die 

vielen Ehrenamtlichen, die unsere Vereinslandschaft mit 

Leidenschaft am Laufen halten. Sie alle verdienen Respekt 

und vor allem Verlässlichkeit. 

Der nun vorliegende Haushaltsentwurf ist nicht das, was 

ich mir insgeheim im Sport gewünscht habe. Aber er ist ein 

Fundament, auf dem sich weiter bauen lässt. Der Zuwen-

dungsvertrag mit dem Landessportbund bleibt bestehen. 

Die akademische Trainerausbildung und die Verbesserung 

der Trainervergütung wurden endlich auf den Weg ge-

bracht, und das Programm „Ehrenamt stärken im Sport“ 

wird fortgesetzt. Ein wichtiges Signal an die Basis. 
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(Beifall CDU, BÜNDNISGRÜNE  

und Laura Stellbrink, SPD) 

Natürlich konnten nicht alle Wünsche erfüllt werden, aber 

viele der getroffenen Entscheidungen geben dem Sport im 

Land eine tragfähige Perspektive. In wirtschaftlich heraus-

fordernden Zeiten ist es ein wichtiges Signal, dass zentrale 

Förderungen erhalten bleiben und neue Impulse möglich 

sind. Das zeigt: Wir handeln mit Augenmaß und im Be-

wusstsein der Verantwortung gegenüber den Vereinen und 

dem organisierten Sport. 

Doch bei all den Zahlen und Programmen dürfen wir nicht 

vergessen, worum es im Kern geht: um die Menschen, um 

das Miteinander, um den gesellschaftlichen Wert des 

Sports. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Denn, meine Damen und Herren, Sport ist keine Nebensa-

che. Sport ist ein Fundament unserer Gesellschaft. Er 

bringt Menschen zusammen, baut Brücken und vermittelt 

Werte. 

Wer in Sport investiert, investiert in Teilhabe, Gesundheit, 

Integration und damit in die Zukunft unseres Landes. 

(Beifall CDU und Laura Stellbrink, SPD) 

Ich danke an dieser Stelle allen, die sich Tag für Tag im 

Sport engagieren, sehr viele auch ehrenamtlich. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Doppelhaushalt 

als Zeichen an die Menschen im Sport, dass wir ihren Ein-

satz sehen und anerkennen. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und vereinzelt Die Linke –  

Beifall Staatsregierung) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

für die CDU-Fraktion Herrn Rost. Gibt es bei den anderen 

Fraktionen weiteren Aussprachebedarf? – Das kann ich 

nicht erkennen. Jetzt hat Herr Staatsminister Schuster für 

die Staatsregierung das Wort. 

Armin Schuster, Staatsminister des Innern: Sehr geehr-

ter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 

Abgeordneten! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor dem 

Staatsministerium des Innern und seinen Geschäftsbe-

reichsbehörden liegen zwei Haushaltsjahre mit sehr engem 

Finanzrahmen. So eng, wie ihn das Innenministerium 

wahrscheinlich noch nicht bewältigen musste. 

Herr Rudolph, ich wäre wahrscheinlich ganz gern auch in 

Ihrem Haus zu Hause, so ganz privat. Es hörte sich so an, 

als wenn Sie solch einen Zustand gar nicht kennen. 

(Zuruf Bernd Rudolph, BSW) 

Für uns besteht die Herausforderung jetzt darin, mit diesem 

engen Finanzrahmen – Ups and Downs gehören zum Le-

ben eben dazu – zurechtzukommen und nicht in Frustration 

oder Geheul zu verfallen. Ich glaube, dafür gibt es gute 

Chancen, die in diesem Haushalt veranlagt sind. 

Lassen Sie mich noch ein persönliches Wort sagen: In den 

Koalitionsverhandlungen und in den Haushaltsverhandlun-

gen – ich weiß nicht, welche Erfahrungen Sie in anderen 

Ressorts sammeln – hatte ich das Gefühl, dass wir im Be-

reich Inneres eher größere als kleine Schnittmengen haben. 

Dass Sie sich da vom Acker machen und den Frust jetzt 

hier ausleben, das finde ich nicht in Ordnung; denn hinter 

mir stehen 18 000 Menschen, die sich aus diesem Parla-

ment Motivation erwarten für das, was vor ihnen liegt. 

Und genau das habe ich heute viermal gehört, von vier 

Fraktionen. Deshalb stimme ich Herrn Pallas zu, der gesagt 

hat: An dem Charakter der heutigen Reden kannst du se-

hen: Zuerst das Land, dann die Partei oder Fraktion, dann 

die Person. 

(Sebastian Wippel, AfD: Schön wär’s ja!) 

Ich habe heute vier Fraktionen erlebt, die zuerst das Land 

sehen – ich glaube, diese Redewendung ist sogar eine Er-

findung aus Baden-Württemberg, deswegen bin ich sehr 

stolz. Meine Integrationsgeschichte wurde gestern vom 

Ministerpräsidenten ja schon erklärt; deswegen kann ich 

das ansprechen. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen trotz gravierender 

Einsparungen bei Investitionen und Fördermaßnahmen ga-

rantieren – dafür stehen wir –, dass alle gesetzlichen Kern-

aufgaben ohne Abstriche bewältigt werden. 

Bei der AfD hatte ich eher das Gefühl, wir reden über die 

Republik Kongo oder den Sudan. 

(Heiterkeit CDU –  

Martina Jost, AfD: Sie haben nicht  

zugehört! Sie haben nicht zugehört!) 

Wir sind im Freistaat Sachsen. Sicherheit im Freistaat 

Sachsen ist auch im Bundesquerschnitt eine Stärke, ebenso 

in der neuen Polizeilichen Kriminalstatistik, Herr Rudolph. 

Wir sind nicht unten. Wir sind im vorderen Mittelfeld, und 

das wollen wir auch bleiben. 

(Sebastian Wippel, AfD: Je nachdem,  

welche Zahlen man nimmt!) 

Der sächsische Doppelhaushalt 2025/2026 sichert die 

Kernaufgaben im Bereich Polizei, im Bereich Bevölke-

rungsschutz, im Bereich Gefahrenabwehr und in der Da-

seinsvorsorge aus unserer Sicht finanziell verantwortungs-

voll ab. Ich sage jetzt nicht „sehr gut“ oder „vorzüglich“, 

ich sage aber „verantwortungsvoll“, und damit können wir 

managen. 

Wir erhalten insbesondere in den ehrenamtlichen Berei-

chen bewährte und etablierte Strukturen und führen sie so 

fort, dass es in der Zukunft keine Abstriche gibt. Diese Pri-

oritätensetzungen waren wichtig. Keine Strukturen zu zer-

schlagen, das gelingt mit diesem Haushalt. Das ist aus un-

serer Sicht eine gute Nachricht für Kommunen, für Polizei, 

Bevölkerungsschutz, Sport und damit vor allen Dingen für 

unsere Bürgerinnen und Bürger. 

Herr Gebhardt hat es gesagt – ja, es hört sich komisch an  

–: Wir haben keine finanziellen Einbußen. Der Etat in 
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Höhe von 2,27 Milliarden Euro im Jahr 2025 und 2,28 Mil-

liarden Euro im Jahr 2026 bedeutet annähernd Status quo. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Warum dann den Gürtel enger schnallen? Wir haben erheb-

liche Kostensteigerungen in einem personalintensiven Ge-

schäftsbereich durch die Tarifabschlüsse. Wir haben noch 

– ich unterstreiche: noch – erhebliche Migrationskosten. 

Wir arbeiten daran, dass sich das ändert. 

Mit diesem Planentwurf stellen wir die konsumtive Haus-

haltsmittelausstattung in allen Bereichen im Wesentlichen 

sicher. Nicht für die Investitionen – dort gibt es deutliche 

Kürzungen, ja. Ich sage auch ganz offen: Das für diesen 

Doppelhaushalt zu schultern, das managen wir. Ich glaube 

auch, dass die Ehrenamtler wissen, dass man zwei Jahre 

überbrücken kann, wenn es mal keine Förderung für einen 

Sportplatz oder Ähnliches gibt. Aber danach baue ich auf 

bessere Konjunktur, auf eine bessere Politik der Bundesre-

gierung, sodass sich auch bei uns die Einnahmensituation 

wieder bessert. 

Wenn wir bei den guten Signalen sind, frage ich: Wieso 

stimmt die Zielzahl 15 000 bei den Polizisten noch? Ers-

tens, weil wir alle Anwärter einstellen können. Das war bei 

der Haushaltslage überhaupt nicht klar. 

Zweitens, weil wir bei den Abbrecherquoten aufgrund von 

Maßnahmen der Polizei schon wieder einen positiven 

Trend haben. Wir gehen aktuell von 18 auf 12 % runter. 

Drittens, weil wir – ich habe mich ja in den letzten Monaten 

etliche Male medial verprügeln lassen, weil ich nicht im-

mer Plan B, Plan C, Plan D öffentlich zu Markte trage – 

auch im Bereich Anwärter noch Pläne haben. Die muss ich 

nicht immer alle erklären, aber verlassen Sie sich darauf: 

Am Ende dieser Legislatur werden wir das Ziel 15 000 er-

reicht haben. Das ist ganz sicher. 

Damit – Herr Rudolph, ich glaube, Sie haben es kritisiert – 

stärken wir in erster Linie die Präsenz im ländlichen Raum. 

Das ist das Ziel. Zweitens geht es um die Brennpunkte in 

den Mittelzentren und Großstädten. Drittens werden wir 

die gemeinsamen Fahndungsgruppen ganz moderat aus-

bauen. Ich bin mit dem Bundesinnenminister bereits in sehr 

guten Gesprächen, dass wir dafür auch die Kooperation mit 

der Bundespolizei weiter ausbauen. 

Meine Damen und Herren! Dieser Haushalt zeigt deutlich, 

wie alternativlos eine echte und wirksame Wende in der 

Migrationspolitik ist. Wir in Sachsen haben dazu einiges 

erfolgreich gefordert. Die Wende beginnt jetzt. Die Kosten 

für Asyl und Flüchtlingsunterbringung stehen in einem 

noch erkennbaren Missverhältnis zu allen sonstigen Aus-

gaben in meinem Ressort. Ich freue mich sehr, dass die 

neue Bundesregierung die längst überfällige Migrations-

kursänderung jetzt endlich vollzieht. 

Ich darf Ihnen sagen: Die ganz brandaktuellen Zahlen, so-

wohl hinsichtlich Ausreise wie auch Einreise, zeigen genau 

in die richtige Richtung. Deshalb finanzieren wir mit die-

sem Doppelhaushalt auch das sächsische Landesprogramm 

zur freiwilligen Rückkehr und das Landesausreisezentrum. 

Für die freiwillige Rückkehr stehen 700 000 Euro zur Ver-

fügung. Wir haben Amortisationszeiten von weniger als 

zwei Monaten bei jeder freiwilligen Ausreise. Dann ahnen 

Sie, wie gut investiert dieses Geld ist. 

Das Landesausreisezentrum, Herr Nguyen, kostet nicht 

19 Millionen Euro, um Gottes Willen. Wir haben eine be-

stehende Einrichtung umgewidmet und diese investitions-

arm für knapp 200 000 Euro zum Ausreisezentrum ertüch-

tigt. Es ist keine Arrestanstalt, keine Freiheitsentziehung 

und auch keine Freiheitsbeschränkung. 

(Juliane Nagel, Die Linke:  

Aber faktisch ist es eine!) 

Man bekommt aber natürlich Meldeauflagen, das ist klar. 

Meine Damen und Herren! Mit diesen Maßnahmen wollen 

wir das Vorgehen der Bundesregierung verstärken, und wir 

denken, dass das Wirkung zeigen wird. 

Herr Nguyen, das erste Ziel im Landesausreisezentrum ist 

übrigens die Beratung zur freiwilligen Ausreise. Wir inves-

tieren sehr viel in die Beratung zur freiwilligen Ausreise; 

denn die Menschen in diesem Zentrum sind endgültig aus-

reisepflichtig und verstoßen gegen diese Pflicht. Sie müss-

ten eigentlich gehen und dabei versuchen wir, nachzuhel-

fen. 

(Zuruf Sebastian Wippel, AfD) 

Den Sport betreffend hat der Abg. Wolf-Dietrich Rost alles 

gesagt. Der Landessportbund – wir haben auch da medial 

so unser Sträußchen gehabt – bekommt den beachtlich 

hoch dotierten Vertrag, auf den er jedes Jahr bauen kann. 

Das ist, glaube ich, das wichtigste Entbürokratisierungs-

projekt im Freistaat Sachsen. Sie bekommen 30 Millionen 

Euro. Wir haben eine Zweckbindung vereinbart, aber an-

sonsten managen sie selbst. 

Es gibt keine Abstriche bei Ehrenamtlern, bei den Sport-

lern, Vereinen und Trainern. Es gibt – im Gegenteil – einen 

Einstieg in die bessere Vergütung. 

(Beifall Wolf-Dietrich Rost, CDU) 

Wir fördern weiterhin sportliche Großveranstaltungen und 

den Olympiastützpunkt – und zwar unverändert, auch mit 

Blick auf eine mögliche Olympiabewerbung. Für Inklusion 

im Sport verzeichnen wir einen Aufwuchs von jährlich 

136 000 Euro. Ja, da danke ich den Fraktionen der Linken 

und der GRÜNEN, die das im Parlamentsverfahren hinein-

verhandelt haben. Ich sage es auch noch einmal in Rich-

tung der AfD: 

(André Barth, AfD: Oh, wir hören!) 

Erst das Land. 

(Sebastian Wippel, AfD: Schon!) 

Erst kommt das Land. Wenn ich Ihnen aber zuhöre, Herr 

Wippel – übrigens: Es gibt ja gute Reden und dann gibt es 

die anderen. 

(Heiko Gumprecht, AfD:  

Mit gutem Beispiel vorangehen!) 
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Sie haben es soeben geschafft, sogar Ihre eigene Fraktion 

einzuschläfern – das habe ich so noch nie erlebt. Die waren 

gar nicht mehr präsent. 

(Gelächter CDU) 

Ein Patriot schimpft nicht über sein eigenes Land. Ein Pat-

riot würde auch niemals schlecht über sein Land reden, 

wenn es ihm gut geht. 

(Jörg Urban, AfD: Es wurde auch  

nur die Regierung schlechtgeredet!) 

Das haben Sie aber hier gefühlt 30 Minuten lang getan. Sie 

haben eine Situation der Sicherheit, des Bevölkerungs-

schutzes, des Sports und der Feuerwehr in diesem Land ge-

zeichnet, als wären wir in einem Failed State. 

(Torsten Gahler, AfD: An der Realität vorbei!) 

Wie kommen Sie auf die Idee, dass daraus eine Koopera-

tion entstehen könnte? Herr Urban, jetzt muss ich das gest-

rige noch einmal reflektieren, weil er sagte, wir hätten mit 

den Richtigen kooperieren können: 

Mit rechts kooperieren, geht 

(Zuruf: Jetzt kommt´s!) 

mit Rechtsextremen nicht. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE,  

Die Linke und Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren! Für den Brand- und Katastro-

phenschutz, – – 

(Zuruf: Viel Spaß mit den Linken!) 

Herr Hentschel-Thöricht, zum Brand- und Katastrophen-

schutz – ich fand Ihre Rede zu vier Fünfteln gut, aber der 

Anfang war es nicht. 

Dass die Feuerwehr angesichts von 33 Millionen Euro in 

2025 und 34 Millionen Euro in 2026 vor dem Nichts steht, 

das müssen Sie noch einmal erklären. Damit liegen wir 

selbst beim Gürtel-enger-Schnallen im vorderen Mittelfeld 

der Bundesrepublik Deutschland, nachdem wir sieben 

Jahre mit den 40 Millionen Euro absolute Spitze waren. 

Wenn Sie jetzt noch Nardt sehen – jetzt kann ich das ja sa-

gen –: Es gibt eben noch Plan B, C und D, um die Landes-

feuerwehrschule hinzubekommen. Diesen Plan hatten wir. 

Jetzt haben wir das mit dem Entschließungsantrag ge-

macht. Ich bin ziemlich sicher, dass es eine hervorragende 

Idee ist, auf diese Art und Weise die Schule zu modernisie-

ren. 

(André Barth, AfD: Da sieht man mal  

wieder, was der Entschließungsantrag wert ist!) 

Wenn man jetzt noch unterstellt, dass der Landesfeuer-

wehrverband konsumtiv auf dem bisherigen Niveau be-

dient wird, dann sind die Kürzungen im Bereich der Feu-

erwehr, beim Gürtel-enger-Schnallen, noch nicht mal mehr 

20 %. Das muss mal zwei Jahre drin sein. Und ich weiß aus 

der Feuerwehrfamilie, dass sie das versteht und akzeptiert. 

Deswegen, Kerstin Nicolaus, das war arg viel Asche auf 

dein Haupt. Ich finde, das haben wir zusammen mit den 

Feuerwehrleuten übrigens hervorragend hinbekommen. 

Wir Länder, ganz vorn Sachsen, haben – seit Jahren übri-

gens – den Bund aufgefordert, substanziell in den Zivil-

schutz zu investieren. Darüber hat hier noch niemand ge-

sprochen. Genau das passiert jetzt endlich, weil die neue 

Bundesregierung diese Pflichtaufgabe jetzt umsetzt. Mit 

dem neuen Sondervermögen werden wir die zivile Vertei-

digung in Sachsen substanziell stärken können. Sie wissen, 

dass das Dual-Use ist. Auch das wird den Feuerwehren und 

den Katastrophenschützern im Freistaat zugutekommen. 

(Zuruf Heiko Gumprecht, AfD) 

Meine Damen und Herren! Wir werden kein zusätzliches 

Personal einstellen, außer 2025 bei der Polizei. Wir müssen 

also in den nächsten zwei Jahren mit weniger Leuten mehr 

leisten. Seit einem halben Jahr arbeitet mein Ministerium 

daran, das auszuarbeiten. Wir werden mit Reformvorschlä-

gen zu Ihnen kommen und diese Ihnen vorstellen. Die wer-

den nicht einfach sein. Ich hoffe an dieser Stelle auf Ihre 

Unterstützung. 

Aber zum Abschluss möchte ich den vier Fraktionen, die 

diesen Haushalt für uns ermöglicht haben, ganz persönlich 

danken. Im Namen meiner Beschäftigten, im Namen unse-

rer Interessenpartner, im Namen der Leistungsempfänger. 

Das ist ein starkes Vertrauenssignal für unsere Behörden 

und für die Menschen im Land. Und das, Herr Rudolph, 

was Sie formuliert haben, hat, wenn wir heute Abend end-

gültig zustimmen, ein Ende. Sie haben ausschließlich Situ-

ationen formuliert, die der vorläufigen Haushaltsführung 

geschuldet sind. Wer heute Abend zustimmt, beendet die-

sen Zustand, und dass das gelingen könnte, da sind wir al-

len vier Fraktionen sehr, sehr dankbar. Ich bin der Über-

zeugung, dass dieser Haushalt – und das mit großer Über-

zeugung – uns ermöglichen wird, durch zwei schwierige 

Jahre zu kommen, aber dann startfähig zu sein, wenn es 

wieder darauf ankommt. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Ich danke Ihnen. 

(Bernd Rudolph, BSW, steht am Mikrofon.) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Staatsminister Schuster. Zunächst spricht Herr Wip-

pel für die AfD-Fraktion an Mikrofon 7; bitte schön. 

Sebastian Wippel, AfD: Ich würde gern von meiner Re-

dezeit noch einmal Gebrauch machen. 

(Andreas Nowak, CDU: Die können Sie behalten! 

– Albrecht Pallas, SPD: Eine  

Kurzintervention, Herr Präsident!) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Zunächst 

haben wir eine Kurzintervention von Herrn Rudolph an 

Mikrofon 2. 

Bernd Rudolph, BSW: Herr Schuster, vielen Dank für die 

Ausführungen. Es war ja lange bekannt, dass die vorläufige 
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Haushaltsführung stattfindet. Man hätte also Vorsorge tref-

fen können. 

(Zuruf CDU: Hä?) 

Auch wenn Sie sagen, dass mit dem heutigen Beschluss des 

Haushalts diese ganzen Zustände vorbei sind, 

(Zuruf Tom Unger, CDU) 

ist dann trotzdem keine Munition in den Dienststellen da, 

weil die Beschaffungsprozesse noch lange dauern werden, 

bis diese Vorräte wieder aufgefüllt sind. 

(Widerspruch CDU) 

Das ist eine Tatsache, denn ich kann in der heutigen Situa-

tion nicht einfach auf den Markt gehen und Munition be-

schaffen. Das werden Ihnen Ihre Mitarbeiter im Referat 34 

sicherlich bestätigen können. 

Ich möchte noch etwas anderes sagen, wenn ich darf. Das 

bewegt mich schon seit gestern, weil es hier im Hohen 

Haus immer so dargestellt wird, als wäre die Aufstellung 

des Haushaltes ein Prozess, der auf Naturgesetzen basiert. 

Das muss man, glaube ich, mal allen deutlich sagen – auch 

den Menschen, die hier vielleicht am Fernseher zuschauen, 

oder denen, die neuerdings die lustigen Videos in den 

Social-Media-Kanälen der CDU sehen –: 

(Gelächter AfD) 

Nein, dieser Haushalt ist kein Prozess, der auf Naturgeset-

zen basiert. Dieser Haushalt ist ein Prozess, der auf politi-

schen Entscheidungen fußt. 

(Beifall BSW und AfD) 

Diese politischen Entscheidungen, meine Damen und Her-

ren, die müssen geändert werden. 

(Staatsminister Christian Piwarz: Nein!) 

Sie müssen positiv für unser Land verändert werden. Dafür 

stehen wir als BSW, und das ist unser Ansatz in der Politik. 

Deshalb können wir diesem Haushalt nicht zustimmen.  

Danke. 

(Beifall BSW und AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Jetzt 

spricht Herr Wippel. – Oh, wir haben noch eine Kurzinter-

vention am Mikrofon 3 von der SPD. 

Juliane Pfeil, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Ich 

möchte mich auch noch mal auf die Rede von Herrn Schus-

ter beziehen und auf die Frage, wer wie Verantwortung 

übernimmt. 

(Jörg Urban, AfD: Was hat das  

mit dem Redebeitrag zu tun?) 

Eines muss man an der Stelle, kurz bevor der Tag endet, 

noch einmal feststellen: Haushaltsgesetzgeber ist und 

bleibt der Sächsische Landtag. 

Vielleicht muss man das der einen oder anderen Fraktion 

noch einmal erklären, wie man Verantwortung in diesem 

Sächsischen Landtag übernimmt: Die übernimmt man vor 

allem dadurch, dass man einen Haushalt gemeinsam auf-

stellt, Mehrheiten dafür findet und auch Veränderungen 

herbeiführt. 

(Roberto Kuhnert, AfD: Ach, und es  

ist nicht unser Recht, Nein zu sagen?) 

Herr Schuster hat sich auch darauf bezogen, wie hier Mehr-

heiten entstanden sind und wie welche Fraktion in diesem 

Sächsischen Landtag agiert. Ich danke Herrn Schuster für 

seine kritische Haltung, aber ich möchte anmerken, wer 

diesen Haushalt macht: Das ist nicht die Regierung, das ist 

der Landtag, und alle Fraktionen können dafür Verantwor-

tung übernehmen. 

(Beifall SPD, CDU und  

vereinzelt BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Gibt es 

weitere Reaktionen? – Offensichtlich nicht. Dann, bitte, 

Herr Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Danke, Frau Pfeil, dass Sie noch einmal angesprochen ha-

ben, wer den Haushalt macht. Der Sächsische Landtag 

macht den Haushalt, nicht die Regierung. So etwas passiert 

wo? Nach unserer Verfassung im Landtag, nicht auf der an-

deren Elbseite in irgendwelchen Hinterzimmern, sondern 

hier in den Ausschüssen wird darüber beraten. 

(Sören Voigt, CDU: Deshalb sitzen wir hier!) 

Das ist genau das, worauf wir als AfD immer gedrängt ha-

ben, auch in der Frage: Konsultationsmechanismus ja oder 

nein? 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Nein, hier wird diskutiert und nicht irgendwo außerhalb, 

(Rico Gebhardt, Die Linke:  

Das machen wir gerade!) 

dass diese Ideen, die Sie im Vorfeld haben, irgendwo ein-

gebracht werden und alles schon ausgedealt ist.  

(Beifall AfD) 

Herr Schuster, ich will Ihnen noch einmal etwas sagen; 

denn ich fand es schon nicht sehr nett. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Einmal fand ich es persönlich nicht ganz nett. Ich meine, 

„einschläfern“? Ja, es ist so eine Sache, wer hier wen ein-

schläfert, das haben wir bei der IHK gesehen, dort haben 

Sie sehr lange geredet. 

(Oh-Rufe – Zuruf Sören Voigt, CDU) 

Doch ich muss sagen, es gab immerhin alkoholfreien Gin 

Tonic, damit konnte man die Zeit eigentlich ganz gut rum-

kriegen. – Nun aber gut. 

(Beifall AfD) 
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Was mir auch wichtig ist: Sie sagen, der Patriot rede sein 

Land nicht schlecht. Wir reden das Land nicht schlecht, 

(Ministerpräsident Michael Kretschmer:  

Doch! Seit zwei Tagen schon! –  

Heiterkeit und Beifall CDU) 

aber wir kritisieren Ihre Politik, und das, was hier passiert, 

ist die gelebte Rolle der Opposition, der verfassungsgemä-

ßen Opposition in diesem Landtag. Es ist unsere Aufgabe, 

die Regierung zu kontrollieren. Wenn ihr Weg nicht 

stimmt, ist es unsere Pflicht, das anzusprechen, damit es in 

diesem Land vorwärtsgeht, damit wir nicht, so wie Sie, die-

ses Land und dieses Volk ins Messer laufen lassen. 

(Jawoll-Rufe und starker Beifall AfD – 

Ministerpräsident Michael Kretschmer:  

Ins Messer laufen lassen? Lauter! Mehr!  

Ihr müsst aufstehen und klatschen! Jubeln, ja! –  

Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

Eine Sache habe ich noch, und zwar was das Thema 

– – Oh, Herr Ministerpräsident, Sie sind ja da, 

(Ministerpräsident Michael Kretschmer:  

Natürlich, ich bin die ganze Zeit schon da!) 

das ist schön. – Ja, selbst wenn Sie nicht da sind, sind Sie 

da. – Er ist überall, hervorragend. 

(Zurufe Albrecht Pallas, SPD, und 

Ministerpräsident Michael Kretschmer) 

Folgende Thematik: Mitte-rechts, das würde ja gehen, aber 

Mitte-rechtsextrem würde nicht gehen. 

(Sören Voigt, CDU: Wieso nicht?) 

Also erst einmal: Wir sind nicht rechtsextrem. 

(Beifall AfD – Gelächter CDU, SPD, Die Linke) 

Das ist schon mal das Erste. Es ist Ihr Verfassungsschutz, 

(Martin Modschiedler, CDU:  

Unser Verfassungsschutz?!) 

der sagt, wir seien rechtsextrem. 

(Zurufe) 

Dieses Dilemma, das die CDU sich selbst aufgebaut hat, ist 

für sie nur ein Federstrich, von dem im Übrigen Rot und 

Grün und noch mehr Rot profitieren; 

(Albrecht Pallas, SPD: Wer noch mal? –  

Laura Stellbrink, SPD: Und Grün! Und Rot!) 

denn die sichern sich nämlich damit die Mehrheiten, das ist 

der Punkt, und Sie machen dieses Spiel mit. Frau Köpping 

freut sich, weil sie deswegen als Ministerin noch hier vorne 

sitzen darf. 

(Staatsministerin Petra Köpping lacht.) 

Was aber offensichtlich für Sie kein Problem ist, ist Mitte-

linksextrem. 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Ach, Quatsch!) 

Das sind die Leute, mit denen Sie arbeiten. Das sind die 

Leute, mit denen Sie sich für diesen Haushalt die Mehrheit 

holen. Und ich muss sagen: Das ist nicht in Ordnung. 

(Widerspruch Die Linke) 

Ein wenig mehr Selbstreflexion wäre hier sehr angezeigt. 

(Zuruf AfD: Ganz genau so ist es! – Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

noch einmal Herrn Wippel für die AfD-Fraktion. Da es of-

fensichtlich keinen weiteren Aussprachbedarf gibt, meine 

Damen und Herren, kommen wir zur Abstimmung über 

den Einzelplan 03, Staatsministerium des Innern. 

Da Änderungsanträge vorliegen, stimmen wir – wie zuvor 

vereinbart – über den Einzelplan kapitelweise ab. Wir be-

ginnen mit Kapitel 03 01. Hierzu liegen keine Änderungs-

anträge vor, somit stimmen wir über das Kapitel 03 01 ab. 

Wer dafür stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-

genstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist bei einer größe-

ren Anzahl von Enthaltungen sowie einigen Gegenstim-

men, aber doch einer großen Anzahl an Für-Stimmen das 

Kapitel 03 01 angenommen worden. 

Im Kapitel 03 02 liegt uns in der Drucksache 8/3203 ein 

Änderungsantrag der AfD-Fraktion zu Titel 462 01 vor. 

Möchten Sie diesen einbringen? 

(Sebastian Wippel, AfD: Formal!) 

– Er wird formal eingebracht. Damit können wir über die-

sen Änderungsantrag abstimmen. Wer für diesen Ände-

rungsantrag stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist bei einer 

Reihe von Jastimmen, aber einer größeren Anzahl an Ge-

genstimmen dieser Antrag abgelehnt worden. 

Wir können über das Kapitel 03 02 abstimmen. Wer für 

dieses Kapitel stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 

– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei einer Enthaltung 

– wenn ich es richtig gesehen habe –, einer ganzen Reihe 

an Gegenstimmen, aber einer übergroßen Anzahl an Ja-

stimmen wird das Kapitel 03 02 angenommen. 

Wir kommen nun zum Kapitel 03 03. Hierzu liegt uns in 

der Drucksache 8/3151 ein Änderungsantrag der BSW-

Fraktion zu Titel 684 62 vor. – Dieser wird formal einge-

bracht. Wir stimmen über diesen Änderungsantrag ab. Wer 

für diesen Änderungsantrag ist, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 

dieser Antrag bei einigen Jastimmen, aber einer übergroßen 

Anzahl an Gegenstimmen und keinen Enthaltungen abge-

lehnt worden. 

Wir kommen mit der Drucksache 8/3152 zu einem Ände-

rungsantrag der BSW-Fraktion zu Titel 893 62. Möchten 

Sie diesen Antrag einbringen? – Ebenfalls formal einge-

bracht. Damit können wir über diesen Antrag abstimmen. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 

dieser Antrag bei einer übergroßen Anzahl von Gegenstim-

men abgelehnt worden. 
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Wir kommen mit der Drucksache 8/3204 zu einem Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion, Nr. 1 zu Titel 633 51 sowie 

Nr. 2 zu Titel 686 51. 

(Sebastian Wippel, AfD: Beide Formal!) 

– Beide sind formal eingebracht. Wir stimmen nun darüber 

ab. Wer für diesen Antrag stimmt, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit 

ist dieser Antrag bei einer Reihe von Jastimmen, aber einer 

übergroßen Anzahl an Gegenstimmen abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3298, einem Änderungsan-

trag der BSW-Fraktion zu Titel 633 51. 

(Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Formal! – 

Sebastian Wippel, AfD, steht am Mikrofon.) 

– Er ist formal eingebracht. Wir stimmen über diesen An-

trag ab. Wer für diesen Antrag stimmt – – Entschuldigung. 

Herr Wippel, bitte. 

Sebastian Wippel, AfD: Er ist auch formal eingebracht, 

aber ich möchte gern etwas dazu sagen. Wir als AfD-Frak-

tion werden den Anträgen, die wir inhaltlich für richtig hal-

ten, zustimmen. Gleichwohl kritisieren wir das, was Sie als 

Deckungsvorschlag vorgelegt haben. Diese Thematik des 

Generationsfonds haben wir schon den ganzen heutigen 

und auch gestrigen Tag diskutiert. Das ist eigentlich falsch. 

(Zurufe Albrecht Pallas, SPD, und CDU) 

– Ja, das sage ich jetzt in Richtung des Streichquartetts. 

(Sören Voigt, CDU: Herr Barth ist rausgegangen!) 

Folgendes: Wenn Sie dem ersten Antrag zugestimmt haben 

– so, wie wir hier sind – und er eine Mehrheit hat, dann 

können wir anfangen, darüber nachzudenken, ob wir uns 

den Rest sozusagen sparen. Aber bis dahin entscheiden wir 

uns allein in der Sache. 

(Sören Voigt, CDU: Hä? Was? –  

Albrecht Pallas, SPD: Herr Barth,  

Sie müssen was tun! So geht das nicht! –  

Lachen Martin Modschiedler, CDU –  

Sebastian Wippel, AfD: Herr Barth  

hat schon recht! – Weitere Zurufe) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Meine Da-

men und Herren, wir kommen nun zur Abstimmung über 

die Drucksache 8/3298, Änderungsantrag der BSW-Frak-

tion, Titel 633 51. Bei Zustimmung bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 

dieser Antrag bei einer Reihe von Jastimmen, aber einer 

größeren Anzahl an Gegenstimmen abgelehnt worden. 

(Zuruf André Barth, AfD) 

Damit können wir über das Kapitel 03 03 abstimmen. Wer 

dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Damit ist dieses Kapitel bei einer 

Anzahl von Jastimmen angenommen worden. 

Wir kommen zum Kapitel 03 04. Hierzu liegt uns in der 

Drucksache 8/3205 ein Änderungsantrag der AfD-Fraktion 

mit der Nr. 1 zu Titel 532 52, Nr. 2 zu Titel 684 52, Nr. 3 

zu Titel 547 52 sowie Nr. 4 zu Titel 633 52 vor. Möchten 

Sie diesen Antrag einbringen? 

(Sebastian Wippel, AfD: Formal!) 

– Formal eingebracht. Damit können wir über diesen Än-

derungsantrag abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei 

einer Enthaltung, einer Reihe von Jastimmen, aber einer 

größeren Anzahl an Gegenstimmen ist der Änderungsan-

trag abgelehnt worden. 

Wir stimmen über das Kapitel 03 04 ab. Wer dafür ist, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-

tungen? – Bei einer Enthaltung, einer ganzen Reihe von 

Gegenstimmen, aber einer größeren Anzahl an Für-Stim-

men ist dieses Kapitel damit angenommen worden. 

Wir kommen zu Kapitel 03 07 und dem Kapitel 03 10. 

Hierzu liegen keine Änderungsanträge vor, sodass wir über 

diese beiden Kapitel im Block abstimmen könnten. Gibt es 

dagegen Widerspruch? – Das kann ich nicht erkennen. So-

mit stimmen wir über die Kapitel 03 07 und 03 10 im Block 

ab. Wer für diese Kapitel ist, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit sind 

diese beiden Kapitel bei einer Anzahl von Gegenstimmen 

und einer größeren Anzahl von Enthaltungen, aber einer 

großen Mehrheit von Jastimmen angenommen. 

Wir kommen zum Kapitel 03 11. Hierzu liegt in der Druck-

sache 8/3206 ein Änderungsantrag der Fraktion AfD zu Ti-

tel 427 68 vor. 

(Sebastian Wippel, AfD: Formal!) 

– Auch formal eingebracht. Damit können wir über diesen 

Antrag abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 

Damit ist dieser Antrag bei einer übergroßen Anzahl von 

Gegenstimmen, vielen Jastimmen und ohne Enthaltungen 

abgelehnt. 

Wir können damit über das Kapitel 03 11abstimmen. Wer 

für dieses Kapitel stimmt, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist auch 

dieses Kapitel bei vielen Gegenstimmen, aber einer größe-

ren Anzahl von Jastimmen angenommen. 

Wir kommen zum Kapitel 03 12. Hierzu liegt uns in der 

Drucksache 8/3153 ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zu Titel 427 71 vor. – Formal eingebracht. Somit 

stimmen wir über diesen Änderungsantrag ab. Wer für die-

sen Änderungsantrag stimmt, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 

dieser Antrag bei einer ganzen Reihe von Jastimmen, aber 

einer übergroßen Anzahl von Neinstimmen abgelehnt. 

In der Drucksache 8/3280 liegt uns ein Änderungsantrag 

der Fraktion AfD zur Präambel des Kapitels 03 12 vor. 

Möchten Sie diesen Antrag einbringen? – 

(Sebastian Wippel, AfD: Nein, formal!) 

Dann können wir über diesen Änderungsantrag abstim-

men. Wer für diesen Änderungsantrag ist, den bitte ich um 
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das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 

Dann ist dieser Antrag ohne Enthaltungen bei einer ganzen 

Menge an Jastimmen, aber einer größeren Anzahl an Ge-

genstimmen abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3282, ein Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zur Einleitung des Kapitels 03 12. Die-

ser wird eingebracht von Herrn Rudolph von der BSW-

Fraktion. 

Bernd Rudolph, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Es wurde heute von vielen Red-

nern im Hohen Haus wie ein Mantra das Bekenntnis zur 

inneren Sicherheit vorgetragen, aber wenn es um Taten 

geht, dann sehen wir nicht viel davon. 

In unserem Änderungsantrag geht es um die Erhöhung des 

Einstellungskorridors bei der Polizei. Von einigen Vorred-

nern wurde auf den Bericht der Fachkommission verwie-

sen. Das ist gut, aber ich habe den Eindruck, Sie haben den 

nicht bis zum Ende gelesen; denn dann hätten Sie bemerkt, 

dass der Vorsitzende des Polizeihauptpersonalrates ein-

drucksvoll und akribisch vorgerechnet hat, warum die 

Empfehlung nicht aufgeht. Er schreibt: „Ich halte die ange-

wandte Methode für ungeeignet, dem Willen des Sächsi-

schen Landtags Rechnung zu tragen, anhand der Aufgaben 

den tatsächlich notwendigen Stellen- und Personalbedarf 

zu beschreiben.“ Und weiter: „Die Berechnung des Ein-

stellungskorridors weist Lücken auf, die zu einer langan-

haltenden Unterbesetzung führen.“ 

Meine Damen und Herren! Das ist kein Streit um Rechen-

modelle, das ist ein Alarmsignal; denn während wir hier 

debattieren, steigt die Zahl der Ruheständler bei der  

Polizei, aber die Zahl der Nachwuchskräfte hält nicht mit. 

Sachsens Chef der Gewerkschaft der Polizei, Jan  

Krumlovsky, hat es auf den Punkt gebracht: „Am Ende 

wird es so weit kommen, dass mehr Leute in Rente gehen 

als nachrücken.“ Wie wollen Sie damit die innere Sicher-

heit gewährleisten? 

(Beifall BSW) 

Deswegen stellen wir diesen Änderungsantrag. Herr Geb-

hardt, wenn das Hohe Haus diesem Änderungsantrag bei-

pflichtet, dann verpflichte ich mich, bis zur Beschlussfas-

sung des Stellenplans einen Änderungsantrag dazu herbei-

zuführen. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Da haben Sie aber nicht mehr viel Zeit! –  

Albrecht Pallas, SPD und Sebastian Wippel, AfD, 

stehen am Mikrofon.) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hören 

jetzt eine Kurzintervention. 

(Albrecht Pallas, SPD: Nein, einen Redebeitrag!) 

– Entschuldigung, dann einen Redebeitrag. Herr Pallas, 

bitte. 

Albrecht Pallas, SPD: In der Reihenfolge wäre Herr Wip-

pel vor mir dran. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Entschul-

digung, dann zunächst Herr Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Ich verzichte in der ersten Rede-

runde. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Gut. Dann 

hören wir jetzt Herrn Pallas; bitte zuerst Sie. 

Albrecht Pallas, SPD: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es geht immer auch ein wenig um Deu-

tungshoheit, und ich kann nachvollziehen, dass die BSW-

Fraktion aus der Ecke, in der sie sich gerade befindet, nicht 

unbedingt schnell herauskommt. Deshalb sei das mal da-

hingestellt, aber wir sollten doch mit Fakten arbeiten. 

Zu den Fakten gehört, dass wir rein von den Stellen her – 

wenn alle Ausbildungsstellen besetzt werden, alle bis zum 

Ende durchhalten und einen Abschluss machen – weiterhin 

ein Wachstum der Polizeivollzugsstellen verzeichnen wer-

den. Jetzt wissen wir aber, dass wir aus ganz verschiedenen 

Gründen einen Schwund im Laufe der Ausbildung feststel-

len. Das ist die Aufgabe, vor der wir stehen. Sie hängt nicht 

so sehr von der Frage ab, ob wir 475 oder 500 Stellen haben 

– klar, 500 wären besser, keine Frage, aber das geht auf-

grund der allgemeinen Situation eben gerade nicht. 

Deshalb finde ich es wichtiger, gemeinsam mit den Ge-

werkschaften und den Personalvertretungen darüber zu 

sprechen, wie wir wirksame Maßnahmen entfalten können, 

die die Zahl der Abbrecher minimieren. Ich höre die Bot-

schaft des Innenministers gern, die er vorhin vorgetragen 

hat. Das sollten wir uns alle anschauen und verstetigen. 

Dann können wir weiterhin einen positiven Saldo im Be-

reich der Polizeivollzugsstellen erreichen. 

Danke. 

(Beifall SPD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Pallas von der SPD-Fraktion und jetzt Herrn Wippel 

von der AfD-Fraktion. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete! Die Forderung, den 

Einstellungskorridor auf 550 Stellen hochzuziehen, ist 

richtig, und es ist auch möglich. Die Kapazitäten an den 

Schulen sind da. Wir haben ausgerechnet, wie viel Geld 

man dafür ausgeben müsste. Dafür muss man noch nicht 

einmal mehr Geld im Haushalt einstellen, weil das eine der 

wenigen Stellen ist, für die tatsächlich Reserven da sind. 

Wir können die Stellen aufstocken, es belastet den Haus-

halt nicht. Wir können die Kapazitäten nutzen, die wir ha-

ben, um dann die Polizisten zu bekommen, die wir brau-

chen, um die Altersabgänge zu kompensieren. 

Aktuell befinden wir uns in der Lage, dass wir mehr Alters-

abgänge haben, als neue Kollegen nachkommen. Das ist 

ganz klar absehbar. Da hat Herr Rudolph von der BSW-
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Fraktion absolut recht. Ich finde nur sehr schade, dass die 

Fraktion BSW diesen Antrag vorhin abgelehnt hat. Aber 

wir sind da nicht ideologisch unterwegs und werden ihm 

trotzdem zustimmen. 

(Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Wippel für die AfD-Fraktion. Gibt es weiteren Aus-

sprachebedarf dazu? – Das kann ich nicht erkennen. Damit 

stimmen wir jetzt über diesen Änderungsantrag in der 

Drucksache 8/3282 zur Einleitung des Kapitels 03 12 ab. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei einer gan-

zen Menge an Jastimmen, keinen Enthaltungen, aber deut-

lich mehr Gegenstimmen ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wir stimmen nun über das Kapitel 03 12 als Ganzes ab. 

Wer für dieses Kapitel ist, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei einer Ent-

haltung, einer ganzen Reihe von Gegenstimmen, aber deut-

lich mehr Jastimmen ist das Kapitel damit angenommen. 

Wir kommen zum Kapitel 03 14. Hierzu gibt es keinen Än-

derungsantrag, damit können wir über dieses Kapitel direkt 

abstimmen. Wer für dieses Kapitel 03 14 ist, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 

Damit ist dieses Kapitel bei einigen Gegenstimmen, vielen 

Enthaltungen, aber deutlich mehr Jastimmen angenom-

men. 

Wir kommen zum Kapitel 03 15. Hierzu liegt uns in der 

Drucksache 8/3155 ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zum Titel 422 07 vor. – Formal eingebracht. Damit 

können wir über diesen Änderungsantrag abstimmen. Wer 

für diesen Änderungsantrag stimmen möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 

Somit ist dieser Antrag ohne Enthaltungen, mit einer gan-

zen Reihe von Jastimmen, aber deutlich mehr Neinstim-

men abgelehnt. 

Damit können wir über das Kapitel 03 15 als Ganzes ab-

stimmen. Bei Zustimmung für dieses Kapitel bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Ich 

sehe zwei Enthaltungen, eine ganze Reihe von Gegenstim-

men, aber eine große Mehrzahl von Jastimmen. Damit ist 

das Kapitel 03 15 angenommen. 

Wir kommen zum Kapitel 03 16. Hierzu liegt uns kein Än-

derungsantrag vor, sodass wir über dieses Kapitel direkt 

abstimmen können. Bei Zustimmung für das Kapitel 03 16 

bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-

tungen? – Damit ist das Kapitel 03 16 bei einigen Enthal-

tungen, vielen Gegenstimmen, aber noch mehr Jastimmen 

angenommen. 

Wir kommen zum Kapitel 03 17. Hierzu liegt uns in der 

Drucksache 8/3156 ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zum Titel 534 05 vor. – Formal eingebracht. Wir kön-

nen über diesen Änderungsantrag abstimmen. Bei Zustim-

mung zu diesem Änderungsantrag bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 

dieser Antrag ohne Enthaltungen, bei einer ganzen Reihe 

von Jastimmen, aber deutlich mehr Neinstimmen abge-

lehnt. 

Wir haben in der Drucksache 8/3208 einen Änderungsan-

trag der Fraktion AfD mit der Nr. 1 zum Titel 534 05 und 

Nr. 2 zum Titel 514 01 vorliegen. Möchten Sie diesen An-

trag einbringen? – Bitte. 

Carsten Hütter, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Das ist ein Thema, das wir 

nicht das erste Mal hier haben – und ewig grüßt das Mur-

meltier –, nämlich unser Konto oder unser Titel „Beson-

dere Zwecke“, bei dem wir seit Jahren gern die Informati-

onen im Plenarsaal hätten: Worum handelt es sich? Worum 

geht es hier? Wofür werden diese Ausgaben getätigt? 

Ich stehe hier nicht das erste Mal, Herr Innenminister. Wir 

hatten das Thema bereits in der PKK, und die Antwort war 

leider auch nicht zielführend. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Oh!) 

– Moment, genau hören, was ich gesagt habe, Herr Lipp-

mann. Das ist alles okay. 

Die Kollegen vom BSW haben das Problem auch erkannt, 

vielen Dank. Sie haben den Antrag aus der letzten Legisla-

turperiode fast wörtlich von mir übernommen. Was Die 

Linke hier loslässt, ist mir völlig unklar. Sie haben die letz-

ten Jahre immer gegen den Verfassungsschutz geschossen, 

es gab immer Einsparungen und Sie haben sich immer über 

dieses Konto aufgeregt. Ich bin gespannt, wie Sie gleich 

abstimmen werden. Herr Gebhardt, von Ihnen als linkes 

Urgestein, erwarte ich gleich, dass Sie den Arm zum rech-

ten Zeitpunkt hochreißen, nämlich bei unserem Antrag. 

(Heiterkeit AfD) 

Diese Wandlung, die Sie hier gerade vollziehen, ist schon 

nicht mehr nachvollziehbar. Jahrelang haben Sie gegen 

diese Dinge angekämpft und an dieser Stelle gesagt: Wir 

möchten Informationen. Frau Köditz war immer in der ers-

ten Reihe bei dem Thema. Ich bin gespannt, was gleich 

kommt. 

(Zuruf Juliane Nagel, Die Linke) 

– Frau Nagel, ich bin gespannt, wie Sie nachher abstimmen 

– alles gut. Der einzige, der hier zu diesem Thema Rede 

und Antwort stehen könnte, wäre der Herr Michel, aber er 

wird uns wahrscheinlich heute zu dem Thema eher weniger 

sagen. Meine Damen und Herren! Über die 440 000 Euro 

in zwei Jahresscheiben können, wollen und werden wir 

nicht zustimmen. 

Bei dem anderen Titel geht es um die Dienstfahrzeuge. Das 

erschließt sich uns nicht. Kleinvieh macht auch Mist. Das 

sind keine großen Summen. Hierbei reden wir nicht von 

viel Geld, hätte ich beinahe gesagt, aber nichtsdestotrotz 

erschließt sich uns nicht, wo diese Kostensteigerungen her-

kommen. Warum müssen wir dort mehr bezahlen? Nach 

der Coronazeit und nach der gescheiterten E-Mobilität sind 

die Preise ein Stück weit wieder stabil geworden. Die 

Preise, Versicherungspreise und die Kraftstoffpreise sind 
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gesunken. Deshalb ist es für uns kaum nachvollziehbar, 

warum wir hier Steigerungen haben. 

Bitte stimmen Sie unseren beiden Änderungsanträgen zu! 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Auf das Abstimmungsverhalten der Linken bin ich beson-

ders gespannt, aber eigentlich, Herr Gebhardt, bin ich nicht 

gespannt, da haben Sie recht. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir haben 

einen Beitrag am Mikrofon von Herrn Hentschel-Thöricht, 

BSW-Fraktion. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Kollegen! Zur Klarstellung, warum 

wir dem Antrag der AfD in dieser Position beim Landesamt 

für Verfassungsschutz nicht zustimmen können: Wir teilen 

die Kritik, allerdings ist uns die Kürzung auf null dann zu 

viel. Deshalb hatten wir einen Änderungsantrag einge-

bracht, in dem wir sagen: Etwas gestehen wir denen dann 

doch noch zu, im Gegensatz zu Ihnen. Aber bei der Kritik, 

dass es nicht nachvollziehbar und nicht überprüfbar ist, 

sind wir bei Ihnen. Das zur Erklärung, warum wir jetzt ge-

gen Ihren Antrag stimmen werden. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Gibt es 

weiteren Aussprachebedarf? – Den kann ich nicht erken-

nen. Damit können wir jetzt über die Drucksache 8/3208, 

Änderungsantrag der Fraktion AfD zum Titel 534 05 und 

Titel 514 01, abstimmen. Wer für diesen Änderungsantrag 

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-

genstimmen? – 

(Carsten Hütter, AfD: Was ist los, Herr Gebhardt? 

– Heiterkeit) 

Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag bei einer Reihe 

von Jastimmen, aber einer übergroßen Anzahl von Gegen-

stimmen abgelehnt. 

(Zurufe Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke – 

Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

Damit können wir über das Kapitel 03 17 als Ganzes ab-

stimmen. Bei Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. 

– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Es gibt eine ganze 

Reihe an Gegenstimmen, einige Enthaltungen, aber eine 

übergroße Mehrzahl an Jastimmen. Das Kapitel ist damit 

angenommen. 

Jetzt sind wir beim Kapitel 03 18. Hier liegt uns in der 

Drucksache 8/3157 ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zum Titel 525 61 vor. – Formal eingebracht. Wir kön-

nen über diesen Änderungsantrag abstimmen. Bei Zustim-

mung bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 

Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag bei einer ganzen 

Reihe von Jastimmen, aber deutlich mehr Neinstimmen ab-

gelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3158, einem Änderungsan-

trag der Fraktion BSW zum Titel 811 65. Er wird einge-

bracht von Herrn Hentschel-Thöricht; bitte schön. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die 

Klimakrise ist längst keine abstrakte Zukunftsbedrohung 

mehr, sie ist real spürbar und konkret. Von daher, Herr Lip-

pmann, hatten Sie vorhin vollkommen recht, dass uns das 

etwas angeht, auch hier bei uns in Sachsen. 

Wir erinnern uns alle an den Sommer 2022: tagelange 

Großeinsätze in der Sächsischen Schweiz, kilometerweit 

sichtbare aufsteigende Rauchwolken, brennender Waldbo-

den, Glutnester tief im Gestein. Es war kein Ausnahmeer-

eignis mehr, sondern ein Vorzeichen für das, was uns regel-

mäßig bevorstehen kann, wenn wir nicht entschlossen han-

deln. Die Realität ist: Unsere Einsatzkräfte sind vorhanden. 

Gott sei Dank. Sie stehen oft unter schwierigsten Bedin-

gungen bereit, aber sie sind nicht ausreichend ausgestattet. 

Das ist kein Zustand, den man mit Schulterklopfen oder 

Danksagungen beheben kann. Hier braucht es politische, 

finanzielle und praktische Entscheidungen. 

Deshalb bringen wir als BSW-Fraktion heute zwei ganz 

konkrete Änderungsanträge in den Doppelhaushalt ein: 

Erstens. Unter dem Titel 865 fordern wir zusätzliche Finan-

zen für Spezialfahrzeuge zur Waldbrandbekämpfung. Es 

geht um Technik, die bei Hanglagen, Funkenflug und 

schlechter Wasserverfügbarkeit einsetzbar ist, damit wir 

unsere Wehren nicht erst aus den Nachbarländern herbei-

organisieren müssen. 

Zweitens beantragen wir unter dem Titel 812 65 Finanzen 

für Gerätschaften und Schutzausrüstung gegen Vegetati-

onsbrände. Dazu gehören tragbare Löschsysteme, Hitze-

schutzkleidung, mobile Wassertanks und Drohnentechnik 

zur Lageerkundung.  

Das sind wir unseren Einsatzkräften, die bei solchen Bran-

dereignissen oft tagelang im Einsatz sind, schuldig. Wenn 

der Wald brennt, kann niemand sagen: Wir hatten es nicht 

kommen sehen. Wenn das Feuer kommt, darf nicht zuerst 

der Taschenrechner gezückt werden. Die Ehrenamtlichen 

und Hauptamtlichen in Feuerwehr, THW und Katastro-

phenschutz verdienen, dass wir ihre Sicherheit genauso 

ernst nehmen wie die der Menschen, die sie schützen. Es 

ist schlicht nicht akzeptabel, dass Kameradinnen und Ka-

meraden mit veralteter Ausrüstung in Einsatzlagen gehen, 

die durch die Klimakrise dynamischer, gefährlicher und 

schwerer kontrollierbar geworden sind. 

Wir als BSW stehen für den Staat, der handelt, bevor er 

reagiert, der vorbeugt, statt bloß zu verwalten, und der an 

der Seite derer steht, die im Ernstfall nicht fragen, ob das 

ihr Job ist, sondern einfach losfahren. Daher: Vielen Dank. 

(Beifall BSW –  

Lars Kuppi, AfD, steht am Mikrofon.) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Damit 

können wir diesen Änderungsantrag der Fraktion BSW 
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zum Titel – – Entschuldigung. Sie haben das Wort, Herr 

Kollege Kuppi, an Mikrofon 7. 

Lars Kuppi, AfD: Im Grunde genommen ist es richtig, 

dass wir diese Geräte und die Fahrzeuge brauchen, aber der 

Weg ist etwas falsch. Zuerst brauchen wir ein taktisches 

Waldbrandkonzept, das beinhaltet, wo alles hinkommt, wo 

die Kameraden ausgerüstet werden, welche Feuerwehren 

diese Fahrzeuge bekommen. Das liegt noch nicht vor. So-

lange das nicht vorliegt, ist der Weg nicht ganz richtig. Da 

ist es in diesem Haushaltsplan nicht passend, das aufzuneh-

men, sondern es muss im nächsten Doppelhaushalt kom-

men, wenn das taktische Waldbrandkonzept vorliegt. 

Ob der Klimawandel jetzt daran schuld ist oder nicht: Der 

letzte Brand war feuergelegt und hatte mit Klimawandel 

nichts zu tun. 

(Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Weiteren 

Aussprachebedarf kann ich nicht erkennen. – Damit stim-

men wir jetzt in der Drucksache 8/3158 über den Ände-

rungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 811 65 ab. Bei 

Zustimmung zu diesem Antrag bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist dieser 

Antrag bei einer übergroßen Anzahl von Neinstimmen und 

nur wenigen Jastimmen abgelehnt. 

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, Herr Hentschel-Thö-

richt, ist damit der nächste Antrag formal eingebracht, und 

wir stimmen damit über die Drucksache 8/3159 ab, Ände-

rungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 812 65. Bei Zu-

stimmung bitte ich um das Handzeichen.– Gegenstimmen? 

– Enthaltungen? – Ich sehe keine Enthaltungen, eine Reihe 

von Jastimmen, aber eine übergroße Anzahl an Gegenstim-

men. Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Als Nächstes liegt die Drucksache 8/3160 vor. Das ist ein 

Änderungsantrag der Fraktion BSW zum Titel 883 60. Er 

ist formal eingebracht, und wir stimmen über diesen Antrag 

ab. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Danke. Dagegen? – Enthaltungen? – Keine Enthaltungen, 

eine ganze Reihe von Jastimmen, aber eine Mehrzahl an 

Neinstimmen. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3209. Das ist ein Ände-

rungsantrag der Fraktion AfD zum Titel 894 61. Bitte 

schön, Herr Kuppi, Sie haben das Wort. 

Lars Kuppi, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Kollegen und Kolleginnen! Zunächst bitte ich um Ent-

schuldigung. Ich habe vorhin am Saalmikrofon schon ge-

sprochen und Sie nicht begrüßt. Das tut mir leid. 

In unserem Änderungsantrag geht es darum, dass wir die-

ses und nächstes Jahr 200 000 Euro mehr haben wollen. 

Dieser Titel dient privaten Hilfsorganisationen, die eine 

wesentliche Rolle im Katastrophenschutz spielen. Diese 

Rolle können staatliche Stellen nicht oder nicht vollständig 

abdecken. Durch Mittelzuwachs kann auch zukünftig ein 

entsprechendes Investitionsniveau trotz erheblicher Preis-

steigerungen in den letzten zwei Jahren beibehalten wer-

den. Es geht um die Beschaffung von Einsatzfahrzeugen, 

Einsatztechnik, Einsatzkleidung und Schutzausrüstung, 

wobei das Soll im Jahr 393 000 Euro betrug. Da sich alles 

verteuert hat und wir auf 500 000 Euro gehen wollen, ist 

das etwas, was sehr wichtig wäre. 

In der Aussprache zum Einzelplan 07 hat Herr Ritter uns 

gesagt, dass wir andere Prioritäten hätten. Herr Ritter, ja, 

wir haben andere Prioritäten, und die sind ähnlich wie Ihre. 

Ich habe mir einmal den Einzelplan 07 angeschaut. Da gibt 

es den Titel 532 02, der Ausgaben für die Vergabe des eku-

ZUKUNFTSPREISES benennt. Darunter sind Werbeaus-

gaben, Preise für Urkunden, Blumen und Ausgaben im 

Nachgang der Verleihung, zum Beispiel von Netzwerkver-

anstaltungen. Im ersten Gesetzesentwurf wollte die Staats-

regierung null Euro, aber die BÜNDNISGRÜNEN haben 

mit ihrem Änderungsantrag 21 für Jahr 2025 eine Mil-

lion Euro und für das Jahr 2026 2,25 Millionen Euro 

durchbekommen, weil Sie mitgestimmt haben. Unsere Pri-

orität ist, uns nicht durch GRÜNE und Linke am Nasenring 

ziehen zu lassen. 

(Sören Voigt, CDU: Dann  

haben Sie keine Mehrheit! –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Zum Antrag! – Weitere Zurufe) 

In demselben Einzelplan – das möchte ich Ihnen gleich er-

klären – haben Sie auch zugestimmt, 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

den Klimafonds, für den die Staatsregierung null Euro an-

setzen wollte, auf eine Million Euro in den Jahren 2025 

und 2026 hochzusetzen. Wir haben bisher nur über Ände-

rungsanträge von AfD und BSW geredet. Sie müssten ein-

mal die Änderungsanträge von den BÜNDNISGRÜNEN 

sehen, die die Zustimmung von der CDU bekommen ha-

ben! 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Da wären mit knapp 5,25 Millionen Euro im Einzelplan 07 

der Partwitzer See, der Meisterbonus und auch unser An-

trag, den ich jetzt hier stelle – eine Lächerlichkeit von 

200 000 Euro – enthalten gewesen. Sie müssen einfach 

mal unseren Anträgen zustimmen, dann helfen Sie dem 

Land, dann helfen Sie der Sicherheit! 

(Beifall AfD) 

Jetzt können Sie sehen, wo unsere Prioritäten liegen: Un-

sere Prioritäten liegen im Konservatismus, und wir haben 

uns nicht wie die CDU verändert, liebe Genossinnen und 

Genossen der CDU. 

(Beifall AfD –  

Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

zur Einbringung Herrn Kuppi. Gibt es dazu Aussprachebe-

darf? – 
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(Susanne Schaper, Die Linke: Haben  

Sie lange für den Gag gebraucht? –  

Lars Kuppi, AfD: Ich kann es gern wiederholen! – 

Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

Dann können wir über den Änderungsantrag der Fraktion 

AfD, Drucksache 8/3209, zum Titel 894 61 abstimmen. 

Wer für diesen Änderungsantrag ist, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Danke. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 

Damit ist dieser Antrag bei einer ganzen Reihe von Jastim-

men, aber einer deutlichen Mehrheit von Neinstimmen ab-

gelehnt. 

Wir stimmen nun über das Kapitel 03 18 als Ganzes ab. Bei 

Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Bei einer ganzen Reihe von Gegenstimmen, aber 

deutlich mehr Jastimmen ist das Kapitel 03 18 angenom-

men. 

Wir kommen zu Kapitel 03 19. Hier liegt uns in der Druck-

sache 8/3161 ein Änderungsantrag der Fraktion BSW zum 

Titel 422 01 vor. Herr Hentschel-Thöricht erhält das Wort 

für die Einbringung; bitte schön. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich 

wollte ich eine vorbereitete Rede zur Einbringung dieser 

Drucksache halten, aber das Thema ist einigen von uns hier 

wichtig, und wir informieren uns sicherlich. Deshalb 

konnte ich heute früh meine Rede über den Haufen werfen, 

weil es eine neue Nachricht gab – zumindest ist sie erst 

heute bei mir angekommen.  

Beim Besuch der Landesfeuerwehr- und Katastrophen-

schutzschule in Nardt wurde mir noch gesagt, dass die Ka-

pazität der Ausbildungsgänge durch die Auslagerung nach 

Dresden teilweise verbessert werden kann. Nun habe ich 

heute erfahren, dass die Minderheitsregierung die erforder-

liche Kostenübernahme gegenüber der Stadt Dresden nicht 

erklärt hat, nicht gewährleisten will. Diese müsse nun in 

Nardt stattfinden, was bedeutet, dass mindestens 23 noch 

geplante Lehrgänge im laufenden Jahr für die Kameraden 

der freiwilligen Wehren wegfallen. Sie haben richtig ge-

hört: wegfallen. 

Da stelle ich mir natürlich die Frage, wie das kompensiert 

werden soll. Wenn ich dann höre, dass die Multiplikatoren-

lehrgänge ersatzlos gestrichen werden müssen, dann ist das 

in meinen Augen Irrsinn. Wenn ich die Kameraden auf der 

Besuchertribüne sehe und weiß, wie viele der Debatte im 

Stream folgen, dann kann ich mir gar nicht vorstellen, was 

das gerade für sie bedeutet. 

Wir alle brauchen gut ausgebildete Feuerwehrleute, egal ob 

hauptberuflich oder freiwillig. Aber wie soll denn die Qua-

lität unter diesen Bedingungen gewährleistet werden? Das 

betrifft uns alle, Sie, Herr Ministerpräsident, Herr Innen-

minister, genauso wie mich. Was Sie hier machen, das ist 

kein Spiel, das ist ein Brandbeschleuniger für Vertrauens-

verlust. 

Deswegen mein eindringlicher Appell an Sie alle, insbe-

sondere an die Abgeordneten der Minderheitsregierung: 

Seien Sie an dieser Stelle kein Teil des Streichquartetts, 

sondern entscheiden Sie nach Ihrem Gewissen! Stimmen 

Sie der Aufstockung bei den Lehr- und Verwaltungskräften 

in Nardt zu! 

Danke. 

(Beifall BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Hentschel-Thöricht mit der Einbringung. Gibt es 

hierzu Aussprachebedarf? – Herr Kuppi an Mikrofon 7. 

Lars Kuppi, AfD: Herr Hentschel-Thöricht, es ist wichtig, 

dass irgendwann mehr Lehrkräfte und Verwaltungsperso-

nal nach Nardt kommen, aber der Umbau ist erst einmal 

wichtiger. Wenn dieser erfolgt ist, dann müssen wir dafür 

auch die Stellen im Stellenplan einplanen. Aber das wäre 

jetzt, wie ich es vorhin schon gesagt habe, der falsche Weg. 

Für den nächsten Doppelhaushalt müssen wir das einpla-

nen, aber in diesem Haushaltsplan geht es nicht. Die Ein-

richtung in Nardt muss erst umgebaut werden, damit wir 

auch die Kapazitäten haben. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Jetzt 

spricht Frau Nicolaus an Mikrofon 4. 

Kerstin Nicolaus, CDU: Danke, Herr Präsident. Ich 

möchte kurz darauf antworten, Herr Hentschel-Thöricht. 

Ich möchte jetzt nicht auf Nardt direkt eingehen; ich denke, 

dazu ist alles gesagt. Wir haben den Ausbau auf dem 

Schirm, und Personal wird sich entsprechend finden. Ich 

möchte aber noch einmal auf den Lehrgang zurückkom-

men. Der Lehrgang, der an der BF in Dresden nicht statt-

gefunden hat, war kein Fehlverhalten des Innenministeri-

ums – das muss ich ganz deutlich sagen –, sondern das hing 

mit der vorläufigen Haushaltsführung zusammen. 

Warum ist das so? Die Verträge für Leipzig, die ich vorhin 

erläutert habe, konnten verlängert werden, weil es diese 

schon vorher gab. Aber während der vorläufigen Haus-

haltsführung kann das Ministerium keinen neuen Vertrag 

abschließen. Das ist so, das geht überhaupt nicht. Diesbe-

züglich muss ich das Innenministerium wirklich in Schutz 

nehmen. Das wäre jetzt wirklich ungerecht. 

Ich war auch erst mal von den Socken, denn ich wusste das 

schon länger. Die BF hatte sich auch vorbereitet, aber der 

Vertrag konnte nicht unterzeichnet werden. Deswegen 

habe ich vorhin gesagt: Für das nächste Jahr wird es zwei 

solcher Lehrgänge an der BF in Dresden geben. Dafür sind 

wir sehr dankbar. 

(Beifall CDU) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Gibt es 

weiteren Redebedarf? – Den kann ich nicht erkennen. Da-

mit stimmen wir über die Drucksache 8/3161, Änderungs-

antrag der Fraktion BSW zu Titel 422 01 ab. Bei Zustim-

mung bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? – Keine Enthaltungen, eine Reihe von 

Zustimmungen, aber eine übergroße Zahl an Neinstimmen. 

Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. 
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In der Drucksache 8/3162 liegt uns ein Änderungsantrag 

der Fraktion BSW zu Titel 428 01 vor. Möchten Sie diesen 

einbringen? 

(Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Formal!) 

– Er ist formal eingebracht. Damit können wir über diesen 

Antrag abstimmen. Bei Zustimmung bitte ich um das 

Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – 

Damit ist dieser Antrag bei einer übergroßen Zahl an Ge-

genstimmen abgelehnt. 

Wir kommen als Nächstes zur Drucksache 8/3163, einem 

Änderungsantrag der Fraktion BSW zu Titel 534 01. – Er 

ist formal eingebracht. Damit können wir über ihn abstim-

men. Bei Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. – Ge-

genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Keine Enthaltun-

gen, eine ganze Reihe von Jastimmen, aber eine große 

Mehrheit an Neinstimmen. Auch dieser Antrag ist damit 

abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3164, einem Änderungsan-

trag der Fraktion BSW zu Titel 633 01. Formal einge-

bracht? 

(Jens Hentschel-Thöricht, BSW, nickt.) 

– Damit können wir über ihn abstimmen. Bei Zustimmung 

bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimm-

enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag bei einer ganzen 

Reihe von Jastimmen, aber einer größeren Zahl von Nein-

stimmen und keinen Enthaltungen abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3165, einem Änderungsan-

trag der BSW-Fraktion zu Titel 633 03. Formal einge-

bracht? – Die Abstimmung dazu: Bei Zustimmung bitte ich 

um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Damit ist dieser Antrag ohne Enthaltungen, bei 

einer ganzen Reihe von Jastimmen, aber einer deutlich grö-

ßeren Zahl an Neinstimmen abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3166, einem Änderungsan-

trag der Fraktion BSW zu Titel 883 09. Herr Hentschel-

Thöricht, bitte. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die 

Feuerschutzsteuer hat uns schon oft beschäftigt. Sie haben 

für das Jahr 2026 garantiert, dass diese vollumfänglich aus-

gezahlt werden soll, und stellen das als Erfolg dar. Aber das 

ist einfach nur eine gesetzliche Pflicht. Für das Jahr 2025 

scheint es nun nicht mehr möglich zu sein. Das ist bedau-

erlich, weil es letztendlich Geld ist, das den Kommunen 

fehlt. 

Deswegen begehren wir mit dem Ihnen vorliegenden Än-

derungsantrag, dass es klar im Einzelplan ausgewiesen 

wird, so wie es bisher war, um die Transparenz zu gewähr-

leisten. Wir müssen einfach sagen: Die Aufstockung auf 

insgesamt 27 Millionen Euro soll zur Verbesserung der 

Ausstattung, zur Erneuerung des Fahrzeugbestandes und 

zur Sicherstellung, dass kein Einsatzfahrzeug länger als 

25 Jahre im Einsatz ist, dienen. Das, denke ich, ist das Min-

deste. 

Demzufolge können Sie dem Antrag zustimmen. Danke. 

(Beifall BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Hentschel-Thöricht für die BSW-Fraktion mit der 

Einbringung. Gibt es dazu Aussprachebedarf? – Den kann 

ich nicht sehen. Damit stimmen wir über den Änderungs-

antrag der Fraktion BSW in der Drucksache 8/3166 zu Titel 

883 09 ab. Bei Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. 

– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Keine Enthal-

tungen, eine ganze Reihe von Jastimmen, aber eine große 

Mehrheit an Neinstimmen. Damit ist dieser Antrag abge-

lehnt. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3210, einem Änderungsan-

trag der Fraktion AfD, Nr. 1 zu Titel 684 01, Nr. 2 zu Titel 

812 01 und Nr. 3 zu Titel 883 09. – Bitte schön, Herr Kol-

lege. 

Lars Kuppi, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich sage jetzt 

schon, dass ich für diesen Änderungsantrag eine punkt-

weise Abstimmung beantrage. 

Im ersten Punkt geht es um unsere Jugendfeuerwehren. 

Das betrifft die Erhöhung der Mittel für den Landesfeuer-

wehrverband, dem wir die Zuschüsse zur Durchführung 

der Ausbildung der Kinder- und Jugendfeuerwehren geben. 

In diesem Jahr wollen wir 100 000 Euro mehr, im nächsten 

Jahr 200 000 Euro mehr. Mit diesen 200 000 Euro, die wir 

im nächsten Jahr beantragen, kommen wir gerade einmal 

auf 621 000 Euro, wobei das Ist im Jahr 2023 bei 650 000 

Euro lag. Wir nähern uns damit dem Ist von 2023 einfach 

nur langsam wieder an. Das ist eine wichtige Sache für un-

sere Jugendfeuerwehren, damit wieder – was Frau 

Nicolaus vorhin schon gesagt hat – viele Maßnahmen 

durchgeführt werden können, zum Beispiel Campen und 

Sonstiges. 

Im zweiten Punkt geht es um eine Mittelerhöhung um 

33 000 Euro in diesem Jahr und um 9,7 Millionen Euro im 

nächsten Jahr. Das ist wichtig, weil unsere Schule eine tra-

gende Rolle bei der Aus- und Fortbildung der hauptamtli-

chen und der ehrenamtlichen Feuerwehrleute in Sachsen 

trägt. Die vorhandene technische Ausstattung und der Alt-

baubestand im Bereich der IT entsprechen bekanntermaßen 

seit Längerem nicht mehr dem Stand der Technik und ver-

ursachten in der Vergangenheit aufgrund von Überlastung 

Abstürze im System. 

Die für das Jahr 2026 eingestellten Mittel werden dann für 

die neu zu errichtenden Lehrgebäude und eine Mehrzweck-

halle gebraucht. Ob diese mit dem Entschließungsantrag, 

den Sie heute hier einbringen werden, aus dem Sachsen-

fonds bezahlt werden? Sie entschließen sich dafür, aber 

wissen werden wir es erst, wenn es wirklich erfolgt ist. So-

mit haben wir die Möglichkeit, die Mittel jetzt schon ein-

zustellen. 

Der dritte Punkt ist die Unterstützung der Kommunen bei 

der gesetzlichen Verpflichtung des Freistaates Sachsen. 

Damit würden Sie den Kommunen eine Unterstützung in 
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Höhe des Aufkommens der Feuerschutzsteuer gewährleis-

ten, und das wäre wesentlich besser. 

Unsere Prioritäten liegen wirklich in der Sicherheit. Die 

werden sich auch nicht verschieben, wie sie sich bei der 

CDU verschoben haben, die zum Beispiel im Haushalts-

plan 08 einfach einmal 5 Millionen Euro für 2025 und 

11 Millionen Euro für 2026 dem Landesverband Sächsi-

scher Migrant/-innenorganisationen bereitstellt. 

Wir unterstützen unsere gesetzlich verpflichteten ehren-

amtlichen Leute, und wir geben kein Geld für die NGOs 

aus. Das hätten Sie mit uns machen können, liebe CDU, 

aber Sie wollten das nicht. Sie wollten lieber mit den linken 

Genossen ins Bett steigen. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke:  

Wie, was?) 

Bitte stimmen Sie unserem Antrag zu! 

(Beifall AfD – Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Kuppi mit der Einbringung. Gibt es dazu Ausspra-

chebedarf? – Offensichtlich nicht. Dann werden wir über 

diesen Änderungsantrag punktweise, wie gewünscht, ab-

stimmen. 

Zunächst Nr. 1 zu Titel 684 01. Wer diesem Punkt zustim-

men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Keine Enthaltungen, eine 

große Anzahl von Jastimmen, aber eine übergroße Anzahl 

von Gegenstimmen. Damit ist Nr. 1 des Änderungsantrags 

abgelehnt. 

Wir kommen zu Nr. 2, betreffend den Titel 812 01. Bei Zu-

stimmung bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Keine Enthaltungen, eine ganze 

Reihe von Jastimmen, aber eine größere Anzahl von Nein-

stimmen. Damit ist auch Nr. 2 des Antrags abgelehnt. 

Wir kommen zu Nr. 3 des Antrags, der Titel 883 09 betrifft. 

Bei Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Bei einer Reihe Enthaltungen 

und einer ganzen Reihe von Jastimmen, aber einer größe-

ren Zahl von Neinstimmen ist dieser Teil des Änderungs-

antrags abgelehnt. Damit ist auch die ganze Drucksache 

abgelehnt. 

Wir können nun über Kapitel 03 19 in Gänze abstimmen. 

Bei Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Keine Enthaltungen, eine 

Reihe von Gegenstimmen, aber eine größere Anzahl von 

Jastimmen. Damit ist das Kapitel 03 19 angenommen. 

Wir kommen zum Kapitel 03 20. In der Drucksache 8/3167 

liegt uns ein Änderungsantrag der Fraktion BSW zu Titel 

536 82 vor. Herr Hentschel-Thöricht bitte, an Mikrofon 2. 

Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Wir bringen die Änderungsanträge des BSW zu 

dem gesamten Kapitel hiermit formal ein. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Gut. Dann 

können wir über den ersten Änderungsantrag abstimmen. 

Bei Zustimmung bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Keine Enthaltungen, einige 

Jastimmen und eine viel größere Anzahl von Gegenstim-

men. Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

(Susanne Schaper, Die Linke: Im Block! –  

Weitere Zurufe) 

Eine Frage, Herr Hentschel-Thöricht: Möchten Sie darüber 

im Block abstimmen lassen? 

(Jens Hentschel-Thöricht, BSW: Ja.) 

–Ja. Somit stimmen wir über die Änderungsanträge in den 

Drucksachen 8/3168, 8/3169, 8/3170, 8/3171 und 8/3172 

im Block ab, wenn es dagegen keine Widerrede gibt. – Wer 

für diese Änderungsanträge ist, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dann sind 

diese Anträge bei einer Reihe von Jastimmen, einer größe-

ren Anzahl an Enthaltungen, aber einer übergroßen Anzahl 

von Neinstimmen abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Drucksache 8/3211, ein Ände-

rungsantrag der Fraktion AfD mit folgenden Nummern: 

Nr. 1 zu Titel 812 01, Nr. 2 zu Titel 686 82, Nr. 3 zu Titel 

894 82 und Nr. 4 zu Titel 536 82. Bitte schön, Herr Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Ich 

würde bitte einzeln darüber abstimmen wollen, weil die Ti-

tel sachlich tatsächlich nicht alle zusammenhängen. Ich 

meine, über Nr. 2 und Nr. 3 könnten wir auch zusammen 

abstimmen, aber der Rest – – 

(Zuruf Christian Hartmann, CDU – Unruhe) 

Ja, wir können punktweise abstimmen. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Dann 

stimmen wir darüber punktweise ab. 

Sebastian Wippel, AfD: Ja, das war aber nicht der einzige 

Punkt. Ich wollte auch noch sagen, was wir hier eigentlich 

vor uns haben. 

In Nr. 1 geht es um ein Pilotprojekt zur Beschaffung von 

Distanzelektroimpulsgeräten für die Polizeidirektion 

Leipzig. Das Projekt hat sich mittlerweile in anderen Bun-

desländern schon bewährt. Man könnte also sagen: Wozu 

brauchen wir in Sachsen ein Pilotprojekt? Das ist ganz ein-

fach: Weil wir als Polizei natürlich auch erst einmal damit 

umgehen lernen müssen. Da ist es gut, dass man erst einmal 

in einer Polizeidirektion anfängt. Die Kriminalitätslage 

macht es ja notwendig, dass man leider eben auch Distanz-

waffen hat, die nicht tödlich sind. 

Nr. 2 thematisiert die heute schon einmal angesprochene 

Schutzbekleidung, die wir natürlich auch brauchen, mit 

dem eingenähten Schnittschutz. Auch dafür muss Geld be-

reitgestellt werden. Ich denke, unsere Polizisten sollten uns 

das wert sein. Das wird von der Summe her natürlich nicht 

für die ganze Polizei reichen, allerdings können wir hiermit 

in die Beschaffung einsteigen und Trageversuche durch-

führen. 
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Bei den Punkten 2 und 3 geht es um die Thematik der Ver-

kehrserziehung. Das sind natürlich Aufgaben, die die Poli-

zei nicht unbedingt selbst machen muss, das können auch 

Externe machen. Entscheidend ist aber, dass es stattfindet, 

dass wir also die Jugendverkehrsschulen haben, dass wir 

deren Arbeit verstärken; denn wir wollen natürlich jedem 

Kind ermöglichen, sich im Straßenverkehr sicher zu bewe-

gen. 

Vor allem darf es nicht passieren, dass – so wie in Dresden 

– aufgrund von Maßnahmen, die wegen der angestiegenen 

Jugendkriminalität ergriffen werden müssen, dann zum 

Beispiel die Fahrradausbildung hinten runterfällt. Das war 

jetzt tatsächlich ein Dresdner Phänomen, in anderen Poli-

zeidirektionen ist das nicht passiert. Aber das darf sich in 

Zukunft schlicht und ergreifend nicht wiederholen. 

Auch bei der „Prävention im Team“, das ist Nr. 4, ist es 

durchaus sinnvoll, dass man mit etwas mehr Geld heran-

geht. Das muss natürlich auch evaluiert werden. Die Mit-

telansätze, die da bestehen, reichen schlicht und ergreifend 

nicht aus. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war die Ein-

bringung des Änderungsantrags durch die AfD-Fraktion. 

Habe ich richtig verstanden, dass Sie punktweise Abstim-

mung erbeten haben? Komplett punktweise, oder nur eine 

Nummer einzeln? 

Sebastian Wippel, AfD: Punktweise: Nr. 1 einzeln, die 

Nrn. 2 und 3 zusammen, Nr. 4 einzeln. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das bekommen 

wir hin. Gibt es Aussprachebedarf zu dem Änderungsan-

trag? – Das kann ich nicht erkennen. Dann können wir in 

die Abstimmung gehen. 

Wir stimmen zunächst über Nr. 1 des Änderungsantrags ab. 

Wer stimmt dem zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 

sich? – Dann habe ich eine Mehrheit von Neinstimmen er-

kannt. 

Wir stimmten jetzt über Nr. 2 und Nr. 3 en bloc ab. Wer 

stimmt dem zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 

– Dann ist auch hier eine Mehrheit gegen diesen Ände-

rungsantrag. 

Nun stimmen wir über Nr. 4 ab. Wer stimmt dem zu? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist hier ebenso 

die Mehrheit gegen die Annahme dieses Änderungsan-

trags. 

Damit können wir über das Kapitel 03 20 zur Gänze ab-

stimmen, in unveränderter Fassung. Wer stimmt dem Ka-

pitel 03 20 zu? – Wer stimmt gegen das Kapitel? – Wer ent-

hält sich? – Dann ist bei einigen Neinstimmen und einer 

Enthaltung dennoch die Mehrheit für die Annahme des Ka-

pitels 03 20 gewesen. 

Wir können zu Kapitel 03 22 kommen. Hierzu liegt mit der 

Drucksache 8/3173 ein Änderungsantrag der Fraktion 

BSW zum Titel 684 77 vor. Wollen Sie diesen einbringen? 

– Das ist gewünscht. Herr Kollege Böhme kommt nach 

vorn. 

Ralf Böhme, BSW: Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Diesen Änderungsantrag 

bringt die Fraktion BSW ein, um einen Aderlass zu verhin-

dern, und zwar im Bereich der Leistungssporttrainer in 

Sachsen. Ein Sportland Sachsen, wie es der Kollege Rost 

heute beschwor, ist nicht möglich ohne Trainerinnen und 

Trainer – und damit ein entsprechendes Niveau im Leis-

tungssport. 

Wir haben in Sachsen unangenehme Erinnerungen an die 

Zeit nach 1990, als eines der hochwertigsten und niveau-

vollsten Sportsysteme der Welt in sich zusammenbrach und 

wir damals, glaube ich, den größten Teil unserer Trainerin-

nen und Trainer verloren. Das droht jetzt – vielleicht ein 

wenig schwächer – auch. Das wollen wir mit diesem Än-

derungsantrag verhindern. Deshalb unser ganz klarer Ap-

pell: Das BSW ist gern Partei des Sports. Es wäre schade, 

wenn es die CDU nicht mehr wäre. Deshalb: Stimmen Sie 

bitte zu. 

(Beifall BSW und AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Gibt es 

Aussprachebedarf zu diesem Änderungsantrag? – Ich sehe 

den Kollegen Rost an Mikrofon 6. 

Wolf-Dietrich Rost, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Herr Böhme, vielen Dank. Das, was Sie darstellen, ist nicht 

korrekt. Es gibt hier keinen Kahlschlag, sondern es gibt 

keinen Aufwuchs, den man sich unter den gegenwärtigen 

Bedingungen aus sportfachlicher Sicht vorstellen könnte, 

sondern einen Start mit der Trainerfinanzierung in Höhe 

von 1,5 Millionen Euro. Von daher sehen wir dort einen 

Beginn dieser Maßnahme, diese Leistungen weiter zu ver-

stärken, aber keinen Anlass, jetzt Ihrem Antrag zuzustim-

men. 

(Beifall CDU) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war der Bei-

trag der CDU-Fraktion, des Kollegen Wolf-Dietrich Rost. 

Es war keine Kurzintervention, sondern es war ein Debat-

tenbeitrag zum Änderungsantrag. Gibt es bei den anderen 

Fraktionen noch Aussprachebedarf? – Dann könnte jetzt 

der Kollege Böhme entweder kurzintervenieren oder aber 

einen Debattenbeitrag im Rahmen der verbleibenden Re-

dezeit halten. 

Ralf Böhme, BSW: Herr Kollege Rost, es geht hier nicht 

um Aufwuchs im Trainerbereich, sondern um den Aus-

gleich der Differenzen im Gehaltsniveau der Trainer in 

Sachsen. In den Nachbarbundesländern liegen bekannter-

maßen die Gehälter deutlich höher. Das heißt, es gibt ganz 

klare Motivationen, zu wechseln. Vom Ausland will ich gar 

nicht reden. Dieses Risiko des dadurch drohenden Aderlas-

ses wollen wir verhindern. 

(Beifall BSW) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Besteht weiterer 

Aussprachebedarf zu diesem Änderungsantrag? – Das 

scheint nicht der Fall zu sein. Dann können wir über diesen 
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abstimmen. Wer stimmt für den Änderungsantrag Druck-

sache 8/3173? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 

– Das war eine Mehrheit der Stimmen gegen diesen Ände-

rungsantrag. 

Nun ist die Drucksache 8/3174, Änderungsantrag der Frak-

tion BSW zu Titel 893 71, aufgerufen. Wollen Sie diesen 

einbringen? – Erneut kommt Herr Böhme zum Pult. 

Ralf Böhme, BSW: Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Das Vereinsleben in Sachsen 

wurde heute mehrmals angesprochen und entsprechend ge-

würdigt. Das Vereinsleben im Sport hat eine gesellschafts-

stabilisierende Wirkung, die wir nicht hoch genug schätzen 

können. In den Sportvereinen gibt es eine Unmenge von 

ehrenamtlich Tätigen, die die Geschehnisse am Laufen hal-

ten, die Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen eine sinn-

volle Freizeitbeschäftigung bieten. Dafür ist Infrastruktur 

notwendig. 

Diese soll in Zukunft nicht mehr oder weniger durch hand-

werkliche Einsätze von Ehrenamtlern finanziert oder er-

möglicht werden, sondern durch Investitionen in die Infra-

struktur der Vereine. Dafür wollen wir mit diesem Ände-

rungsantrag weitere finanzielle Mittel bereitstellen. Des-

halb gibt es unsere klare Bitte um Zustimmung. 

(Beifall BSW) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war die Ein-

bringung durch Kollegen Böhme. Gibt es Aussprachebe-

darf dazu? – Es gibt Aussprachebedarf. Ich sehe an Mikro-

fon 4 den Kollegen Sören Voigt von der CDU, bitte schön. 

Sören Voigt, CDU: Herr Präsident! Herr Kollege Böhme, 

auch wir würden uns wünschen, dass wir in den nächsten 

Jahren mehr Geld für Investitionen in Sportstätten zur Ver-

fügung hätten. Aber auch hier muss man darauf reflektie-

ren, woher Sie die Deckung für Ihren Wunsch hernehmen. 

Das ist wieder die geringere Zuführung zum Generationen-

fonds, insgesamt 1,9 Milliarden Euro für beide Haushalts-

jahre. Was wir von diesem Deckungsvorschlag halten, ha-

ben wir schon gesagt. Deshalb können wir Ihrem gut ge-

meinten Antrag leider nicht zustimmen. – Vielen Dank. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Kollege Voigt hat 

die Ablehnung des Änderungsantrags begründet. Ich sehe 

an Mikrofon 2 die Abg. Zimmermann mit einer Kurzinter-

vention oder einem Debattenbeitrag im Rahmen der Rede-

zeit. 

Sabine Zimmermann, BSW: Eine Kurzintervention auf 

den Beitrag von Herrn Voigt. Herr Voigt, können Sie sich 

daran erinnern, wie wir uns damals kennengelernt haben in 

den Sondierungsgesprächen? 

(Oh-Rufe und Heiterkeit alle Fraktionen) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Kolleginnen und 

Kollegen, ich darf Sie bitten, die Ruhe zu bewahren, auch 

wenn Sie das angeregt hat, aber vielleicht können wir uns 

auf den Debattenbeitrag von Kollegin Zimmermann kon-

zentrieren. Danke schön. 

Sabine Zimmermann, BSW: Das ist nett. Danke schön, 

Herr Präsident. 

Ich möchte auf die langen Gespräche hinweisen, die wir 

damals geführt haben, als wir uns im Oktober kennenge-

lernt und viele Stunden zusammengesessen haben. 

(Heiterkeit alle Fraktionen) 

Da ging es unter anderem um den Generationenfonds. Wie 

Sie sich erinnern werden, war die SPD dafür, den Genera-

tionenfonds zu beleihen. Sie hat dafür extra ein Gutachten 

anfertigen lassen. In dem Gutachten stand: Das ist möglich. 

Daraufhin hat die CDU ein Gutachten in Auftrag gegeben. 

In dem Gutachten – wer bestellt, bezahlt – stand: Es ist 

nicht möglich. 

Im Endeffekt konnten sie sich beide nicht einigen. Sie sind 

sich in Ihrer Koalition nicht einig in diesem Punkt, wieweit 

Sie Schulden aufnehmen. Die SPD ist für Schuldenauf-

nahme. Da wundert es mich schon, dass Sie das hier immer 

zur Debatte stellen, wenn Ihr Koalitionspartner das wollte. 

(Beifall BSW) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war die 

Kurzintervention auf den Debattenbeitrag von Kollegen 

Voigt, der an Mikrofon 4 reagieren möchte. Bitte schön. 

Sören Voigt, CDU: Herr Präsident! Liebe Kollegin  

Zimmermann! Wir behalten für uns, wie wir beide uns ken-

nengelernt haben. 

(Heiterkeit alle Fraktionen) 

Ich weiß, dass das viele in diesem Haus brennend gern wis-

sen würden. Ich versuche trotzdem, sachlich auf Ihre 

Kurzintervention zu antworten. 

Der Haushaltsplan, wie er jetzt vorliegt, ist ein Kompro-

miss gewesen. Da sind wir uns vollkommen einig. Auch 

mit den Kooperationspartnern GRÜNE und Linke, die jetzt 

diesem Haushalt zustimmen, 

(Zurufe AfD) 

haben wir uns auf einen finanziellen Gesamtrahmen ver-

ständigt. Dieser beinhaltet eine geringere Zuführung zum 

Generationenfonds. Der beinhaltet auch das klare Bekennt-

nis, dass wir mit diesem Haushalt keine Kredite aufneh-

men. 

(Beifall CDU) 

Wir stehen dazu. Wenn Sie das jetzt ansprechen, dann muss 

man das noch einmal so deutlich sagen. 

Zu einer verantwortungsvollen Haushaltspolitik gehört 

auch, dass man einen Haushalt in Gänze trägt und sich 

nicht die Rosinen herauspickt, die man gern möchte oder 

sich wünschen würde. 

Deshalb muss gesagt werden: Eine weitere geringere Zu-

führung zum Generationenfonds in Höhe von 1,9 Milliar-

den Euro ist verwaltungsrechtlich nicht möglich. Ich 

glaube, dieses Thema haben wir schon bei unserem ersten 

Kennenlernen diskutiert. 
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Vielen Dank. 

(Beifall CDU) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war die Re-

aktion des Kollegen Sören Voigt auf die Kurzintervention 

von Frau Kollegin Zimmermann. 

Da ich keinen weiteren Aussprachebedarf erkennen kann, 

kommen wir zur Abstimmung über die Drucksa-

che 8/3174, Änderungsantrag der Fraktion BSW zu Titel 

893 71. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Das ist eine Mehr-

heit von Stimmen gegen den Änderungsantrag gewesen.  

Wir kommen nun zur Drucksache 8/3212, Änderungsan-

trag der Fraktion AfD, unter Nr. 1 zu Titel 684 05, unter 

Nr. 2 zu Titel 883 71 und unter Nr. 3 zu Titel 893 71. Wie 

ich erkennen kann, ist durch die AfD-Fraktion gewünscht, 

den Antrag einzubringen. Herr Kollege Gumprecht, Sie ha-

ben das Wort.  

Heiko Gumprecht, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zu diesen 

drei Punkten eine punktweise Abstimmung beantra-

gen. Liebe Linke, nicht ideologische Projekte schaffen die 

Integration im Sport, sondern der Sport selbst. Sport trägt 

in vielerlei Hinsicht erheblich zur Integration bei. Einige 

Gründe, warum Sport Integration fördert: Im Sport steht 

die Handlung im Vordergrund, nicht die Sprache. Das ge-

meinsame Spiel, die Gesten und Emotionen auf dem Feld 

ermöglichen eine Kommunikation, die über Worte hinaus-

geht. Sportvereine bieten eine bestehende soziale Struktur. 

Man ist Teil eines Teams, verfolgt gemeinsame Ziele und 

teilt Erfolge und Misserfolge. Dies stärkt das Gefühl der 

Zugehörigkeit und des Wir-Gefühls, was für die Integration 

entscheidend ist. 

Sport vermittelt wichtige soziale Werte wie Fairplay, 

Teamgeist, Respekt, Disziplin und Toleranz. Vielleicht 

wäre es bei Ihnen einmal angebracht gewesen, dass Sie in 

einen Verein gegangen wären. 

(Juliane Nagel, Die Linke:  

Sie meinen wohl sich selbst!) 

Im Sport zählen Leistung, Einsatzbereitschaft und Charak-

ter, nicht die Herkunft. Durch den persönlichen Kontakt 

und das gemeinsame Erleben werden Vorurteile und  

Stereotypen auf beiden Seiten abgebaut. Man lernt sich 

schließlich als Mensch kennen. 

Der Sportverein ist oft ein wichtiger Treffpunkt im lokalen 

Gemeinwesen. Deshalb muss man Sportvereine stärken 

und nicht sinnlose Integrationsstellen schaffen. Von daher 

sind diese Gelder in dem Punkt zu streichen. 

Damit kommen wir zum nächsten Änderungsantrag. Säch-

sische Sportstätten unterliegen schon heute einem massi-

ven Investitionsstau. Wenn Sportler in Sachsen bleiben sol-

len, muss investiert werden. Sportvereine und Sportler be-

nötigen vernünftige, funktionale und vor allem sichere 

Sportstätten. Natürlich werden auch genügend Sportstätten 

benötigt; denn schon heute kann nicht allen Kindern oder 

Jugendlichen, die Vereinssport betreiben wollen, ein ent-

sprechendes Angebot unterbreitet werden. 

Damit kommen wir zum wichtigsten Änderungsantrag. 

Was bringt die modernste Sportstätte, wenn nicht genügend 

Trainer zur Verfügung stehen? Schon jetzt erleben wir die 

Abwanderung von Trainern und Übungsleitern in die 

Nachbarbundesländer oder in das Schulwesen. Diese Ab-

wanderung muss gestoppt und das Traineramt in Sachsen 

gestärkt werden. Deshalb werbe ich um Ihre Zustimmung. 

Noch ein Punkt zu Herrn Böhme – nein, zu Herrn Lipp-

mann. Herr Lippmann, Sie haben gesagt, der Landessport-

bund sei zufrieden. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Was? Ich soll das gesagt sagen?) 

Das haben Sie heute gesagt. Ich weiß nicht, wie Sie zu der 

Annahme kommen. Herr Böhme und ich waren die einzi-

gen, die sich mit dem Landessportbund getroffen haben. 

(Sören Voigt und Jan Löffler, CDU: Was?) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war die Ein-

bringung des Änderungsantrags durch Herrn Kollegen 

Gumprecht von der AfD-Fraktion, der gleichzeitig punkt-

weise Abstimmung beantragt hat. Gibt es den Wunsch nach 

einem Redebeitrag? – Ich sehe den Kollegen Lippmann am 

Mikrofon 4. 

(Unruhe im Saal – Glocke des Präsidenten) 

Möglicherweise mit dem Begehr einer Kurzintervention? 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Nein, ich 

möchte gern im Rahmen der Aussprache zu diesem Ände-

rungsantrag sprechen, nicht dass Herr Gumprecht dann 

noch Redezeit dafür bekommt, dass er Quatsch erzählt. 

Ich möchte zwei Dinge klarstellen. Erstens. Ich habe nie 

gesagt, dass der Landessportbund zufrieden ist. Sie sollten 

vielleicht zuhören, verinnerlichen, wer vorne steht, und das 

dann in Ihrem Hirn so rezipieren, dass Sie wissen, wer et-

was sagt. 

(Heiko Gumprecht, AfD: Sie  

standen da nicht vorne!) 

Es hatte jemand anderes gesagt. Ich hatte sehr deutlich an-

gesprochen, dass der Landessportbund froh ist, dass das 

Ehrenamtsprogramm im Sport weiterfinanziert wird. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE –  

Sebastian Wippel, AfD: Integrationsprogramm!) 

Das ist ein Teil dessen. Nichts anderes habe ich gesagt. 

Aber mit Lügen hat es Ihre Partei bekanntlich. 

Zweitens. Ich habe mich ebenfalls mit dem Landessport-

bund getroffen. Ich weiß gar nicht, woher Sie die Dreistig-

keit, die Frechheit nehmen, zu glauben, dass andere Men-

schen sich nicht mit dem Landessportbund treffen, dass Sie 

glauben, Sie kennen die Terminkalender aller 120 Abge-

ordneten in diesem Hohen Hause. Das ist eine Lüge. Ich 
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kann Ihnen sehr genau sagen, wann ich beim Landessport-

bund gewesen bin, aber das habe ich nicht nötig. Natürlich 

habe ich mich mit ihm getroffen. Es ist eine Frechheit, was 

Sie hier erzählen. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, CDU und SPD) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollege 

Valentin Lippmann von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN. Ich sehe keinen weiteren 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE,  

in Richtung AfD: Da brauchen Sie gar  

nicht so hämisch zu grinsen, es ist so!) 

Aussprachebedarf und bitte auch die Herren Kollegen in 

dem Fall, die Zwiegespräche einzustellen. Wir kommen 

jetzt zur Abstimmung über diesen Änderungsantrag, wie 

von der AfD-Fraktion gewünscht, punktweise. 

Wir stimmen über die Drucksache 8/3212 in der Reihen-

folge der Nummern ab, zunächst über Nr. 1 des Ände-

rungsantrages. Wer stimmt zu? – Wer ist dagegen? – Wer 

enthält sich? – Bei wenigen Enthaltungen ist eine Mehrheit 

des Plenums gegen diesen Änderungsantrag. 

Wir kommen zu Nr. 2. Wer stimmt dafür? – Wer stimmt 

dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist auch hier eine 

Mehrheit der Stimmen gegen diesen Antrag. 

Und wir kommen zu Nr. 3 des Änderungsantrags. Wer 

stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 

– Bei einer Reihe von Enthaltungen und einigen Dafür-

Stimmen ist dennoch eine Mehrheit gegen diesen Ände-

rungsantrag und er fand keine Mehrheit. 

Wir kommen nun zum Änderungsantrag unter der Druck-

sache 8/3217 der BSW-Fraktion zu einem neuen Titel „Sa-

nierung der Margon Arena in Dresden“. Ich gehe davon 

aus, dass der Kollege Böhme der BSW-Fraktion ihn ein-

bringen wird. Er eilt auch bereits nach vorne; bitte. 

Ralf Böhme, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es geht hier entgegen natürlich 

naheliegender Verdächtigungen nicht um rein lokalpatrio-

tisches Interesse. Das Objekt Margon Arena ist objektiv sa-

nierungsbedürftig. Das kann man sehr schnell zusammen-

fassen. Es ist unter anderem Heimstätte eines sächsischen 

Damen-Volleyballvereins, der Europapokal-Sieger ist. 

(Beifall BSW) 

Davon haben wir definitiv nicht viele in Sachsen. Darüber 

hinaus sind dort Basketballer und viele andere Vereine. Der 

Breitensport ist dort zu Hause. Das ist, wenn man das Ein-

zugsgebiet betrachtet, ein Zentrum des Sports, bei dem der 

Bedarf außer Zweifel steht. 

Der Sanierungsstau ist sehr groß. Es besteht die Gefahr, 

dass hier viele Vereine ihre Trainings- und Wettkampfmög-

lichkeiten verlieren. Das wollen wir mit diesem Antrag ver-

hindern. 

Wir haben immerhin schon feststellen dürfen, dass der In-

halt des Antrags so überbordende Begeisterung bei den 

Kollegen der AfD hervorgerufen hat, dass sie diesen An-

trag dann auch noch einmal kopiert und selbst eingebracht 

haben. Das soll Sie aber nicht davon abhalten, hier auf je-

den Fall zuzustimmen. 

(Sebastian Wippel, AfD: Machen wir auch!) 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Herr Böhme von 

der BSW-Fraktion hat den Änderungsantrag begründet. 

Gibt es Aussprachebedarf? – Ich sehe Herrn Kolle-

gen Hartmann, der nach vorne kommt. Herr Kollege Hart-

mann von der CDU-Fraktion, bitte schön. 

Christian Hartmann, CDU: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unbenom-

men ist die Margon Arena, wie so viele Sportstätten im 

Freistaat Sachsen, eine, die durchaus Sanierungsbedarf hat. 

Es ist aktuell eine kommunale Sportstätte, so wie viele an-

dere. Es wäre dann ehrlicher gewesen, man hätte einen An-

trag für Kommunalsportstätten-Invest gestellt; denn das 

Heraussuchen einer in der Landeshauptstadt Dresden lie-

genden kommunalen Sportstätte als Einzelprojekt an dieser 

Stelle so hervorzuheben, wirft zumindest im Interesse des 

gesamten Landes Fragen auf. 

(Zuruf Jan Löffler, CDU) 

Es ist nämlich mit Blick auf den Haushalt die einzige der-

zeit als kommunale Sportstätte neu zu investierende Maß-

nahme. Der Rest ist Vereinssport. 

Dann kommen wir einmal zum DSC in Dresden. Die De-

batte muss man hier nicht austragen, sie gehört nur zur Ehr-

lichkeit dazu; denn derzeit ist es eine kommunale Sport-

stätte, bei welcher die Diskussion läuft, ob es eine Vereins-

sportstätte werden soll. 

Die Volleyballdamen, die als Deutsche Meister eine hohe 

Wertschätzung haben, auch dort, wo sie spielen, sind ein 

Teil des DSC. Insoweit ist es hilfreich, nicht die Frage zu 

beantworten, wie mit der Volleyballabteilung innerhalb des 

DSC umgegangen wird, sondern diese Frage mit dem ge-

samten DSC zu diskutieren. Da diese Frage noch nicht ein-

mal in der Landeshauptstadt Dresden geklärt ist – wie Sie 

als Stadtrat auch wissen –, halte ich es für sehr sportlich, 

hier einen Antrag zu stellen und zu sagen, der Landtag 

möge schon einmal Investitionsmittel beschließen, mög-

lichst als Vereinssportmittel, für ein Projekt, bei dem ge-

rade infrage steht, ob es eine Vereins- oder Kommunal-

sportstätte ist und mit einer Vereinsspitze, die sich im Prä-

sidialbereich derzeit die Frage stellt, ob sie das will. 

Insoweit, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird 

meine Fraktion das hier zumindest ablehnen, was nicht 

heißt, dass wir den Unterstützungsbedarf für den DSC an 

dieser Stelle nicht sehen würden. Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 
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Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Kollege Christian 

Hartmann, CDU-Fraktion, hat die Ablehnung seiner Frak-

tion begründet. Gibt es weiteren Aussprachebedarf? – Das 

kann ich nicht erkennen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Drucksa-

che 8/3217, Änderungsantrag der Fraktion BSW. Wer dem 

seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Danke. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich 

der Stimme? – Das ist eine Mehrheit an Stimmen gegen 

diesen Änderungsantrag gewesen. 

Wir schließen an mit dem Änderungsantrag der Fraktion 

AfD, Drucksache 8/3281, ebenfalls zu einem neuen Titel 

„Zuschüsse für Sanierungsleistungen an der Margon Arena 

Dresden“. Kollege Gumprecht will kurz am Saalmikro-

fon 7 begründen; bitte schön. 

Heiko Gumprecht, AfD: Wir bringen den Änderungsan-

trag formal ein. Herr Böhme, ich gebe Ihnen recht. Wir ha-

ben ihn kopiert, aber wir können dazu stehen. Es gibt an-

dere Parteien, die unsere Anträge kopieren, sich das aber 

nicht eingestehen können. Aber alles in Ordnung. 

Ich möchte mich noch bei Herrn Rost ausdrücklich ent-

schuldigen, dass ich ihn vorhin vergessen habe; denn wir 

können schon sehr konstruktiv miteinander arbeiten, was 

den Bereich Sport angeht. 

(Zurufe CDU: Oh!) 

Sie habe ich wirklich vergessen. Trotzdem muss ich sagen: 

Wenn die CDU sich nicht gegenüber Rot und Grün prosti-

tuiert hätte, 

(Andreas Nowak, CDU: Legen  

Sie mal eine neue Schallplatte auf!) 

dann würden genügend Mittel zur Verfügung stehen, um 

Dinge für Sport, Polizei oder Feuerwehr bereitzustellen. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Herr Kollege, wir 

sind nicht in einer Generalaussprache. Sie können etwas 

zum Antrag sagen. 

Heiko Gumprecht, AfD: Ich bin schon fertig. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Er ist fertig. Gibt 

es Redebedarf zum Änderungsantrag? – Das kann ich nicht 

erkennen. Dann stimmen wir darüber sogleich ab. Wer 

stimmt dem Änderungsantrag unter Drucksachennummer 

8/3281 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? Dann 

war auch hier eine Mehrheit des Plenums gegen diesen Än-

derungsantrag. 

Damit können wir nun über das Kapitel 03 22 in Gänze ab-

stimmen. Wer stimmt für das Kapitel 03 22? – Wer ist da-

gegen? – Wer enthält sich? – Dann hat die Mehrheit des 

Plenums das Kapitel 03 22 beschlossen. 

Zum Stellenplan gibt es keine Änderungsanträge. Deshalb 

können wir einfach darüber abstimmen. Wer stimmt für 

den Stellenplan? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 

Dann ist auch hier eine Mehrheit für den Stellenplan gewe-

sen. 

Wir können über den Einzelplan 03 jetzt insgesamt abstim-

men. Wer stimmt dem Einzelplan 03 in der vorliegenden 

Fassung zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Dann 

hat bei einer Enthaltung eine Mehrheit des Plenums den 

Einzelplan 03 beschlossen. Ich danke Ihnen. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 1.13 

Einzelplan 04 

Staatsministerium der Finanzen 

Einzelplan 14 

Staatliche Hochbau- und Liegenschaftsverwaltung 

Einzelplan 15 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Eine Vielzahl der Abgeordneten  

verlässt den Plenarsaal.) 

Ich bitte Sie, wenn Sie den Raum verlassen müssen, das 

vielleicht in der notwendigen Gelassenheit und Ruhe zu 

tun, sodass die verbleibenden Kolleginnen und Kollegen 

sich diesem Tagesordnungspunkt widmen können. 

Zunächst erhalten die Berichterstatter des Haushalts- und 

Finanzausschusses – Herr Dr. Eppinger, Herr Pohle und 

Herr Barth – zu diesen Einzelplänen bei Bedarf das Wort. 

Besteht Bedarf bei den zuständigen Abgeordneten? – Das 

kann ich nicht erkennen. Dann können die Fraktionen in 

gewohnter Reihenfolge in der ersten Runde sprechen: 

CDU, AfD, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, Die Linke, 

fraktionsloser Abgeordneter und Staatsregierung. Ich sehe 

den Kollegen Jan Löffler, CDU-Fraktion, zum Pult schrei-

ten. Bitte schön, Herr Kollege. 

Jan Löffler, CDU: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! In diesem Tagesordnungspunkt bera-

ten wir die Einzelpläne 04, Staatsministerium der Finan-

zen, und 15, Allgemeine Finanzverwaltung. Beide bilden 

das finanzielle und organisatorische Fundament dieses 

Staatshaushaltes. 

Dass wir den Doppelhaushalt 2025/2026 trotz der späten 

Einbringung nun doch vor der Sommerpause beschließen 

können, ist das Ergebnis großer gemeinsamer Anstrengun-

gen. Mein ausdrücklicher Dank gilt allen Beteiligten, vor 

allem in der Verwaltung, den Ausschüssen, den Ausschuss-

sekretariaten und den Fraktionen, die dieses Verfahren un-

ter Zeitdruck dennoch professionell und lösungsorientiert 

vollzogen haben, obwohl wir es auch nicht immer so ein-

fach gemacht haben, vor allem nicht dem Ausschusssekre-

tariat und dort speziell Herrn Ridder. 

(Beifall CDU, Juliane Pfeil, SPD, und 

Staatsministerin Regina Kraushaar) 

Besonders wichtig ist: Wir sind es den Menschen in Sach-

sen schuldig, für Verlässlichkeit und finanzielle Planungs-

sicherheit zu sorgen und damit die vorläufige Haushalts-

führung im Freistaat bald zu beenden. 

Lassen Sie mich zum Einzelplan 04 kommen, dem Dienst-

leister am Staat. Der Einzelplan 04 bildet einen klassischen 

Verwaltungshaushalt. Hierbei geht es nicht um irgendwel-

che politischen Prestigeprojekte, sondern eher um die so-

lide Organisation staatlicher Abläufe, Bezügeabrechnung, 

Fördermittelverwaltung, Behördenunterbringung – 

kurzum: das Rückgrat einer funktionierenden Verwaltung. 

Ein besonderer Fokus liegt dabei auf der Digitalisierung. 

So wird zum Beispiel die elektronische Beihilfebearbei-

tung im Landesamt für Steuern und Finanzen im Rahmen 

einer länderübergreifenden Kooperation mit dem Freistaat 

Bayern vorangetrieben. Ebenfalls hervorzuheben ist das 

Projekt Digitalisierung der Landesförderprogramme. Ein 

echter Fortschritt in Richtung Verwaltungsmodernisierung, 

insbesondere im Zusammenspiel mit unserer Sächsischen 

Aufbaubank. 

Unser ausdrücklicher Dank gilt dem Finanzministerium, 

Christian Piwarz als Minister vornweg, und der Sächsi-

schen Aufbaubank, die mit großem Engagement und hoher 

fachlicher Kompetenz an der Umsetzung der Empfehlun-

gen der Förderkommission arbeiten. Das ist nicht nur eine 

technische Herausforderung, sondern ein wesentlicher 

Baustein für einen schlanken, effizienten und möglichst 

wenig bürokratischen Staat. 

Mit unserem Entschließungsantrag, den wir später noch 

beraten werden, ersuchen wir die Staatsregierung aus-

drücklich, Förderverfahren zu vereinfachen und die säch-

sische Förderlandschaft zukunftsfähig auszurichten. Eine 

große Erwartung gilt diesbezüglich der Staatskanzlei mit 

Staatssekretär Handschuh voran, der das Ganze orchestrie-

ren muss. Dort hat man auch den nötigen Blick auf die För-

derrichtlinien, dass diese dann nicht versteckt die Bürokra-

tie mit sich bringen. Nur so kann es gelingen, die zentralen 

Empfehlungen der Förderkommission II und aktuelle Be-

darfe wie Krisenfestigkeit und finanzielle Tragfähigkeit si-

cherzustellen und die Staatsverwaltung darauf auszurich-

ten. 

Hinzu kommt die Finanzierung der wissenschaftlichen Inf-

rastruktur. Der Zuschuss zum Beispiel für das ifo Institut 

in Dresden bleibt erhalten, denn dieser Standort ist eine tra-

gende Säule der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 

im Osten Deutschlands. 

Erlauben Sie mir, noch einige Sätze zum Einzelplan 15 zu 

sagen. Mit dem Einzelplan 15 beraten wir über das Herz 

und die Lunge des Gesamthaushaltsplans. Hier wird unter 
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anderem die Steuer vereinnahmt. Hier werden die Rück-

lage verbucht und vor allem der kommunale Finanzaus-

gleich veranschlagt. Kurzum: Dieser Einzelplan bringt den 

Haushalt letztlich ins Gleichgewicht. 

Im Ergebnis ist es uns zum Beispiel gelungen, die Kom-

munen zu stärken. Im Rahmen der Mai-Steuerschätzung 

prognostizierte Steuermindereinnahmen werden vollstän-

dig ausgeglichen. Das ist ein starkes Signal an unsere kom-

munale Familie, ein Ausdruck gelebter Partnerschaft, auch 

in engen Zeiten. Mit dem kommunalen Finanzausgleich 

werden wir uns später in Tagesordnungspunkt 3 noch ein-

mal näher beschäftigen. 

Andererseits umfasst die Beschlussempfehlung des Haus-

halts- und Finanzausschusses zusätzliche Mehrausgaben 

von rund 220 Millionen Euro gegenüber dem Regierungs-

entwurf. 

Diese Mehrausgaben werden auch im Einzelplan 15 austa-

riert, etwa durch Entnahme der Rücklagen und Anpassung 

bei den Verstärkungsmitteln, sowie in AAÜG-Leistungen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber auch noch ein-

mal hier klar betonen: keine Schulden! Das ist die klare 

Haltung der CDU in diesem Haushalt. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Unsere Haltung war und ist klar: keine Schulden zur Finan-

zierung laufender Ausgaben. Auch wenn es weh tut, Prio-

ritäten zu setzen, ist das politische Ehrlichkeit und nicht 

verhandelbar. 

Der Haushalt kommt ohne neue Kreditaufnahmen aus. Das 

war keine Selbstverständlichkeit, aber für uns eine Not-

wendigkeit; denn jeder zusätzliche Kredit verschiebt die 

strukturellen Probleme, die wir an einigen Stellen tatsäch-

lich haben, nur in die Zukunft. 

Der nächste Haushalt 2027/2028 wird ohne Rücklagen oh-

nehin unter größtem Druck stehen. Damit ist dieser Etat, so 

hart es klingt, ein Übergangshaushalt mit Konsolidierungs-

auftrag. Was wir jetzt brauchen, ist daher Verlässlichkeit 

und Reformmut. Wir müssen bereits heute beginnen, die 

Ausgabenstruktur kritisch zu überprüfen. Gerade bei den 

gesetzlichen Leistungen und im Personalbereich sind mit-

telfristig strukturelle Anpassungen nötig. 

Es ist uns gelungen, den jahrelangen Trend des Stellenauf-

wuchses zu durchbrechen und eine Umkehr in Richtung ei-

nes gezielten Personalabbaus einzuleiten. Diesen Kurs gilt 

es nun mit Augenmaß, aber auch der nötigen Stringenz 

weiterzuverfolgen. Effizienz, Aufgabenkritik und Verläss-

lichkeit müssen sich künftig wieder stärker im staatlichen 

Personalkörper widerspiegeln. 

(André Barth, AfD, steht am Mikrofon.) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Gestatten Sie 

eine Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Jan Löffler, CDU: Herr Kollege Barth, bitte. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Nein, Moment, 

das mache immer noch ich; an Mikrofon 7 Herr Barth. 

André Barth, AfD: Herr Kollege, danke, dass Sie diese 

Zwischenfrage zugelassen haben. Halten Sie es tatsächlich 

für einen wirklichen Richtungswechsel, wenn wir jetzt 

328 Stellen, die eigentlich nur befristet waren und ohnehin 

auslaufen, auslaufen lassen? Können wir das wirklich als 

einen Richtungswechsel bezeichnen – nachdem unser Mi-

nisterpräsident seit 2017 auf diesem Stuhl sitzt und 10 457 

Stellen aufgebaut hat? Können Sie mal ausrechnen, wie 

lange wir brauchen, um von diesem Stellenaufwuchs wie-

der herunterzukommen? 

Jan Löffler, CDU: Sehr geehrter Herr Kollege Barth! Vie-

len Dank für die Zwischenfrage. Sie wissen, wir haben uns 

auch in vielen bilateralen Gesprächen genau zu der Frage-

stellung, die Sie mir gestellt haben, ausgetauscht. Ja, ich 

sehe das als Richtungswechsel an und danke Ihnen, dass 

Sie mir zugehört haben. Wir haben, das lässt sich nicht 

wegreden, in den vergangenen Jahren einen Personalauf-

wuchs erlebt, der notwendig war – in den Bereichen 

Schule, Polizei und auch Justiz. 

(André Barth, AfD: Ne, der war nicht notwendig! 

Polizei, ja, Schule, ja, aber der Verwaltung?) 

Es gibt bei solchen personellen Aufwüchsen auch immer – 

und hierbei sind wir, glaube ich, ehrlich zueinander –, dass 

wir uns eingestehen müssen, dass Personalaufbau dabei 

war, der nicht gebraucht wurde. Es bedarf deshalb gerade 

hier – Sie wissen das aus unseren Gesprächen, auch in den 

geschlossenen Sitzungen des Haushalts- und Finanzaus-

schusses – eines Prozesses, den aufbauenden Pfad erstmal 

zu stoppen, eine Kuppe auszubilden und – danke, dass Sie 

das wiederholt haben – mit über 300 Stellen jetzt auch die 

Trendwende herbeizuführen. Deshalb habe ich gesagt: Es 

ist und bleibt unsere Verantwortung, künftig stärker dafür 

zu sorgen, dass sich dieser Abbaupfad im staatlichen Per-

sonalkörper widerspiegelt. 

(André Barth, AfD: Mit der 

Kooperationsgemeinschaft?) 

Gleichzeitig dürfen wir aber auch den Blick für das Not-

wendige nicht verlieren. Das haben Sie gerade auch bestä-

tigt, Herr Kollege Barth: innere Sicherheit, Bildung, Hoch-

schule. Ich habe mit der Staatsministerin für Justiz gespro-

chen, dass auch die Justiz dazugehört. Der Justiz ist zu ei-

gen, dass sie eine große Bedeutung für das Funktionieren 

eines Staates hat, aber ganz schnell mal aus dem Fokus ge-

rät, weil es oft die Dinge sind, die nicht am lautesten 

schreien, die aber umso wichtiger sind. 

Es bedeutet aber auch Investitionen in unsere Landwirt-

schaft, Digitalisierung und Infrastruktur – das sind die In-

vestitionen, die dem ganzen Land nutzen. Genau dort setzt 

der Haushalt auch klare Schwerpunkte. 

Meine Damen und Herren! Die Einzelpläne 04 und 15 sind 

keine politischen Schlagzeilenlieferanten, ich hatte es 

schon gesagt. Sie sind das Rückgrat des sächsischen Staats-

handelns. Mit ihrer verantwortungsvollen Ausgestaltung 
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stellen wir sicher, dass Sachsen auch in schwierigen Zeiten 

verlässlich und handlungsfähig bleibt. Dieser Haushalt hat 

eine klare Handschrift. Er ist tragfähig und generationen-

gerecht. Dafür steht die CDU-Fraktion. Und wie würde es 

jetzt Heinz Lehmann sagen: Bitte stimmen Sie zu. 

(Beifall CDU und Laura Stellbrink, SPD) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollege 

Löffler von der CDU-Fraktion. Es schließt jetzt, nach mei-

nen Informationen, Herr Kollege Barth für die AfD-Frak-

tion an. Bitte, Herr Kollege. 

André Barth, AfD: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich fange ganz positiv an: Der Herr Finanzmi-

nister wird seiner Vorbildwirkung gerecht. 

(Zuruf Staatsminister Christian Piwarz) 

Im Einzelplan des Finanzministeriums werden tatsächlich 

30 Stellen abgebaut, das ist – wenn man die 328 Stellen be-

trachtet – überproportional viel, und auch die Gesamtaus-

gaben des Einzelplans steigen gegenüber den letzten Jah-

ren nur moderat. Insofern könnte man meinen: alles im grü-

nen Bereich. 

(Staatsminister Christian Piwarz: Sie  

haben doch bestimmt ein Aber mitgebracht!) 

Könnte ich jetzt den Finanzminister loben oder muss ich 

ihn tadeln? Der Finanzminister sagt selbst, es sei ein Über-

gangshaushalt und es sei gelungen, keine neuen Schulden 

aufzunehmen. Herr Löffler hat eben gerade gesagt, die 

CDU stehe dafür, keine neuen Schulden zur Finanzierung 

laufender Haushalte aufzunehmen. Aber was bedeutet das 

Wort „Übergangshaushalt“, Herr Staatsminister? 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Was Übergangshaushalt eben bedeutet!) 

Bedeutet das Wort „Übergangshaushalt“, Herr Staatsminis-

ter, dass Sie endlich einmal damit beginnen, eine wirkliche 

Aufgabenkritik im Freistaat Sachsen durchzuführen und 

anhand dieser Aufgabenkritik einen tatsächlichen Stellen-

bedarf im Freistaat Sachsen zu ermitteln? – Möglichkeit 1: 

dass Sie sozusagen weit über die Personalkommission I 

und II hinausgehen. 

Wir haben im Doppelhaushalt die Gelegenheit, ungefähr 

3 500 Stellen, die durch Altersabgänge freiwerden, entwe-

der voll zu besetzen oder uns einen Prozentsatz zu überle-

gen, wie wir konsequent zu einem Stellenabbau kommen. 

Herr Staatsminister, wir sind uns einig: Die 328 Stellen, die 

Sie bisher hier abbauen, sind ein nettes Feigenblatt. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Nein, es ist ein Anfang, Herr Barth!) 

Insofern, Herr Staatsminister, ist das ein kleiner Anfang. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Da sind wir uns einig!) 

Ich sehe sehr wohl, dass Sie den Pfad der Tugend noch 

nicht vollständig verlassen haben. 

Ich muss ja auch darauf hinweisen, dass Sie die Möglich-

keit von Kreditaufnahmen ins Haushaltsgesetz haben auf-

nehmen lassen. Insofern wird sich in den nächsten zwei 

Jahren ganz genau zeigen, ob die CDU die Warnung, die 

die AfD hier seit zehn Jahren ausspricht, den Stellenauf-

wuchs endlich einzudämmen, wirklich ernst nimmt. 

(Rico Gebhardt, Die Linke, seufzt laut.) 

Dann kann es uns gelingen, auch den nächsten Doppel-

haushalt möglicherweise ohne Neuverschuldung auszu-

gleichen. Ansonsten, Herr Staatsminister, wenn Ihnen das 

nicht gelingt, muss ich kritisch auf Sie schauen und sagen: 

Sie führen den Freistaat Sachsen künftig wieder auf den 

Weg der Neuverschuldung. Diese Frage, Herr Staatsminis-

ter, können wir heute noch nicht beantworten. Ich sage nur: 

Der Weg ist in beide Richtungen gelegt, und Sie als CDU 

konnten sich sozusagen gerade noch einmal durchwursch-

teln – mit einem extremen Spagat. 

(Staatsminister Christian Piwarz: Sie  

könnten zustimmen, das wäre eine Maßnahme!) 

Schauen wir uns aber mal den Haushalt als solchen an: Zu 

Einzelplan 14 gibt es nicht so viel zu sagen, das ist alles 

gegenseitig deckungsfähig, das kann der Finanzminister 

hin- und herschieben. Das ist mit dem Budgetrecht des 

Landtags, sage ich mal, nicht unbedingt vereinbar. Schran-

kenlose Flexibilität mag für Sie als Finanzminister eine 

feine Sache sein; aber nicht alles, was zweckmäßig ist, soll-

ten wir auch zulassen. Wir haben dazu auch einen Ände-

rungsantrag, den wird der Kollege Kuppi noch vorstellen. 

Doch insofern gibt es zu dem Einzelplan 14 nicht allzu viel 

Kritik. 

Herz und Maschinenraum ist natürlich der Einzelplan 15, 

und in diesem steckt sehr viel Aussage drin. Die erste Aus-

sage, Herr Löffler, ist: Es ist ein verfassungswidriger Haus-

halt; 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Hä?) 

darauf hatte ich bereits gestern hingewiesen. Wir tilgen die 

Coronaschulden, die wir im Jahr 2020 aufgenommen ha-

ben, nicht vollständig – wir tilgen sie nur teilweise. In un-

serer Verfassung steht geschrieben, dass aufgenommene 

Schulden innerhalb von acht Jahren zu tilgen sind. 

(Jan Löffler, CDU: Da steht aber  

nicht „systematisches Tilgen“!) 

Durch die Verschiebung der Tilgung in Höhe von 350 Mil-

lionen Euro in den künftigen Doppelhaushalt ist das als sol-

ches nicht verfassungsgemäß. Das erhöht zwar heute den 

Handlungsspielraum, um das Defizit von 4 Milliarden 

Euro in irgendeiner Art und Weise auszugleichen, verengt 

aber zugleich den Handlungsspielraum im nächsten Dop-

pelhaushalt. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Aber das allein ist nicht verfassungswidrig! – 

Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Deshalb sage ich, Herr Finanzminister, dass die Verschie-

bung der Coronaschulden, die im Jahr 2020 
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(Staatsminister Christian Piwarz:  

Müssen bis 2028 gezahlt werden!) 

aufgenommen wurden und die nicht in dem Doppelhaus-

halt vollständig abgeführt werden, verfassungswidrig ist. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg und Rico Gebhardt, 

Die Linke: Nein! Das ist Quatsch!) 

Ich sage grundsätzlich darüber hinaus, dass die Verschie-

bung von 700 Millionen Euro Tilgung in den nächsten 

Doppelhaushalt den Gestaltungsspielraum für diesen Dop-

pelhaushalt extrem einengt. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Damit haben Sie sogar recht!) 

Deshalb ist vermutlich die Kreditermächtigung, die im 

Haushaltsgesetz – über das wir später noch reden –, drin-

steht, schon die Hommage an Sie, Herr Gebhardt. Die CDU 

kann sich künftig dem grün-woken Zeitgeist nicht mehr 

entziehen. 

(Staatsminister Christian Piwarz: Das ist  

die Widerspiegelung der Rechtslage des 

Grundgesetzes, Herr Barth! Bundesrecht bricht 

Landesrecht! Schauen Sie in Artikel 109! –  

Unruhe im Saal) 

Nur, weil der Bundesgesetzgeber sagt, wir können Schul-

den aufnehmen, müssen wir nicht in unser Haushaltsgesetz 

hineinschreiben, dass wir Schulden aufnehmen wollen, 

sondern wir können konsequent weiter 

(Zurufe Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE,  

sowie Luise Neuhaus-Wartenberg und  

Rico Gebhardt, Die Linke –  

Unruhe im Saal – Glocke des Präsidenten) 

einen seriösen Weg in der Haushaltspolitik gehen. Diesen 

seriösen Weg ist die CDU über viele Jahrzehnte hier im 

Freistaat Sachsen gegangen. 

(Jan Löffler, CDU, steht am Mikrofon.) 

In den Neunzigerjahren hat es Neuverschuldung gegeben, 

es gab nicht die erforderlichen Steuereinnahmen und Ähn-

liches. Aber wir sind irgendwann, Herr Gebhardt, auch mit 

Ihrer Hilfe – Gott sei Dank – auf einen Weg der Tugend 

gekommen. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Herr Kollege, ge-

statten Sie eine Zwischenfrage? 

André Barth, AfD: Ja. 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Bisher  

habe ich noch nie zugestimmt, Herr Barth!) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Herr Kollege – – 

André Barth, AfD: Doch, zur Schuldenbremse damals 

schon. 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Das stimmt!) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Wir würden uns 

auf die Zwischenbemerkung oder -frage von Kollegen 

Löffler am Mikrofon 6 konzentrieren. 

André Barth, AfD: Ja. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Bitte schön, Herr 

Kollege. 

Jan Löffler, CDU: Vielen Dank, Herr Kollege, für die 

Möglichkeit der Zwischenfrage. Sie wissen genau um 

meine Haltung zu dem Thema Verschuldung. Sie geben mir 

doch aber sicherlich recht, dass die derzeitige Ausgestal-

tung in der SäHO schon die entsprechenden 90er-Artikel in 

unserer Verfassung als Ausnahmetatbestand beschreibt und 

wir in einer einfachgesetzlichen SäHO-Regelung mitnich-

ten einen verfassungsgemäßen Kontext regeln können. 

Wir haben jedoch vom Bund eine Gesetzeslage vorgesetzt 

bekommen, welche es scheinbar ermöglicht, einfachge-

setzliche Regelungen zu nutzen 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Direkt! Unmittelbar!) 

bzw. definiert, diese Verfassungsregelung partiell außer 

Kraft zu setzen, was bedeutet, dass wir mit der jetzigen 

SäHO-Regel mitnichten einen Zugriff schaffen, den es 

nicht schon immer gegeben hat. Wir haben damals mit der 

SäHO einfach nachgezeichnet, was geltendes Recht ist, 

und zeichnen mit der angestrebten Änderung ebenfalls nur 

geltendes Recht nach, indem wir Artikel 109 Grundgesetz 

aufnehmen. 

(Zuruf Jörg Urban, AfD) 

Einfachgesetzlich, und wir wollen damit stärken, dass die-

ses Haus – – 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Ich erinnere da-

ran, dass das eine Zwischenbemerkung bzw. -frage an 

(Jan Löffler, CDU: Das war die Frage!) 

den Redner und nicht an den im Plenum sitzenden Frakti-

onsvorsitzenden ist. 

(Jan Löffler, CDU: Oh,  

Entschuldigung, ich war abgelenkt!) 

André Barth, AfD: Also, Herr Löffler, das, was ich kriti-

siere, ist das politische Zeichen an Linke und GRÜNE, also 

dass Sie sagen: Es ist möglich und wir verankern das in 

unserer Haushaltsordnung. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Es wäre auch so möglich!) 

Schweigen zu diesem Thema, 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Hätten Sie doch auch kritisiert!) 

wäre ein besseres Statement gewesen. Aber es ist ganz klar, 

dass vermutlich Frau Schubert und Herr Gebhardt das als 

Preis für Ihre Stimmen ausgelobt haben. 
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(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke: „Preis“? – 

Heiterkeit Rico Gebhardt, Die Linke) 

Aus dieser Sicht heraus sage ich: Wenn wir konsolidieren 

und eine konstruktive Haushaltspolitik im Freistaat Sach-

sen betreiben wollen, ist die Fahne, dass wir möglicher-

weise im nächsten Doppelhaushalt alles mit Krediten de-

cken könnten, der falsche Ansatz; denn das macht die Kon-

solidierungsbemühungen, 

(Jan Löffler, CDU: Die ich betont habe!) 

die wir dringend durchführen müssen, vom ersten Tage an 

obsolet. Verstehen Sie das? Das macht das vom ersten Tag 

an obsolet. Kredite sind das absolut Letzte, was wir im 

Freistaat Sachsen brauchen, 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE:  

Das ist so ein Quatsch!) 

weil wir mit Krediten auch mittelfristig bzw. letztendlich 

unsere Zinsbelastung erhöhen werden. 

(Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Wir sollten wieder dahin kommen, dass wir kontinuierlich 

investieren können, dass wir kontinuierlich investive Aus-

gaben machen können. Das bedeutet aber, dass wir uns im 

Moment damit beschäftigen müssen. 

Sie haben es vorsichtig angedeutet, 

(Jan Löffler, CDU: Ja!) 

ich will es aber deutlicher sagen: Wir haben für irgendwel-

che Fördermaßnahmen 56 Bewilligungsstellen im Freistaat 

Sachsen. Wir müssen hier runter, auf unter zehn, kommen. 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE:  

Wir haben fünf! Fünf! –  

Staatsminister Christian Piwarz: Das  

haben wir jetzt am Dienstag beschlossen!) 

Wir müssen Fachprogramme radikal einschränken. Wir 

müssen, das ist jetzt alles – – 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Herr Kollege 

Barth, ich erinnere kurz an die Geschäftsordnung: Die In-

strumente der Zwischenfrage und Zwischenbemerkung 

sollen kurzgehalten werden. Das war schon bei der Frage-

stellung ein Grenzgang, aber erst recht bei Ihrer Antwort. 

André Barth, AfD: – Ja, gut. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Ich schlage vor, 

entweder eine zweite – – 

(Jan Löffler, CDU: Ich fühle mich  

abgeholt und meine Frage ist beantwortet!) 

– Sie sind abgeholt worden, Herr Kollege, sehr gut, das 

freut mich. Dann kann Herr Barth jetzt mit seiner Rede 

fortfahren. 

André Barth, AfD: Danke schön. – Aber das, was wir ma-

chen müssen, lieber Herr Löffler, ist doch eigentlich, dass 

wir die ganze Förderlandschaft etc. glattziehen müssen. 

(Jan Löffler, CDU: Förderlandschaft,  

Struktur und Personal!) 

Aber das erzählen wir seit 10 Jahren! Wir erzählen Ihnen 

seit 10 Jahren, dass wir Personal abbauen müssen, und Sie 

sagen jedes Mal: Ja, wir haben es verstanden, 

(Jan Löffler, CDU: Deshalb senken!) 

wir müssen konsolidieren. Doch letztendlich – ich sage es 

mal so –: Wollen Sie mit Ihrer Kooperationsgemeinschaft 

– ich schaue Frau Schubert und Herrn Gebhardt an –, wol-

len bzw. können Sie mit denen 5 000 Stellen im Freistaat 

Sachsen abbauen? Daran habe ich – Frau Schubert, Sie lä-

cheln schon so – wirklich ernsthafte Zweifel. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Sind Sie nicht der Meinung, wir  

sollten das in einem kleineren Kreis machen?) 

Deshalb sage ich, Herr Finanzminister: Die einzige Mög-

lichkeit, wie wir das umsetzen können, ist doch mit Mitte-

Rechts. 

(Staatsminister Christian Piwarz: Dann fangen Sie 

doch irgendwann mal an, konstruktive Politik zu 

machen, wo man ins Gespräch kommen könnte! 

Sie verweigern sich dem konsequent!) 

Nur Mitte-Rechts ist eigentlich in der Lage, eine seriöse 

Haushaltspolitik zu machen. Deshalb, Herr Finanzminister, 

haben wir Ihnen bereits mit unseren Änderungsanträgen zu 

Einzelplan 15 das Lehrbuch einer konstruktiven, soliden 

Haushaltspolitik vorgelegt. 

Wir sagen konsequent: Die Schulden, die wir während 

Corona aufgenommen haben und bei denen wir als Frak-

tion auch zugestimmt haben – auch, wenn wir hinterher 

und über Jahre hinweg gesehen haben, was für ein Blöd-

sinn damit teilweise finanziert wurde; ich sage nur: Schul-

hausbau, grünes Klassenzimmer und Ähnliches –, sind so 

zurückzuzahlen, wie es ursprünglich vereinbart gewesen 

ist. Das würde heißen, dass wir die Coronarückzahlung in 

dem Doppelhaushalt um einen Betrag von 700 Millionen 

Euro erhöhen wollen. 

Und deshalb, Herr Finanzminister – ich will es Ihnen wirk-

lich deutlich sagen –, ist es fünf nach zwölf für die Finan-

zen des Freistaates Sachsen. 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: 

Apokalypse!) 

Sie, Herr Finanzminister, können jetzt zwei Wege gehen: 

den Weg einer wirklichen Konsolidierung unserer staatli-

chen Finanzen – aber da ist ein Stellenabbau von 328 Stel-

len in zwei Jahren zu wenig – oder den Weg, künftig neue 

Schulden aufzunehmen. Und dann wären Sie der erste Fi-

nanzminister nach dem Jahr 2000, der den Freistaat Sach-

sen sozusagen wieder – – 

(Staatsminister Christian Piwarz: Ich war der erste 

Kultusminister, der die Lehrer verbeamtet hat!) 

– Darüber kann man sich auch streiten. Es war sicherlich 

vernünftig, dass Sie die Lehrer verbeamtet haben. 
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Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Ich bitte darum, 

keine Zwiegespräche zu führen. Halten Sie bitte Ihre Rede, 

Herr Kollege. 

André Barth, AfD: Herr Staatsminister, damit sind wir 

auch bei solch einem Beispiel. Das hat uns Milliarden ge-

kostet. Und erst der jetzige Kultusminister fängt damit an, 

die Lehrer abzuordnen und zu sagen: Es fehlt an anderen 

Schulen noch viel mehr, und da geht ihr mal bitte hin. – 

Das hätte man vor 10 Jahren schon so gestalten können. 

Wir verbeamten und schicken die Leute in den ländlichen 

Raum. Das hat man aber verpasst. 

Und deshalb sage ich Ihnen, Herr Finanzminister, wenn wir 

über die Einzelpläne 04, 14 und 15 miteinander debattie-

ren, stehen wir bereit, mit Ihnen gemeinsam die Staatsfi-

nanzen des Freistaates Sachsen in den nächsten zwei Jah-

ren wieder zu ordnen. Sie können sich aber auch mit Herrn 

Gebhardt in Ihrer Kooperationsgemeinschaft, die Ihr Par-

lamentarischer Geschäftsführer ausgerufen hat – – 

(Sören Voigt, CDU: Bleiben Sie entspannt!) 

– Es gibt schon einen gemeinsamen Entschließungsantrag. 

Es wird immer besser, nicht wahr? Wir stehen als konser-

vativer, konstruktiver Verhandlungspartner jederzeit bereit, 

Herr Finanzminister! 

(Staatsminister Christian Piwarz: Ach, Herr Barth! 

Können Sie mal die ganzen Rechtsextremen  

aus Ihrer Partei herausschmeißen?) 

Kommen Sie auf uns zu, versuchen Sie sich mit unseren 

Änderungsanträgen auseinanderzusetzen! Ihre CDU-Basis 

hätte an diesen Änderungsanträgen, Herr Finanzminister, 

sehr viel Freude. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Entschuldigen 

Sie Herr Kollege, bei allem Verständnis für die Aufregung 

angesichts des Themas, bitte ich darum, dem Kollegen 

Barth Aufmerksamkeit zu zollen, bis er seine Rede irgend-

wann beendet hat. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Ich nehme mich zurück! –  

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE,  

steht am Mikrofon.) 

– Herr Staatsminister, Herr Abg. Piwarz, ich bitte darum, 

das zu respektieren. – Fahren Sie bitte fort, Herr Barth. Ge-

statten Sie eine Zwischenfrage von Frau Schubert?  

André Barth, AfD: Ja. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Frau Schubert, 

bitte schön. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Herr Barth, ge-

ben Sie mir recht, dass wir nicht nur im Personalbereich 

Konsolidierungsbedarf haben, sondern zum Beispiel auch 

bei der Art und Weise, wie wir staatliche Immobilien be-

handeln? Wie bauen wir da? Können wir vielleicht zukünf-

tig einen anderen Energiemix dabei anwenden? Sehen Sie 

da Konsolidierungsbedarf? Was sind Ihre Lösungsvor-

schläge, die Sie eingebracht haben? Das ist ein riesengro-

ßer Bereich. Wir reden gerade über den Einzelplan 14, 

nicht wahr? 

André Barth, AfD: Frau Schubert, wir als AfD-Fraktion – 

um gleich direkt darauf zuzusteuern – haben immer gesagt: 

Solaranlagen auf dem Feld gefallen uns nicht. Aber eine 

Solaranlage auf dem Dach einer Liegenschaft des Freistaa-

tes Sachsen, die sozusagen tagsüber Strom erzeugt, wenn 

die Beamten, die in den Büros sitzen, diesen verbrauchen 

können, ist durchaus eine Sache, der wir uns nicht ver-

schließen. 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE:  

Es geht nicht nur um Strom, oder?) 

– Ich habe erst einmal mit Strom angefangen, Frau Schu-

bert. Insofern finden wir die eine oder andere Gemeinsam-

keit im Bereich bei der Konsolidierung. 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Ich habe 

Ihre Änderungsanträge dazu gar nicht gesehen!) 

– Wir können nicht alles mit Änderungsanträgen unterle-

gen, Frau Schubert, denn Sie lehnen unsere Änderungsan-

träge sowieso ab, egal wie sehr wir uns bemühen, Ihnen 

was Nettes ins Schaufenster zu legen. 

(Jan Löffler, CDU: „Ins Schaufenster zu legen“!) 

Auch im Bereich der Immobilien besteht ein gewisser Kon-

solidierungsbedarf, den wir uns ansehen müssen. Genauso 

besteht im Bereich der staatlichen Beteiligungen, die wir 

haben, ein gewisser Konsolidierungsbedarf. Wir hatten es 

heute im Einzelplan 07. Brauchen wir zum Beispiel eine 

SAENA für Energieberatung, wenn letztlich überall in den 

Medien erzählt wird, es gibt Wärmeplanung in den Kom-

munen, die Wärmepumpe kann man kaufen, das Gas wird 

immer teurer? Brauchen wir da wirklich noch die SAENA, 

die wir fördern? 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE:  

Ich denke, ja!) 

Die Frage kann man sich ernsthaft stellen. Wir müssen alle 

staatlichen Strukturen auf den Prüfstand stellen. 

(Beifall Thomas Thumm, AfD) 

Und wir müssen mittelfristig zum Abbau von Personal 

kommen. Das ist ein langwieriger Prozess. Deshalb würde 

ich mir von Ihnen wünschen, Herr Finanzminister, dass Sie 

diesen Prozess mit etwas mehr Entschlossenheit angehen, 

als das bisher der Einzelplan erkennen lässt. 

Das soll es jetzt von meiner Seite gewesen sein. Zu 

Coronaschulden hatte ich etwas gesagt. 

(Beifall Sören Voigt, CDU,  

und Rico Gebhardt, Die Linke) 

– Hat es Ihnen gefallen, Herr Gebhardt? Nein? 
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Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Bevor das jetzt in 

Klamauk endet: Sind Sie mit Ihrer Rede fertig, Herr Kol-

lege? 

André Barth, AfD: Ich bin fertig. 

(Beifall AfD) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollege 

Barth von der AfD-Fraktion. Wir setzen fort mit Kollegin 

Knebel von der Fraktion BSW. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Uta Knebel, BSW: Danke schön. Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Kollegen! Der Herr Präsident hat sich 

vorhin Fakten gewünscht; ich versuche es ganz kurz zu ma-

chen, mit Fakten. Wenn ich mir bei den Einzelplänen 04, 

14 und 15 die Synopsen ansehe, die uns zur Verfügung ge-

stellt worden sind, kann ich mich erst einmal Herrn Barth 

anschließen. Es sieht sehr übersichtlich aus, hier ist schein-

bar eine solide Vorarbeit geleistet worden. Ich möchte, be-

vor es die anderen vergessen, allen Mitarbeitern des Hau-

ses danken, die die ganze Arbeit zur Haushaltserstellung 

2025/2026 gemacht haben. 

(Beifall BSW, CDU, AfD, SPD, 

BÜNDNISGRÜNE und Staatsregierung) 

Ich möchte, dass die Minister dieses Dankeschön in Ihre 

Bereiche weitergeben, weil es eine enorme Arbeit war. Alle 

Fraktionen sind mit vielen Fragen an die Ministerien her-

angetreten. Ich sage: Hut ab! 

Laut Einzelplan 04 erhält das ifo Institut mehr Geld. Diese 

Einrichtung bleibt also in Dresden. Das ist eine gute Nach-

richt. Es wäre schön gewesen, wir hätten es gleich zum An-

fang machen können. Im Einzelplan 14 ist es auch sehr 

übersichtlich. Dort gibt es den Punkt 8 mit der Erweiterung 

der Vermerke zur Berücksichtigung des Sächsischen Ener-

gie- und Klimaprogramms sowie die Einbeziehung des Be-

wertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) unter Beach-

tung der Besonderheiten im Staatsbau. Hätte die Berück-

sichtigung nicht auch ohne diese Aufnahme in den Vermerk 

erfolgen müssen? Wenn wir Richtlinien haben, müssen wir 

uns generell alle daranhalten. 

Im Nachtrag wird weiterhin der Globalansatz für Maßnah-

men der Energieeffizienz Landesbau aus Mitteln des Euro-

päischen Fonds für regionale Entwicklung, Förderzeitraum 

2021 bis 2027, als geändert aufgezeigt. Dies geschieht auf 

Antrag der Regierungsfraktionen und wird begründet: „Mit 

der geplanten EFRE-Programmänderung sollen nicht be-

nötigte EU-Mittel zugunsten der Maßnahme Berufsschul-

zentrum Elektrotechnik Dresden umgeschichtet werden.“ 

Auch dagegen haben wir nichts einzuwenden. Beide Än-

derungen stärken den Standort Dresden. 

Zum Einzelplan 15, Allgemeine Finanzverwaltung. 

Schauen wir kurz auf die Einnahmen. Auffällig ist hier die 

Planung der Mindereinnahmen bei der Einkommensteuer 

bei gleichzeitiger Steigerung der veranlagten Einkom-

mensteuer. Ich kenne es so, dass bei voraussichtlichem 

Mindereinkommen die Vorauszahlungen angepasst wer-

den. Aber Sie werden wissen, warum Sie diese Vorgehens-

weise gewählt haben. Dass mit dem Rückgang der Körper-

schaftsteuer gerechnet wird, ist nachvollziehbar. Das ist 

kein gutes Zeichen für uns. 

Die geplante Umsatzsteigerung stimmt optimistisch, wi-

derspricht allerdings den sonst gemachten Prognosen zur 

wirtschaftlichen Entwicklung – Fragezeichen. 

Für unsere Gesellschaft ist – ich glaube, das ist Ihnen allen 

aufgefallen – die positive Planung der Abgeltungsteuer auf 

Zinsen und Veräußerungserträge charakteristisch. Im Jahr 

2025 soll diese Steuer in dem Maße wachsen, wie die Kör-

perschaftsteuer sinken soll. Wertschöpfung scheint immer 

weniger stattzufinden. Diesen Teufelskreis müssen wir in 

Zukunft gemeinsam durchbrechen. 

Ob der Ansatz bei der Grunderwerbsteuer realistisch ist, 

wird die Zukunft zeigen. Bei einem Ist von 362 Millio-

nen Euro im Jahr 2023 ist der Planansatz in Höhe von nun-

mehr 477 Millionen Euro zu hinterfragen. Bei vielen Pla-

nungen scheint mir der Wunsch der Vater des Gedankens 

gewesen zu sein; aber vielleicht haben Sie andere Erkennt-

nisse. Ich möchte Ihnen hierbei nicht zu nahe treten. 

Bei den Ausgaben ist es so: Ausgaben für Zuweisungen 

und Zuschüsse mit Ausnahmen für Investitionen. Die gute 

Nachricht: Die Schlüsselzuweisungen werden steigen, und 

das ist eine sehr gute Nachricht für die Kommunen. Sind 

bereits im ersten Ansatz die Schlüsselzuweisungen an 

kreisangehörige Gemeinden, Landkreise und kreisfreie 

Städte zu hinterfragen – also diese Verteilung innerhalb –, 

wird es mit den neuen Werten nicht besser. Wir verzeich-

nen 56 % für Schlüsselzuweisungen für den ländlichen 

Raum und 44 % der Zuweisungen an die kreisfreien Städte. 

Das klingt erst einmal gut. Nun leben aber nur 35 % der 

Menschen von Sachsen in diesen großen Zentren. 

(Jan Löffler, CDU: Das ist ein Thema für TOP 3!) 

– Das ist richtig, aber unter Einzelplan 15 stehen genau 

diese Schlüsselzuweisungen, und Sie werden mir an dieser 

Stelle gestatten, dass ich schon einmal darauf hinweise. 

(Beifall BSW) 

Auf dem Land leben 65 % der Menschen. Hier gilt es zu 

prüfen, ob die Verteilung bedarfsgerecht erfolgt. Wir gehen 

davon aus, dass das mit ein Grund für die Unterfinanzie-

rung des ländlichen Raums ist. Wenn man dann noch weiß, 

dass es Städte bzw. Gemeinden gibt, die ihre Schlüsselzu-

weisungen vollständig an die Kreise auskehren müssen, 

wird es damit nicht besser. 

An dieser Stelle möchte ich an Sie appellieren, dass wir das 

FAG neu gestalten und es eine gerechtere Verteilung für die 

Kommunen gibt. 

(Beifall BSW) 

Aus unserer Sicht sollte in den Einzelplan 15 die Kultur-

raumförderung aufgenommen werden, weil diese vor allem 

für die Kulturräume außerhalb der Großstädte sein sollte. 

Derzeit gibt es circa 30 %, die trotzdem in die Großstädte 

gehen. Mit der derzeitigen Aufnahme dieser Position in den 
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allgemeinen Haushalt befürchten wir, dass ein großer Teil 

der Gelder im ländlichen Raum nicht ankommt. 

Ebenso würden wir gern Investitionen für Schulen und 

Kitas im FAG verankert sehen. Aus diesem Grund werden 

wir auch zu diesen Punkten Anträge stellen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall BSW) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollegin 

Knebel von der BSW-Fraktion. Wir setzen mit der SPD 

fort, und es kommt die Kollegin Juliane Pfeil ans Pult. 

Juliane Pfeil, SPD: Vielen Dank. Herr Präsident. Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich bin noch nicht so lange  

Finanzerin. Meine Fraktion wurde schon vorgewarnt, dass 

die Einzelpläne nicht immer die sind, die die größte Auf-

merksamkeit haben. Aber ich freue mich, dass einige Men-

schen diese Leidensgemeinschaft hier noch gemeinsam 

tragen. Dennoch lohnt es sich, in die drei Einzelpläne ein 

Stück weit hineinzuschauen; denn überall spielt ein wenig 

Musik. 

Beginnen wir mit dem Einzelplan 04, dem Thema Perso-

nal, weil es vorhin schon wieder aufgerufen wurde. Der 

Einzelplan 04 trägt an dieser Stelle die größten Personal-

lasten. Selbstverständlich kann man sich immer wieder 

darüber unterhalten, wie man freie Stellen entsprechend 

einspart. Aber man muss auch ein Stück weit tiefer hinein-

schauen; denn pauschal über große Summen zu reden und 

Ziele zu setzen, wird dem Ganzen nicht gerecht. 

Erstens. Personal folgt seinen Aufgaben. Zweitens. Wenn 

man sich anschaut, welche Stellen frei sind oder was das 

freie Potenzial ist, dann sehen wir, dass es unbesetzte Stel-

len und viele Stellenanteile gibt. Das ist auch gut so, weil 

wir als Freistaat als Arbeitgeber unseren Mitarbeitern die 

Möglichkeit geben, in Teilzeit zu arbeiten, sich einmal ein 

Stück weit flexibel zu entscheiden, wie viele Stunden sie 

arbeiten wollen. Das steht uns auch gut zu Gesicht. Dem-

entsprechend sind das nicht nur pauschale freie Stellen, 

sondern es ist ein Ausdruck von einem guten Arbeitgeber 

an dieser Stelle. 

Das zweite Thema – es wurde bereits angesprochen, dass 

es im Einzelplan 04 noch einmal stärkere Berücksichti-

gung finden sollte – ist das Thema der Förderverfahren und 

vor allem der Frage der Digitalisierung in den Förderfah-

ren. Ich freue ich mich sehr darüber, dass ein großer Anteil 

in dem Einzelplan und vor allem in diesem Haushaltsver-

fahren eingenommen wird: denn es ist wichtig. Wir hatten 

zwei Förderkommissionen. Es gab, wie mir gesagt wurde, 

eine sehr denkwürdige Klausur in Schmochtitz, die aus-

schlaggebend für die Umsetzung der verschiedenen Vor-

schläge ist. 

Die Frage der Digitalisierung der Fördervorhaben ist auch 

ein zentrales Thema. Es geht nicht nur darum, dass man 

Förderrichtlinien modularisiert, sondern darum, eine ein-

heitliche Plattform zur Beantragung zu erstellen. Ich 

denke, das tut uns in diesem Land allen gut. Wir wissen 

alle, wie schwer teilweise Förderverfahren sind, wie die 

Menschen zum Teil damit überfordert sind. Alles, was wir 

an dieser Stelle tun können, ist richtig. 

Eine Anmerkung an dieser Stelle sei mir trotzdem noch ge-

stattet, weil die Diskussion und die Frage der Endbürokra-

tisierung und Digitalisierung – – Lassen Sie uns etwas auf-

passen, dass wir dem Bürokratieabbau nicht damit begeg-

nen, indem wir sie in Bürokratie ersticken; denn wir disku-

tieren sehr viel, sehr lange und immer wieder über ver-

schiedene Verfahren, aber zu einem Ergebnis kommen wir 

nicht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der eigentliche Verlierer 

dieses Haushaltsverfahrens ist der Einzelplan 14. Das se-

hen wir sehr deutlich. Im Bereich des Hochbaus sind ge-

rade einmal noch zwei Vorhaben darin, weil wir an dieser 

Stelle schon im Regierungsverfahren recht deutlich gesagt 

haben: Wir wollen erst den Strukturerhalt absichern, bevor 

wir über neue Investitionen nachdenken. Das Ergebnis be-

steht in genau noch zwei Vorhaben im Einzelplan 14. Wir 

wissen aber auch: All das, was nicht drinsteht und gescho-

ben wird, wird uns in den zukünftigen Haushalten wieder 

begegnen, und wir werden damit umgehen müssen. 

Der Einzelplan 15 – das habe ich mir sagen lassen – ist der 

einzig profitable Einzelplan – so ist es auch –, der die De-

fizite an Einzelplänen subventioniert. Es ist aber auch das 

Sparschwein – sowohl des Finanzministers als auch aller 

Einzelpläne. Diese Sparschweine – um ehrlich zu sein – 

haben wir geknackt, und zwar alle. Wir haben die Haus-

haltsrücklage komplett entnommen. Wir gehen zum Teil an 

die Verstärker heran. Wir führen dem Generationenfonds 

weniger zu. Die Debatte hatten wir heute schon, ich möchte 

das an dieser Stelle jetzt nicht noch einmal wiederholen. 

Aber das ist nicht einfach und zeigt auch, wie angespannt 

die Haushaltssituation ist. 

Des Weiteren werden wir noch über die Frage der mögli-

chen Kreditaufnahmen in der Perspektive reden. Dieser 

Einzelplan zeigt, dass wir in die Situation kommen werden 

und darüber ernsthaft nachdenken müssen. Deshalb ist es 

richtig, dass wir mit diesem Haushalt die Grundlage dafür 

legen. 

Ich freue mich – noch einmal zum Stichwort Generationen-

fonds; darüber wurden, glaube ich, noch keine Ausführun-

gen gemacht –, dass das SMF an der Stelle die Anlagestra-

tegie umgestellt hat, um die Rendite zu verbessern. Das ist 

gut, und ich hoffe, dass wir diesbezüglich miteinander auf 

einem guten Weg sind. Dafür danke ich auch dem Finanz-

ministerium. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Frau Kollegin, 

gestatten Sie eine Zwischenfrage vom Kollegen Barth? 

Juliane Pfeil, SPD: Ja, damit hier etwas Aktion rein-

kommt. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Am Mikrofon0 

spricht Herr Barth. 

André Barth, AfD: Danke. Ich möchte nur noch einmal 

fragen, ob ich es richtig verstanden habe. Sie haben gerade 
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gesagt, dass Sie die Aufnahme der Kreditmöglichkeit, die 

im Haushaltsgesetz erfolgt, als wirkliche Möglichkeit se-

hen, in der Zukunft Kredite aufzunehmen. Habe ich das 

richtig verstanden? 

Juliane Pfeil, SPD: Ja. 

André Barth, AfD: Das motiviert Sie also als SPD, in der 

Zukunft zusätzlich noch mehr auf die Aufnahme von Kre-

diten zu bestehen? 

Juliane Pfeil, SPD: Nein, was wir jetzt machen, ist die 

Nachzeichnung dessen, was im Grundgesetz beschlossen 

wurde und was uns ermöglicht, maximal die 0,35 BIP auf-

zunehmen. Ich gehe davon aus, dass wir das alsbald ma-

chen müssen. Das ist die Einigung an dieser Stelle. 

(Zuruf Jan Löffler, CDU) 

Aber das wird letzten Endes dann passieren, wenn wir es 

machen müssen. Für diesen Doppelhaushalt gilt das nicht. 

(Zuruf André Barth, AfD –  

Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

Für diesen Haushalt gilt das nicht, genau. 

Ich möchte die Redezeit noch nutzen, um auf die Ände-

rungsanträge der AfD einzugehen, dann spare ich mir das 

in der Debatte. 

Die Verstärker leerzuziehen, Herr Barth, das machen Sie 

mit Ihren Änderungsanträgen nicht wirklich sinnvoll. Das 

wissen Sie auch. Sie sitzen lange genug im Haushalts- und 

Finanzausschuss und haben regelmäßig Anträge zu ÜPL 

und APL. Es ist notwendig, dass wir Verstärker entspre-

chend im System haben. Gerade die im gesetzlichen Be-

reich sind in den letzten Jahren immer gezogen worden. 

Diese komplett leerzuziehen, macht aus unserer Sicht über-

haupt keinen Sinn und bringt uns in die Situation, den 

Haushaltsvollzug zu gefährden. 

Die Streckung der Tilgungen haben Sie angesprochen. Ich 

halte diese für richtig. Sie haben das vorhin auch in der De-

batte gesagt. Ja, das ist eine Notwendigkeit, die wir anfüh-

ren, um einen entsprechenden Haushalt aufstellen zu kön-

nen. Dafür strecken wir die Tilgung. Ja, das heißt auch: Es 

wird zunächst eine höhere Zinslast geben, aber es war eine 

notwendige Maßnahme. 

Positiv möchte ich aus dem Einzelplan 15 die Umsetzung 

der Steuerschätzung anmerken. Frau Knebel hat dazu be-

reits etwas gesagt; dazu kommen wir später noch einmal. 

Es gibt noch ein paar Anträge zum Thema Schulhausbau 

und Kitahausbau. An der Stelle möchte ich auf eine spätere 

Debatte verweisen, wenn wir über den Sachsenfonds re-

den. Ja, wir finden eine Möglichkeit, um weiterhin zu in-

vestieren, auch in solche notwendigen Bereiche, die jetzt 

nicht mehr im Einzelplan 15 abgedeckt sind. Das heißt aber 

noch lange nicht, dass wir es nicht weiterhin tun. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Juliane 

Pfeil von der SPD-Fraktion. Es spricht nun für die Fraktion 

BÜNDNISGRÜNE Frau Franziska Schubert. Bitte schön, 

Sie haben das Wort. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Endlich sprechen wir zu den spannendsten Einzelplänen 

dieser zwei Tage. Herr Barth, gestatten Sie mir, direkt auf 

Sie einzugehen. Es ist immer ein wenig eine Mischung aus 

apokalyptischem Reiter und Schlaubi Schlumpf, wie Sie 

hier auftreten. Deshalb seien vielleicht ein paar Worte ge-

sagt, damit es hier nicht so stehen bleibt, als wären Sie der 

große Lehrmeister der sächsischen Finanzen, sondern ich 

darf Sie an ein paar Punkte erinnern. 

(Zuruf AfD) 

Wir kennen uns schon eine Weile aus dem Finanzaus-

schuss. Vielleicht vergessen Sie an der einen oder anderen 

Stelle durchaus auch einmal die Position, die wir da vertre-

ten haben. Eventuell überdenken Sie auch einmal, dass Sie 

konkretere Lösungsvorschläge bringen als das, was Sie 

enttäuschenderweise in diesem Haushalt abgeliefert haben. 

Das können Sie eigentlich besser, Herr Barth. 

Zum Thema Konsolidierung. Es ist nicht nur das Personal. 

Wenn wir über das Thema Konsolidierung sprechen, reden 

wir auch nicht nur darüber, die Anzahl von Bewilligungs-

stellen zu senken, sondern wir reden über eine sehr grund-

hafte Konsolidierung innerhalb der Förderinstrumente, 

nämlich ob es immer Zuschüsse sein müssen, immer in 80-

prozentiger Höhe, ob man Vereine gleichbehandeln muss 

wie Einnahmen generierende Unternehmen. Nach 35 Jah-

ren kann man das sehr deutlich beantworten. Insofern sind 

das sehr konkrete Dinge, die man systematisch machen 

muss. Man muss die Förderinstrumente ändern, zum Bei-

spiel in revolvierende Darlehen; Tilgungszuschüsse kann 

man machen, und man muss über die Höhe der Fördersätze 

an sich sprechen. 

Zweitens muss man sich fragen: An welcher Stelle muss 

der Staat Unternehmer sein und zu welchem Preis? Dar-

über haben wir gar nicht gesprochen. Das ist aber dringend 

notwendig, wie ich finde. 

Drittens – dazu werde ich noch beim Einzelplan 14 gleich 

etwas sagen –: Was ist das Potenzial der Behandlung von 

staatlichen Liegenschaften und staatlichem Bau? 

Viertens. Wir waren die einzige Fraktion, die Einnah-

menänderungsanträge vorgelegt hat, aus denen wir dann 

Dinge finanzieren. Wasser zu Wasser zum Beispiel. Das 

habe ich vorhin schon gesagt, und dazu sage ich später 

noch einmal etwas. 

An den Änderungen der Anlagestrategie im GenFonds ha-

ben wir in der letzten Legislatur mitgearbeitet, klipp und 

klar, damit dort eine höhere Rendite drin ist. Das haben wir 

beim letzten Plenum schon besprochen. Insofern, das ist 

wichtig, sollte man nicht immer nur auf die Ausgabenseite 

schauen, sondern auch konkrete Vorschläge für Einnah-

menerhöhungen machen. Die fehlen mir bei Ihnen. 
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Last but not least waren es BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

die in der letzten Legislatur vorgeschlagen haben, die Nor-

mallagenberechnung dieses Freistaates anzupassen und da-

rauf hinzuwirken, ein Konjunkturkonto einzurichten. 

(André Barth, AfD: Das 

 haben wir aber auch gemacht!) 

Dieses Konjunkturkonto hätte nämlich dafür gesorgt, dass 

die Höhe des zur Verfügung stehenden Haushaltsvolumens 

nicht jedes Mal politisch willkürlich festgelegt werden 

muss, sondern das Konjunkturkonto hätte entschieden, wie 

die Situation ist. Diese zwei Dinge gehören der Vollstän-

digkeit halber zusammen, weil wir jetzt die Möglichkeit 

haben, uns als Finanzer hier auszubreiten. 

Ich möchte auf zwei Punkte in diesen Einzelplänen, die wir 

gerade behandeln, eingehen. Herr Löffler hat es schon ge-

sagt. Im Einzelplan 04 hat er aber einen Halbsatz verges-

sen. 

(Jan Löffler, CDU: Was?) 

Das ifo Institut halten wir am Standort Sachsen; es war 

nämlich ein Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

weil wir es nicht verantworten können, dass diese Institu-

tion aus Ostdeutschland weggekürzt wird. 

Im Einzelplan 14 – das hatte ich Ihnen versprochen – set-

zen wir bezüglich des staatlichen Hochbaus den Weg fort, 

indem der Globalvermerk, nämlich zum Bewertungssys-

tem Nachhaltiges Bauen, dem Staatsbetrieb Sächsisches 

Immobilien- und Baumanagement erhalten bleibt. Ich 

muss wirklich sagen: Es hat sich viel getan, weil es diese 

Initiative der BÜNDNISGRÜNEN schon in der letzten Le-

gislatur gab. Nachhaltigkeit, Lebenszykluskosten, Klima-

schutz sind zentrale Kriterien, und sie senken Mittel und 

langfristig die Kosten dieser staatlichen Immobilien – das 

werden Sie sehen. 

Ich habe ein paar tolle Beispiele aus Sachsen: das Umwelt-

bundesamt in Bad Elster, das als Plusenergiehaus mit 

BNB-Goldzertifizierung entsteht, die JVA Bautzen, die die 

elektrische Küchentechnik umstellt und auf fossile Energie 

verzichtet, das Landesgestüt Moritzburg, auf dem die neue 

Reithalle in Holz-Hybridbauweise mit PV-Anlage und 

energiesparender Infrarotheizung errichtet wird. Auch bei 

der Infrastruktur, die das SIB ausbaut, geht es voran. 

648 Ladestationen wurden an die Landesliegenschaften bis 

zum Jahr 2024 gebaut. Sie mögen jetzt darüber lächeln, 

aber ich finde es gut: 55 Blühwiesen wurden gezielt zur 

Förderung der Artenvielfalt angelegt 

(André Barth, AfD: Das ist doch schön! Eine 

Blühwiese ist doch schön, Frau Schubert!) 

und sorgen nebenbei dafür, dass das Wasser in der Fläche 

gehalten wird, was ja auch bei immer heißeren Sommern 

wichtig ist. Ein kleines Highlight noch zum Schluss: Das 

Kriminaltechnische Institut in Dresden erhielt unlängst den 

Deutschen Natursteinpreis, weil danach gebaut wurde, 

dass Ästhetik, Funktion und Nachhaltigkeit zusammenge-

hen. Ich danke an dieser Stelle dem SIB und ermutige aus-

drücklich, diesen Weg weiterzugehen – ökologisch, wirt-

schaftlich, zukunftsfest. Ich werbe um Zustimmung für 

diese zwei Einzelpläne. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Fran-

ziska Schubert von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN. Wir setzen, wenn gewünscht, mit der Fraktion Die 

Linke fort. – Da gibt es keinen Bedarf. 

(André Barth, AfD: Was?  

Herr Gebhardt, das ist aber schwach! –  

Mike Moncsek, AfD: Wenn man sich  

einkaufen lässt, hat man nichts zu sagen!) 

Dann könnte der fraktionslose Abgeordnete das Wort er-

greifen. – Das kann ich nicht erkennen. Wir sind am Ende 

der ersten Rederunde. Gibt es Bedarf für eine zweite 

Runde? – Ja. Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Kol-

legen Pohle das Wort; bitte schön. 

Ronald Pohle, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Einzelplan 14 un-

seres Haushaltsgesetzentwurfes sieht den Hochbau vor. Ich 

beginne mit der guten Nachricht. Mit einem Gesamtvolu-

men von 1,14 Milliarden Euro beabsichtigen wir, etwa 

100 Millionen Euro mehr zu verbauen als in der vergange-

nen Haushaltsperiode. Es ist schade, Herr Barth, dass Sie 

despektierlich über den Einzelplan 14 hinweggegangen 

sind; da ist allerhand Musik drin. 

(Zuruf AfD: Despektierlich!) 

Auch die sonstigen Investitionen liegen höher. Schon seit 

jeher erkennt man prosperierende Gesellschaften an ihren 

Bauten – höher, größer, monumentaler –, denn die Bau-

wirtschaft gilt weltweit als Indikator für eine wohlständige 

Volkswirtschaft. Angesichts unserer angespannten Haus-

haltslage müssen wir das wohl als Erfolg betrachten. Im-

merhin werden die begonnenen Investitionsprojekte fort-

geführt; neue werden wir nicht beginnen. Durch Streckun-

gen von Bauvorhaben werden Termine zum Durchschnei-

den bunter Bänder bei Übergabe wohl seltener werden. 

Den angesprochenen Streckungen unterliegt auch der Um-

bau dieses Hohen Hauses. Wenigstens dabei gehen wir zu-

nächst mit gutem Beispiel voran. 

Im Einzelnen planen wir, in den Jahren 2025/2026 etwa 

100 Millionen Euro im Bereich Staat und Verwaltung, 

40 Millionen Euro im Bereich Asyl, 105 Millionen Euro 

im Polizeibereich, 10 Millionen Euro in der Finanzverwal-

tung, 55 Millionen Euro in Bereich bauliches Erbe, 6 Mil-

lionen Euro für Schulen, knapp 40 Millionen Euro für Ge-

richtsgebäude, 75 Millionen Euro für Haftanstalten, 

10 Millionen Euro für Staatsbetriebe, 14 Millionen Euro 

für Theater, 70 Millionen Euro für Museen, 21 Millio-

nen Euro für Bibliotheken – besser gesagt: für eine Biblio-

thek – und immerhin 250 Millionen Euro für unsere Hoch-

schulen und Universitäten zu verbauen. 

Dabei fällt mir natürlich sofort ins Auge, dass vom Ge-

samtbauvolumen über 55 % in der Region Dresden, 25 % 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 106 

in der Region Chemnitz und keine 20 % in meiner Heimat-

region Leipzig wirksam werden. Natürlich weiß ich, dass 

sich der Großteil der staatlichen Verwaltung in Dresden be-

findet und sächsische Herrscher schon immer am liebsten 

in Sichtweite der Residenz bauten, was dazu führte, dass 

sich der Großteil unseres baukulturellen Erbes hier in 

Elbnähe befindet. Aus der wirtschaftlichen Betrachtungs-

weise heraus entstehen hier aber Unwuchten, da staatliche 

Bauaufträge auch und gerade positive Wirkungen für hei-

mische Unternehmen erzielen sollten. Das ist dann gut für 

die Unternehmen der Region Dresden, aber weniger gut für 

die aus Chemnitz und Leipzig. 

Auf einige wenige Investitionen möchte ich in Anbetracht 

der begrenzten Redezeit etwas näher eingehen, denn die 

von mir angesprochene Streckung von Baumaßnahmen 

wirkt durchaus unterschiedlich. Schauen wir beispielweise 

in Richtung Görlitz, so nehmen wir beim Senckenberg Mu-

seum bzw. Campus mit 27,9 Millionen Euro gleich 35,5 % 

der geplanten Gesamtinvestitionen in die Hand und zeigen, 

dass wir auch noch klotzen können. Ein Abschluss des Pro-

jektes rückt in Sichtweite. Auch die Universitäts- und Lan-

desbibliothek Dresden startet mit 21,4 Millionen Euro 

bzw. immerhin noch 12,65 % der geplanten Gesamtsumme 

ganz beachtlich. 

Die Entwicklung des Um- und Ausbaus der Polizeidirek-

tion Leipzig hingegen vermittelt ein anderes Bild. Würden 

wir in den folgenden Doppelhaushalt im gleichen Umfang 

weiter investieren wie wir es jetzt tun, wäre bei positiver 

Betrachtungsweise der Bau in 17,2 Jahren vollendet. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Als Leipziger und 

Innenpolitiker erlauben Sie mir, darauf etwas detaillierter 

einzugehen. Als die Planungen begannen, hieß der Innen-

minister noch Markus Ulbig. Die Gesamtbaukosten haben 

sich im Zeitraum von 2021 bis 2023 von 76,3 Millionen 

Euro auf 104,6 Millionen Euro erhöht und liegen derzeit 

bei 152,5 Millionen Euro. Legt man diese Trends überei-

nander, entsteht die Sorge, dass nicht einmal unsere Kinder 

die Fertigstellung erleben werden. Hierbei geht es um die 

Infrastruktur unserer Sicherheit. 

An diesen Beispielen kann man aber auch den Zusammen-

hang von Prioritäten sowie von Konsumtion zulasten von 

Investitionen erkennen. Wir hatten bisher vordergründig 

kein Einnahmeproblem, sondern wir haben ein Ausgaben-

problem, und das ist nicht neu. Einer geringer werdenden 

Bevölkerungszahl steht ein sich ausweitender Staatsüber-

bau gegenüber. Lesen Sie dazu die Berichte des Sächsi-

schen Rechnungshofes. Unsere Personalkosten haben im 

Jahr 2024 fast die 6-Milliarden-Grenze erreicht – Tendenz 

steigend. 

Kontinuierlich warnen unsere Rechnungsprüfer vor den 

sich aus dem Personalaufbau ergebenen Risiken. Regelmä-

ßig reagieren wir politisch nicht bzw. betreiben einen Per-

sonalabbau in homöopathischen Dosen, der an anderer 

Stelle mehr als aufgehoben wird. Die daraus entstehenden 

Pensionsverpflichtungen gegen die kommenden Generati-

onen wollen wir gar nicht erst vertiefen. 

Zudem leisten wir uns einen gesellschaftlichen Konsum, 

der in keinem Verhältnis zum Wirtschaftswachstum steht. 

Einer ausufernden Staatsquote steht eine sinkende Investi-

tionsquote gegenüber. 

Nun ein letzter Satz zum Einzelplan 14: Die von mir ein-

gangs verkündete gute Nachricht, dass sich unsere Gesamt-

bausumme leicht erhöht, ist leider nur von begrenztem 

Wert. Auch hier sorgt ein Blick in die Berichte des Sächsi-

schen Rechnungshofes für Ernüchterung. Betrachten Sie 

sorgfältig die Abbildung 6 auf Seite 38 des Jahresberichtes 

2025. Mit aller Deutlichkeit wird uns hier die Wirkung des 

steigenden Baupreisindex vor Augen geführt. Bei tenden-

ziell gleicher Bauausgabensumme wird das Ergebnis im-

mer übersichtlicher. In den heute ebenfalls zur Abstim-

mung stehenden Änderungsanträgen habe ich das Wort 

„Investition“ leider kaum gefunden. 

Ich kann mich daran erinnern, dass wir in der vorletzten 

Haushaltsdiskussion auch das Bild vom Schiff, das voraus-

schauend gesteuert sein will, verwendeten; in der vergan-

genen Haushaltsdiskussion wurde angesichts der Steige-

rung des Haushaltsvolumens das Bild der Flughöhe be-

müht. 

Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das Ver-

kehrsmittel ist völlig egal, wenn der Kompass verloren 

geht oder kaputt ist. Genau diese Befürchtung habe ich. 

Wenn unsere Investitionsquote wirklich, wie vom Finanz-

minister erwartet, auf 12,6 % sinkt, ist das ein starkes Indiz 

für diesen Befund. 

Wenn ich nun trotz allem für die Annahme dieses Gesetzes 

werbe, muss ich mich an den Anfang meiner Rede zurück-

begeben: Ein funktionierender Haushalt ist für den Staat, 

die Wirtschaft und die Bürger unverzichtbar, aber in dieser 

Form nicht alternativlos. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollege 

Pohle, CDU, in der zweiten Rederunde. Es folgt die AfD 

mit dem Kollegen Barth. 

André Barth, AfD: Herr Pohle, danke für diese Worte. Sie 

haben recht: Dieser Haushalt ist nicht alternativlos, wenn 

sie ihn so beschließen, wie Sie ihn in Ihrer – wie hatten Sie 

es genannt? – Kooperationsgemeinschaft – – 

(Sören Voigt, CDU: Zum Haushalt!) 

– Zum Haushalt! – Ich muss mir den Begriff noch zu eigen 

machen; es ist so ein sperriger Begriff. 

Was mir bei diesen Haushaltsverhandlungen immer wieder 

auffällt: Es gibt sie noch, die Haushaltspolitiker in der 

CDU, die wirklich klar wie ein deutscher Kaufmann den-

ken und sagen: Wir können nur den Euro ausgeben, den wir 

vorher einnehmen. Wir dürfen unsere staatliche Verwal-

tung nicht über Gebühr ausweiten. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 
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Wir müssen die Bürokratie und den Förderwahn bekämp-

fen. – Das ist alles richtig. Es freut mich, dass es diese ver-

einzelten Rufer in der CDU noch gibt. Ich möchte aber die-

sen wenigen Aufrechten 

(Zuruf CDU: Oh Gott!) 

in der CDU sagen: Mit dieser Kooperationsgemeinschaft, 

in die Sie Ihr Parlamentarischer Geschäftsführer 

(Gelächter – Zurufe CDU, Die Linke  

und Staatsminister Christian Piwarz) 

mit dem Haushalt hineinführen will, werden Sie niemals 

Ihre Ziele und Wünsche erreichen. 

(Beifall AfD) 

Liebe Haushaltspolitiker der CDU, 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

verweigert bitte diesen Haushalt! Kehrt zur Vernunft zu-

rück! 

(Sören Voigt, CDU: Das ist ein bisschen spät!) 

Macht einen alternativen, konservativen Haushaltsansatz 

gemeinsam mit der AfD. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall AfD – Ah! von der CDU) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war ein ein-

drücklicher Appell des Kollegen Barth; danke schön. Gibt 

es weiteren Aussprachebedarf in der zweiten Rederunde? – 

Das kann ich nicht erkennen. Dann hätte jetzt die Staatsre-

gierung die Gelegenheit. Ich sehe Herrn Staatsminister Pi-

warz, der ans Redepult schreitet; bitte schön, Herr Staats-

minister. 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Herr 

Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 

Barth, man muss aufpassen mit historischen Vergleichen. 

Ich war bei Ihren Ausführungen an den Satz: „Ihr Völker 

der Welt“ erinnert, 

(Zurufe Sören Voigt, Christian Hartmann  

und Andreas Nowak, CDU) 

der damals in einer sehr verzweifelten Lage ausgesprochen 

wurde. 

(Zuruf CDU) 

Ich habe das Gefühl, dass zumindest bei Ihnen persönlich 

die Lage mindestens genauso verzweifelt ist, 

(Mike Moncsek, AfD: Wie bei Ihnen!) 

was eher für Sie, aber nicht für Ihre Fraktion spricht. 

Ich will noch einmal in Erinnerung rufen, dass wir heute 

quasi auf der Zielgeraden eines sehr anspruchsvollen We-

ges stehen, mit einem Doppelhaushalt, der jetzt zur Be-

schlussfassung vorliegt. Hinter uns liegt ein Kraftakt, der 

nur gelingen konnte, weil viele –  ich will das hier bewusst 

auch sagen – bei den Einzelplänen Verantwortung über-

nommen haben, stellvertretend für alle anderen. Ich bin für 

diese Verantwortungsübernahme dankbar. 

Mein ausdrücklicher Dank gilt allen Beteiligten, den Mit-

gliedern des Hohen Hauses, den Haushaltsbeauftragten der 

Ressorts und nicht zuletzt den Kolleginnen und Kollegen 

der Haushaltsabteilung und der anderen Abteilungen im 

Sächsischen Finanzministerium. 

Wir zeigen, wenn wir diesen Haushalt heute beschließen, 

dass der Freistaat Sachsen finanziell handlungsfähig bleibt. 

Wir bewegen große Volumina mit einem Gesamtvolumen 

von 25 Milliarden Euro pro Jahr. Auch wenn wir früher hö-

here Quoten hatten, liegen wir mit einer Investitionsquote 

von 12 % bzw. 13 % bundesweit immer noch vorn. 

Alle Debatten – die gestrigen, aber auch die heutigen – ha-

ben deutlich gezeigt, dass man mit diesem Haushalt durch-

aus nicht blind investiert, sondern gezielt und mit Verant-

wortung für das Morgen. Aber – dieses Aber gehört ge-

nauso dazu – wir verschließen nicht die Augen vor der Re-

alität. Dieser Doppelhaushalt – ich wiederhole es gern – ist 

ein Übergangshaushalt. Er erkauft uns Zeit. Es ist Zeit, die 

wir nutzen müssen, um notwendige Strukturreformen an-

zugehen. 

Ich will an dieser Stelle – Herr Barth, wir waren ja so in 

einem Zwiegespräch, und ich mache es jetzt coram publico 

– schon noch einmal darauf eingehen, dass diese Struktur-

reformen von uns allen, die wir Verantwortung überneh-

men – dabei ist die Frage, ob Sie sich auch dazuzählen –, 

(André Barth, AfD: Selbstverständlich!) 

einiges abverlangen werden; denn die Vorausschau auf den 

kommenden Doppelhaushalt ist nicht positiv, sondern es ist 

zu befürchten, dass die Gesamtgemengelagen noch ein 

Stück weit schwieriger sein werden als die, mit denen wir 

bei diesem Doppelhaushalt zu kämpfen haben. Der einzige 

Vorteil ist: Wir haben ein Stück weit mehr Zeit in der Vor-

bereitung. Aber das, was vor uns liegt und was wir an Ent-

scheidungen miteinander jetzt zum Schluss im Sächsischen 

Landtag treffen müssen, wird nicht einfacher werden. 

Wenn ich ein bisschen Revue passieren lasse, was ich in 

den Beratungen zu den Einzelplänen erlebt habe – auch 

und gerade von Ihrer Fraktion –, dann wird es mit einigen 

kleinen Punkten, wo man immer reflexartig draufgeht, 

wenn zum Beispiel der Begriff „Ausländer“ oder Ähnli-

ches erwähnt wird, nicht ausreichen, Strukturreformen zu 

bringen. Dann ist jeder Einzelne hier gefragt und muss 

schauen, ob er auch bei Punkten, bei denen es wirklich 

schmerzhaft wird, bereit ist, mitzugehen und tatsächlich 

Verantwortung zu übernehmen. 

Ich bin sehr dankbar, dass vier Fraktionen gesagt haben: 

Bei allen Schmerzen, die wir trotzdem haben, sind wir be-

reit, hierbei Verantwortung zu übernehmen. Ich bin sehr 

gespannt, wie das in den kommenden Haushaltsberatungen 

der Fall sein wird; denn mit einer Art Cherry Picking – das 

Schöne für uns, und das Schlechte bleibt bei den anderen 

hängen – wird es nicht gelingen, einen Haushalt aufzustel-

len. 
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Schulden – ich glaube, an dieser Stelle sind wir uns einig – 

können nur die Ultima Ratio sein, die Ultima Ratio, wenn 

es darum geht, in unser Land zu investieren und einen 

Mehrwert für dieses Land und insbesondere einen Mehr-

wert für die nachfolgenden Generationen zu erzielen. 

(Beifall CDU) 

Es ist völlig klar: Ein Haushalt ohne Schulden ist ein bes-

serer Haushalt als ein Haushalt mit Schulden, um das hier 

ganz deutlich zu sagen. 

Noch ein letzter Gedanke zum Thema Personal. Ja, es ist 

völlig klar: Wir müssen uns auf einen Personalabbaupfad 

begeben. Es mag sein, dass dem einen oder anderen die 

300 Stellen, die wir jetzt abgebaut haben bzw. mit Be-

schluss dieses Haushalts abbauen werden, nicht ausrei-

chen. Aber sie zeigen eine Trendumkehr, uns den Weg in 

die – aus meiner Sicht – richtige Richtung. 

Nicht nur aufgrund der gesamten Finanzlage, sondern auch 

aufgrund der demografischen Entwicklung in unserem 

Land müssen wir Personalabbau betreiben – in der mittel- 

und langfristigen Perspektive. Personalabbau, Herr Barth, 

heißt aber eben nicht, wie Sie es vorgeschlagen haben: Wir 

sehen uns die gesamten Altersabgänge an und besetzen 

diese Stellen nicht nach. Vielmehr muss Personalabbau 

heißen: Wir müssen ganz genau schauen, wo wir für wel-

che Aufgaben welche Fachleute und welches Know-how 

brauchen. 

(André Barth, AfD: Das habe ich auch  

gesagt, Herr Minister! Aufgabenkritik!) 

Denn wenn wir rein nach den Altersabgängen vorgehen, 

dann ist die Gefahr, dass wir mit den erfahrenen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern das Know-how verlieren, un-

wahrscheinlich groß. 

(Vereinzelt Beifall CDU, SPD und 

BÜNDNISGRÜNE – Beifall Staatsregierung) 

Glauben Sie mir: Wir als Teil der Verwaltung, auch wenn 

wir hier als politische Verantwortungsträger vor Ihnen ste-

hen, sind darauf angewiesen, dass wir eine gut funktionie-

rende, fachlich fundierte Verwaltung haben. 

Gerade im Zeichen des demografischen Wandels ist es un-

wahrscheinlich wichtig, den Know-how-Transfer von de-

nen, die jetzt aus ihrem Berufsleben ausscheiden, zu jenen 

zu gewährleisten, die demnächst zu uns kommen. Deswe-

gen ist es nicht gut, perspektivisch einfach nur auf die weg-

fallenden Stellen zu schauen, sondern es gilt, Aufgabenkri-

tik zu betreiben, und zwar ganz genau. Das werden wir in 

Vorbereitung des nächsten Doppelhaushalts auch tun. 

Ich will aber noch einmal einen Blick auf die Einzelpläne 

des Staatsministeriums der Finanzen werfen. 

Der Einzelplan 04 – das ist klar, das ist bekannt – ist ein 

Verwaltungshaushalt, der sehr stark personalgebunden ist. 

Über 92 % der Mittel sind durch gesetzliche Leistungen, 

durch den Stellenplan oder Grundlasten vorgeprägt. 

Was aber an Gestaltungsspielraum bleibt, ist trotzdem klug 

investiert. Wir stärken das Sächsische Immobilien- und 

Baumanagement, das für den Erhalt und die Pflege der 

Landesgebäude zuständig ist, mit rund 83 Millionen Euro 

in diesem Jahr und 88 Millionen Euro im Jahr 2026. 

Das Landesrechenzentrum Steuern erhält rund 32,8 Milli-

onen Euro im Jahr 2025 und 31,9 Millionen Euro 2026, un-

ter anderem für die Bereiche Wartung, Lizenzverlängerun-

gen und den Ausbau der IT-Infrastruktur. Auch im Kern-

haushalt, etwa für die Finanzämter, werden erhebliche Mit-

tel in moderne IT-Systeme investiert. 

Im bundesweiten KONSENS-Verbund der Steuer-IT stel-

len wir uns mit einer Budgeterweiterung der fortschreiten-

den Digitalisierung der Steuerverwaltung. 

Nicht zuletzt werden im Finanzressort wichtige ressort-

übergreifende IT-Projekte verantwortet. Mit dem Projekt 

HKR 2025 modernisieren wir das Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesen. 

Zudem entwickeln wir das sächsische Förderportal weiter, 

damit Fördermittel künftig medienbruchfrei beantragt und 

bearbeitet werden können. Das spart Aufwand und Kosten 

auf vielen Seiten. 

Der Einzelplan 14 für staatliches Bauen und staatliche Lie-

genschaften – es ist vielfach gesagt worden – umfasst über 

beide Jahre rund 1,9 Milliarden Euro. 

480 Millionen Euro jährlich sind für Bauinvestitionen ein-

geplant. Damit sichern wir bereits begonnene Sanierungen 

und Neubauten für die Polizei, für die Justiz, für Wissen-

schaft und Kultur – auch und gerade in schwierigen Zeiten. 

(Vereinzelt Beifall SPD) 

Wir finanzieren damit auch die Bewirtschaftung von rund 

3 000 landeseigenen Gebäuden, finanzieren Mieten und 

Pachten. 

Auch die Sanierung der Sächsischen Landesbibliothek ist 

fest eingeplant. 

Der Staatsbetrieb SIB bleibt damit zentraler Partner für kli-

mafreundliches Bauen und nachhaltige Gebäudebewirt-

schaftung sowie Impulsgeber für die Bauwirtschaft und die 

Stadtentwicklung. 

Im Einzelplan 15 schaffen wir mit der Einrichtung eines 

Sondervermögens, dem sogenannten Sachsenfonds, ein In-

strument, das zur langfristigen Daseinsvorsorge beiträgt. 

Hier fließen perspektivisch die Mittel aus dem Bundes-

Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz ein. Sie 

wissen, für die Bundesländer stehen 100 Milliarden Euro 

über zwölf Jahre bereit. Doch grundsätzlich – – 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Herr Staatsminis-

ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Sehr 

gern. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Dann sehe ich an 

Mikrofon 7 den Kollegen Gerold von der AfD. Bitte schön. 
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Andreas Gerold, AfD: Danke. – Herr Minister, Sie wis-

sen, mein Lieblingsthema ist die JVA Zwickau. Können Sie 

dazu ein paar Worte sagen? Dazu habe ich nichts gefunden. 

Ich habe gestern mit Begeisterung in der Zeitung gelesen, 

dass die Zahlen jetzt vorliegen. Leider ist die Bauzeit so 

lang, dass ich eine zweite Wahlperiode brauche, um das 

Ende zu erleben. 

Ich bitte um eine Aussage. – Danke. 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Über 

die zweite Wahlperiode werden ja die Wählerinnen und 

Wähler entscheiden. Das betrifft ein Stück weit auch die-

sen Einzelplan. 

Sie haben es vielleicht den Pressemitteilungen und der Be-

richterstattung entnommen: Zum einen haben wir zu 

Zwickau-Marienthal jetzt eine überarbeitete Planung, mit 

maximalen Kosten von 500 Millionen Euro und einer ge-

planten Fertigstellung im Jahr 2029, Inbetriebnahme dann 

hoffentlich im ersten Quartal 2030. 

Wir haben auch eine weitergehende Vereinbarung mit dem 

Freistaat Thüringen getroffen, sodass wir eine gemeinsame 

Übereinkunft haben, diesen Bau zu vollenden und die Jus-

tizvollzugsanstalt in Betrieb zu nehmen. Was auch deutlich 

wird: Für den jetzigen Haushalt, den wir gerade beraten, ist 

diese Einigung noch nicht relevant. Im vorliegenden Haus-

haltsentwurf sind nur kleinere Bereiche berücksichtigt. 

Wir planen, mit der Vergabe an den Totalunternehmer im 

Jahr 2026 oder 2027 dann den Baufortschritt wieder zu 

übernehmen, sodass die tatsächlichen Hauptlasten der Zu-

satzkosten, die wir jetzt zu stemmen haben, erst im kom-

menden Doppelhaushalt 2027/2028 zu berücksichtigen 

sind. 

Aber kommen wir noch einmal zurück zum Einzelplan 15: 

Die finanziellen Spielräume sind in diesem Einzelplan 

trotzdem sehr eng. Es ist schon angesprochen worden, ich 

will es noch einmal betonen: Die Tilgung der Corona-Not-

lagenkredite wurde im aktuellen Doppelhaushalt um 

700 Millionen Euro reduziert. Das erhöht, das will ich ganz 

deutlich sagen, den Druck für die kommenden Haushalte. 

Rechnerisch wird der Haushalt – auch das gehört mit zur 

Wahrheit – nur durch eine Entnahme aus der Haushaltsaus-

gleichsrücklage ausgeglichen. Diese Rücklage wäre dann 

nahezu vollständig aufgebraucht. 

Ferner ist im Einzelplan 15 eine globale Minderausgabe 

von fast 250 Millionen Euro jährlich vorgesehen. Wir als 

Finanzministerium tragen damit die Vollzugsrisiken dieses 

Doppelhaushalts. Aber ich will sagen: Wir tragen das 

durchaus gern und werden es im Vollzug aussteuern. Aber 

auch diese Zahl zeigt noch einmal deutlich den strukturel-

len Handlungsbedarf. 

Wir sind, wie gesagt, auf der Zielgeraden eines sehr lang-

wierigen Verfahrens. Ich bin sehr dankbar für das konstruk-

tive Miteinander und bitte um Zustimmung zu den Einzel-

plänen 04, 14 und 15. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war für die 

Staatsregierung der Staatsminister der Finanzen, Herr Pi-

warz, in der Aussprache zu den Einzelplänen 04, 14 und 

15. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Abstim-

mung über selbige Einzelpläne. Wir beginnen mit dem Ein-

zelplan 04, Staatsministerium der Finanzen, einschließlich 

Stellenplan und Anlagen. Es liegt ein Änderungsantrag vor, 

deshalb stimmen wir, wie zuvor vereinbart, über den Ein-

zelplan kapitelweise ab. 

Zunächst Kapitel 04 01: Hierzu liegt kein Änderungsantrag 

vor, wir können also über das Kapitel abstimmen. Wer 

stimmt für Kapitel 04 01? – Wer stimmt dagegen? – Wer 

enthält sich? – Dem Kapitel wurde mit einer Mehrheit an 

Jastimmen zugestimmt. 

Zu Kapitel 04 02 liegt mit Drucksache 8/3135 ein Ände-

rungsantrag der Fraktion AfD zum Titel 462 01 vor. Soll 

dieser eingebracht werden? 

(André Barth, AfD: Formale Einbringung!) 

– Er ist formal eingebracht. – Gibt es Aussprachebedarf? – 

Das kann ich nicht erkennen. Dann stimmen wir ab. Wer 

stimmt diesem Änderungsantrag zu? – Wer stimmt dage-

gen? – Wer enthält sich? – Diesem Änderungsantrag wurde 

mit einer großen Mehrheit an Neinstimmen nicht entspro-

chen. 

Wir können über Kapitel 04 02 in ungeänderter Fassung 

abstimmen. Wer stimmt dem Kapitel zu? – Wer stimmt da-

gegen? – Wer enthält sich? – Dann hat eine Mehrheit der 

Abgeordneten für die Annahme des Kapitels 04 02 ge-

stimmt. 

Für die folgenden Kapitel 04 04, 04 06, 04 11, 04 99, für 

den Stellenplan und die Anlagen liegen keine Änderungs-

anträge vor. Wir könnten über diese Teile in einem Block 

abstimmen. – Da ich keinen Widerspruch erkennen kann, 

verfahren wir so. Wer stimmt für diese Kapitel, den Stel-

lenplan und die Anlagen? – Wer stimmt dagegen? – Wer 

enthält sich? – Bei einer kleinen Anzahl von Neinstimmen 

und einer etwas größeren Anzahl von Enthaltungen ist den-

noch eine Mehrheit des Plenums für die Annahme dieser 

Kapitel, des Stellenplans und der Anlagen. 

Wir kommen nun zur Gesamtabstimmung des Einzel-

plans 04. Wer stimmt für den Einzelplan 04? – Wer stimmt 

dagegen? – Wer enthält sich? – Bei einer großen Anzahl 

von Neinstimmen war dennoch eine Mehrheit der Abge-

ordneten für die Annahme des Einzelplans 04. Somit ist 

dieser beschlossen. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE und 

Staatsregierung) 

Wir kommen zum Einzelplan 14, Staatliche Hochbau- und 

Liegenschaftsverwaltung. Da auch hier Änderungsanträge 

vorliegen, stimmen wir wie vereinbart über den Einzelplan 

kapitelweise ab. 
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Bei den Kapiteln 14 01 und 14 02 liegen keine Änderungs-

anträge vor. Diese können wir im Block abstimmen. Wer 

stimmt für diese beiden Kapitel? – Wer stimmt dagegen? – 

Wer enthält sich? – Bei einer kleinen Anzahl Neinstimmen, 

einer etwas größeren Anzahl Enthaltungen hat die Mehr-

heit der Abgeordneten für die Annahme der Kapitel ge-

stimmt. 

Im Kapitel 14 03 liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 

AfD unter Drucksache 8/3213 zu Titel 714 53 vor. Soll die-

ser eingebracht werden? – Dann bitte ich den Kollegen 

Kuppi von der Fraktion AfD um Einbringung. 

Lars Kuppi, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Mit unse-

rem Änderungsantrag möchten wir, dass in der Landesfeu-

erwehr- und Katastrophenschutzschule Sachsen Elster-

heide/OT Nardt endlich mit dem Bau begonnen wird. 

Der grundhafte Ausbau der oben genannten Schule steht 

bereits seit fast 10 Jahren auf der Agenda. Nur am Geld 

fehlt es immer wieder. Im Jahr 2025 wollen wir die Summe 

von 1 Million Euro und im Jahr 2026 die Summe von 

39 Millionen Euro einstellen. Mit dem Betrag des Jahres 

2025 von 1 Million Euro sollen die kompletten Planungen 

und Bauvorbereitungen endlich abgeschlossen werden, da-

mit im Jahr 2026 mit den richtigen Baumaßnahmen begon-

nen werden kann. 

Die Interimslösung mit gebrauchten Containern, welche 

aus dem Abbau einer Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbe-

werber stammen, konnte man sicher als uneingeschränkte 

Wertschätzung des SMI gegenüber den Kameraden der 

Feuerwehr einordnen. Diese Interimslösung sollte mit ei-

nem Um- und Ausbau bereits im Doppelhaushalt 

2023/2024 abgelöst werden, und zwar unter Zuhilfenahme 

der Finanzierung aus dem Strukturentwicklungsfonds 

Sächsische Braunkohleregion. Dieser Plan ist gescheitert. 

Die nicht geplanten Haushaltsmittel im Doppelhaushalt 

2025/2026 zeigen, dass die Interimslösung weiter Bestand 

haben soll. Mit einem modernen Lehrbetrieb für die aus-

wärtigen Teilnehmer der Aus- und Fortbildungen hat das 

nichts mehr zu tun. Hinzu kommt, dass die immer wieder 

beauftragten Kammerjäger, die die Mäuseplage in Teilen 

der Container beseitigen sollten, vor der Natur, im Speziel-

len der Bauweise der Container, kapituliert haben. 

Die Mehrausgaben dienen der Ablösung der Containerlö-

sung zugunsten einer dauerhaften baulichen Lösung für die 

Unterbringung der Ausbildungs- und Lehrgangsteilneh-

mer, für die Lehrer und die Erweiterung mit einer Mehr-

zweckhalle auf dem Gelände der Landesfeuerwehr- und 

Katastrophenschutzschule. 

Der Bau der Mehrzweckhalle ist für eine moderne, an die 

realen Gegebenheiten der Zeit angepasste Aus- und Fort-

bildung essentiell, was viele andere Bundesländer schon 

vor geraumer Zeit erkannt haben. Ich bitte um Zustimmung 

zu unserem Antrag, denn der Bau muss endlich beginnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollege 

Kuppi, der den Änderungsantrag der AfD-Fraktion einge-

bracht hat. Gibt es Aussprachebedarf dazu? – Das kann ich 

nicht erkennen. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Änderungs-

antrag der AfD-Fraktion, Drucksache 8/3213. Wer stimmt 

diesem Änderungsantrag zu? – Wer stimmt gegen diesen 

Änderungsantrag? – Wer enthält sich? – Damit wurde die-

sem Änderungsantrag trotz vieler Jastimmen, aber noch 

mehr Neinstimmen nicht entsprochen. 

Wir können jetzt das Kapitel 14 03 in ungeänderter Fas-

sung abstimmen. Wer stimmt dem Kapital 14 03 zu? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit wurde das 

Kapitel 14 03 mit einer Mehrheit der Stimmen der Abge-

ordneten angenommen. 

In allen folgenden Kapiteln des Einzelplans 14 liegen 

keine Änderungsanträge vor. Deshalb können wir sie im 

Block abstimmen. Ich trage sie einmal vor. Danach kom-

men wir zur Abstimmung. 

Es handelt sich um die Kapitel 14 04, 14 05, 14 06, 14 07, 

14 08, 14 09, 14 10, 14 11, 14 12, 14 13, 14 14, 14 15, 

14 20, 14 21, 14 22, 14 23, 14 24, 14 25, 14 26, 14 27, 

14 28, 14 29, 14 30, 14 31, 14 32, 14 33, 14 34, 14 35 und 

14 40. Wir stimmen diese Kapitel in einem Block ab. Wer 

stimmt diesen Kapiteln zu? – Wer stimmt gegen diese Ka-

pitel? – Wer enthält sich? – Damit wurden diese Kapitel bei 

wenigen Neinstimmen, etwas mehr Enthaltungen, aber ei-

ner Mehrheit an Jastimmen angenommen. 

Wir können den Einzelplan 14 jetzt in seiner Gesamtheit 

abstimmen. Wer stimmt für den Einzelplan 14? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit wurde der 

Einzelplan 14 bei einer Mehrheit der abgegebenen Stim-

men angenommen. 

Danke schön. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE  

und Staatsregierung) 

Wir kommen nun zum Einzelplan 15, Allgemeine Finanz-

verwaltung, einschließlich Stellenplan mit Anlagen. Da 

Änderungsanträge vorliegen, stimmen wir, wie zuvor ver-

einbart, über den Einzelplan kapitelweise ab. 

Im Kapitel 15 01 gibt es keine Änderungsanträge. Wir kön-

nen darüber abstimmen. Wer stimmt für das Kapitel 15 01? 

– Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit wurde 

das Kapitel 15 01 angenommen. Ich danke Ihnen. 

Beim Kapitel 15 03 liegen zwei Änderungsanträge der 

Fraktion AfD vor, einmal Drucksache 8/3145 und einmal 

Drucksache 8/3146. Sollen diese eingebracht werden? – 

Ich sehe, dass der Kollege Roberto Kuhnert von der AfD-

Fraktion zum Pult schreitet und vielleicht beide Anträge 

einbringt. Bitte schön. 

Roberto Kuhnert, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kollegen! Ich befasse mich nur mit dem An-

trag in Drucksache 8/3145. 
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In diesem Änderungsantrag üben wir Kritik an der Schaf-

fung der Verstärkungsmittel. Wie in jedem Doppelhaushalt 

finden sich auch in diesem die Reserven des Finanzminis-

ters in Gestalt der Verstärkungsmittel wieder. Mit diesem 

Geld kann das Finanzministerium still und heimlich, ohne 

eine Befassung des Landtags im Rahmen der Haushalts-

durchführung auftretende Finanzlöcher stopfen. Nicht ein-

mal der Haushalts- und Finanzausschuss würde davon 

Kenntnis erlangen. 

Die Verstärkungsmittel erfassen mit Personal, Rechtsver-

pflichtungen und Investitionen die wichtigsten Ausgaben-

bereiche des Freistaats. Da die drei Titel untereinander de-

ckungsfähig sein sollen, handelt es sich um eine globale 

Ermächtigung des Landtags an den Finanzminister über 

160 Millionen Euro für fast alle wichtigen Ausgabenberei-

che. 

Dieser umfangreichen Selbstentmachtung des Parlaments 

können wir so nicht zustimmen. Der Landtag hat nicht nur 

ein Budgetrecht, sondern er hat nach unserer Verfassung 

auch eine Budgetpflicht gemäß Artikel 93 Abs. 2 und Arti-

kel 70 Abs. 2. Dieser Pflicht dürfen wir uns nicht durch die 

Ausstellung von Blankovollmachten entledigen. 

Wir beantragen daher die Streichung der Verstärkungsmit-

tel und bitten dafür um Ihre Zustimmung. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall AfD) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war die Ein-

bringung des Änderungsantrags, Drucksache 8/3145, zu 

den Titeln 461 02, 686 02 und 883 14. Gibt es Aussprache-

bedarf? – Ich sehe Herrn Kollegen Patt von der CDU am 

Saalmikrofon 4. Bitte schön. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: Bei allem Wunsch nach Trans-

parenz, Herr Kollege: Über die Liste der über- und außer-

planmäßigen Ausgaben werden wir sehr wohl informiert, 

wenn der Finanzminister mithilfe dieser besonderen Mittel 

für einen Ausgleich sorgt. Die Transparenz ist hergestellt. 

Ich lade Sie herzlich ein, diese Liste, die sehr umfangreich 

ist, zu studieren. – Danke. 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Gibt es weiteren 

Aussprachebedarf? – Das kann ich nicht erkennen. Dann 

können wir jetzt zur Abstimmung über den Änderungsan-

trag, Drucksache 8/3145, kommen. Wer stimmt diesem 

Änderungsantrag zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 

sich? – Dann ist dem Änderungsantrag bei einer großen 

Mehrheit an Neinstimmen nicht entsprochen worden. 

Wir kommen zum zweiten Änderungsantrag der AfD zum 

Titel 462 01. Ich sehe den Kollegen Barth zum Mikrofon 

schreiten. 

André Barth, AfD: Die Globale Minderausgabe für das 

Personal ist diesmal nicht im Einzelplan 15 verankert, son-

dern war in den jeweiligen Einzelplänen versteckt. Deshalb 

haben wir im Titel 462 01 jeweils einen Änderungsantrag 

eingebracht, Herr Unger. 

(Zurufe Tom Unger, CDU, und  

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Deshalb waren wir zum Beispiel die einzigen, die beim Fi-

nanzministerium einen Änderungsantrag eingebracht ha-

ben, weil wir natürlich überall die Personalkosten nach-

vollzogen haben. Wenn man diese Mittel zusammenrech-

net, wären das in diesem Jahr 324 Millionen Euro und im 

nächsten Jahr 333 Millionen Euro. Wir sind jedoch der 

Meinung, dass wir die Globale Minderausgabe nochmals 

um 50 und um weitere 156 Millionen Euro steigern kön-

nen, wenn wir tatsächlich unseren überwiegend sofortigen 

Einstellungsstopp im Freistaat Sachsen ausrufen 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Ja, dann machen Sie doch…!) 

und eine Vielzahl der auslaufenden Stellen nicht unmittel-

bar wiederbesetzen. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Aber das widerspricht Ihren  

Aussagen von vorhin, Herr Barth!) 

– Das widerspricht meinen Aussagen nicht. Ich habe nie-

mals gesagt, dass alle, die aus der Staatsverwaltung aus-

scheiden, nicht nachbesetzt werden dürfen. Ich habe nur 

gesagt, dass wir mit der Nachbesetzung vorsichtig umge-

hen müssen. Das haben wir alles durch unseren fähigen 

parlamentarischen Berater hieb- und stichfest ausrechnen 

lassen. 

(Gelächter Juliane Pfeil, SPD, Ronny Wähner, 

CDU, und Staatsminister Christian Piwarz) 

Deshalb dieser Änderungsantrag. Ich bitte um Ihre Zustim-

mung. Allein mit diesem Änderungsantrag könnten wir den 

Fähranleger finanzieren, 

(Sören Voigt, CDU: Ach!) 

könnten wir die Sportstätten finanzieren – worüber Sie vor-

hin so traurig waren, 

(Sören Voigt, CDU: Sie sollen keine 

Rosinenpickerei betreiben, Herr Barth! –  

Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

dass wir sie nicht finanzieren konnten. Alle diese vielen 

kleinen Dinge, bei denen Sie heute zu erkennen gegeben 

haben, dass das eigentlich eine schöne Sache wäre. 

(Sören Voigt, CDU: Ja, es  

gibt viele schöne Sachen!) 

Wir könnten damit dem BSW ein Stück entgegenkommen, 

das unglücklicherweise immer in den Generationenfonds 

hineingegriffen hat. 

(Widerspruch BSW –  

Zurufe SPD und BÜNDNISGRÜNE –  

Sabine Zimmermann, BSW:  

Bleiben Sie mal auf dem Teppich!) 

Wir haben hier wirklich einen Einsparantrag, mit dem wir 

hinterher gemeinsam in einer Ermöglichungskoalition 
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(Oh-Rufe Tom Unger, Sören Voigt  

und Ronny Wähner, CDU) 

heute noch gute Dinge verrichten könnten. Deshalb bitte 

ich um Zustimmung zu diesem Einsparungsantrag. 

(Beifall AfD) 

Vierter Vizepräsident Albrecht Pallas: Das war Kollege 

Barth, der den Änderungsantrag einbrachte. Gibt es Aus-

sprachebedarf dazu? – Das kann ich nicht erkennen. Dann 

kommen wir flugs zur Abstimmung. Wer stimmt dem Än-

derungsantrag 8/3146 zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer 

enthält sich? – Damit wurde dem Änderungsantrag durch 

eine Mehrheit von Neinstimmen nicht entsprochen. 

Ich bitte um einen kurzen Augenblick des technischen Um-

baus. 

(Präsidentenwechsel) 

Präsident Alexander Dierks: So, meine sehr geehrten 

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen jetzt zur Gesamt-

abstimmung über das Kapitel 15 03. Wer dem Kapitel zu-

stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Dann ist bei einer Reihe Gegen-

stimmen, aber einer deutlichen Mehrheit von positiven Vo-

ten das Kapitel beschlossen. 

Wir können jetzt das Kapitel 15 04 beschließen. Dazu lie-

gen keine Änderungsanträge vor. Wer dem Kapitel zustim-

men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Bei einigen Gegenstimmen, 

mehr Enthaltungen, aber deutlich mehr positiven Voten ist 

das Kapitel beschlossen. 

Wir kommen zu Kapitel 15 21. Es liegt ein Änderungsan-

trag vor, Drucksache 8/3148, ein Änderungsantrag – – 

(Zurufe: 15 10!) 

– Entschuldigung, Kapitel 15 10, 

(André Barth, AfD: 15 10, genau!) 

Drucksache 8/3147, ein Änderungsantrag der Fraktion AfD 

zu Titel 624 01. Es wird Einbringung begehrt von Herrn 

Kollegen Barth. Bitte, Herr Kollege. 

André Barth, AfD: Da wollte doch der Herr Präsident den 

fast wichtigsten Änderungsantrag der AfD-Fraktion über-

gehen. 

Präsident Alexander Dierks: Sie haben mich eiskalt er-

wischt! 

(Heiterkeit –  

Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE – 

Sören Voigt, CDU: Listig!) 

André Barth, AfD: Herr Hartmann, es ist der letzte Ver-

such, Sie auf den Weg der Rechtschaffenheit 

(Beifall und Heiterkeit AfD –  

Jörg Schmidt, CDU: Oh, oh, oh!) 

von Verfassung und Recht zurückzuführen. 

(Heiterkeit AfD) 

Es ist der Antrag der AfD, mit dem wir noch einmal an all 

die klugen und vernünftigen Menschen appellieren wollen, 

(Zurufe Staatsministerin Petra Köpping  

und Staatsminister Christian Piwarz) 

die es in der CDU noch zu geben scheint, 

(Staatsminister Dirk Panter: Immer das Gleiche!) 

dass die eingegangenen Kreditverpflichtungen auch wirk-

lich in verfassungsmäßiger Art und Weise, vollständig in 

Jahresscheiben, innerhalb der acht Jahre zurückgezahlt 

werden. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Das tun wir doch, Herr Barth!) 

Das ist das letzte Mal, Herr Hartmann, dass wir Ihnen heute 

die Hand reichen, 

(Oh-Rufe CDU) 

um auf einen rechtschaffenden Weg zurückzukommen. 

Dazu dient dieser Änderungsantrag. Und er zeigt Ihnen 

einmal mehr, welch eine seriöse Haushaltspolitik wir be-

treiben. 

(Laura Stellbrink, SPD: Soso!) 

Im Gegensatz zu Ihnen sind wir in der Lage, mit unserem 

Haushaltsentwurf – erstens – die Coronaschulden or-

dentlich zu tilgen und – zweitens – noch ein leichtes An-

wachsen der Haushaltsausgleichsrücklage in Höhe von 

30 Millionen Euro im Jahr 2025 und fast 60 Millionen Euro 

im Jahr 2026 zu verwirklichen. Drittens haben wir noch or-

dentliche soziale Anträge: Kitabeiträge erhöhen, Pflege-

kosten minimieren. 

(Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Sie sehen doch, dass das ein wirklich ausgeglichenes Ge-

samtpaket zum Wohle der sächsischen Bürger und auch 

zum Wohle des sächsischen Staatshaushalts gewesen wäre, 

wenn Sie sich unseren Änderungsanträgen hätten anschlie-

ßen können. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Das gilt ja schon als …!) 

Heute ist der letzte Versuch hinsichtlich der Coronatilgung. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Barth zum 

besagten Änderungsantrag. Ich sehe den Wunsch nach ei-

ner Reaktion am Mikrofon 4 durch Herrn Kollegen Löffler. 

Herr Kollege, bitte. 

(Zu- und Gegenrufe André Barth, AfD, und CDU) 

– Und jetzt hören Sie bitte dem Herrn Kollegen Löffler zu. 

Jan Löffler, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Ich 

möchte darauf kurz reagieren. Sehr geehrter Herr Barth, ich 

muss Sie enttäuschen, ich bin leider nicht Herr Hartmann, 

auch wenn man es mir kaum ansieht. 
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(Heiterkeit –  

Heiko Gumprecht, AfD:  

Aber die Haarfarbe wird langsam! –  

Heiterkeit CDU) 

Wir haben uns in der Aussprache zu dem Einzelplan 15 in-

tensiv unterhalten, dass unsere Verfassung uns eine acht-

jährige Tilgung vorgibt, in der Verfassung aber auch nicht 

die symmetrische Tilgung vorgegeben ist. Von daher kön-

nen wir den Ansatz, den Sie mit dem Antrag verfolgen, in 

dieser Form erst einmal nicht nachvollziehen. Wir halten 

das Deckungskonzept, wie wir es gegenständlich für den 

Haushaltsentwurf und entsprechend zur Ausfinanzierung 

der Beschlussempfehlung des HFA erarbeitet haben, für 

tragfähig. Als solches können wir Ihrem Antrag, so leid es 

uns auch tut, nicht folgen. 

Ich muss Ihnen die Illusion nehmen: Sie brauchen uns in 

diesem Punkt nicht auf einen anderen Weg bringen. 

(Andreas Nowak, CDU: Richtig!) 

Wir sind verfassungskonform und mit einem ausgegliche-

nen Deckungskonzept unterwegs. 

(Beifall CDU) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Löffler an 

Mikrofon 4. Ebenfalls begehrt Herr Kollege Gebhardt an 

Mikrofon 1 das Wort. 

(André Barth, AfD: Ach,  

macht er auch noch mit, schön!) 

Rico Gebhardt, Die Linke: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Herr Barth, Sie müssen Ihren Antrag zurückziehen. Ich lese 

Ihnen einmal vor, was Sie hier hinten darauf geschrieben 

haben: „Die beantragten Mehrausgaben werden durch die 

Gesamtheit der von der AfD-Fraktion eingebrachten Ände-

rungsanträge zur Beschlussempfehlung des Haushalts- und 

Finanzausschusses […] gedeckt“. 

Es ist kein einziger Änderungsantrag beschlossen worden. 

Deswegen gibt es keinen Deckungsvorschlag mehr. Folg-

lich ist dieser Antrag aus Ihrer Sicht gar nicht mehr zuläs-

sig. 

(Heiterkeit im Saal – Beifall Die Linke, CDU, 

SPD, BÜNDNISGRÜNE und Staatsregierung – 

Oh-Rufe AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Barth begehrt 

eine Kurzintervention, da er dies nicht auf sich sitzen las-

sen kann, am Mikrofon 7. 

André Barth, AfD: Herr Gebhardt, da haben Sie recht! 

(Oh-Rufe, Heiterkeit und Beifall AfD) 

Das war aber noch einmal der Versuch, 

(Heiterkeit im Saal) 

Rechtschaffenheit und Ordnung bei der CDU herbeizufüh-

ren. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: So anstrengend können die 

beiden Tage nicht gewesen sein, wenn wir noch genügend 

Luft für grundlegende Debatten über Rechtschaffenheit ha-

ben. Aber so sei es. Heißt das, der Antrag ist zurückgezo-

gen worden, Herr Kollege Barth? 

(André Barth, AfD: Nein, nein!  

Den können wir gerne abstimmen!) 

So sei es. 

(Heiterkeit im Saal) 

Gut. Dann stimmen wir nun über den Antrag der Drucksa-

che 8/3147 ab. Wer dieser Drucksache die Zustimmung ge-

ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die Ge-

genstimmen? – Die Stimmenthaltungen? – Dann ist mit 

großer Mehrheit dem Ansinnen nicht entsprochen. 

Wir widmen uns nun dem Gesamtkapitel 15 10. Wer dem 

Kapitel die Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Die Gegenstimmen? – Die Stimment-

haltungen? – Es ist bei einer Reihe an Gegenstimmen das 

Kapitel dennoch mit Mehrheit beschlossen worden. 

Wir kommen nun zum Kapitel 15 20. Es liegen keine Än-

derungsanträge vor. Wir können also zur Beschlussfassung 

übergehen. Wer dem Kapitel die Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Ich würde 

noch einmal um etwas Ruhe im Saal bitten. Es finden doch 

eine ganze Reihe bilaterale Gespräche statt. So laut, dass 

man den Inhalt der Gespräche nahezu im ganzen Saal mit-

verfolgen kann. – Jetzt die Gegenstimmen, bitte. – Die 

Stimmenthaltungen? 

(Jan Löffler, CDU, enthält sich beinahe 

versehentlich. – Heiterkeit im Saal) 

– Es wird später, dennoch ist dem Kapitel so mit Mehrheit 

entsprochen. 

Wir kommen zu Kapitel 15 21. Es liegt ein Änderungsan-

trag von der Fraktion AfD zu dem Titel 682 01 und dem 

Titel 891 01 in der Drucksache 8/3148 vor. Es begehrt um 

Einbringung Herr Kollege Mayer, bitte. 

(Laute Gespräche im Saal) 

Präsident Alexander Dierks: Etwas Ruhe bitte! – Also, 

nicht Sie natürlich. 

Norbert Mayer, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Vie-

len Dank, Herr Präsident. Meine Damen und Herren! Lie-

ber Herr Hartmann! Ich werde nun nicht versuchen, Sie zu 

retten. Ich denke, Ihre Fraktion muss das Ende der linken 

Sackgasse erst erreichen, um zu sehen, dass es dort nicht 

weitergeht. Wir reden in einem Jahr noch einmal; da wer-

den wir sehen, wie es bei Ihnen weitergeht. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Jawoll, so machen wir das, Herr Mayer!) 

– Genau. Wir reden zu den Beteiligungen. Es liegt unser 

Änderungsantrag vor. In den nächsten zwei Jahren sollen 

14 Unternehmen, an denen der Freistaat Sachsen beteiligt 
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ist, Zuschüsse erhalten. Insgesamt sind dafür 254 Millio-

nen Euro eingeplant. Wenn es um sächsische Kultur und 

den Tourismus geht, dann ist das Geld gut angelegt. Da 

sind wir uns wohl alle einig, denke ich. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke:  

Ich glaube nicht!) 

Die Landesbühnen Sachsen – – Vielleicht Die Linke nicht, 

aber wir, denke ich, sind damit einverstanden. – Die Lan-

desbühnen Sachsen GmbH und Staatliche Schlösser, Bur-

gen, und Gärten Sachsen gGmbH verdienen unsere Unter-

stützung und unsere Wertschätzung. Im Freistaat Sachsen 

werden aber auch Verlustbringer aus allein ideologischen 

Gründen mit großen Beträgen künstlich am Leben erhal-

ten. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke:  

Genau dafür sind die bereitgestellt worden!) 

Im vorgelegten Haushalt wird die Sächsische Energieagen-

tur mit 6,6 Millionen Euro zum Ausgleich ihrer Verluste 

ausgestattet. Die Verluste dieser Gesellschaft werden im-

mer größer. Im vergangenen Doppelhaushalt waren es 

schon 5 Millionen Euro, jetzt sind es 6,6 Millionen Euro. 

Zweck der Gesellschaft ist es, den aktiven Klimaschutz 

und die Steigerung der Energieeffizienz zu unterstützen. 

Dazu soll die Gesellschaft kostenlose Beratungen zu Ener-

giethemen und Fördermöglichkeiten anbieten. 

Das Thema einer zukunftsfähigen Energieversorgung und 

Energieeffizienz wird durch die Sächsische Energieagentur 

allerdings nicht vorurteilsfrei behandelt. Obwohl es ver-

schiedene Wege gibt, hat sich diese Gesellschaft auf die er-

neuerbaren Energien versteift. Ob es einer landeseigenen 

Agentur überhaupt bedarf, erschließt sich aus einer sachli-

chen Betrachtung nicht. Schließlich bieten bereits die 

meisten Energieversorger ihren Kunden kostenfreie Bera-

tungen an. Auch die Kommunen haben die Senkung ihrer 

Energiekosten schon lange im Blick. 

Die Sächsische Energieagentur ist daher ein Beispiel dafür, 

wie sinnfrei immer größer werdende Millionen Euro Steu-

ermittel Jahr für Jahr auf dem Altar des Klimawahns geop-

fert werden. Es gibt einen freien Markt, der weitaus effizi-

enter arbeitet als diese Agentur. Aus diesen Gründen lehnen 

wir den Ausgleich der Verluste der SAENA GmbH ab. 

Darüber hinaus gibt es freie Verfügungsmassen – 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit, Herr Kollege. 

Norbert Mayer, AfD: – im Bereich der Regierung mit der 

Bezeichnung „Vorsorge und Beteiligungsbereich“ – 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit ist zu Ende! 

Norbert Mayer, AfD: – für insgesamt 2,8 Millionen Euro. 

– Herr Präsident, ich bin bald fertig. Ich komme zum letz-

ten Satz. 

Präsident Alexander Dierks: Ihre Redezeit ist jetzt zu 

Ende! 

(Heiterkeit im Saal) 

Norbert Mayer, AfD: Wir beantragen daher die Haus-

haltsmittel für die Zuschüsse in Höhe von 9,4 Millio-

nen Euro zu senken. Danke. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war die Einbringung 

des Änderungsantrages. Gibt es das Begehr nach Reak-

tion? – Das kann ich nicht sehen. Somit stelle ich die 

Drucksache 8/3148 zur Abstimmung. Wer diesem Ände-

rungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das 

Handzeichen. – Die Gegenstimmen? – Die Stimmenthal-

tungen? – Bei einigen Gegenstimmen, wenigen Enthaltun-

gen und einer deutlichen Mehrheit negativer Voten wurde 

diesem Antrag nicht entsprochen. 

Wir können jetzt über das Kapitel 15 21 in seiner Gesamt-

heit abstimmen. Wer dem Kapitel zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Die Gegenstimmen? – Die 

Stimmenthaltungen? – Damit ist es mit Mehrheit beschlos-

sen. 

Wir kommen zum Kapitel 15 28. Es liegen keine Ände-

rungsanträge vor. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 

zustimmen möchte, den bitte um das Handzeichen. – Die 

Gegenstimmen? – Die Stimmenthaltungen? – Damit mehr-

heitlich beschlossen. 

Kapitel 15 30. Es liegen drei Änderungsanträge vor, BSW 

mit Drucksache 8/3175, Drucksache 8/3218 und Drucksa-

che 8/3219. Wird Einbringung gewünscht? – Das ist der 

Fall. Herr Kollege Wurzler bringt für die BSW-Fraktion 

ein. Bitte. 

Lars Wurzler, BSW: Sehr geehrter Herr Landtagspräsi-

dent! Werte Kolleginnen und Kollegen! Dies ist einer der 

für uns zentralsten Punkte im Haushalt, bezogen auf die 

Bildung. Um es vorwegzunehmen: Ja, wir fordern 

400 Millionen Euro an Investitionen für die nächsten zwei 

Jahre, somit 200 Millionen Euro pro Jahr. 

(Sören Voigt, CDU: Schnäppchen!) 

Das ist keine Fantasiezahl oder gar ausgewürfelt; denn 

wenn man dazu ins Verhältnis setzt, dass ein Neubau einer 

einzigen Schule zwischen 30 Millionen Euro und 50 Milli-

onen Euro kostet, relativiert sich diese Summe schon. Aber 

vielleicht sind ja – es muss doch kein Neubau sein – alle 

Schulen im Freistaat in so einem Top-Zustand wie der 

Campus Cordis hier in Dresden. 

Doch wenden wir kurz unseren Blick auf Schulen, die we-

niger im Fokus stehen. Jeder halbwegs gebildete Mensch 

hier unten im Saal kennt folgendes Zitat: „Denn die einen 

stehen im Schatten und die anderen stehen im Licht. Doch 

man sieht nur die im Lichte, die im Schatten sieht man 

nicht“. Sollten Sie noch überlegen, das war aus der Drei-

groschenoper von Brecht. 

Nehmen wir eine Oberschule in Heidenau. Diese Schule 

fordert seit 25 Jahren Fördermittel vom Träger und vom 

Land. Passiert ist nichts. Gut, vermutlich hat die Schule be-

reits alles und jammert auf sehr hohem Niveau. Hier einmal 

eine kurze Auflistung von Dingen, die die Schule bereits 
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hat. Dort gibt es Elektroschalter aus der DDR-Zeit – da 

wird die ebenfalls bei offenen Leitungen gelehrte Physik 

schnell erlebbar. 

(Heiterkeit AfD) 

Plastikwaschbecken und -hähne aus derselben Zeit – Ge-

schichtsunterricht zum Anfassen. Drei Klassenräume, die 

in das Bürgerbüro ausgelagert sind – Politik, für alle Seiten 

praktisch erlebbar. Austretende Radonstrahlung – da sind 

Biologie und Chemie hautnah erlebbar. Aber vielleicht 

kann mir jemand aus der CDU erklären, dass Radon eigent-

lich gar nicht so schlimm ist. Es soll gegen Schmerzen hel-

fen und die Selbstheilungskräfte aktivieren. 

(Heiterkeit AfD) 

Dann bekommen alle in der Schule gleich noch eine kos-

tenlose Wellnessbehandlung. 

Die Schule der Zukunft, zumindest aber eine Leuchtturm-

schule für das Bildungsland 2030. 

(Beifall BSW und AfD) 

Ja, gewiss ein extremer Einzelfall und ein problematischer 

noch dazu. Aber was ist mit all den anderen, bei denen es 

nicht ganz so dramatisch, aber gleichwohl schlimm ist? Die 

sollen im wörtlichen und übertragenen Sinne im Regen ste-

hen gelassen werden. Wenn unser Antrag keine Zustim-

mung findet, dann hoffe ich sehr, dass Sie alle vier mit Ih-

ren Bildungsexperten bei Vor-Ort-Terminen quer durchs 

Land klientelangemessen, aufrichtig und glaubhaft erklä-

ren, dass und warum Sie nicht bereit waren oder sind, end-

lich Geld in die Hand zu nehmen, und das ohne Sprechbla-

sen, Politika, Blabla und Nullsätze wie „Wir können Ihre 

Situation gut nachvollziehen, aber leider …“ – das hilft den 

Schulen keinen Millimeter weiter. 

(Beifall BSW und AfD) 

Wir akzeptieren nicht, dass sich das in den nächsten zwei 

Jahren nicht ändern soll, und deswegen der besagte Antrag 

in besagter Höhe. 

Ein letztes Wort des Lobes für den Bildungsminister. Ich 

freue mich sehr, dass Sie gesagt haben: Wir werden versu-

chen, irgendwo noch Geld herzubekommen, um dann zu-

mindest für einen Teil irgendetwas für die Bildungsinfra-

struktur organisieren zu können – vielen Dank dafür! 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW und AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Wurzler, nur 

für mein strukturelles Verständnis: Könnten Sie – – 

(Lars Wurzler, BSW, wird bei der  

Rückkehr an seinen Platz von  

Abgeordneten der Linken angesprochen.) 

Dürfte ich vielleicht ganz kurz Herrn Wurzlers ungeteilte 

Aufmerksamkeit gewinnen? – Nur, damit ich es verstehe: 

Haben Sie jetzt nur den ersten der drei Anträge einge-

bracht? 

(Lars Wurzler, BSW: Ja!) 

– Okay. Und werden die anderen beiden dann auch noch 

eingebracht? 

(Zurufe BSW: Formal! –  

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE,  

steht am Mikrofon.) 

– Formal. Okay, gut. Dann stimmen wir jetzt zunächst über 

– – Beziehungsweise es gibt noch das Begehr zur Reaktion 

von Frau Kollegin Schubert an Mikrofon 4 zu 831 75. 

Bitte. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Herr Wurzler, 

Ihr Anliegen teilen wir, glaube ich, alle in diesem Haus, 

aber systematisch ist das hier drin falsch gestellt. – Wo sind 

Sie denn? – Das ist systematisch, das ist das FAG-Kapitel. 

Und wenn Sie in die Systematik des FAG eingreifen, bei 

der Systematik, die wir haben – das ist ja der Gleichmäßig-

keitsgrundsatz –, dann erreichen Sie nicht das, was Sie er-

reichen wollen. 

(Marko Schiemann, CDU: Geht gar nicht!) 

Die Schulinfra, Kita, Horte sind traditionell immer im Ein-

zelplan 05 veranschlagt. Deswegen ist das systematisch im 

Einzelplan 05 dort richtig reinzustellen. 

Wir alle wünschen uns, dass die 251 Millionen Euro, die 

bisher da waren und es jetzt nicht mehr sind, wieder da sein 

werden. 

(Zuruf AfD) 

Wir hoffen, dass es möglich wird, diesen Sanierungsstau in 

den nächsten Jahren, zum Beispiel über den Sachsenfonds, 

abzubauen. 

(Lars Wurzler, BSW, steht am Mikrofon.) 

Wenn Sie so einen Antrag stellen, sage ich es Ihnen noch 

einmal, Herr Wurzler: Das ist ein Antrag, dessen Anliegen 

geteilt wird und welches wir alle verstehen, weil wir durch 

die Lande gehen. 

(Unruhe im Saal) 

Doch systematisch können Sie das nicht ins FAG packen, 

weil Sie es dann auch nicht sicher haben; denn in dem Mo-

ment, in dem die Steuereinnahmen heruntergehen, verän-

dert sich das. Das hat sehr viele Volatilitäten, viele Hebun-

gen und Senkungen. 

(Anhaltende Unruhe) 

Insofern ist mir das wirklich wichtig zu sagen: Wir sind uns 

einig im Ziel, aber der Weg über das FAG ist es nicht. Das 

wäre etwas anderes. Wir werden ja dann noch einmal über 

das FAG sprechen. 

Präsident Alexander Dierks: Ich bitte jetzt noch einmal 

um Ruhe im Saal. Das ständige Kommentieren von Rede-

beiträgen ist nicht hilfreich. 
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Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Die Systema-

tik des FAG gibt es nicht her. Wir sagen als BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN seit vielen Jahren, dass wir die Sys-

tematik reformieren würden. Das ist nicht mehrheitsfähig, 

nicht in der kommunalen Familie und nicht hier. Bei der 

Bedarfsorientierung könnte man über so etwas nachden-

ken. Aber an dieser Stelle ist es nicht so. 

Und das, was Sie über das Radon gesagt haben – gerade 

Radon in Schulen –, beschäftigt uns als Fraktion schon sehr 

viele Jahre. Es gibt tatsächlich eine Richtlinie im Haushalt. 

Das ist die Richtlinie „Stadtgrün, Lärm, Radon“. Wir hat-

ten dazu auch einige Anträge, aber die haben keine Mehr-

heit gefunden. Sie können sich die Richtlinie ja vielleicht 

beim nächsten Haushalt anschauen. Die Radon-Beseiti-

gung ist ein wesentlicher Bestandteil. Das passt nicht kom-

plett zu dem Anliegen, was Sie jetzt hier haben. – Das noch 

einmal zur Rückmeldung. 

Präsident Alexander Dierks: Das war Frau Kollegin 

Schubert am Mikrofon 4. Ich vermute jetzt, dass das am 

Mikrofon 2 eine Kurzintervention wird. 

Lars Wurzler, BSW: Vielen Dank, Herr Landtagspräsi-

dent. Vielen Dank für die Klarstellung. Und ja, wir werden 

sehen, ob wir das irgendwie woanders hin packen, wo es 

tatsächlich hingehört. Von daher finde ich, das war eine 

sehr sachliche – – 

(Zurufe Christian Hartmann  

und Sören Voigt, CDU) 

– Ich rede doch gerade; wir hatten das doch schon mal. – 

So, der Punkt ist folgender und die Frage ist generell für 

die vier noch mal interessant: Wenn es heute an der richti-

gen Stelle gewesen wäre, hätten Sie dann zugestimmt? – 

Vielen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall BSW und AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Begehren Sie jetzt dennoch 

Abstimmung über den Änderungsantrag 

(Zurufe BSW: Ja!) 

oder ziehen Sie ihn aufgrund der Erklärung zurück? 

(Sabine Zimmermann, BSW:  

Sie können sich ja enthalten!) 

– Was ich mache, obliegt ja mir. Ich wollte zunächst nur 

fragen, ob Sie den Antrag zur Abstimmung bringen wollen, 

da ich den Eindruck hatte, dass dem sachlichen Argument 

von Frau Schubert nähergetreten würde. 

Gut, dann stimmen wir jetzt ab. Drucksache 8/3175, BSW-

Fraktion: Wer die Zustimmung gibt, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit 

wurde die Mehrheit verfehlt und der Antrag nicht beschlos-

sen. 

Zur Drucksache 8/3218 habe ich verstanden: formale Ein-

bringung. Besteht Widerspruch dagegen, dass wir dann 

auch gemeinsam abstimmen? – Dann stimmen wir über 

8/3218 und 8/3219 en bloc ab. Wer den beiden Anträgen 

die Zustimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um das 

Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei ei-

nigen Für-Stimmen und einigen Enthaltungen haben beide 

Anträge die Mehrheit dennoch verfehlt. 

Dann können wir über Kapitel 15 30 in seiner Gesamtheit 

abstimmen. Wer dem die Zustimmung gibt, den bitte ich 

jetzt um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-

gen? – Trotz einer Reihe an Gegenstimmen und mehr Ent-

haltungen gab es eine Mehrheit positiver Voten. Damit ist 

das Kapitel beschlossen. 

Wir können jetzt das Kapitel 15 40, Stellenplan und Anla-

gen gemeinsam ohne Änderungen beschließen. Wer diesen 

drei Teilen die Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

jetzt um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-

gen? – Bei vielen Gegenstimmen, aber einer Mehrheit po-

sitiver Voten sind 15 40, Stellenplan und Anlagen beschlos-

sen worden. 

Damit kommen wir zur Gesamtabstimmung über den Ein-

zelplan 15, Allgemeine Finanzverwaltung. Wer dem Ein-

zelplan die Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? –

Trotz einer Anzahl von Gegenstimmen und Enthaltungen 

ist der Einzelplan beschlossen worden. 

(Beifall CDU, der SPD, den BÜNDNISGRÜNE 

und der Staatsregierung) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich zur Beratung 

des Haushaltsgesetzes komme, habe ich noch eine sit-

zungsleitende Bemerkung zu machen. Mir ist mitgeteilt 

worden, dass bei der heutigen Beratung der Änderungsan-

träge zum Einzelplan 08 Frau Kollegin Lang in Richtung 

der AfD-Fraktion eine unangemessene Geste gezeigt hat. 

Nach Überprüfung des Sachverhaltes habe ich festgestellt, 

dass diese Darstellung zutrifft. Diese Geste verletzt die par-

lamentarische Ordnung. Ich erteile Frau Kollegin Lang 

deshalb nachträglich einen Ordnungsruf. 

Wir kommen nun zu 
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Tagesordnungspunkt 1.14 

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplanes des Freistaates Sachsen  

für die Haushaltsjahre 2025 und 2026  

(Haushaltsgesetz 2025/2026 – HG 2025/2026) (Gesetzestext) 

Drucksache 8/2150, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Ich frage zunächst, ob die Berichterstatterin, Frau Kollegin 

Jentsch, das Wort verlangt. – Das ist nicht der Fall. Insofern 

wird den Fraktionen jetzt das Wort zur allgemeinen Aus-

sprache erteilt – etwas Ruhe, bitte! –, und zwar in der Rei-

henfolge CDU, AfD, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, Die 

Linke, fraktionsloser MdL und Staatsregierung, wenn ge-

wünscht. Für die CDU-Fraktion ergreift Herr Kollege Patt 

das Wort. Bitte. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute Morgen hat im 

Raum der Stille Oberkirchenrat Seele über das Zueinander-

finden gepredigt. Man löst konträre Anschauungen nicht 

mit Befehlen, sondern mit Kompromissen, und so haben 

wir das auch schweren Herzens unter den vier Partnern ge-

macht, die diesen Haushalt ermöglichen. 

(Unruhe im Saal) 

Ich bitte Sie zum Abschluss unserer langen Verhandlungen 

und dieser konträren Beratungen um Zustimmung zum 

Haushaltsgesetz als Klammer um die ganzen Einzelpläne, 

mit denen wir für die Jahre 2025 und 2026 jetzt 50 Milliar-

den Euro verteilt haben. Geld, das uns die Bürger – – 

Präsident Alexander Dierks: Ich bitte sehr darum, die bi-

lateralen oder auch trilateralen Gespräche nach draußen zu 

verlagern und ansonsten die Aufmerksamkeit dem Redner 

zuzuwenden. Bitte, Herr Kollege Patt. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: – Danke. – Die 50 Milliar-

den Euro – das ist also Geld, das uns die Bürgerinnen und 

Bürger sowie die Unternehmen für sehr unterschiedliche 

Interessen, die ebenfalls von Bürgerinnen und Bürgern und 

Unternehmen getragen werden, anvertrauen. 

Mir ist die Unruhe bewusst, uns allen ist die Unruhe be-

wusst, die in diesen haushaltslosen Monaten geherrscht 

hat. Und das hat mitunter skurrile Blüten getrieben: An 

manchen Schulen wurde sogar Papier kontingentiert. Ges-

tern hörten wir, das Kugelstoßen von Polizeianwärterinnen 

fand mit Steinen statt, weil man sich eine 5-Kilogramm-

Metallkugel nicht leisten wollte. 

(Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE, lacht) 

Sportwettkämpfe wurden abgesagt, Menschen wundern 

sich, ob sie noch weiterarbeiten dürfen usw. Das ist, glaube 

ich, nicht nötig. Das liegt aber auch nicht nur an uns. Es ist 

eben alle zehn Jahre so: Wenn eine späte Wahl, eine Herbst-

wahl, nicht zu einer absoluten Mehrheit führt, dann muss 

man sich neu arrangieren und kann Pläne nicht einfach so 

fortschreiben, wie man sie bisher hatte. 

Letztendlich haben wir aber planmäßig abgeliefert, und da-

für danke ich im Namen der CDU-Fraktion den Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern unserer Fraktion, aller anderen 

Fraktionen, der Landtagsverwaltung, den Ministerien, den 

Behörden, dem Rechnungshof – und auch unseren Fami-

lien, die in diesen Tagen auf uns verzichtet haben. – Vielen 

Dank. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Aber sind wir jetzt ruhiger? Der Haushalt passt strukturell 

nicht. Und deswegen können wir uns, dem Souverän und 

der öffentlichen Verwaltung eine weitere Unruhe nicht er-

sparen – aber sie muss konstruktiv sein. Die Sorgen der Fi-

nanzer möchte ich zusammenfassen: Der Haushalt ist zwar 

formal ausgeglichen und kommt entsprechend der Verfas-

sungsvorgabe ohne Kreditermächtigung aus, aber wir wol-

len uns nicht selbst belügen. 

Die strukturellen Schulden belaufen sich auf 4 Milliar-

den Euro, wie wir heute mehrfach gehört haben – wir ha-

ben also kein Erkenntnisproblem. Und sie sind bei Weitem 

nicht gelöst. 

Zur kurzen Wiederholung: Die 700 Millionen Euro stecken 

wir eben nicht in die regelmäßige Tilgung der Corona-

schulden. Wir lösen unsere Rücklagen von 1,7 Milliar-

den Euro vollständig auf, die eigentlich für schlechte Zei-

ten gedacht sind. Jetzt kann man sich fragen: Was sind 

schlechte Zeiten? – Aber solange eine Fahrradgarage am 

Ministerium für 1,5 Millionen Euro geplant wird, was un-

gefähr 16 000 Euro pro Fahrrad entspricht, und solange 

sich dort niemand Gedanken macht oder einen roten Kopf 

bekommt, solange kann es uns wirklich nicht schlecht ge-

hen. Wir stocken den Fonds für Beamtenpensionen nicht 

verfassungsgemäß auf. Wir müssen auch noch darüber 

sprechen, ob er überhaupt ausreichend dotiert ist, nachdem 

uns ein Gutachten da einen ganz neuen Weg gezeigt hat. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Aha!) 

Auch nach diesen Verschiebungen bleibt immer noch eine 

Lücke von über 1,1 Milliarden Euro, die wir schließen 

müssen. Die Exekutive hat sich verpflichtet, und wir ver-

pflichten sie dazu, 660 Millionen Euro weniger für Perso-

nal sowie rund 500 Millionen Euro weniger für Sachaus-

gaben, Zuweisungen und Investitionen auszugeben. 

Deshalb drängen verschiedene Parteien auf neue Schulden. 

Erkennbar schielt auch mancher in der Staatsverwaltung 

darauf; denn der Bund hat sich über unsere Landesverfas-

sung gestellt und erlaubt, dass wir trotz des Schuldenver-

bots in unserer Verfassung neue Schulden aufnehmen dür-

fen. 
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Achtung: Selbst das würde bei Weitem nicht reichen, um 

unser Defizit zu decken und unsere Lücke zu schließen. 

Man kann sich das selbst ausrechnen: Das sächsische Brut-

toinlandsprodukt betrug zuletzt 162 Milliarden Euro; da-

von 3,5 % machen 570 Millionen Euro pro Jahr. 

Das gleicht aber keine 4 Milliarden Euro aus, die wir als 

Lücke festgestellt haben. Außerdem müssen im nächsten 

Haushalt erneut noch die überdurchschnittlich steigenden 

Gehälter im öffentlichen Dienst, die Inflation und anderes 

finanziert werden. 

Diese Schulden und Strukturprobleme muss man der Öf-

fentlichkeit bewusst machen. Denn wenn man sie kennt, 

kann man auch aktiv damit umgehen und aufgeklärt ent-

scheiden. Zum Beispiel zu dem Vorwurf von Herrn Barth 

und dem Rechnungshof, die Tilgungsverschiebung der 

Coronaschulden sei nicht verfassungsgemäß. Es mutet tat-

sächlich als eine etwas tricky Luftnummer an, wenn das 

Streichen von gar nicht benötigten Kreditermächtigungen 

für Corona bereits als Tilgung verbucht wird. 

Da gibt es, glaube ich, große Differenzen zwischen den An-

schauungen in der Öffentlichkeit und denen in der staatli-

chen Kameralistik. Da hilft es – und da bitte ich die Lan-

desverwaltung und Sie, Herr Piwarz –, dass wir das Zah-

lenwerk endlich auf Doppik umstellen, wie wir es von den 

Kommunen verlangen, wie es alle anderen europäischen 

Länder inzwischen tun und wie das auch der Souverän 

selbst tut und versteht. 

(Beifall Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Dann kann man in einem Schuldenbuch ablesen, wie es um 

uns steht, sich danach richten und sich selbst vielleicht 

auch mit eigenen Ansprüchen mäßigen. Wobei ich betonen 

möchte, dass Sachsen im nationalen Vergleich immer noch 

ein Musterknabe ist – vielleicht auf der Kippe zum „War“. 

Das werden wir jetzt beim nächsten Haushalt und bei den 

Vorbereitungen dazu sehen, weil wir mit der bundesweit 

niedrigsten Pro-Kopf-Verschuldung und einer stabilen 

Rücklage für die impliziten Schulden aus den Pensionszu-

sagen an die Beamten sehr gut dastehen. Wenn es auch jetzt 

gelungen ist, den Haushalt ohne Kreditermächtigungen ab-

zuschließen, dann sind aber alle Reserven aufgezehrt – da-

rauf haben alle Fraktionen hingewiesen. Wir zahlen alsbald 

eine Viertelmilliarde Euro Zinsen, die uns keinen Mehr-

wert bringen. 

(Zuruf Staatsminister Dirk Panter) 

Unsere Schulden bedrängen mittlerweile die eigene Hand-

lungsfähigkeit. Aber Schuldenmachen gehört für manche 

Parteien zur regelbasierten Ordnung, und da müssen wir 

uns überlegen, mit wem man zusammenarbeiten kann, um 

ohne so etwas auszukommen; denn die nachfolgenden Ge-

nerationen sollen das von uns weitergegebene Staatsver-

mögen nicht durch eigenen Schuldendienst bezahlen müs-

sen – und auch nicht unseren Konsum nachträglich noch 

dazu. 

Wir brauchen endlich eine Kultur der Mäßigung. Mäßi-

gung heißt, an sich selbst zu sparen. Mäßigung heißt Ver-

zicht. Das gilt für die öffentliche Verwaltung ebenso wie 

für das Parlament. Nicht sparen an den Dienstleistungen 

für die Bürger, sondern zuerst am eigenen Apparat. Es wird 

behauptet, alle Ressorts hätten doch schon bei der Haus-

haltsaufstellung gespart. Das stimmt nicht. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Der Gesamthaushalt ist etwa gleich hoch wie 2024. Die 

Personalkosten steigen aber in den zwei Jahren um 15 %. 

Die Sachkosten der Verwaltung steigen um fast 17 %. Wo 

wurde dann gespart? Wenn man in die Hauptgruppen des 

Haushaltsgesetzes schaut, ist das unmissverständlich: Da-

mit der öffentliche Dienst und seine Sachkosten so wach-

sen können, auch weil wir unsere Ansprüche an diesen stel-

len, müssen die Zuweisungen an Dritte im Wert einge-

schränkt werden, und vor allem werden die Investitionen 

um 24 % abgesenkt. Aber selbst das reicht nicht zur De-

ckung der strukturellen Schulden aus. Was können wir da 

zum Ausgleich künftiger Haushalte unternehmen, wir tra-

gen ja die Regierung? Wir bemühen uns, auch auf Bundes-

ebene, die Wirtschaft und Steuerkraft der Privaten zu stei-

gern. 

(Zuruf AfD: Ist das so?) 

Es wäre jedoch fahrlässig, zur Sanierung des Staatshaus-

halts allein auf Mehreinnahmen zu hoffen, weil solche 

Maßnahmen wirklich langfristig schwer prognostizierbar 

sind – insbesondere angesichts der globalen Veränderun-

gen hin zu mehr Nationalismus, Stichwort: Zölle und Han-

delsbarrieren. Zudem sinkt die Produktivität der Wirtschaft 

weiter. Andererseits steht sie einer Expansion des öffentli-

chen Sektors gegenüber, dessen wachsende Kosten sie 

nicht mehr decken kann. Es ist daher geradezu zwingend, 

dass der Staat sich verschlankt, um beweglich zu bleiben 

und die privaten Akteure nicht mit steigenden Staatsquoten 

zu domptieren. Wir müssen den Bürgern und Unternehmen 

mehr Freiheit und Verantwortung lassen und auch übertra-

gen. Wir dürfen nicht weiter über unsere Verhältnisse le-

ben. Ich möchte vier Anmerkungen dazu machen.  

Erstens. Für die Vorbereitung des nächsten Haushalts brau-

chen wir einen Verzicht auf Aufgaben. Wir müssen analy-

sieren, welche Konsumausgaben und Investitionen tatsäch-

lich für die kommenden Generationen lohnenswert sind 

und welche nicht. Wir müssen mehr weglassen, wie Herr 

Piwarz sagt – jedenfalls solange das nicht aus den Regel-

einnahmen finanziert werden kann. 

Zweitens. Für die Vorbereitung des nächsten Haushalts 

brauchen wir Bürokratieabbau und Verwaltungsvereinfa-

chung. Wir müssen kritischer auf die Gesetzes- und Regu-

lierungsvorschriften schauen, die uns die Verwaltung vor-

legt. Was wir selbst nicht überschauen, werden auch die 

Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen eher als Be-

lastung empfinden. Wir müssen die Regierung drängen, 

Hierarchien in ihrer eigenen Verwaltung abzubauen. Es 

nützt nichts, wenn sich diese vielen Ebenen wechselseitig 

konkurrierende Vorschriften zur Beachtung aufzeigen, aber 
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letztlich nicht zügig entscheiden. Wie immer gibt es dabei 

die Guten und die Nicht-so-Guten. Wir müssen von den 

Guten lernen, das sind unsere Maßstäbe. 

Drittens. In Vorbereitung des nächsten Haushalts müssen 

wir mit weniger Personal auskommen, und zwar mit deut-

lich weniger. Sachsen ist Spitzenreiter bei den Personal-

kosten im öffentlichen Dienst. Wir liegen 10 % über dem 

Durchschnitt der Länder. Die Einkommen im öffentlichen 

Dienst liegen über denen der gewerblichen Wirtschaft. Wir 

haben vor allem viel zu viel Verwaltungspersonal. Ein Per-

sonalabbau von nicht einmal 400 Stellen in einem Haushalt 

über 96 000 Stellen, von denen 7 000 gar nicht besetzt sind, 

das reicht nicht. Christian Hartmann, unser Fraktionsvor-

sitzender, setzt mit seiner Vorgabe von 10 000 Stellen das 

richtige Ziel. Dabei kann es auch keine Jobgarantien ge-

ben; denn nur mit einem natürlichen Altersabgang schafft 

man den notwendigen Abbau nicht rechtzeitig. Zudem be-

deutet eine Jobgarantie letztlich einen Einstellungsstopp 

für Junge. 

Unsere Personalausstattung weist auf hohe Ineffizienzen 

hin, also auf Bürokratie. Effizienz schafft man durch syste-

matische Aufgabenbündelung, durch Standardisierung, Di-

gitalisierung und Automatisierung – in dieser Kette. Ich 

möchte an dieser Stelle Frau Pfeil ergänzen, die sagte, Per-

sonal folge den Aufgaben – im öffentlichen Dienst schafft 

sich Personal auch Aufgaben. 

(Beifall Jan-Oliver Zwerg –  

Vereinzelt Heiterkeit AfD) 

Ich möchte auch Herrn Piwarz ergänzen, der von Aufga-

benkritik sprach. Wir müssen auch über eine Ausübungs-

kritik sprechen. Ein auf Effizienz getrimmter Staat kann 

seine Aufgaben mit weniger Personal erledigen oder mit 

demselben Personal eben mehr schaffen. Als Unternehmer 

bin ich da persönlich anderer Auffassung als die Staatsre-

gierung. 

Viertens. In Vorbereitung des nächsten Haushalts brauchen 

wir einen Pfad, wie wir die Rücklagen entsprechend den 

Vorgaben der Sächsischen Haushaltsordnung wiederauf-

bauen, um für echte Krisen gewappnet zu sein und nicht 

beliebig Schulden zu akkumulieren. 

Ich weiß, dass diese vier Eckpunkte wie die Quadratur des 

Kreises wirken, insbesondere angesichts der Beharrungs-

kräfte im Staatswesen. Landtagsarbeit ist auch nicht ver-

gnügungssteuerpflichtig – nicht gewesen und wird es nicht 

sein, schon gar nicht in Finanzfragen. Zu lange haben wir 

aus dem Vollen geschöpft, deswegen wird es jetzt umso 

härter. Doch weder ist der Steuerzahler unendlich melkbar 

noch können wir in ganz Deutschland und Europa darauf 

verzichten, unsere Strukturen radikal anzupassen, wenn 

wir sehen, was rundherum passiert, und uns krisenfest zu 

machen. 

Ich bin überzeugt, dass ausreichend Kraft in unserer säch-

sischen Bevölkerung und der Wirtschaft liegt, die in Frei-

heit entscheiden wollen und dabei die Verantwortung für 

eigene Geschicke zu übernehmen in der Lage sind – und 

sein müssen. 

Danke also für das Zueinanderfinden – immerhin von vier 

Fraktionen. Danke für die Einsicht in die Notwendigkeit 

zur Mäßigung. Der Ministerpräsident hat uns Effizienz und 

Solidität versprochen, und sein Wort zählt für mich. 

Ich bitte ein letztes Mal um Zustimmung zu einem solchen 

Haushalt, auch wenn es mir persönlich angesichts dieser 

ungedeckten Ausgaben schwerfällt.  

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Patt für die 

CDU-Fraktion. Ich vermute, Sie begehren eine Kurzinter-

vention auf Herrn Kollegen Patt. Herr Kollege Barth mit 

einer Kurzintervention am Mikrofon 7. 

André Barth, AfD: Herr Patt, ich will Ihnen ausdrücklich 

für Ihren Redebeitrag 

(Staatsminister Dirk Panter: Danken!) 

danken. Sie sagen ja genau das mit vertiefenden Worten, 

was ich vorher in einfachen Worten gesagt habe. Die Sache 

ist nur, Herr Patt: Selbst wenn Sie jetzt unter Schmerzen 

diesem Haushalt zustimmen, bitte ich Sie, dass Sie dann in 

Ihrer Fraktion auch Ihre Kraft einsetzen, das durchzuset-

zen, was Sie jetzt hier gesagt haben. Ich meine, mit den 

Kooperationspartnern, die Sie sich hier anlässlich dieses 

Haushaltes zugelegt haben, Herr Patt, werden Sie das, was 

Sie sich wünschen und was Sie hier vorgetragen haben, 

niemals durchsetzen können. 

Deshalb befindet sich Ihre Fraktion, wenn das die ernste 

Meinung Ihrer Fraktion ist, eigentlich auf einem Fehlweg. 

Sie beschließen einen Haushalt, der uns gegebenenfalls 

künftig in eine Neuverschuldung führt, weil Sie alle Res-

sourcen, die wir in dem Haushalt aufbringen konnten, für 

alle möglichen, auch links-grün-bunten, Programme ins 

Schaufenster gestellt haben. 

Das ist einfach schade. Ich würde mir von den Haushalts-

politikern der CDU wünschen, dass Sie da mal eher auf den 

Tisch hauen und solchen Erweiterungen im Haushalt in Zu-

kunft von Anfang an Einhalt gebieten und nicht erst hier in 

der Debatte ehrlich sind und sagen – 

Präsident Alexander Dierks: „Einhalt gebieten“ war ein 

gutes Stichwort. Die Redezeit. 

André Barth, AfD: –, dass mir der Haushalt nicht gefällt 

und ich eigentlich ganz anders denke. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Barth an 

Mikrofon 7. Es erwidert Kollege Patt an Mikrofon 4. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: Herr Barth, die Welt, die 

Menschheit, unsere Gesellschaft ist bunt. Wenn wir alle 

Farben zusammenrührten, käme Braun heraus. Das wollen 

wir nicht. Der liebe Gott hat uns unterscheidbar gemacht, 

sodass jeder seine Farbe behält. 
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(Heiterkeit Juliane Nagel, Die Linke) 

– Schwarz ist für mich an der Stelle auch eine Farbe. 

(Vereinzelt Heiterkeit im Saal) 

Ich werde auf jeden Fall nicht mit Braun zusammenarbei-

ten. 

Ich stelle diese Anforderung an Sie: Wenn Sie sich von dem 

nationalistischen Getöse befreien – was auch hier in den 

Verhandlungen gestern und heute zum Teil herausgekom-

men ist –, wenn Sie sich davon befreien können, dann sind 

Sie herzlich zu einer konstruktiven Mitarbeit eingeladen, 

die vielleicht nicht alle im gleichen Sinne, wie das uns ver-

binden könnte, in diesem Hause haben. Das muss man sich 

neu suchen. Aber die Bedingungen sind jetzt, wie sie sind, 

und es muss weitergehen. 

Die Regierung ist neu. Auch sie muss sich in einer Minder-

heit finden. Das lassen Sie bitte für diesen Haushalt zu. 

Dann werden wir sehen, wie der nächste Haushalt aufge-

stellt wird – vielleicht nicht mehr unter den alten Bedin-

gungen, sondern unter neuen Bedingungen, so, wie der Mi-

nisterpräsident es mit seinem Team versprochen hat. 

(Beifall Ina Klemm, CDU) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Patt am 

Mikrofon 4. Nun fahren wir in der Rednerreihenfolge fort. 

Für die AfD-Fraktion ergreift Herr Kollege Hentschel das 

Wort. Bitte, Herr Kollege. 

Holger Hentschel, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Patt, auch von mir 

vielen Dank für Ihre klaren und mahnenden Worte, wobei 

ich jetzt natürlich ein wenig einschränken muss. Dem 

zweiten Part muss ich im Namen meiner Fraktion in aller 

Form widersprechen; der kann so nicht stehen bleiben, weil 

er schlicht falsch ist. 

(Beifall AfD –  

Zurufe Sören Voigt, CDU, sowie Luise Neuhaus-

Wartenberg und Juliane Nagel, Die Linke) 

Die Diskussion über das Haushaltsgesetz ist der wichtige 

Abschluss unserer Beratung zu den Einzelplänen der letz-

ten Tage. Es ist von immenser Bedeutung, dass dieses Ge-

setz nicht nur die effiziente Verwaltung der öffentlichen 

Mittel sicherstellt, sondern auch die Souveränität des Par-

laments als Haushaltsgesetzgeber bewahrt. 

Angesichts des aktuellen Entwurfs haben wir in dieser Be-

ziehung erhebliche Bedenken. Die Befugnisse, die dem Fi-

nanzminister durch den bestehenden Entwurf zuerkannt 

werden, sind in ihrer Ausdehnung so nicht akzeptabel. Ein 

Minister, der befugt ist, erhebliche finanzielle Entschei-

dungen ohne die vorherige Zustimmung des Parlaments zu 

treffen, sichert keine demokratische, fundierte Haushalts-

führung. Solche Praktiken unterminieren das Vertrauen der 

Bürger in die politische Struktur. Ein Finanzminister benö-

tigt daher Rahmenbedingungen, die seine Handlungen an 

die Vorgaben der Verfassung sowie an eine transparente fi-

nanzpolitische Praxis binden. 

Ein besonders beunruhigendes Beispiel ist die Regelung, 

welche es erlaubt, Bürgschaften und sonstige Gewährleis-

tungen einzugehen. Auf diese Weise kann der Finanzminis-

ter über Jahre erhebliche Risiken für den Landeshaushalt 

ansammeln, ohne dass der Landtag in seiner Gesamtheit 

eingewilligt hat. Eine solche Praxis gefährdet die Funda-

mente unserer demokratischen Ordnung. Sie gewährt dem 

Finanzministerium die dominierende Rolle und entzieht 

dem Parlament wesentliche Rechte. Dieser Ermächti-

gungsrahmen ist seit Jahren überdimensioniert. Das hat der 

Sächsische Rechnungshof bereits seit seinem Jahresbericht 

2017 ausgeführt. Dieser Kritik können wir in voller Über-

zeugung zustimmen. 

Noch mehr beunruhigen uns die umfangreichen Rechte, 

welche dem Finanzminister nach § 10 Haushaltsgesetz ein-

geräumt werden. Danach kann das Finanzministerium 

Haushaltsmittel, die im Haushaltsplan für andere Zwecke 

vorgesehen sind, im Haushaltsvollzug einfach für ganz an-

dere investive Zwecke einsetzen. Damit wird dem Finanz-

minister eine umfangreiche Änderungsbefugnis zu unseren 

Entscheidungen eingeräumt. Da frage ich mich, warum wir 

in den letzten zwei Tagen hier so ausgiebig gestritten ha-

ben, wenn der Finanzminister im Rahmen der Haushalts-

durchführung doch wieder alle Ausgabemittel in die Inves-

titionsmittel umschichten kann. Oder anders formuliert: 

Was sind demokratische Entscheidungen noch wert, wenn 

wir der Regierung gleich die Befugnis mitliefern, sie im 

Nachhinein wieder abzuändern? Der Rechnungshof hat an 

dieser Entscheidungsbefugnis schon Kritik geübt. Und 

auch hier stimmen wir der Kritik in vollem Umfang zu. 

Darüber hinaus gibt es dem Finanzministerium einge-

räumte Befugnisse, Staatsbetriebe ohne legislative Grund-

lage zu bilden oder aufzulösen. Das gibt Anlass zur Sorge. 

Artikel 83 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen 

sieht vor, dass solche Organisationsentscheidungen nur 

durch ein Gesetz geregelt werden können. Auf diese Weise 

wird das Vertrauen der Bürger – 

(Unruhe im Saal) 

Präsident Alexander Dierks: Dürfte ich um etwas Ruhe 

bitten? 

Holger Hentschel, AfD: Vielen Dank – in die parlamenta-

rischen Entscheidungen untergraben. Daher sollten wir auf 

solche widersprüchlichen Bestimmungen verzichten, was 

wir mit unserem Änderungsantrag auch beantragen wer-

den. 

Die unbeschränkte Befugnis des Finanzministers, Perso-

nalstellen zu schaffen, wenn ein unabweisbares Bedürfnis 

dafür besteht, halten wir für zu weitgehend. Erneut sieht 

das Haushaltsgesetz eine Abweichung von dem Grundsatz 

in der Sächsischen Haushaltsordnung vor, nach dem Stel-

len nur im Haushaltsplan geschaffen werden können. Der 

Sächsische Rechnungshof meint, dass diese Vorschrift mit 

dem Budgetrecht des Parlaments nicht vereinbar ist. Seiner 

Ansicht nach sollte die Regelung auf Schaffung befristeter 

Stellen beschränkt werden. 
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Soweit wollen wir nicht gehen. Jedoch sind wir der An-

sicht, dass diese Ausnahme restriktiven Schranken unter-

liegen sollte. Nach dem Anstieg der Stellenzahlen in den 

Haushaltsplänen der letzten Wahlperiode von 5 250 Stellen 

ist die Stellenzahl bereits jetzt schon viel zu hoch. Einem 

weiteren Zuwachs der Stellenzahlen im Laufe der Haus-

haltsführung müssen wir unbedingt einen Riegel vorschie-

ben. Warum? Weil unbefristete Stellen, wenn sie denn mal 

mit Personal besetzt sind, dem Haushalt über 40 Jahre er-

halten bleiben und damit den Haushaltsgesetzgeber über 

Jahrzehnte binden. Wir wollen daher diese Möglichkeit auf 

maximal 50 Stellen begrenzen und die Voraussetzungen 

enger fassen. 

Zusätzlich zu den Ermächtigungen und Deckungen im Ge-

setz sind im Haushaltsplan selbst noch zahlreiche De-

ckungsvermerke festgestellt. Ein Beispiel hat Kollege 

Barth zum Einzelplan 14 genannt. Auch die Verstärkungs-

mittel im Einzelplan 15 führen zu einer Erweiterung der 

Befugnisse des Finanzministeriums zulasten der Verbind-

lichkeiten der Haushaltsansätze. Darüber hinaus soll in den 

obersten Dienstbehörden durch Kapitelvermerke in den 

Einzelplänen noch die Ermächtigung eingeräumt werden, 

die Stellen innerhalb des Einzelplans kapitelübergreifend 

zu besetzen. Damit wird die durch das Haushaltsgesetz ge-

regelte Stellenplanbindung durch die Hintertür wieder aus-

gehebelt. 

Auf diese Weise kann die Staatsregierung ungehindert 

wirtschaften, ohne einen Nachtragshaushalt in den Landtag 

einbringen zu müssen. Haushaltsklarheit und Budgetrecht 

des Parlaments bleiben so auf der Strecke. In Anbetracht 

dieser Gegebenheiten wird die Bedeutung einer gründli-

chen Überarbeitung des Haushaltsgesetzes umso deutli-

cher. Die Zukunft eines stabilen und wirtschaftlich erfolg-

reichen Sachsens bedarf einer restriktiven Regelung der 

ministeriellen Ermächtigungen und der Sichtbarkeit des 

Haushalts für die Bürger. 

Die AfD-Fraktion hält eine Begrenzung solcher Ermächti-

gungen für unabdingbar, um das Parlament in seiner Rolle 

als Haushaltsgesetzgeber zu stärken. Nur durch eine rest-

riktive Regelung von Abweichungsbefugnissen wird der 

Landtag seinen Verantwortlichkeiten bei der Haushaltsge-

setzgebung gerecht. Abgesehen von den im Gesetz enthal-

tenen Ermächtigungen und Deckungsvorschriften steht der 

Haushaltsplan selbst im Kontrast zu den Prinzipien unserer 

Politik. 

Es gilt, verantwortungsbewusst mit den Steuergeldern un-

serer Bürger umzugehen. Verantwortungsbewusst heißt für 

uns, diese auch zum direkten Nutzen des Bürgers einzuset-

zen. Das war schon nach dem Regierungsentwurf nicht der 

Fall. Überflüssiges Personal in Ministerien und Verwaltung 

wird nicht abgebaut und verschlingt einen immer größer 

werdenden Anteil an Steuermitteln. 

Die hohen Ausgabemittel für Asyl und Integration stehen 

im Widerspruch zu den Versprechen der neuen Bundesre-

gierung, endlich die Massenmigration von Wirtschafts-

flüchtlingen nach Deutschland zu beenden. Einen Nutzen 

dieser Art von Masseneinwanderung für den sächsischen 

Bürger hat es so auch nie gegeben.  

Ganz im Gegenteil: Wir haben steigende Kriminalität, stei-

gende Wohnungspreise und überfüllte öffentliche Ver-

kehrsmittel, gerade in den Ballungsgebieten. Die steigen-

den Ausgaben für das Landespersonal und die Wirtschafts-

flüchtlinge werden durch die Kürzungen der Mittel zum 

Bau von Schulen, Kindertagesstätten, Straßen und Brücken 

finanziert. Kürzungen zulasten unserer Kinder und des 

Straßenverkehrs sind offensichtlich nicht im Interesse der 

Allgemeinheit. Die linken und grünen Wünsche, die in den 

Haushaltsverhandlungen hinzukamen, sind schon gar nicht 

zum Vorteil der Bürger. 

(Unruhe im Saal) 

Die Indoktrination durch Klimaschulen und durch das 

Kompetenzzentrum – – 

Präsident Alexander Dierks: Ich bitte wirklich noch ein 

allerletztes Mal um Aufmerksamkeit. Vielleicht findet ein-

fach jeder seinen Platz, wir führen diese Debatte anständig 

zu Ende und haben dann die Gelegenheit, uns intensiv mit-

einander auszutauschen. Bitte, Herr Hentschel. 

Holger Hentschel, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Ich setze fort. Die Indoktrination durch Klimaschulen und 

durch das Kompetenzzentrum Ökolandbau verbreiten zwar 

grüne Ideologie, bringen jedoch dem sächsischen Bürger 

gar nichts. Bei der Förderung von linken Vereinen, deren 

Hauptzweck der Kampf gegen Andersdenkende ist, fehlt 

nicht nur der Nutzen der Bürger, nein, zusätzlich wird der 

Eintracht der Gemeinschaft erheblicher Schaden zugefügt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir wollen, dass das 

Budgetrecht wieder in vollem Umfang dort wahrgenom-

men wird, wo es nach der Sächsischen Verfassung auch 

hingehört, nämlich hierhin, in den Sächsischen Landtag. 

Wir lehnen es deshalb entschieden ab, der Staatsregierung 

Blankoschecks auszustellen. Es kann nicht im Interesse des 

Landtags sein, wenn die Regierung unsere Haushaltsent-

scheidungen im Rahmen der Haushaltsdurchführung im 

wesentlichen Umfang wieder ändern kann. Zusätzlich 

brauchen wir eine Finanzpolitik, die sich eng an den Be-

dürfnissen unserer Bürger orientiert. Beide Voraussetzun-

gen sind nicht gegeben, und deshalb lehnen wir diesen Ge-

setzentwurf ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Das war Kollege Hentschel 

für die AfD-Fraktion. Jetzt greift in die Debatte die BSW-

Fraktion ein. Herr Kollege Richter, bitte. 

Lutz Richter, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir haben umfassend einen 

Haushaltsentwurf beraten, der nicht nur Zahlen und Bilan-

zen widerspiegelt, sondern auch Prioritäten. Dieser Haus-

halt ist ein Spiegel dessen, was eine Regierung und ihre 
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kleine Großstadtkoalition für wichtig hält und was sie ver-

nachlässigt. Und genau aus diesem Grund lehnen wir ihn 

ab! 

(Beifall BSW) 

Denn dieser Haushalt verspielt die Zukunft des Freistaates 

Sachsen, es ist ein Haushalt „CDU plus“. Er ist mutlos, er 

ist ein Haushalt aus einer anderen Zeit und auch die Reden 

waren aus einer anderen Zeit. 

(Beifall BSW) 

Er spart da, wo wir investierten müssten: in Bildung und 

soziale Gerechtigkeit, in Infrastruktur von morgen. Bil-

dung, Kultur, Sport, die Blaulichtdienste, unsere Jugend, 

die Wirtschaftsförderung – vieles bleibt vermutlich auf der 

Strecke. Das ist nicht nur kurzsichtig, das ist gefährlich und 

aus dem Grund können wir das auch nicht mittragen. 

(Beifall BSW) 

Zur Abstimmung liegt ein Haushalt vor, der den Mangel 

verwaltet, statt die Zukunft zu gestalten. Wir haben unzäh-

lige Male die Mär von fehlendem Geld gehört. Wir wissen, 

dass das ein Strohmann ist, der hier aufgebaut wird. 

(Vereinzelt Lachen bei der CDU) 

Wenn dann Kolleginnen und Kollegen, insbesondere der 

CDU-Fraktion, hier erzählen, wir wollen keine Schulden 

machen, dann ist das absurd und schlicht eine Verhöhnung 

der Menschen da draußen; denn wir machen jeden Tag 

Schulden und jeden Tag so viele mehr als wir je abtragen 

können, wenn wir jetzt nicht beherzt umsteuern würden. 

Oder was glauben Sie denn, was kaputte Bildungseinrich-

tungen, kaputte Infrastruktur und vor allem kaputtes Ver-

trauen anderes sind als Schulden? 

(Beifall BSW) 

All das sind doch Mehrkosten in den kommenden Jahren. 

Jetzt notwendige Investitionen nicht zu tätigen, ist fahrläs-

sig. Das alles summiert sich nicht nur zahlenmäßig über die 

Anzahl der notwendigen Investitionen auf, sondern auch 

jede einzelne Investition für sich wird noch viel teurer in 

den kommenden Jahren, denn sie wird nur noch zu einem 

deutlich höheren Preis zu haben sein. Das müsste man doch 

eigentlich begreifen. Auch in diesem Sinne ist das Bündnis, 

welches sich hier auf den Weg gemacht hat, diesen Haus-

halt zu beschließen, ein Sparquartett. Nichts anderes ist das 

unterm Strich. 

(Beifall BSW) 

Eine moderne Finanzpolitik darf sich nicht an Buchungs-

führungszeilen orientieren, sondern an Menschen und 

Möglichkeiten. Generationengerechtigkeit bedeutet nicht 

nur keine Schulden zu hinterlassen, sie bedeutet auch 

Chancen für die Zukunft zu schaffen. Ich sage es ganz klar: 

Die Schuldenbremse in ihrer jetzigen Form ist kein Symbol 

für Verantwortung, sie ist ein Bremsklotz für notwendige 

Investitionen, sie verhindert Fortschritt, sie ist die Verhin-

derung von Gerechtigkeit und sie verhindert genauso Zu-

kunft. 

(Beifall BSW –  

Tom Unger, CDU, steht am Mikrofon.) 

Und wir sagen das auch noch einmal ganz deutlich: Auch 

die kommunale Ebene lassen Sie mit diesem Haushalt im 

Stich. 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Richter, ge-

statten Sie eine Zwischenfrage? 

Lutz Richter, BSW: – Nein, ich würde gern ausführen. 

Herzlichen Dank. 

Sie wissen das ganz genau. Wir haben Sie mehrfach in den 

Verhandlungen darauf hingewiesen. 

Anstatt hier engagiert mit uns an einer großen Lösung zu 

arbeiten, haben Sie sich  jedoch für eine Politik der Mini-

schritte entschieden. 

Ehrlich gesagt ist das, was wir zum Thema von der CDU 

immer wieder nur hören, ist nichts anderes als: Wir haben 

das schon immer so gemacht. Deshalb machen wir das 

auch so weiter. 

(Jan Löffler, CDU: Das haben wir nie gesagt. Man 

kann es sich auch schönreden! – Empörung CDU) 

Was es braucht, wäre – jetzt kommt noch einmal eine Art 

Hommage an einen Bären –, dass der Bär einmal aus sei-

nem Winterschlaf erwacht, seine Höhle verlässt und sich 

draußen in der Welt umsieht. 

(Beifall BSW) 

Sie wollen das mit diesem Haushalt offensichtlich nicht. 

Das wird für diesen Freistaat zum Problem, aber wir wer-

den definitiv nicht lockerlassen. Wir betteln auch nicht da-

rum, bei diesem Haushalt in dieser Form mitmachen zu 

dürfen. Wir wollen, dass sich etwas bewegt. Meine Frakti-

onsvorsitzende und unsere einzelnen Abgeordneten, die zu 

den Haushaltstiteln gesprochen haben, haben das gesagt. 

Wir wollen, dass es hier in Sachsen vorangeht. Ein Haus-

halt, der so massiv an der falschen Stelle spart, ist kein ver-

antwortungsvoller Haushalt. Er ist ein politisches Ver-

säumnis, und deshalb können wir diesem Entwurf nicht zu-

stimmen. 

(Beifall BSW) 

Weil wir das dokumentieren wollen, verlangen wir eine na-

mentliche Abstimmung. Schließlich sollen die Menschen 

vor Ort, wenn sie die Folgen dieses Sparhaushaltes begut-

achten, wissen, welche Kollegin und welcher Kollege hier 

konkret mitgetan hat. Wir jedenfalls lassen Sie hier nicht 

aus der Verantwortung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Richter 

sprach am Rednerpult für die BSW-Fraktion. Ich sehe am 

Mikrofon eine Kurzintervention. Bitte schön. 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 123 

Tom Unger, CDU: Vielen Dank, Frau Präsidentin. Herr 

Kollege Richter, ich muss schon sagen, Sie haben sich jetzt 

in die Redebeiträge Ihrer Fraktionsvorsitzenden von ges-

tern und von Herrn Kupke eingereiht. Diese apokalypti-

schen Untergangsszenarien – dieses Negative – waren wie-

der abenteuerlich. Ich habe heute nichts Positives von 

Ihnen gehört. 

Sie haben gesagt, dass die Generationengerechtigkeit im 

Fokus Ihrer Politik stehen würde. Ich frage für einen 

Freund: Ist es generationengerechte Politik, alles aus dem 

Generationenfonds herauszunehmen, wie Sie jeden einzel-

nen Änderungsantrag hier untersetzt haben? Das ist mit un-

serer Fraktion nicht zu machen. Lernen Sie endlich Verant-

wortung zu übernehmen! Aber so tragen wir das nicht mit.  

Vielen Dank. 

(Beifall CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Das war Herr 

Abg. Unger. Eine Reaktion kann ich nicht erkennen. Dann 

können wir in der ersten Rednerrunde fortfahren. Für die 

SPD-Fraktion spricht niemand, für die BÜNDNISGRÜ-

NEN ebenfalls nicht; für Die Linke Herr Kollege Gebhardt, 

bitte. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Bei der Diskussion über unseren Haushalt befinden 

wir uns irgendwie auf der Zielgeraden. Wir als Linksfrak-

tion haben zu den Einzelplänen ausführlich und in der uns 

zur Verfügung stehenden Zeit unsere Kritik und unsere Be-

weggründe für eine Zustimmung zu dem aktuellen Doppel-

haushalt der Staatsregierung dargelegt. 

Nachdem wir mehrheitlich allen Einzelplänen unsere Zu-

stimmung gegeben haben, werden wir auch dem Haus-

haltsgesetz zustimmen. Daher möchte ich meine Redezeit 

vor allem dafür nutzen, mich bei allen beteiligten Fraktio-

nen, mit denen wir um Verbesserung gerungen und einen 

Kompromiss gefunden haben, der zum Wohle des Landes 

für alle Beteiligten nach unseren Beurteilungen tragfähig 

ist, zu bedanken. 

Liebe Koalitionsfraktionen, vor allem liebe CDU! Jetzt 

kommt etwas, was ich in den letzten 20 Jahren hier im 

Sächsischen Landtag noch nie getan habe. Ich bedanke 

mich bei euch und bei Ihnen für die Bereitschaft, sich in-

haltlich mit unseren Forderungen und Anträgen zu beschäf-

tigen, und Ihre Bereitschaft, ernsthaft und auf Augenhöhe 

darüber zu diskutieren. 

(Einzelbeifall CDU) 

Ich habe das als transparent und fair erlebt und hoffe, dass 

dieser respektvolle demokratische Streit nach dem Haus-

halt hinaus erhalten bleibt. 

(Beifall Die Linke, CDU, SPD  

und BÜNDNISGRÜNE) 

Sie haben damit aus der Situation der Minderheitsregie-

rung ein Versprechen gehalten, zu einer neuen politischen 

Kultur hier im Hause zu kommen. Wir als Linksfraktion 

haben unser Versprechen gehalten, eine verantwortungs-

volle Opposition sein zu wollen. Wir haben selbst erlebt, 

wie schwierig das mitunter sein kann, wie sehr das Ringen 

um Kompromisse – ja, teilweise um einzelne Worte und 

Begriffe – eine große Bedeutung hat und persönlich viel 

abfordert. Ich zolle Ihnen als verantwortungsvolle Opposi-

tion hier im Hause Respekt dafür. 

Wir sagen aber auch deutlich – vor allem mit Blick auf die 

zwei anderen Fraktionen hier im Parlament –: Wir haben 

uns nicht auf diese Gespräche und Verhandlungen einge-

lassen, weil wir jetzt die großen Anhänger von Michael 

Kretschmer und seiner CDU-Fraktion sind. Wir haben uns 

auch nicht deshalb darauf eingelassen, weil wir Koalitio-

näre im Wartestand sein wollen, und deshalb werden wir 

weiterhin nicht mit Kritik am Regierungshandeln der Koa-

lition sparen, wenn es notwendig ist. 

Besonders habe ich mich nicht darauf eingelassen, weil – 

das habe ich in den letzten Wochen öfters gehört; dass 

wurde mir unterstellt – ich endlich dazugehören wollte. 

Diesbezüglich kann ich Sie beruhigen. Ich habe in den letz-

ten 20 Jahren so viel für den Papierkorb gearbeitet, ich 

hätte das auch für die nächsten zwei Jahre machen können, 

und ich hätte das klaglos gemacht – im Gegensatz zu dem 

einen oder anderen hier. 

Nein, wir haben es aus Verantwortung für die Kommunen, 

für die Sozialverbände, für die Kultureinrichtungen, für die 

Wirtschaft, für viele Vereine und Verbände getan, die da-

rauf warten, dass es einen beschlossenen Haushalt gibt. 

Liebe BÜNDNISGRÜNE, Frau Schubert, auch Ihnen gilt 

mein Dank. Wir haben am Anfang gesagt, dass wir beiei-

nander bleiben wollen, und haben das bis zum Schluss 

durchgehalten, auch wenn wir hier und da unterschiedliche 

Auffassungen hatten und haben. Durch euch und euren Fo-

kus auf Klima und Umwelt konnten wir in vielen Berei-

chen, die vorher aus dem Haushalt gestrichen wurden, kon-

krete Verbesserungen für Menschen und Natur im Freistaat 

Sachsen erzielen. 

Bei aller Konkurrenz, in der wir stehen, konnten wir so ge-

meinsam einen Beitrag leisten, um eine Situation abzuwen-

den, die gegen klare soziale, ökologische und ökonomische 

Interessen von vier Millionen Menschen in Sachsen gegan-

gen wäre. 

Einen besonderen Dank möchte ich schließlich auch den 

parlamentarischen Beraterinnen aller vier Fraktionen so-

wie an viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ministe-

rien aussprechen, die uns während der Verhandlungen zu 

jeder Tages- und manchmal auch Nachtzeit, am Wochen-

ende und am Feiertag zur Seite standen und maßgeblich 

dazu beigetragen haben, dass wir gute, vollziehbare und 

sachdienliche Änderungen am Haushaltsentwurf im Inte-

resse der Sächsinnen und Sachsen vornehmen konnten. 

(Beifall Die Linke, CDU, SPD  

und BÜNDNISGRÜNE) 

Dank möchte ich auch den Kolleginnen und Kollegen hier 

im Landtag sagen, denen wir in diesen Haushaltsberatun-

gen so manches zugemutet haben und die im Hintergrund 
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für einen reibungslosen Ablauf der Beratungen gesorgt ha-

ben. 

(Beifall Die Linke, CDU, SPD  

und BÜNDNISGRÜNE) 

Wer hätte das für möglich gehalten, als sich am 28. Mai – 

vielleicht sollte man dieses Datum öfters noch einmal sa-

gen – erstmalig vier sehr unterschiedliche Fraktionen mit 

sehr unterschiedlichen politischen Ausrichtungen und Kul-

turen verabredet hatten, um gemeinsam zu handeln. Es ist 

in dieser kurzen Zeit – in noch nicht einmal vier Wochen – 

gelungen, alte Muster abzulegen und eingetretene Pfade zu 

verlassen. 

Aus unserer Sicht – und wahrscheinlich aus der Sicht aller 

anderen beteiligten Fraktionen – hätte das Ergebnis besser 

sein können, aber wir haben hier die vorderste Aufgabe von 

Politik erfüllt, nämlich gemeinsam einen Kompromiss zu 

finden, der dem Freistaat und seinen Kommunen, seinen 

Einwohnerinnen und Einwohnern, den sozialen, kulturel-

len, wirtschaftlichen und ökologischen Infrastrukturen 

dient. 

Vielen Dank. 

(Beifall Die Linke, CDU, SPD  

und BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Am Rednerpult sprach für die Fraktion Die Linke Herr 

Abg. Gebhardt. Ich sehe am Mikrofon eine Kurzinterven-

tion. Frau Biebrach, bitte. 

Ines Biebrach, BSW: Danke, Frau Präsidentin. Herr Geb-

hardt, ich freue mich, dass Sie so dankbar sind. Aber wis-

sen Sie, es gibt in Ihrer Fraktion ein sehr aufrechtes Mit-

glied, das sehr deutlich benannt hat, warum man diesem 

Haushalt nicht zustimmen kann. 

Ich habe so den Verdacht und das Gefühl, dass wir – da 

unsere Ergebnisse ähnlich denen der CDU und der SPD 

waren und wir gesagt haben, dass wir nicht zustimmen –, 

wenn wir zugestimmt hätten, die Buhmänner gewesen wä-

ren. Aber gut. 

(Heiterkeit) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Abg. Bie-

brach sprach am Mikrofon für die BSW-Fraktion. Eine Re-

aktion darauf kann ich nicht erkennen. Gibt es weiteren Re-

debedarf? – Das kann ich ebenfalls nicht erkennen. Dann 

könnte die Staatsregierung, wenn gewünscht, das Wort er-

greifen. – Herr Staatsminister Christian Piwarz, bitte. 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Frau 

Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe bereits in mei-

ner vorhergehenden Rede hinreichend Danke gesagt und 

bin auch sehr dankbar dafür, dass wir jetzt miteinander die-

sen Haushalt mit Mehrheit hier im Sächsischen Landtag 

beschließen wollen. Ich habe auch darauf hingewiesen, 

dass es nur ein Zwischenschritt sein kann. Die Herausfor-

derungen, die vor uns stehen – gerade was den kommenden 

Doppelhaushalt 2027/2028 betrifft –, sind groß und werden 

uns einiges abverlangen. 

Deshalb erlaube ich mir, die vorbereitete Rede zu Protokoll 

zu geben. Ich möchte abschließend sagen, da die Fraktion 

BSW uns noch ein Stück weit länger hier im Sächsischen 

Landtag behalten will, dass ich heute gerne und guten Ge-

wissens Ja sagen werde zu diesem Sächsischen Haushalt, 

weil er Planungssicherheit und Verlässlichkeit schafft und 

dieses Land handlungsfähig hält. – Vielen Dank. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE  

und Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Für die Staats-

regierung sprach Herr Staatsminister Christian Piwarz. 

Weitere Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. 

Meine Damen und Herren, die Aussprache ist beendet, und 

wir kommen nun zur Abstimmung des Gesetzes über die 

Feststellung des Haushaltsplanes des Freistaates Sachsen 

für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 (Haushaltsgesetz 

2025/2026 – HG 2025/2026) (Gesetzestext), Drucksache 

8/2150, Gesetzentwurf der Staatsregierung. Wir stimmen 

auf der Grundlage der Beschlussempfehlung des Haus-

halts- und Finanzausschusses, Drucksache 8/2950, ab. 

(Unruhe) 

Es liegen Änderungsanträge vor, über die wir gemäß § 46 

Abs. 5 Satz 1 der Geschäftsordnung in der Reihenfolge ih-

res Eingangs beraten und abstimmen. Zunächst liegt mir 

ein Änderungsantrag der AfD-Fraktion, Drucksa-

che 8/3141, vor. Ist Einbringung erwünscht? 

(Holger Hentschel, AfD: Ich bringe alle ein!) 

– Gut. Ich habe nur einen. Sie können jetzt diesen einen 

einbringen, und dann schauen wir mal, was noch kommt. 

Bitte schön, Herr Hentschel, Sie haben das Wort. 

Holger Hentschel, AfD: Frau Präsidentin, wir nehmen den 

einen. Ich meine die Untergliederung in den verschiedenen 

Punkten. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Mit Ziffer 1 unseres Änderungsantrages wollen 

wir die Reserve in der Ausgleichsrücklage aufbauen. Sie 

soll aus den Steuermehreinnahmen finanziert werden, die 

im Laufe der Haushaltsdurchführung anfallen. Das ist stän-

dige Praxis der Staatsregierung. Ständige Praxis ist es aber 

auch, die so aufgebauten Reserven gleich in den nächsten 

Jahren für mehr oder weniger sinnvolle Wünsche zu ver-

schwenden. Dem wollen wir einen Riegel vorschieben. Die 

Reserve wollen wir für Krisen vorhalten, für Krisen und 

Notsituationen wie Corona oder die Energiepreiskrise, die 

uns die Ampelregierung eingebrockt hat. Dann brauchen 

wir in solchen Zeiten keine Kredite mehr aufnehmen. So-

lide Haushaltswirtschaft durch rechtzeitige Vorsorge ist da-

her Zielstellung dieses Antrages. 

In Ziffer 2 wollen wir das Budgetrecht des Parlaments stär-

ken und eine Ausnahmeregelung enger fassen. § 7 a des 
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Gesetzentwurfs sieht eine Ausnahme von dem Gesetz da-

hin gehend vor, dass Stellen nur im Haushaltsplan geschaf-

fen werden können. Danach wird dem Finanzministerium 

die Befugnis eingeräumt, zusätzliche Stellen zu schaffen, 

und zwar unbegrenzt und unbefristet. Dem müssen wir un-

bedingt einen Riegel vorschieben. Warum? Weil unbefris-

tete Stellen, wenn sie einmal mit Personal besetzt sind, dem 

Haushalt über 40 Jahre erhalten bleiben und damit den 

Haushaltsgesetzgeber über Jahrzehnte binden. Wir wollen 

daher diese Möglichkeit auf maximal 50 Stellen begren-

zen. Zusätzlich soll diese Befugnis nur eingeräumt werden, 

wenn es keine Zeit mehr gibt, einen Nachtragshaushalt zu 

beschließen. 

Weiterhin wollen wir mit Ziffer 3 dem Finanzministerium 

die Befugnisse streichen, die Entscheidung des Haushalts-

gesetzgebers im Laufe der Haushaltsdurchführung wieder 

auszuhebeln. Stimmen Sie unserem Änderungsantrag zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Peter Wilhelm Patt, CDU, steht am Mikrofon.) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Hent-

schel sprach für die AfD-Fraktion. Ich sehe eine Wortmel-

dung am Mikrofon 4. Herr Abg. Patt, bitte schön, Sie haben 

für die CDU-Fraktion das Wort. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: Mit dem großen Wunsch, dass 

wir die Rücklagen wieder auffüllen, den auch wir verste-

hen, reicht uns aber die Sächsische Haushaltsordnung, § 18 

Abs. 4, die uns das ohnehin als Maßstab vorgibt. Deshalb 

brauchen wir hier nicht noch eine gesetzliche Fassung. 

Was die anderen Punkte betrifft, kann ich die Opposition 

verstehen, dass Sie Sorge haben. Aber wir haben ausrei-

chend Vertrauen in die bewährte Zusammenarbeit mit der 

Regierung über die vielen Jahre und Jahrzehnte, 

(Vereinzelt Lachen AfD) 

dass das, was Sie besorgt, nicht passieren wird und die Re-

geln, die wir uns schon lange an anderen Stellen geschaffen 

haben, als dass wir das noch einmal nur für zwei Jahre in 

einem Haushaltsgesetz fassen müssten. Der übergeordnete 

Bau unserer Staatsfinanzen und unserer Wirtschaftsfüh-

rung hilft dabei schon, auch Sie vielleicht zu überzeugen, 

dass es nicht sonderliche Anträge braucht. Ich lade dazu 

ein, das abzulehnen. – Danke. 

(Zuruf AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Patt 

sprach am Mikrofon 4 für die CDU-Fraktion. Weitere 

Wortmeldungen kann ich nicht erkennen. Dann kommen 

wir zur Abstimmung über den Änderungsantrag. Wer ihm 

seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenstimmen? – 

Danke. Die Enthaltungen? – Bei einer Reihe von Stimmen 

dafür, aber einer Anzahl von Stimmen dagegen wurde die-

ser Änderungsantrag abgelehnt. 

Unter der Drucksache 8/3253 liegt mir ein Änderungsan-

trag des fraktionslosen Abg. Matthias Berger vor. Einbrin-

gung ist offensichtlich nicht gewünscht, weil er nicht da ist. 

Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das kann ich nicht er-

kennen. Wer möchte dem Änderungsantrag seine Zustim-

mung geben? – Die Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei 

Enthaltungen und einer Mehrzahl von Stimmen dagegen 

wurde der Änderungsantrag abgelehnt. 

Da keine Einzelabstimmung verlangt wurde, stimmen wir 

gemäß § 46 Abs. 6 der Geschäftsordnung über die Teile des 

Gesetzentwurfs in der Fassung, wie sie durch den Aus-

schuss vorgeschlagen wurde, gemeinsam ab: 

Überschrift, § 1 Feststellung des Haushaltsplanes, § 2 Kre-

ditermächtigungen, § 3 Konjunkturpolitisch bedingte 

Maßnahmen, § 4 Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

und Verpflichtungsermächtigungen, § 5 Gewährleistun-

gen, § 6 Stellenplan, § 7 Ausnahmen von der Stellenplan-

bindung, § 7 a Ergänzende Regelungen zu § 17 Abs. 5 und 

6 der Sächsischen Haushaltsordnung, § 7 b Ergänzende 

Regelung zu § 47 der Sächsischen Haushaltsordnung, 

(Unruhe) 

§ 7 c Ergänzende Regelungen zu § 49 der Sächsischen 

Haushaltsordnung, § 7 d Ergänzende Regelung zu § 50 der 

Sächsischen Haushaltsordnung, § 7 e Leistungsorientierte 

Besoldung und außertarifliche Leistungsprämien, § 7 f Be-

sondere Regelungen zur Personalbewirtschaftung an 

Hochschulen, § 8 Beschäftigung schwerbehinderter Men-

schen, § 9 Übertragung von Ausgaben, Deckungsfähigkeit, 

§ 10 Sonstige Ermächtigungen, § 11 Förderprogramme der 

Europäischen Union, § 12 Bewegliche Sachen und Grund-

stücke, § 13 Inkrafttreten, Außerkrafttreten. Wer möchte 

diesen Teilen seine Zustimmung geben? 

(Holger Hentschel, AfD: Frau Präsidentin!) 

– Die namentliche Abstimmung kommt noch. Wir machen 

erst einmal das. Die Zustimmung, bitte. – Danke schön. 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einer 

Reihe von Gegenstimmen, aber einer Mehrzahl von Dafür-

Stimmen wurde den Teilen des Gesetzentwurfs zuge-

stimmt. 

Die zweite Beratung ist damit beendet, und es folgt die 

Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf in der soeben 

beschlossenen Fassung als Ganzes. Es wurde namentliche 

Abstimmung beantragt, und wir führen das Ganze jetzt aus. 

Bitte schön, Herr Ulbricht. 

Rick Ulbricht, CDU: Ich verlese die Aufrufliste zur na-

mentlichen Abstimmung in der 16. Sitzung (2) am 26. Juni 

2025 über die Drucksache 8/2150. Wir beginnen mit dem 

Buchstaben A. 

(Namentliche Abstimmung –  

Ergebnis siehe Anlage) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Wir haben ein 

Ergebnis vorliegen. Für den Gesetzentwurf stimmten 60 
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Abgeordnete, mit Nein stimmten 52 Abgeordnete, Stimm-

enthaltungen null, abwesende Abgeordnete sechs. Damit 

ist der Entwurf als Gesetz beschlossen. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Meine Damen und Herren! Es liegt mir ein Antrag auf un-

verzügliche Ausfertigung dieses Gesetzes vor. Dem wird 

entsprochen, wenn der Landtag gemäß § 49 Abs. 2 Satz 2 

der Geschäftsordnung die Dringlichkeit beschließt. Da ich 

keinen Widerspruch sehe, ist diese Dringlichkeit beschlos-

sen. 

(Christian Hartmann, CDU, steht am Mikrofon.) 

Meine Damen und Herren, es liegt ein Entschließungsan-

trag – – 

(Zuruf: Moment!) 

– Oh, Entschuldigung. Es gibt eine Wortmeldung von 

Christian Hartmann von der CDU-Fraktion an Saalmikro-

fon 4. 

Christian Hartmann, CDU: Herzlichen Dank, Frau Prä-

sidentin. Schön, dass Sie meine zierliche Figur noch be-

merkt haben. 

Ich denke, eine namentliche Abstimmung verdient es, dass 

es an dieser Stelle auch eine Erklärung zum Abstimmungs-

verhalten meiner Fraktion gibt. Wir haben diesem Haushalt 

zugestimmt, um die Handlungsfähigkeit dieses Landes zu 

sichern. Die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes, die 

Kommunen, die Institutionen und die Verbände verdienen 

es, dass wir handlungsfähig sind. Sie verdienen es, dass 

notwendige Entscheidungen und Investitionen im Land 

auch in den nächsten Jahren gewährleistet werden können. 

Eine Nichtbeschlussfassung dieses Haushaltes hätte zu ei-

ner signifikanten Verwerfung in diesem Land geführt. 

Ich bin deswegen all denen dankbar, die die Verantwortung 

an dieser Stelle getragen haben. Aus unterschiedlicher po-

litischer Perspektive – und ohne, dass sich daraus ableiten 

lässt, dass es große Verbrüderungen gibt, sondern der poli-

tisch-inhaltliche Diskurs wird auch in der Zukunft weiter-

geführt – haben sie diese Entscheidung gemeinsam getra-

gen. Das ist Ausdruck von Verantwortung in diesem Land. 

Ich bedauere es, dass insbesondere Fraktionen, mit denen 

wir auch intensive Gespräche gehabt haben und von denen 

wir durchaus eine konstruktive Arbeit wahrgenommen ha-

ben, sich an dieser Stelle in eine Verantwortungslosigkeit 

hineinargumentiert haben. Wer neue politische Verantwor-

tung für sich einfordert und nichts anderes beabsichtigt, als 

für diese Gestaltungsansprüche den Griff in Rücklagen o-

der Kreditierung vorzunehmen, wird der Verantwortung, 

vor der dieses Land steht, nicht gerecht. 

Die Herausforderung besteht darin, Handlungsfähigkeiten 

im Diskurs über die verfügbare Ressource zu führen – und 

nicht die Debatte über zusätzliche Ausgabepositionen. 

Deswegen bin ich all jenen dankbar, die diesen Haushalt 

mitentschieden haben. 

Das ist auch der Grund, warum wir – aus innerer Überzeu-

gung dem Grundsatz folgend: erst das Land, dann die Par-

tei, dann der Einzelne – hier diese Entscheidung getragen 

haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Saalmikro-

fon sprach Christian Hartmann für die CDU-Fraktion. Ich 

sehe eine weitere Wortmeldung. Herr Abg. Barth, bitte. 

André Barth, AfD: Ich möchte ebenfalls eine Erklärung 

zu meinem Abstimmungsverhalten und dazu abgeben, wa-

rum ich Nein zu diesem Haushalt gesagt habe. Es bestand 

niemals die Gefahr, dass kein Haushalt abgeschlossen wer-

den würde, weil meine Fraktion immer bereit stand, einen 

soliden Haushalt abzuschließen. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Allerdings hatten wir im Gegensatz zu Grün und Rot nicht 

unbedingt Mehrbedarf im Fokus unseres Haushalts, son-

dern unser Haushaltsansatz war, dass die Coronaschulden 

in jedem Fall bezahlt werden sollen. Das ist der CDU in 

einem offenen Brief auch so deutlich mitgeteilt worden. 

Wir haben die Hand ausgestreckt. Wir waren auch bereit, 

Verantwortung für das Land zu übernehmen. Sie haben 

sich für einen anderen Weg entschieden, und diesen ande-

ren Weg halten wir für falsch. Deshalb habe ich heute zu 

diesem Haushalt Nein gesagt. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Barth 

sprach am Saalmikrofon. Weitere Wortmeldungen – – 

Doch, es gibt eine weitere Erklärung. Frau Abg. Zimmer-

mann von der BSW-Fraktion, bitte. 

Sabine Zimmermann, BSW: Herr Hartmann, Sie sagen, 

Verantwortung zu übernehmen heiße, dem Haushalt zu-

stimmen zu müssen. Ich glaube, man kann auch Verantwor-

tung übernehmen, wenn man diesem Haushalt nicht zu-

stimmt. 

(Beifall BSW und AfD) 

Denn wenn man erkennt, dass es in die falsche Richtung 

geht, dann sollte man sich nicht verbiegen und das unter-

schreiben – wofür Sie dann verantwortlich sind, denn die-

ser Haushalt bringt nichts für die Zukunft. 

Gerade für die Bildung ist wenig in den Haushalt einge-

stellt, gerade auch für die Gesundheit, für Krankenhäuser – 

auch wenn Sie jetzt ankündigen, dass Sie viel Geld in den 

sogenannten Sachsenfonds hineingeben. Dieses Geld ist 

noch nicht vorhanden. Es gibt auch noch keine Priorität. 

Die Krankenhäuser werden im Sachsenfonds nicht an ers-

ter Stelle stehen. Es gibt gewisse Gelder, zum Beispiel die 

Kofinanzierung für den Transformationsfonds der Kran-

kenhäuser, die das Land bereitstellen muss. Deswegen ist 

das, was Sie noch angekündigt haben, jetzt erst einmal nur 
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eine Ankündigung. Wir warten ganz dringend auf die Um-

setzung. 

(Marko Schiemann, CDU:  

Dann hätten Sie mitmachen müssen!) 

Wenn Die Linke und die GRÜNEN jetzt tönen, dass sie 

hier für soziale Gerechtigkeit stünden: 

(Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

250 Millionen Euro von 50 Milliarden Euro, 

(Zuruf Marko Schiemann, CDU) 

das soll man nur mal ins Verhältnis setzen – und ein 4 Mil-

liarden Euro großes Loch, das jetzt ja eigentlich „Minder-

ausgabe“ heißt und nicht Schulden. Da muss ich ehrlich sa-

gen: Es sind 6,5 %, das ist so minimal, was hier herausge-

handelt worden ist, da bin ich froh, dass wir hier nicht mit-

unterschrieben haben. 

(Zurufe CDU) 

Die Enthaltung haben Sie abgelehnt, und eine Zustimmung 

war dies einfach nicht wert. 

Danke. 

(Beifall BSW und vereinzelt AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Saalmikro-

fon sprach Frau Abg. Zimmermann für die BSW-Fraktion. 

Es gibt eine weitere Wortmeldung am Saalmikrofon. Frau 

Kollegin Schubert, bitte. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Ich denke, ich 

steige an dieser Stelle auch einmal in diesen Reigen ein. 

Vielleicht in aller Ruhe noch einmal zu dem, was Frau 

Zimmermann gesagt hat. Frau Zimmermann, ich komme 

aus einer Handwerkerfamilie. 

(Oh-Rufe AfD) 

Ich weiß, wie das in den Neunzigerjahren war. Ich weiß, 

wie es ist, wenn man mit wenig Geld auskommen muss. 

Es ist nicht immer der große Blick in die Zukunft, sondern 

manchmal ist es der Blick für die Gegenwart. Dieser Blick 

für die Gegenwart hat uns in diese Verhandlungen gehen 

lassen. 

Ich finde, es ist auch für eine CDU-Fraktion ein verdammt 

langer Weg gewesen, überhaupt eine Änderung in der 

Sächsischen Haushaltsordnung mitzumachen. Das ist der 

Einstieg in eine Möglichkeit, die wir brauchen werden. Da-

von bin ich überzeugt. 

Wir sind uns darin einig, dass es kein großer Sprung für die 

Zukunft ist, aber er sichert, er nimmt Unsicherheit und 

auch existentielle Sorgen von vielen, die das betrifft. Des-

wegen war uns, genauso wie Kollegin Schaper das gesagt 

hat, bewusst: Wenn es keinen Haushalt gibt, dann haben 

wir nach der Sommerpause viele Strukturen nicht mehr, die 

wir retten könnten. Deswegen haben wir das aus Verant-

wortung getan. 

Ich stehe hier namentlich für meine Fraktion. Für uns war 

das auch ein verdammt langer Weg nach all dem, was wir 

erlebt haben, insbesondere mit der CDU. Aber wir haben 

das in Verantwortung für das Land gemacht. 

Sie kommen zu einer anderen Bewertung, das ist Ihr gutes 

Recht, weil Sie das begründen können. Aber wir haben zu 

dieser Bewertung gefunden. 

Im Übrigen sind auch 250 Millionen Euro ein ganz schöner 

Batzen Geld. Das kann man gering schätzen, aber ich sage 

es noch einmal: Für viele Menschen da draußen sind sogar 

10 000 Euro richtig viel Geld. Das möchte ich einfach noch 

einmal ins Verhältnis setzen und unser Abstimmungsver-

halten und unsere Entscheidung hier an dieser Stelle noch 

einmal sehr klar darlegen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE –  

Vereinzelt Beifall CDU, SPD, Die Linke) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Kollegin 

Schubert sprach am Saalmikrofon für die BÜNDNISGRÜ-

NEN. Ich sehe eine weitere Wortmeldung, wiederum am 

Saalmikrofon. Herr Kollege Eppinger von der CDU-Frak-

tion, bitte schön. 

Dr. Sven Eppinger, CDU: Ich habe dem Haushalt zuge-

stimmt, obwohl es mir schwerfiel, weil einige Punkte für 

mich schwer zustimmungsfähig waren. Es ist letztendlich 

so: Persönlich denke ich, dass die Prioritätensetzung ge-

rade im Einzelplan 08 nicht glücklich war. Ich hatte auch 

wesentliche und große Probleme mit den Kapiteln 08 10 

und 08 11. 

Aber das für mich Wichtige ist: Wir sind ohne neue Schul-

den ausgekommen, wir sind unserer Verantwortung für die 

nächsten Generationen gerecht geworden. Ich hoffe – nach 

dem Haushalt ist vor dem Haushalt –, dass wir in 18 Mo-

naten wieder einen Haushaltsplan aufstellen können, mit 

dem wir in der breiten Mehrheit hier im Parlament leben 

können und zufrieden sind. – Danke. 

(Vereinzelt Beifall CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Ep-

pinger von der CDU-Fraktion sprach am Saalmikrofon. 

Nun kann ich keine weiteren Wortmeldungen erkennen. – 

Meine Damen und Herren! Uns liegt ein Entschließungs-

antrag der Fraktionen CDU, SPD, BÜNDNIS90/DIE 

GRÜNEN und Die Linke in der Drucksache 8/3274 vor. 

Ich bitte die Fraktionen um Einbringung. Es spricht für die 

CDU-Fraktion Herr Abg. Voigt. Bitte sehr. 

Sören Voigt, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ein langer Tag ge-

wesen. Wir wissen alle: Der vorliegende Doppelhaushalt 

ist unter wirklich schwierigen gesamtwirtschaftlichen Rah-

menbedingungen entstanden. Ganz herzlichen Dank an alle 

Fraktionen, die diesen Haushalt mittragen. 

Mit dem vorliegenden Entschließungsantrag fordern wir 

die Staatsregierung jetzt noch auf, das vom Bund bereitge-

stellte Sondervermögen insbesondere dafür zu verwenden, 
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in Krankenhäuser und in die Feuerwehrschule in Nardt zu 

investieren sowie die wirtschaftliche Infrastruktur in Süd-

westsachsen auf Vordermann zu bringen. Das ist sehr wich-

tig. 

(Vereinzelt Beifall CDU und SPD) 

Das ist sehr wichtig! 

(Beifall CDU und SPD) 

Der schwierigen finanziellen Situation der Kommunen soll 

dadurch Rechnung getragen werden, dass über das sächsi-

sche FAG gesondert Zuweisungen erfolgen und Steueraus-

fälle ausgeglichen werden. Die Weitergabe der Feuer-

schutzsteuer soll, wie in den Jahren zuvor, auch 2026 und 

in den Folgejahren auf kommunaler Ebene im Vollzug ge-

währleistet sein. Wir wollen die Kostenbeteiligung der 

Straßenbaulastträger an der Straßenentwässerung prüfen. 

Gegebenenfalls sind auch hier Endanpassungen im Stra-

ßengesetz vorzuschlagen. 

Wir wollen Maßnahmen zur Schaffung einer resilienten öf-

fentlichen Wasserinfrastruktur sehen. Im Entwurf des 

nächsten Doppelhaushalts sollen die Mittel für die Unter-

haltung der Gewässer zweiter Ordnung mindestens in 

Höhe der Mittelansätze für das Haushaltsjahr 2024 einge-

stellt werden. 

Es wird eine umfassende Evaluation des sächsischen Kul-

turraumgesetzes geben. Die Kitafinanzierung soll über-

prüft werden, insbesondere das Verhältnis der Finanzie-

rungslasten zwischen Kommunen, Landkreisen, Freistaat 

und Eltern. 

Über den Klima- und Transformationsfonds des Bundes 

sollen die zweckgebundenen Mittel für die Verbesserung 

der Agrarstruktur und des Küstenschutzes – GAK – aus-

schließlich für die entsprechende Zweckbindung verwen-

det werden. 

Wir werden auch die Maßnahmen der Gedenkstätte KZ 

Sachsenburg finanziell absichern. 

Meine Damen und Herren! Für das kommende Haushalts-

verfahren müssen wir aber dringend definieren, was der 

Staat künftig leisten soll und was er tatsächlich leisten 

kann. Für uns steht fest: Um für die Zukunft Vorsorge tref-

fen zu können, müssen Konsolidierungsanstrengungen und 

strukturelle Anpassungen gesetzt werden. Dazu gehört, 

dass wir neu denken müssen, welche Aufgabe auf welcher 

Ebene am besten erledigt wird. Dazu gehören, dass wir mit 

weniger Personal auskommen und effizienter arbeiten. 

Dazu gehört auch die Verbesserung, die Zusammenführung 

und die Kombination von Förderverfahren, um Sachsens 

Infrastruktur und öffentliche Haushalte krisenfester zu ma-

chen. 

Ich bitte Sie im Namen der CDU-Fraktion um Zustimmung 

zu dem vorliegenden Entschließungsantrag. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, Die Linke und Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. Voigt 

sprach am Rednerpult für die CDU-Fraktion und die Ein-

bringer. Die Fraktionen haben zur Aussprache folgende 

Reihenfolge vereinbart: AfD, BSW, SPD, BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und Die Linke. Wir beginnen mit der AfD-

Fraktion. Herr Abg. Barth, bitte. 

André Barth, AfD: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wir könnten erst einmal über die Qualität von 

Entschließungsanträgen nach Haushaltsverhandlungen re-

den. Im vorigen Haushalt hat die CDU hier die Grundsteu-

ererhöhung durchgepeitscht 

(Zurufe Sören Voigt und Jan Löffler, CDU) 

und sich dann im blumigen Entschließungsantrag dazu 

durchgerungen, dass man sich auf Bundesebene dafür ein-

setzen möchte, dass der steuerfreie Erwerb beim Erster-

werb durch junge Familien ermöglicht werden soll. Was 

haben wir seitdem davon gehört? Nichts! 

Das zeigt, was Ihre Entschließungsanträge wert sind. 

(Sören Voigt, CDU: Genau hinschauen!) 

Eigentlich könnte man sie zerreißen. Jedes Mal gibt es ei-

nen neuen Versuch. 

Mit dem vorliegenden Entschließungsantrag wird das Vie-

rerbündnis von CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNEN und Die 

Linke zementiert. Dieser Koalitionsvertrag in Haushalts-

fragen verdeutlicht, dass sich die CDU nicht einmal mehr 

scheut, die Zusammenarbeit mit grünen und roten Sozialis-

ten auch noch zu verschriftlichen. 

Nach diesem Papier werden Mittelverwendungen aus dem 

Klima- und Transformationsfonds des Bundes und das 

kommunale Energie- und Klimabudget thematisiert. In die-

sen Punkten macht die CDU der grünen Fraktion natürlich 

Zugeständnisse. Die Linken haben sich mit der Errichtung 

eines Landesgesundheitsamtes durchgesetzt. Trotz der gro-

ßen Ankündigungen der Staatsregierung, konkrete Schritte 

in Richtung Bürokratieabbau zu gehen, sehen wir genau 

das Gegenteil. Es wird der Aufbau einer neuen Behörde 

vorbereitet, welche neues Personal und neue Zuständigkei-

ten braucht. 

(Jan Löffler, CDU: Nein!) 

Zusätzliche Investitionen in die Krankenhäuser, die Feuer-

wehren und die Katastrophenschutzschule in Nardt will das 

Viererbündnis künftig aus dem Sachsenfonds finanzieren. 

Wir haben Ihnen gestern und heute mit unseren Ände-

rungsanträgen gezeigt, dass diese Ausgaben auch im Haus-

haltsplan hätten zeitnah finanziert und durchgeführt wer-

den können. 

Die im Entschließungsantrag als Fortschritt herausgestellte 

Personalkostenschlüsselveränderung im sächsischen Ge-

setz zur Kindertagesbetreuung wird von den Städten und 

Gemeinden vehement abgelehnt. Die Kosten der Standard-

verbesserung gleicht der Freistaat nur im Jahr der Einfüh-

rung in vollem Umfang aus. Die jährliche Steigerung der 

Betriebskosten pro Platz bleibt jedoch erneut unberück-

sichtigt. Aus Sicht der Kommunen ist dagegen eine höhere 
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Beteiligung des Freistaates an den Betriebskosten notwen-

dig. Dazu soll jetzt nach dem Entschließungsantrag ein Be-

richt zur Kostenentwicklung durch das Kultusministerium 

vorgelegt werden. Erst daraufhin ist eine Überprüfung der 

Finanzierungsanteile vorgesehen. 

Statt nach den Bedürfnissen der Kommunen zu handeln, 

verschiebt dieses Viererbündnis die offensichtlichen Lö-

sungen in die Zukunft. 

Mit unseren Anträgen auf Erhöhung des Landeszuschusses 

für Kindertageseinrichtungen wollen wir sowohl Gemein-

den als auch Eltern sofort von den steigenden Betriebskos-

ten entlasten. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Ihre Redezeit ist 

abgelaufen. 

André Barth, AfD: Meine Damen und Herren! Schauen 

wir einmal, wie es mit diesem Entschließungsantrag läuft. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Die Redezeit ist 

abgelaufen! 

André Barth, AfD: Wir lehnen den Antrag ab. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach Herr 

Abg. Barth für die AfD-Fraktion. Es folgt für die BSW-

Fraktion Frau Kollegin Knebel. Bitte. 

Uta Knebel, BSW: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Abgeordnete! Wie Sie unschwer erkennen konnten, 

hat uns dieser Entschließungsantrag tatsächlich kalt er-

wischt. 

(Jan Löffler, CDU: Er wurde elektronisch verteilt!) 

Wir haben ihn nicht vorliegen gehabt. 

(Zuruf Jan Löffler, CDU) 

– Ich kann es euch nur so sagen. Es tut mir leid. 

Ihr habt den Entschließungsantrag gemacht. Ihr habt sehr 

viele Seiten inhaltsreich beschrieben. Es sind sehr viele 

Dinge darin, die in das Begleitgesetz aufgenommen wor-

den sind. Ich denke mir, dass hiermit einige Sachen auf den 

Weg gebracht worden sind, dass man zum Beispiel an den 

Bund herantritt, um dort die Gelder zu holen, die nun durch 

Mindereinnahmen, durch sinkende Gewerbesteuereinnah-

men fehlen. 

Das ist alles richtig. Das kann alles in Ordnung sein. Aber 

Ihr werdet es uns bitte nachsehen, dass wir uns an der Stelle 

enthalten müssen, weil wir es nicht umfänglich lesen konn-

ten. 

Ich bedanke mich. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Kollegin 

Knebel sprach für die BSW-Fraktion. Es folgt für die SPD-

Fraktion Frau Abg. Pfeil. Bitte. 

Juliane Pfeil, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte keine einzelnen 

Punkte aus dem Entschließungsantrag herausgreifen, weil 

ich glaube, dass andere Fraktionen andere Prioritäten ha-

ben, die für sie ganz wichtig sind. Ich denke, das gehört 

sich auch so. Das sollte man machen. 

Ich möchte hier die Gelegenheit nutzen, um Danke zu sa-

gen, weil ich das von dieser Stelle aus noch nicht getan 

habe, aber jetzt ein guter Zeitpunkt ist, das an diesem End-

stück der Verhandlungen zu tun, weil damit das zusammen-

findet, was wir miteinander verabredet haben, weil es nicht 

nur um das harte Zahlenwerk geht, sondern auch um harte 

politische Auseinandersetzungen, nach denen wir mit die-

sem Entschließungsantrag einen Weg beschreiben, den wir 

gehen wollen. Das zeigt, dass es um Verantwortung gegen-

über diesem Haushalt hinausgeht. Das freut mich sehr. 

Deshalb möchte ich diese Möglichkeit nutzen, um den Kol-

leginnen und Kollegen – herausgegriffen den Finanzerin-

nen und Finanzern Rico, Franziska und Jan – für die inten-

siven Verhandlungen in den letzten Wochen, die heute zu 

einem guten Ergebnis geführt haben, zu danken. 

(Jan Löffler, CDU: Sehr gern!) 

Von daher freue ich mich, dass wir jetzt mit dem Entschlie-

ßungsantrag einen guten Schlusspunkt setzen können. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall SPD, CDU und BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Für die SPD-

Fraktion sprach Frau Abg. Pfeil. Es folgt für die BÜND-

NISGRÜNEN Frau Abg. Schubert, bitte. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte gern zu vier Punkten sprechen, die eine klare 

bündnisgrüne Handschrift in diesem Entschließungsantrag 

zeichnen. 

Das Erste ist das Thema Klima, Wasser, Wald. Die Mittel 

des Klima- und Transformationsfonds des Bundes werden 

zukünftig in den Klimafonds fließen. Dazu gehören auch 

GAK-Mittel. Diese sind für Waldumbau und Wiederbewal-

dung zu verwenden. 

Es gibt ein klares Bekenntnis zum kommunalen 

Klimabudget. Das ist etwas, das die kommunale Familie 

sehr geschätzt hat. Das ist ein einfaches Budgetverfahren, 

das große Wirkung mit einem kleinen Mitteleinsatz gene-

riert hat. 

Wasser ist im Sachsenfonds ein Thema geworden. Das war 

uns wichtig. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Das betrifft Wassermanagement und Hochwasserschutz. 

Ich sage immer: Wasser zu Wasser! Die Wasserentnahme-

abgabe für die Tagebaubetreiber kommt, und sie kann für 

genau diese zentrale Zukunftsaufgabe genutzt werden. Wir 

schreiben der Regierung ins Stammbuch, dass der Gewäs-

serlastenausgleich aus dem Fachplan des SMUL in Höhe 
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von 5 Millionen Euro das nächste Mal auf jeden Fall ein-

zupreisen ist. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Ein zweiter wichtiger Punkt ist die nachhaltige, klima-

freundliche Mobilität, 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

auch ein Thema, das uns wirklich wichtig ist. Wir sorgen 

dafür, dass im Sachsenfonds das Thema der Zweigleisig-

keit Geithain – Chemnitz verankert wird. 

(Zuruf Andreas Nowak, CDU) 

Wir sorgen dafür, dass das Radwegenetz in Sachsen ausge-

baut wird. Und wir sorgen für eine Stärkung des ÖPNV im 

Rahmen des Landesinvestitionsprogramms. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Wir meinen damit die Betriebshöfe, und wir meinen damit 

die Beschaffung emissionsfreier Fahrzeuge. Das entlastet 

auch die kommunale Ebene. 

Der dritte Bereich, der für uns sehr neuralgisch ist, ist der 

gesamte Kulturbereich; ich habe es heute schon mehrfach 

gesagt. Herr Huhn sagte, ich hätte hierfür ein heißes Herz 

– damit haben Sie recht. Wir haben einen wichtigen Satz in 

diesem Entschließungsantrag stehen, dieser lautet: „Bei der 

weiteren Planung von Zuweisungen des Freistaats Sachsen 

an die Kulturräume soll mindestens die im Vorjahr er-

reichte Höhe der Zuweisungen fortgeschrieben werden.“ 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Das gibt Planungssicherheit, und es ist ein gemeinsames 

Bekenntnis, das wir fraktionsübergreifend in Richtung der 

Kultur in diesem Land schicken. 

Der vierte Punkt, der uns schlussendlich wichtig ist, ist das 

Thema Wohnungsbau. Wir haben ein klares Bekenntnis 

zum Wohneigentumserwerb von Familien abgegeben, ins-

besondere in ländlichen Räumen. Wir wollen stärkere An-

reize für den Bau von Sozialwohnungen schaffen. Es geht 

um das Thema des barrierearmen und -freien Umbaus von 

Mietwohnungen, um kooperative Wohnprojekte und letzt-

lich auch um Wohnheime für Studierende und Azubis. Wir 

bitten Sie, diesem Entschließungsantrag zuzustimmen, 

weil er der Regierung von uns als Parlament wichtige 

Dinge ins Stammbuch schreibt. Wir werden dann natürlich 

kontrollieren, ob es tatsächlich zur Umsetzung kommt. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE  

und Andreas Nowak, CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sprach Frau Abg. Schubert. 

Es folgt für die Fraktion Die Linke Frau Abg. Schaper; 

bitte. 

Susanne Schaper, Die Linke: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 

dafür gesorgt, dass Sachsen wieder einen Haushalt hat und 

die Zeit der Unsicherheit für Tausende Menschen beendet 

ist. Der Entschließungsantrag ist Ausdruck dieses verant-

wortungsvollen Kompromisses. Die Linke ist verlässlich. 

Wir sagen ganz ehrlich an, was wir tun, und wir tun, was 

wir sagen. 

Als Linke haben wir eine Reihe von Punkten in diesen An-

trag eingebracht. So wird die Staatsregierung beauftragt, 

ein Konzept für die Einrichtung des Landesgesundheits-

amts vorzulegen. Dessen Personal – Achtung, Herr Barth! 

– soll möglichst aus bestehenden Strukturen kommen 

(André Barth, AfD: Möglichst!) 

und der Behördensitz außerhalb der Großstädte liegen. 

Die Krankenhausinfrastrukturprojekte werden ganz oben – 

anders als Frau Zimmermann behauptet – auf der Prioritä-

tenliste stehen, wenn das Investitionsgeld des Bundes aus-

gegeben wird. Die Krankenhäuser werden mindestens 

200 Millionen Euro bekommen. 

Vereinbart ist auch – Frau Schubert sagte es gerade; das ist 

mir als Chemnitzerin ein Bedürfnis –, dass die Bahnstrecke 

Chemnitz – Geithain zweigleisig ausgebaut wird. Das ha-

ben wir gemeinsam mit den GRÜNEN eingebracht. Außer-

dem wird die Modernisierung und bauliche Erweiterung 

der Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule 

Sachsen in Nardt abgesichert. 

Erneut wird auch fixiert, dass der Freistaat den Kommunen 

mehr Geld für die Kitas gibt. Ab August 2025 und 2026 

steigen die Landeszuschüsse. Zudem bekommen Tages-

mütter und -väter einen zusätzlichen Landeszuschuss, da-

mit sie sich beruflich nicht neu orientieren müssen, weil die 

Kinderzahl sinkt. Wir werden weiter darüber sprechen, wie 

wir Familien und Kommunen bei Kitakosten entlasten kön-

nen. Vereinbart ist auch, dass die Jugendpauschale als zent-

rales Förderinstrument für Kinder- und Jugendarbeit wei-

terentwickelt wird. 

Außerdem ist es richtig, dass wir erst nach der Auswertung 

der Arbeitszeitstudie und einer aktualisierten Lehrerprog-

nose über freiwillige Arbeitszeitkonten mit allen Betroffe-

nen diskutieren und parlamentarisch gemeinsam entschei-

den, wie Arbeitszeitkonten samt Vorgriffsstunden aussehen 

werden. 

Wir haben außerdem vereinbart, dass Sachsen Bundesgeld 

für den Wohnungsbau ermöglicht – vollständig kofinan-

ziert, damit es nicht verfällt. Als Linke werden wir uns da-

für einsetzen, dass es vor allem in den sozialen Wohnungs-

bau sowie in den barrierearmen oder -freien Umbau von 

Mietwohnungen fließen kann. 

Auch die Errichtung der Gedenkstätte KZ Sachsenburg 

wird abgesichert. 

Wir haben ferner durchgesetzt, dass die medizinischen Fa-

kultäten der Uni Leipzig und der TU Dresden auch in den 

Jahren 2025 und 2026 Zuschüsse für rechtsmedizinische 

Dienstleistungen erhalten. 

Sachsen wird Bundesratsinitiativen starten, damit der Bund 

die DDR-Sonder- und Zusatzrenten künftig vollständig be-

zahlt. Im Bundesrat soll Sachsen auch dafür eintreten, dass 
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den Kommunen und ihren Wohnungsgesellschaften Alt-

schulden erlassen werden. 

Das alles ist sehr sinnvoll. Wir danken für Ihre Zustim-

mung. 

(Beifall Die Linke, SPD, BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Frau Kollegin 

Schaper sprach für die Fraktion Die Linke. Ich kann keine 

weiteren Wortmeldungen erkennen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich stelle nun die 

Drucksache 8/3274 zur Abstimmung und bitte um Zustim-

mung, wenn Sie das möchten. – Danke schön. Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei einer großen An-

zahl von Gegenstimmen, aber mehr Stimmen dafür ist 

diese Drucksache beschlossen und der Tagesordnungs-

punkt beendet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Ausspra-

che und Beschlussfassung über den Entwurf, Gesetz über 

die Feststellung des Haushaltsplanes des Freistaates Sach-

sen für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 (Haushaltsgesetz 

2025/26) 

(Widerspruch –  

Staatsminister Christian Piwarz:  

Das hatten wir gerade! –  

Weitere Zurufe: Das hatten wir schon!) 

Halt, Entschuldigung. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Bitte nicht noch mal! – Heiterkeit) 

– Nein, das machen wir nicht noch mal. Ich denke, darauf 

hat nun niemand mehr Lust, oder? 

 

Erklärung zu Protokoll 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Haus-

haltsberatungen sind nie einfach. Sie fordern uns alle – 

fachlich, politisch, persönlich. Aber was wir in den letzten 

Monaten gemeinsam geleistet haben, verdient besondere 

Anerkennung. Denn wir haben unter Bedingungen gearbei-

tet, die schwieriger kaum sein könnten: kein Geld, keine 

Zeit, keine Regierungsmehrheit. Trotzdem stehen wir 

heute hier – mit einem Haushalt, der beschlossen werden 

kann. Dafür möchte ich allen, die daran mitgewirkt haben, 

ausdrücklich danken: für Ihren Einsatz, für das Ringen um 

Lösungen und für die Kompromissbereitschaft in einer 

Zeit, in der der politische Ton oft rauer geworden ist. Es 

zeigt: Wir können verantwortungsvoll gestalten – auch un-

ter Druck. 

Mit dem heutigen Beschluss beenden wir die Phase der 

vorläufigen Haushaltsführung. Das ist ein wichtiges Signal 

der Handlungsfähigkeit – nach innen wie nach außen. Aber 

machen wir uns nichts vor: Der eigentliche Kraftakt be-

ginnt jetzt; denn der Haushaltsvollzug bleibt anspruchs-

voll, trotz der Einsparungen, die bereits vorgenommen 

wurden. 

Der Staatshaushalt weist weiterhin eine massive struktu-

relle Lücke auf, über beide Jahre reden wir von mehr als 

1,7 Milliarden Euro Defizit. Das Schließen dieser Lücke 

wird zum Teil in die Zukunft verschoben, unter anderem 

durch hohe Globale Minderausgaben und durch das Ab-

schmelzen der Haushaltsausgleichsrücklage. Das heißt: 

Wir verschieben Verantwortung, und zwar auf uns selbst in 

den nächsten Jahren. Der Doppelhaushalt 2025/2026 ist 

deshalb ein Übergangshaushalt. Ein Haushalt, der das Nö-

tigste möglich macht, aber noch nicht das Nötige löst. 

Denn ab 2027 kommt es knüppeldick: Die Coronakredite 

müssen zurückgezahlt werden – jährlich rund eine halbe 

Milliarde Euro. Die Finanzierung des Strukturwandels und 

des Breitbandausbaus bleibt drängend. Und auf mögliche 

Mehreinnahmen durch Wachstum können wir nicht einfach 

vertrauen; denn sie könnten von steuerlichen Entlastungs-

paketen direkt wieder aufgezehrt werden. 

Die Aufstellung des nächsten Doppelhaushalts 2027/2028 

wird eine große Herausforderung bleiben. 

Daran ändert auch die Grundgesetzänderung zur mögli-

chen Neuverschuldung der Länder und mit den zusätzli-

chen Bundesmitteln für Investitionen aus dem Infrastruk-

tur-Sondervermögen nichts. Beides löst die strukturellen 

Probleme in unserem Staatshaushalt nicht. Die für die Län-

der geschaffenen Spielräume für eine Neuverschuldung 

sind kein Allheilmittel. Neuverschuldung führt am Ende 

nur dazu, dass dringende Strukturreformen aufgeschoben 

werden und der Veränderungsdruck sinkt. Wir können es 

uns aber nicht leisten, überkommene Strukturen durch 

Neuverschuldung künstlich am Leben zu halten und über 

unsere Verhältnisse zu leben. 

Was wir brauchen – und worauf wir alle uns vorbereiten 

müssen –, ist eine ehrliche Debatte über Prioritäten. Ob mit 

oder ohne Neuverschuldung: Wir werden so oder so nicht 

alles finanzieren können, und wir werden nicht jeden 

Wunsch erfüllen können. 

Nachhaltige Konsolidierung ist kein Schlagwort, sondern 

eine Notwendigkeit, vor allem beim Thema Personal, bei 

Standards, bei staatlichen Aufgaben und den Strukturen in 

Sachsen. Das wird unbequeme Diskussionen erfordern – in 

der Regierung, in der Verwaltung und im Parlament. Aber 

ich bin überzeugt: Wenn wir diese Debatte mit Offenheit 

und Verantwortung führen, dann können wir daraus ge-

stärkt hervorgehen; denn Sparen darf kein Selbstzweck 

sein. Es geht nicht nur darum, weniger Staat zu haben, son-

dern auch einen handlungsfähigen Staat zu erhalten, einen 

Staat, der auch in Zukunft investieren kann – in Bildung, 

in Wirtschaft, in Klimaschutz, in Zusammenhalt. 
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Es ist gut, dass wir heute diesen Haushalt beschließen. 

Aber es ist noch besser, wenn wir den Weg, der vor uns 

liegt, gemeinsam weitergehen. Es wird nicht leicht, aber 

wir haben gezeigt, dass wir es können. 

Ich bitte Sie deshalb heute um Ihre Zustimmung zum Haus-

haltsgesetz. Und ich bitte Sie ausdrücklich um Ihre weitere 

konstruktive Begleitung auf dem Weg der Haushaltskonso-

lidierung – für unsere Finanzen, für unsere Handlungsfä-

higkeit, für unser Land. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Meine Damen 

und Herren, wir kommen zu 

Tagesordnungspunkt 2 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz begleitender Regelungen zum Doppelhaushalt 2025/2026 

(Haushaltsbegleitgesetz 2025/2026 – HBG 2025/2026) 

Drucksache 8/2151, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 8/2951, Beschlussempfehlung und Bericht  

des Haushalts- und Finanzausschusses 

Den Fraktionen wird nach § 46 Abs. 2 Satz 2 der Geschäfts-

ordnung das Wort zur allgemeinen Aussprache in folgender 

Reihenfolge erteilt: CDU, AfD, BSW, SPD, BÜNDNIS-

GRÜNE, Die Linke, fraktionsloser Abgeordneter und die 

Staatsregierung, wenn gewünscht. Wir beginnen in einer 

ersten Runde mit der CDU-Fraktion. Frau Abg. Jentsch, 

bitte. 

Elaine Jentsch, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Haushaltsbe-

gleitgesetz sollen gesetzliche Änderungen, die überwie-

gend zur Umsetzung verschiedener Maßnahmen im Haus-

haltsentwurf notwendig sind bzw. die mit dem Doppel-

haushalt in Zusammenhang stehen, in einem Artikelgesetz 

zusammengefasst werden. Als klassisches Artikelgesetz 

umfasst es regelmäßig Änderungen an reinen Fachgeset-

zen, zum Beispiel dem Gesetz über Kindertagesbetreuung 

oder dem Wärmeplanungsunterstützungsgesetz, aber auch 

Änderungen an ressortübergreifenden Gesetzen wie dem 

Sächsischen Beamtengesetz oder der Sächsischen Haus-

haltsordnung. Möglicherweise werden sogar neue Gesetze 

formuliert. 

Zahlreiche Einzelgesetze, die im Regierungsentwurf zum 

HBG adressiert werden, sind formal notwendig. Der Rege-

lungsgehalt für die Bürger ist allerdings oftmals doch eher 

unerheblich, so zum Beispiel die Änderung der Finanzver-

waltungszuständigkeitsverordnung oder die Änderung der 

Sächsischen Landkreisordnung. Ich möchte mich daher an 

dieser Stelle auf Einzelgesetze in dem Gesamtkunstwerk 

HBG beschränken, die für den Bürger wahrnehmbare Wir-

kungen auf die weitere Entwicklung des Freistaates haben 

und die wir als gewählte Abgeordnete daher besonders im 

Blick haben. 

Das sind zum Beispiel Gesetze, die die Bildung betreffen. 

So wollen wir mit dem Gesetz über die Kindertagesbetreu-

ung, dem Kitagesetz, Verbesserungen bei der Schulvorbe-

reitung im Kindergarten erreichen. Dafür setzen wir gezielt 

Mittel ein, die ansonsten bei den Landeszuschüssen auf-

grund sinkender Kinderzahlen eingespart würden. Im 

Sinne des Kita-Moratoriums werden die Betreuungsschlüs-

sel in Kinderkrippe, Kindergarten und Hort verbessert. In 

der Folge wird der pauschale Landeszuschuss pro betreu-

tem Kind von 3 455 über 3 510 auf 3 570 Euro pro Jahr 

erhöht. 

Diese Änderungen gegenüber dem Regierungsentwurf sind 

mit Mehrausgaben im Haushalt verbunden. So sind sie uns 

im Doppelhaushalt zusätzlich rund 23 Millionen Euro 

wert. 

Im Sächsischen Beamtengesetz wollen wir die Vorausset-

zung dafür schaffen, dass verbeamtete Lehrkräfte über die 

Einführung eines Arbeitszeitkontos von der Regelarbeits-

zeit abweichende Arbeitszeiten von bis zu zehn Stunden 

pro Tag bzw. bis zu 48 Stunden pro Woche leisten können. 

(Zuruf Lars Wurzler, BSW) 

Der Ausgleich soll in einem Zeitraum von längstens sieben 

Jahren erfolgen. Damit wollen wir die Unterrichtsversor-

gung verbessern. Gegenüber dem Regierungsentwurf wer-

den für diese Lehrkräfte keine verpflichteten Mehrarbeits-

regelungen mit Ausgleich über die Arbeitszeitkonten mehr 

vorgesehen. Es gilt das Freiwilligkeitsprinzip. Im Übrigen 

behält sich der Landtag die Zustimmung zu einer Rechts-

verordnung vor, in der die näheren Regelungen ausgeführt 

werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der infrastrukturellen 

Entwicklung im Freistaat wollen wir mit dem Gesetz zur 

Errichtung eines Sondervermögens, dem Sachsenfonds, 

neuen Schub verleihen. Zur überjährigen Finanzierung 

strategisch wichtiger Investitionsvorhaben werden dem 

Fonds insbesondere Mittel zugeführt, die der Bund den 

Ländern aus dem Sondervermögen Infrastruktur bereit-

stellt. Die aus diesem Fonds unterstützten Vorhaben sollen 

dem Kriterium der Zusätzlichkeit genügen. Das heißt, es 

sollen dadurch keinesfalls investive Mittel im Landeshaus-

halt ersetzt werden, um konsumtive Ausgaben verstärken 

zu können. 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 133 

Die Mittelverwendung muss daher nachhaltig erfolgen und 

soll auf der einen Seite für strategisch bedeutende Investi-

tionsvorhaben auf Landesebene und zum anderen für Zu-

weisungen zur Stärkung der kommunalen Investitionskraft 

genutzt werden. Gegenüber dem Regierungsentwurf wurde 

die Vorhabensschwelle in § 2 Absatz 1 – die Projekte, die 

wir auf Landesebene initiieren – von 10 Millionen Euro 

auf 7,5 Millionen Euro herabgesetzt. 

Ebenso haben wir im Nachgang der Anhörung im Haus-

halts- und Finanzausschuss die Vorhabensschwelle für die 

Beteiligung des HFA von 15 Millionen Euro auf 12,5 Mil-

lionen Euro angepasst. Für uns als CDU ist es wichtig, dass 

die Mittel einen spürbaren Mehrwert für die sächsischen 

Bürgerinnen und Bürger haben. Daher wollen wir, dass sie 

insbesondere der Bildungsinfrastruktur, dem Brand-, Zivil- 

und Katastrophenschutz mit der Landesfeuerwehr und Ka-

tastrophenschutzschule in Nardt, dem Krankenhausbau, 

der Wohnraumförderung und – besonders wichtig auch für 

die kommunale Ebene – Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen 

zugutekommen. 

Überdies soll ein maßgeblicher Anteil der Mittel aus dem 

Sachsenfonds unmittelbar an die Kommunen für Investiti-

onen in deren eigener Verantwortung zufließen. Wir tragen 

damit dem Anliegen Rechnung, dass ein Großteil der In-

vestitionen vor Ort von den Kommunen getragen wird. 

(Beifall CDU, Laura Stellbrink, SPD, und  

Staatsregierung –  

Frank Peschel, AfD, steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenbemerkung oder Zwischenfrage am Mikrofon 

sieben? 

Elaine Jentsch, CDU: – Nein, danke. – Bei der Verteilung 

der Mittel aus dem Sachsenfonds wollen wir uns mit der 

kommunalen Ebene ins Benehmen setzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich aber 

nicht einen Blick auf Gesetze mit spezifisch-fiskalischem 

Bezug versäumen; denn die Bürger interessiert, wie wir als 

Landtag mit den Steuergeldern umgehen. Die CDU steht 

hier für Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit. In 

der Verfassung haben wir für Notlagenkredite wie für die 

Coronabewältigung eine Tilgungsfrist von längstens acht 

Jahren vorgesehen. An dieser Frist werden wir auch nicht 

rütteln, damit Lasten nicht in die ferne Zukunft geschoben 

werden. 

Um die Deckungslücke zwischen Ausgaben und Einnah-

men im Doppelhaushalt 2025/2026 anteilig zu schließen, 

haben wir uns entschlossen, die Jahresscheiben der Tilgung 

für die Jahre 2025 und 2026 zu entlasten. Dazu ändern wir 

das Coronabewältigungsfondsgesetz. Das ist uns als CDU 

schwergefallen, weil damit die Haushaltsjahre 2027 bis 

2029 bis zur vollständigen Tilgung der Kredite stärker vor-

belastet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 

der Vollständigkeit halber an dieser Stelle auch noch ein-

mal auf die Änderungen von § 18 der Sächsischen Haus-

haltsordnung eingehen. Nach wie vor gilt der Grundsatz, 

wie er in § 18 weiterhin steht: Der Haushaltsplan ist ohne 

Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Das ist uns als 

CDU auch wichtig. Der Nachsatz „soweit nach den Vorga-

ben des Grundgesetzes für die Bunderepublik Deutschland 

nichts Abweichendes geregelt ist“, enthält nichts revoluti-

onäres, denn er verweist lediglich auf die Rechtslage nach 

Artikel 109 Abs. 3 GG. Er zieht lediglich die Option nach, 

die das Grundgesetz seit der letzten Änderung zulässt. Al-

les andere hieße, die grundgesetzlichen Vorgaben zu igno-

rieren. 

Ob wir uns diese Grundgesetzänderung als sächsische 

Union gewünscht haben, steht auf einem anderen Blatt. So-

mit gilt auch hier: Ball flach halten. Mitnichten ist die Er-

gänzung von § 18 SäHo der Türöffner für eine Neuver-

schuldung in diesem Doppelhaushalt. Dazu bedürfte es ei-

ner Mehrheit in diesem Parlament. Die CDU-Fraktion steht 

jedoch als Mehrheitsbeschaffer dafür nicht bereit – weder 

in 2025, noch in 2026. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zum Abschluss mache 

ich noch auf zwei kleinere Gesetzesänderungen im Haus-

haltsbegleitgesetz aufmerksam, die aber auch unmittelba-

ren haushalterischen Bezug haben. 

Im Sächsischen Wassergesetz wird die Befreiung der 

Braunkohleunternehmen von der Wasserentnahmeabgabe 

vom 31. Dezember 2025 auf den 30. Juni 2025 verkürzt. 

Wir erwarten damit mehr Einnahmen für den sächsischen 

Haushalt im mittleren einstelligen Millionenbereich, die in 

den sächsischen Klimafonds fließen sollen. Damit werden 

zusätzliche Gelder eingenommen, die gemäß Sächsischem 

Wassergesetz zweckgebunden eingesetzt werden können. 

Mit der Änderung des Sächsischen Klimafondsgesetzes 

wollen wir Vorsorge treffen, falls der Bund aus seinem um 

100 Milliarden Euro aufgestockten Klima- und Transfor-

mationsfonds direkt den Ländern anteilige Zuweisungen 

zur Verfügung stellt. Diese würden dann direkt in den säch-

sischen Klimafonds fließen und entsprechend den Zwe-

cken des Fonds für Maßnahmen zur Anpassung an die Fol-

gen des Klimawandels, zur Verbesserung des Klimaschut-

zes sowie zur nachhaltigen Ressourcenverwendung und 

Verringerung des Abfallaufkommens eingesetzt werden 

können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Alles in allem werden 

mit den Änderungsanträgen zum Haushaltbegleitgesetz au-

ßerhalb der Veranschlagung im Haushaltsplan wesentliche 

Schwerpunkte der Koalition der den Doppelhaushalt 

2025/2026 mittragenden Fraktionen abgebildet. Ich bitte 

daher um Ihre Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Jentsch 

sprach für die CDU-Fraktion. Nun spricht für die Fraktion 

der AfD Kollege Barth, bitte. 
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André Barth, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 

werden Gesetzesänderungen beschlossen, um die Grundla-

gen für den vorgesehenen Haushaltsvollzug zu schaffen. 

Zunächst einmal habe ich mir das Haushaltsbegleitgesetz 

angesehen und gedacht: Na ja, beim letzten Mal hat sich 

die CDU von Frau Schubert und den GRÜNEN über den 

Tisch ziehen lassen. Dann wurden 1,3 % oder das Zwei-

Prozent-Ziel für den Windkraftausbau im Haushaltsbe-

gleitgesetz hier verankert. Die CDU war eigentlich, auch 

überall an der Basis, bereit, das wieder zurückzunehmen. 

Meine Hoffnung war ehrlicherweise, dass Sie das hier in 

diesem Haushaltsbegleitgesetz auch sofort wieder veran-

kern und den Wahnsinn beim Windkraftausbau zumindest 

auf den Bundesdurchschnitt zurückbremsen. Aber leider 

scheinen das auch nur hohle Ankündigungen von der CDU 

zu sein. 

(Zuruf Gerald Eisenblätter, SPD) 

Da man sich jetzt auf die Opferbank von links und grün 

gelegt hat, 

(Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

wird sich wahrscheinlich die CDU-Basis vergeblich wün-

schen, dass diese Initiative weiter vonseiten der CDU-

Landtagsfraktion verfolgt wird. 

Es gibt natürlich auch Sachen, die wir in dem Haushaltsbe-

gleitgesetz begrüßen. Zum Beispiel die Änderung des 

Sächsischen Beamtengesetzes in Artikel 2. Damit wird 

nämlich eine Rechtsgrundlage geschaffen, die Lehrerar-

beitszeit bei besonderen Bedarfslagen zu erhöhen. Weil die 

Gewerkschaft dagegen Sturm läuft und sich zu Beginn die-

ser Verhandlungen hier in diesem Haus auch ein uneinheit-

liches Bild abzeichnete, kommen zwei Punkte hierzu.  

Erstens. Der Lehrerberuf ist in den letzten Jahren einer 

deutlichen Attraktivitätssteigerung unterfallen. Die Mög-

lichkeit der Teilzeitarbeit wird immer öfter wahrgenom-

men. Die Absicherung der Unterrichtsversorgung stand da-

bei offensichtlich nicht im Fokus. In Sachsen arbeiten seit 

2018 3 200 Lehrer mehr. Nur das Lehrerarbeitsvermögen 

stagniert seitdem auf gleichbleibendem Niveau. Was nun 

geschieht, ist ein vollkommen nachvollziehbarer Schritt: 

Durchführung von Abordnungen von Beamten in Mangel-

gebiete und der Versuch, mit neuen Arbeitszeitmodellen 

den Unterrichtsausfall zu mildern. Die Alternative wäre ein 

weiterer Personalaufbau, davor können wir aber nur war-

nen. 

Zweitens. Wir müssen in Sachsen nur die Jahre bis zum 

Ende der 2020er überbrücken. Danach werden die Schüler-

zahlen sinken und sich das Problem der Unterrichtsversor-

gung wahrscheinlich wieder abmildern. Jetzt einen weite-

ren Aufbau an Lehrkräften vorzunehmen, somit über die 

Anzahl der Pensionierung hinaus einzustellen, wäre aus 

Sicht meiner Fraktion unverantwortlich. Wir haben daher 

mit dem Antrag zum Einstellungsstopp die Lehrer ausge-

nommen. Altersabgänge können aber vorerst ersetzt wer-

den. Wir würden dringend davon abraten, den Personalbe-

stand weiter auszubauen. 

Kommen wir zur Änderung des Corona-Bewältigungs-

fonds in Artikel 4. Wie gestern bereits ausgeführt wurde, 

halten wir die Verschiebung der Tilgung auf die Zukunft 

für unverantwortlich und kurzsichtig. 700 Millionen Euro 

werden Sie zu wahrscheinlich deutlich schwierigeren Be-

dingungen als heute zusätzlich aufbringen. 

Selbstverständlich läuft das alles auf neue Landesschulden 

hinaus; Frau Schubert hat es vorhin angekündigt. Sie wer-

den einerseits tilgen und andererseits neue Schulden zu hö-

heren Zinsen machen müssen. Dazu ist eigentlich alles ge-

sagt. Neu ist, dass selbst der Rechnungshof die Verfas-

sungsmäßigkeit des neuen Tilgungsplans bezweifelt. Die 

Schulden aus dem ersten Coronajahr scheinen Sie bis Ende 

2028 nicht vollständig tilgen zu können. 

In unserem in vollem Umfang gedeckten Gegenentwurf 

zum Haushalt war die Tilgung dieser Schulden vollständig 

vorgesehen. Es könnten sogar neue Projekte, zum Beispiel 

ein Kita-Landeszuschuss oder die Förderung einer Kran-

kenhausfinanzierung, finanziert werden. Wir werden daher 

einen Antrag zur ersatzlosen Streichung des Artikels 4 ein-

bringen. 

Da wir bei neuen Schulden sind, kommen wir zu Arti-

kel 10, Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens Sach-

senfonds. Es wurde im Vorfeld viel darüber diskutiert, wie 

man die circa 400 Millionen Euro im Jahr, die der Freistaat 

wohl für Investitionen bekommen wird, ausgeben soll. 

Unserer Meinung nach hat sich seit dem Wortbruch der 

neuen Berliner Regierung und Bekanntgabe des Sachsen-

fonds nichts geändert. Schulden sind kein Vermögen. Die 

ökonomische Rendite der Investitionen ist bei staatlichen 

Schuldenexzessen immer nur eine theoretische Kennziffer. 

Die Wissenschaft streitet sich, ob schuldenfinanzierte In-

vestitionen tatsächlich längerfristig das Potenzialwachs-

tum steigern können. Unstrittig ist aber, dass Zinsausgaben 

Jahr für Jahr fällig werden. Die Rückzahlung von Schulden 

wird Steuereinnahmen über Generationen mindern. 

Die Sachsen-CDU kann sich diesmal noch herausreden. 

Sie haben auf Landesebene mit Müh und Not keine neuen 

Schulden aufgenommen. Sie zahlen nur keine mehr zu-

rück. Und Sie lassen sich schuldenfinanziert vom Bund 

aushalten. 

(Sören Voigt, CDU: Was wollen Sie damit sagen? 

– Sören Voigt, CDU, steht am Mikrofon.) 

Als ob der sächsische Steuerzahler nicht ebenso für diese 

Schulden des Bundes aufkommen müsste! 

Und jetzt noch im Speziellen zur Ausgestaltung des Sach-

senfonds. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Barth, ge-

statten Sie eine Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung 

an Mikrofon 4 durch Herrn Kollegen Voigt von der CDU? 
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André Barth, AfD: Für den Parlamentarischen Geschäfts-

führer der CDU immer und gerne. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Bitte schön, Kol-

lege Voigt. 

Sören Voigt, CDU: Herr Präsident! Kollege Barth, vielen 

Dank. Ich wollte noch mal sichergehen: Sie kritisieren 

jetzt, dass der Freistaat Sachsen die vom Bund aufgenom-

menen Schulden – Sondervermögen – dafür nutzt, um im 

Freistaat Sachsen zu investieren. Habe ich Sie richtig ver-

standen, dass Sie das nicht machen würden? 

André Barth, AfD: Nein, das habe ich nicht gesagt. Das 

haben Sie nicht richtig verstanden. 

(Sören Voigt, CDU: Ach! –  

Gegenruf Sebastian Wippel, AfD:  

Ist schon spät, Herr Kollege! 

Das habe ich so – – Dann haben Sie mich wahrscheinlich 

falsch verstanden. Ist die Frage damit beantwortet? 

(Sören Voigt, CDU: Ist okay!) 

– Wunderbar. – Aber jetzt noch einmal im Speziellen zur 

Gestaltung des Sachsenfonds. Ich finde es schon erstaun-

lich, dass man mit diesem Sondervermögen nach § 2 

Abs. 2 ab 2027 zu 200 Millionen Euro Coronakredite til-

gen kann. Ein Sondervermögen tilgt das andere. Wie prak-

tisch! Das wirft natürlich ernste Zweifel auf, was die Zu-

sätzlichkeit über das Sondervermögen ausfinanzierter In-

vestitionen angeht. 

(Zuruf Sören Voigt, CDU) 

Da beißt sich die Katze in den Schwanz. Und so weit sich 

die Beschlussempfehlung gerade darstellt, könnte die In-

vestitionsquote von mindestens 10 % Gefahr laufen, unter-

schritten zu werden. Ein großer Teil der Gegenfinanzierung 

der links-grünen Geschenke läuft über die globale Kürzung 

aller Investitionsvorhaben. 

Zu guter Letzt müsste ich noch Artikel 14 und 15 beleuch-

ten. Was Sie mit der Änderung der Sächsischen Gemeinde- 

und der Sächsischen Landkreisordnung bezwecken, sollte 

klar sein. Sie sehen, dass immer mehr Kommunen keinen 

genehmigungsfähigen Haushalt vorlegen können. Mit der 

Änderung der Rechtsgrundlage kann das SMI künftig im 

Einvernehmen mit dem SMF Kommunen die Befreiung 

von haushaltsrechtlichen Regelungen zubilligen. Alles, 

was dafür notwendig ist, ist eine außergewöhnliche Haus-

haltslage. 

Meine Damen und Herren! An der Haushaltslage der Kom-

munen ist nichts außergewöhnlich. Es ist das nachvollzieh-

bare Ergebnis Ihrer Politik in Berlin und im Land. Und was 

Sie hier wollen, ist ein Freifahrschein für Kommunen. 

Diese stehen derweil weiter mit dem Rücken zur Wand und 

viele Kommunen können selbst ihre Pflichtaufgaben nur 

noch mit Kassenkrediten stemmen. 

„Der Sächsische Landkreistag begrüßt zwar die Änderung, 

aber ich warne davor, eine angebliche Handlungsfähigkeit 

künstlich herzustellen, wenn die Haushalte langfristig nicht 

auszugleichen sind“, so äußerte sich der Sächsische Städte- 

und Gemeindetag. Am Ende reiht sich diese Äußerung des 

Sächsischen Landkreistags in eine lange Reihe an kurzfris-

tiger Flickschusterei. 

Wir werden im Laufe dieser Gesetzesberatung weitere Än-

derungsanträge zum Landesblindengeld und zum Kranken-

hausgesetz vorstellen. Beide beziehen sich auf Kernanlie-

gen der sächsischen AfD-Fraktion, für die ich schon jetzt 

um Ihre Zustimmung bitte. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall AfD –  

Rico Gebhardt, Die Linke, steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Barth 

sprach für die AfD-Fraktion. Kollege Gebhardt am Mikro-

fon 1, vermutlich mit einer Kurzintervention. Bitte schön, 

Herr Kollege. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Herr Präsident! Vielen Dank. 

Sie haben richtig bemerkt: Ich will den Kollegen Barth 

dazu auffordern, den Artikel 10 noch einmal genau zu le-

sen, vor allem den Abs. 4. Der geht nämlich weiter, als es 

im Entwurf steht. Da steht nämlich drin: „Ausgenommen 

von der Rückzahlung der Coronakredite sind die Mittel 

nach § 4 Abs. 2, die der Bund den Ländern über das Son-

dervermögen für Infrastrukturinvestitionen gewährt.“ Also 

das, was Sie gesagt haben, stimmt nicht. 

(Zuruf André Barth, AfD) 

Herr Barth nimmt es zurück. Es ist das zweite Mal heute, 

dass er mir zustimmt. Ja? 

(André Barth, AfD: Sie haben  

die Sollbruchstelle erkannt! –  

Staatsminister Christian Piwarz: Das  

wird eine richtige Freundschaft!) 

– Okay, gut. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Eine Erwiderung 

ist von Herrn Barth nicht gewünscht. 

(Zuruf André Barth, AfD) 

Das war die Kurzintervention von Herrn Kollegen Geb-

hardt, Fraktion Die Linke. Nun fahren wir in der Redner-

reihenfolge fort und es spricht für die Fraktion des BSW 

Kollegin Knebel. Bitte schön. 

Uta Knebel, BSW: Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Ja, es geht um die Haushaltsbegleitgesetze und ich möchte 

nur zu einigen ausgewählten Ausführungen Anmerkungen 

machen. Die Kollegen, die längere Redezeit haben, haben 

schon vieles gesagt. 

Die Haushaltsordnung soll geändert werden. § 18 wird wie 

folgt geändert: Der Haushaltsplan ist ohne Einnahmen aus 

Krediten auszugleichen, soweit nachfolgend oder nach den 

Vorgaben des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland nichts Abweichendes geregelt ist. – Hier wird 
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suggeriert, dass der Bundestag direkt in die Verfassung der 

Länder eingreifen könne. 

(Jan Löffler, CDU: Hat er ja! –  

Zuruf Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Dem ist aber nicht so. Das Grundgesetz für die Bundesre-

publik Deutschland, Artikel 70, besagt: „Die Länder haben 

das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz 

nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. Die 

Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Län-

dern bemisst sich nach den Vorschriften dieses Grundge-

setzes über die ausschließliche und die konkurrierende Ge-

setzgebung.“ 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Die Ausführungen zu den ausschließenden und konkurrie-

renden Gesetzen enthalten aber gerade nicht den Bezug auf 

die Verfassung. Wollen wir also diese – – 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

„Bundesrecht bricht Landesrecht“  

heißt die Norm, die Sie lesen sollten!) 

– Genau, das ist so. Die Verfassung ist eben gerade nicht 

so, dass der Bund auf die Verfassung einfach zugreifen 

kann. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Doch, 

kann er! Das ist herrschende Staatsrechtslehre!) 

– Also ich habe – – Nein, ich gehe – – Also ich habe das 

anders – – Es ist nicht so, dass sie das einfach können. Die 

können nicht einfach unsere Verfassung außer Gesetz set-

zen. Nein, können sie nicht. Und wenn das nicht geht, müs-

sen wir unsere Verfassung ändern. 

(Stephan Weinrich, CDU: Was ist das für Rotz? – 

Weitere Zurufe CDU) 

Und um diese Verfassungsänderung herbeizuführen, brau-

chen wir eine Zweidrittelmehrheit. 

Nun wissen wir aus Gesprächen, dass Teile der CDU in 

dem Bereich keine Verfassungsänderung wollen. Selbst 

wenn diese Teile sich überwinden könnten, haben wir ein 

Problem; denn 40 Mitglieder unseres Landtages sind Mit-

glieder der AfD, die sich genauso dagegen verwahren. Und 

wir haben noch die Stimme des fraktionslosen Mitglieds in 

unserer Runde. 

Somit sind die zwei Drittel schon deshalb nicht möglich. 

Wird hier eine Lösung vorgegeben, die es vielleicht gar 

nicht gibt, die es gar nicht geben kann? Soll es im Bund 

eine Grundgesetzänderung geben? – Ich glaube nicht. Wer 

macht hier wem etwas vor? 

(Rico Gebhardt, Die Linke:  

Das Grundgesetz wurde geändert!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Fahren Sie einfach 

fort. 

(Zuruf Laura Stellbrink, SPD) 

Uta Knebel, BSW: Eine Kreditaufnahme nach der Verfas-

sung des Freistaates Sachsen ist nur zulässig, wenn sie sich 

an den durchschnittlichen Steuereinnahmen der vorange-

gangenen Jahre orientiert. Hier wird also das Gesetz ein-

fach wiederholt. Die Frage ist, warum. Muss ich diesen Ge-

setzestext in der Haushaltsordnung wirklich wiederholen? 

Das erschließt sich uns nicht. Aus diesem Grund wäre es 

nett, wenn Sie uns das irgendwann einmal erklären könn-

ten. 

(Lachen Tom Unger, CDU) 

Zur Änderung des Sächsischen Beamtengesetzes wird 

mein Kollege etwas sagen.  

Nun zum Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens 

Sachsenfonds: Wir begrüßen die Reduzierung des Ge-

samtinvestitionsvolumens auf 7,5 Millionen Euro für In-

vestitionsvorhaben im Freistaat Sachsen. Ebenso begrüßen 

wir die Zuweisung von Mitteln aus dem Fonds zur Stär-

kung der kommunalen Investitionskraft. 

Die Ergänzung der Bereiche war zum Teil auch schon Be-

standteil unserer Verhandlungen und findet unsere Zustim-

mung. Allerdings erscheint in der Synopse folgender Satz: 

„Es werden vorrangig Maßnahmen berücksichtigt, die 

dazu beitragen, mittelfristig Kosten im öffentlichen Haus-

halt zu sparen sowie nachhaltig zur Krisenfestigkeit der 

Infrastruktur oder zur Daseinsvorsorge im Freistaat Sach-

sen beizutragen.“ Entschuldigung, aber dieser Satz er-

schließt sich nicht, und was Sie damit erreichen wollen, 

müssten Sie auch einmal erklären. 

Ausgaben für Maßnahmen nach § 2 Abs. 1, die einen Be-

trag von 12,5 Millionen Euro überschreiten, bedürfen der 

Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses des 

Landtags. Wir hatten ursprünglich einen Änderungsantrag 

gestellt, weil wir die Grenze von 5 Millionen Euro für bes-

ser hielten, um den gesamten Haushalts- und Finanzaus-

schuss einbeziehen zu können. In den Verhandlungsgesprä-

chen wurde den Beteiligten zugesagt, dass Mitsprache-

rechte ab dem ersten Euro für Mittel der Landesebene gel-

ten. Aber auch diese Regelung hätte die anderen Fraktionen 

nicht eingebunden. 

(Unruhe im Saal – Glocke des Präsidenten) 

Diese Verfahrensweise war ein Kritikpunkt unserer Frak-

tion und auch ein Grund, warum wir nicht übereingekom-

men sind. 

Unter den Änderungen des Gesetzes über die Kinderbe-

treuung – entweder habe ich mich vorhin verhört, oder es 

ist tatsächlich so – sollen die Beträge für einen Platz in der 

Neun-Stunden-Betreuung von 3 455 Euro im Jahr 2025 auf 

3 570 Euro steigen, was allerdings viel zu gering ist und 

die Probleme vor Ort nicht lindern kann. Der Betrag soll 

dann 2026 wieder auf 3 510 Euro gesenkt werden. Was mit 

den 60 Euro gemacht werden soll, haben Sie uns hinläng-

lich erklärt. Trotzdem entspricht das keiner ordentlichen 

und soliden Finanzierung für die Kindertagesstätten. 

(Tom Unger, CDU: In welcher Höhe?) 
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Wir finden die Änderungen in diesen begleitenden Geset-

zen nicht ausreichend und sind überzeugt, dass andere Lö-

sungen angegangen werden müssen. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE,  

steht am Mikrofon.) 

Aus dem Grund werden wir diesen Änderungen nicht zu-

stimmen. 

(Beifall BSW – Gelächter im Saal) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Knebel 

sprach für die Fraktion des BSW. Ich sehe Herrn Kollegen 

Lippmann von der Fraktion BÜNDNISGRÜNE am Mik-

rofon, vermutlich mit einer Kurzintervention. Bitte schön, 

Herr Kollege. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Vielen Dank, 

Herr Präsident. Auf die Gefahr hin, dass der Finanzminister 

mich jetzt gleich angrummelt, weil ich das hier in die 

Länge ziehe: Ich versuche das noch einmal mit den Ver-

hältnissen des Grundgesetzes zur sächsischen Landesver-

fassung – auch auf die Gefahr hin, dass Herr Kupke mich 

dann wieder der Klugscheißerei bezichtigt. 

Also, das Grundgesetz – das haben Sie richtigerweise ge-

sagt – enthält die Länderkompetenznorm in den Arti-

keln 70 ff. Diese helfen Ihnen in dieser Frage allerdings 

wenig weiter. Der Bund hat nämlich selbst eine Ausnah-

meregelung im entsprechenden Artikel 109 getroffen, in 

dem er die finanzverfassungsrechtlichen Regelungen fest-

legt. Dort wurden bereits Vorgaben für die Landeshaus-

halte gemacht – und davon waren wir übrigens damals in-

sofern betroffen, als die Einführung der sächsischen Schul-

denbremse faktisch eine Folge der Regelung in Arti-

kel 109 des Grundgesetzes war. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke: So ist es!) 

Jetzt hat der Bund eine Rückausnahme von der Schulden-

bremse bzw. von den Vorgaben für die Länder geschaffen, 

indem er die 0,35-Prozent-Regel in Bezug auf das Brutto-

inlandsprodukt ermöglicht hat. Und nun kommt ein Kurio-

sum: Tatsächlich kann man mit einfachem Bundesrecht bis 

zu einem gewissen Grad die Verfassungsordnung der Län-

der durchbrechen. Das ist die herrschende staatsrechtliche 

Auffassung in diesem Land und wurde vom Bundesverfas-

sungsgericht auch so bestätigt. 

Insoweit steht außer Frage, dass wir keine eigene Verfas-

sungsänderung mehr benötigen, um eine Bundesregelung 

nachzuvollziehen; denn das Bundesrecht gilt. Der einzige 

Punkt, der noch streitig ist, betrifft die Frage, ob der Bund 

eine landesverfassungsrechtliche Norm tatsächlich außer 

Kraft setzen oder lediglich außer Anwendung stellen kann, 

und zwar durch den verfassungsrechtlichen Grundsatz 

„Bundesrecht bricht Landesrecht“, der hier maßgeblich ist. 

Folglich brauchen wir keine Änderung der sächsischen 

Landesverfassung und müssen uns auch keine Gedanken 

darüber machen, ob das rechtssicher ist. 

Denn der Bund hat – untechnisch gesprochen – unsere Re-

gelung überformt. Damit gilt das, was der Bund vorgege-

ben hat, zumindest auf der verfassungsrechtlichen Ebene. 

(Gerald Eisenblätter, SPD, steht am Mikrofon.) 

Dass man das politisch vielleicht nicht will, ist eine andere 

Frage. Aber verfassungsrechtlich bestehen hier definitiv 

keine Zweifel – schon gar nicht im Hinblick auf das Bund-

Länder-Kompetenzverhältnis gemäß den Artikeln 70 ff. 

des Grundgesetzes. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war Herr Lip-

pmann mit einer Kurzintervention. Kollegin Knebel, 

möchten Sie darauf reagieren? – Das sehe ich nicht. Dann 

haben wir vermutlich noch eine weitere Kurzintervention 

von Herrn Kollegen Eisenblätter von der SPD-Fraktion. 

Bitte schön. 

Gerald Eisenblätter, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Frau Knebel, eine kleine Korrektur: Wir werden die Kita-

pauschale nicht anheben und danach wieder senken. Ein 

Blick in den Gesetzentwurf hilft hier weiter. In der Über-

gangsbestimmung stehen 3 510 Euro, die jetzt ein Jahr 

lang gelten. Danach kommen 60 Euro oben drauf, sodass 

ab dem 1. August 2026 insgesamt 3 570 Euro zur Verfü-

gung stehen. – Vielen Dank. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war Kollege 

Eisenblätter mit einer Kurzintervention. Kollegin Knebel 

möchte darauf nicht reagieren, daher fahren wir in der Red-

nerreihenfolge fort. Für die SPD-Fraktion spricht nun Frau 

Kollegin Pfeil. Bitte schön. 

Juliane Pfeil, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich jetzt, am spä-

ten Abend, eigentlich nur noch auf einen Punkt aus dem 

Haushaltsbegleitgesetz beziehen, und zwar auf den Sach-

senfonds – und das nicht ohne Grund: Seit mehr als vier 

Jahren fordert die SPD diesen Sachsenfonds, weil wir von 

Anfang an gesagt haben, dass wir ein sinnvolles Mittel 

brauchen, um strategisch notwendige Investitionen auch 

über unseren Haushalt hinaus tätigen zu können. 

Jetzt sind wir in der Situation, dass wir den Sachsenfonds 

durch die Sonderinvestitionszuweisungen des Bundes kon-

kret auffüllen können – und das wollen wir natürlich auch 

tun. Wie können wir die Mittel des Bundes nutzen? Dafür 

wurde vor zwei Tagen für etwas mehr Klarheit gesorgt, 

weil heute schon wieder mehrfach Fragen im Raum stan-

den, was geht und was nicht. Da hilft es, der Berichterstat-

tung zu folgen. Heute wurde das entsprechende Thema im 

Bundestag eingebracht. 

Ich möchte auch die Gelegenheit nutzen, vor allem dem Fi-

nanzminister, dem Ministerpräsidenten und unserer stell-

vertretenden Ministerpräsidentin zu danken. Sie haben in 

den letzten Wochen maßgeblich dafür gesorgt, dass Ent-

scheidungen getroffen wurden, die für uns als Freistaat 

wichtig und richtig sind, damit wir diese Mittel auch wirk-
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lich sinnvoll nutzen können. Ich möchte vier Punkte her-

ausgreifen: Zum einen wurde sich nun doch darauf verstän-

digt, dass der Königsteiner Schlüssel 2019 mit der Fort-

schreibung 2024 angewendet wird. Das ist nicht viel, aber 

doch ein Fortschritt. Das wird umgerechnet dazu führen, 

dass wir jährlich 403 Millionen Euro über diese zwölf 

Jahre nutzen können. Das ist gut. 

Dann werden die Nutzungsmöglichkeiten in den Bereichen 

weniger eingeschränkt. Das war für uns ein Problem – klei-

ner oder größer –, weil wir den Sachsenfonds natürlich sehr 

flexibel nutzen wollten. Zunächst stand nämlich zur De-

batte, dass sehr eng gefasst wird, wofür die Sonderinvesti-

tionszuweisungen überhaupt verwendet werden können. 

Jetzt haben wir mehr Beinfreiheit gewonnen. Das zeigt 

auch, dass der Bund das notwendige Vertrauen in die Län-

der hat. 

Die Doppelförderung wird möglich sein. Das freut mich 

besonders, denn es war für uns ein großes Fragezeichen, ob 

wir diese Sonderzuweisungen nutzen können, um auch an-

dere Förderprogramme aufzufüllen. Es ist gut, dass es an 

dieser Stelle so geregelt wird. 

Und das ist besonders wichtig: Die Zusätzlichkeit ist vom 

Tisch; denn auch hier hatten wir große Bedenken, ob wir 

überhaupt davon profitieren könnten, wenn sie weiterhin 

so geregelt wäre. 

Jetzt noch ein paar Sätze zum Thema Sachsenfonds insge-

samt. Was wollen wir damit überhaupt machen? Es wurde 

schon mehrfach gesagt: Wir wollen vor allem strategisch 

notwendige Investitionen fördern. Aber eben nicht nur, 

denn über allem steht ein „insbesondere“. Es war uns von 

Anfang an wichtig, dass wir sagen, es bleibt dennoch so 

offen, dass wir auch an der ein oder anderen Stelle Dinge 

fördern können, die wir jetzt im Gesetz noch nicht festge-

schrieben haben. 

Es gibt für uns ganz große Prioritäten: Da ist der Bereich 

Krankenhaus, der ganz vorn steht. Es ist dringend notwen-

dig, dass wir dafür auch über den Sachsenfonds Investitio-

nen in die Landschaft bringen. Die Bereiche Kultur, Sport, 

Bildung – das sind alles Dinge, die wir momentan in unse-

rem sächsischen Haushalt eben nicht mit den notwendigen 

Investitionen untersetzen können und die dann über den 

Sachsenfonds genutzt werden sollen. Was uns aber beson-

ders wichtig war – das hat vor allem die Anhörung gezeigt 

–, ist der kommunale Arm, den wir jetzt im Sachsenfonds 

schaffen; denn die größten Investitionsbedarfe – das wis-

sen wir; das wird uns in aller Regelmäßigkeit vom SSG und 

vom SLKT vorgerechnet – haben nun einmal die Kommu-

nen. 

Deswegen haben wir klar gesagt: Unsere Kommunen brau-

chen die direkten Zuweisungen aus diesem Sachsenfonds, 

und zwar so bürokratiearm wie möglich sowie ohne Vor-

schriften dazu, wie diese genutzt werden sollen. Dafür ha-

ben wir miteinander festgelegt und im Sachsenfondsgesetz 

festgesetzt, dass wir gemeinsam mit den kommunalen Spit-

zenverbänden eine Rechtsverordnung auf den Weg brin-

gen. Das zeigt, welches Vertrauen wir als Freistaat in un-

sere Kommunen haben. Wir sagen sehr wohl, dass unsere 

Kommunen am besten wissen, wo diese Mittel unterge-

bracht werden. 

(Beifall SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin froh, wirklich 

froh, dass wir an diesen Sachsenfonds nun einen Schluss-

stein setzen können. Ich sage es noch einmal – auch, wenn 

es der Finanzminister nicht gern hört – dass „S“ in Sach-

senfonds steht für SPD. 

(Beifall SPD und Staatsministerin Petra Köpping) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Fraktion 

der SPD sprach Kollegin Pfeil. Nun spricht für die Fraktion 

BÜNDNISGRÜNE Kollegin Schubert; bitte schön. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Bereiche, die für unsere Zukunft entscheidend sind, ha-

ben wir fraktionsübergreifend gesetzlich im Haushaltsbe-

gleitgesetz abgesichert: Vorsorge für kommende Haus-

halte, Schutz des Wassers, wirksame Klimapolitik, ge-

stärkte Demokratie und vor Ort eine Bildungspolitik mit 

Weitblick. 

Zur Sächsischen Haushaltsordnung hat mein Kollege Va-

lentin Lippmann gerade ausgeführt. Wir sind der festen 

Überzeugung, dass es richtig ist, dass wir diese Änderung 

in die Sächsische Haushaltsordnung hinein verhandelt ha-

ben. Wir denken, wir werden diese vollzugsfähige Kredit-

aufnahmemöglichkeit in den nächsten Jahren dringend be-

nötigen. 

Ein weiterer Erfolg ist der Bereich der kommunalen Eigen-

verantwortung, in dem es um das Eigenverantwortungs-

stärkungsgesetz geht. Hier haben wir verhindert, dass die 

Finanzierung von den Bereichen Gleichstellung und De-

mokratieförderung pauschal weitergereicht und damit die 

landesseitige Steuerung aufgegeben wird. Mit Blick auf die 

Vorgänge, zum Beispiel im Landkreis Bautzen, wissen wir, 

warum das notwendig bleiben wird. Das heißt, die kommu-

nale Ebene bekommt Fachförderung, aber keine Pauscha-

len. Das ist ein wichtiges Signal an alle, die sich für diese 

beiden Bereiche und demokratische Kultur engagieren. 

Zum Thema Klimafonds- und Wasserpolitik habe ich heute 

bereits hinlänglich ausgeführt. Das heißt, wir haben hier in 

dem Bereich auch eine klare, bündnisgrüne Handschrift 

verankern können. Wasser ist eine Zukunfts- und eine Ge-

genwartsfrage. Deswegen ist das auch kein grünes Projekt-

chen, sondern es ist in vielen Bereichen ein harter Stand-

ortfaktor. 

Kommunale Wärmeplanung. Auch die ist für die Kommu-

nen sehr wichtig. Neben Strom und Mobilität ist der Um-

bau der Wärmeversorgung ein zentraler Hebel für Kli-

maneutralität. Und es ist gut, dass die Kommunen mit dem 

Wärmeplanungsunterstützungsgesetz finanziell unterstützt 

werden. Darauf warten sie auch. Wichtig war uns dabei, 

dass die Datenbereitstellung künftig digital und vergleich-

bar erfolgt. Das stärkt lokale Planungsfähigkeit und spart 

Aufwand. 
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Wir haben auch endlich – das wurde bereits angesprochen 

– in der frühkindlichen Bildung mehr Stabilität erreicht: Ab 

August 2025 gilt ein verbesserter Finanzierungsschlüssel 

zunächst für Kindergärten, ab 2026 auch für die Krippen. 

23 Millionen Euro zusätzlich entlasten Kommunen und 

Träger und helfen, Schließungen zu vermeiden. Aber wir 

wissen auch, das reicht noch nicht. Wir haben vereinbart, 

bis Ende 2025 eine grundlegende Reform der Kitafinanzie-

rung vorzubereiten, gemeinsam mit dem Kultusministe-

rium, mit den Kommunen und den Trägern. 

Wir setzen also auch im Haushaltsbegleitgesetz ganz klare 

Prioritäten für Klimaschutz, für Demokratie, für soziale 

Gerechtigkeit und für kommende Generationen. Diese Ei-

nigungen zeigen, Politik kann gestalten – vorausschauend 

und handlungsfähig, gerade in schwierigen Zeiten. 

Wir als Fraktion stimmen dem Haushaltsbegleitgesetz zu. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, SPD,  

und Stefan Hartmann, Die Linke) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Schubert 

sprach für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Nun spricht 

für die Fraktion Die Linke Kollege Gebhardt; bitte schön. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Herr Präsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich weiß, dass es schon relativ spät 

ist, aber ich denke, wir schaffen auch das noch gemeinsam. 

Bis vor wenigen Wochen hätten wir uns als Linksfraktion 

nicht vorstellen können, dass das Haushaltsbegleitgesetz 

für uns zustimmungsfähig werden könnte. Das kann man 

auch an unserem umfangreichen Änderungsantrag für die 

Beratung in den Fachausschüssen nachlesen. Doch es ist 

uns gelungen, im harten, aber fairen demokratischen Streit 

mit den Koalitionsfraktionen und den BÜNDNISGRÜ-

NEN signifikante Veränderungen zu verhandeln, die das 

Leben für viele im Freistaat lebenswert und real besser ma-

chen – egal, ob zwei andere Fraktionen hier im Parlament 

Gegenteiliges behaupten. 

Klar, es sind Kompromisse, aber man kennt das nicht an-

ders aus seinem eigenen familiären Leben und wie es sich 

für Demokratinnen und Demokraten gehört. Wir haben in 

Verhandlungen Kompromisse erzielt, weil keiner eine An-

sage gemacht hat. So haben wir eine Möglichkeit, dass eine 

Kreditaufnahme für die Investitionen gefunden wird, die 

vernünftig ist und in der sich alle Partner/-innen wiederfin-

den. Für uns ist natürlich klar, dass der bestehende Investi-

tionsstau keinerlei Aufschub zulässt, dass wir seit Jahren 

von unserer volkswirtschaftlichen Substanz zehren und 

dass der Staat mit seinen Investitionen immer auch ein Mo-

tor für private Investitionen ist – das ist in der aktuellen 

Situation nötiger denn je. 

Wir wollen natürlich auch, dass die Steuermehreinnahmen 

nicht nur durch die Einkommenssteuer aufgrund guter Ta-

rifabschlüsse auf Kosten der kleinen und mittleren Ein-

kommen zustande kommen. Wir wollen, dass die Kommu-

nen wieder mehr Gewerbesteuern einnehmen können, weil 

sich in ganz Sachsen wieder neue, innovative und zu-

kunftsgewandte Branchen ansiedeln. Wir wollen gute, lau-

fende Betriebe im Handwerk und in der Industrie, im 

Dienstleistungssektor und im Bereich Forschung und Ent-

wicklung. Dafür müssen wir aber als Haushaltsgesetzgeber 

die Grundlagen schaffen, indem wir Geld für die dafür not-

wendigen Investitionen bereitstellen und Vorhaben zügig 

angehen und umsetzen. 

Die immer wieder geführte Debatte über hinterlassene 

Schulden kann man führen, aber sie führt aus unserer Sicht 

in eine Sackgasse, wenn wir gleichzeitig den nächsten Ge-

nerationen eine marode Infrastruktur hinterlassen. Die Lö-

sung, die wir gemeinsam bei der Sächsischen Haushalts-

ordnung gefunden haben, ist eine gute und vernünftige Lö-

sung. Mit dem kommunalen Arm im Sachsenfonds werden 

die Kommunen in die Lage versetzt, selbst vor Ort zu ent-

scheiden, wo sie investieren. Damit stärken wir die Selbst-

verwaltung und geben den kommunalen Mandatsträger/-

innen eine Mitentscheidungskompetenz. 

Dort, wo die Bagger brummen, wo Bewegung und Leben 

vorhanden sind, wo sich insbesondere das Leben für die 

Menschen verbessert, herrscht eine ganz andere, eine gute 

Stimmung, eine Stimmung des Aufbruchs. Es liegt also 

auch in unserer Hand, diese Stimmung ins Land zu tragen 

und dafür zu sorgen, dass diejenigen, die vor allem von 

Hass, Ausgrenzung und Missgunst zehren, in Sachsen zu-

rückgedrängt werden können. 

(Beifall Die Linke) 

Diese Investitionen dienen keinem Selbstzweck, sondern 

werden ganz konkret die investiven Baustellen im Freistaat 

Sachsen angeben. Dafür haben wir mit unseren Vorschlä-

gen in den Verhandlungen gesorgt. So wurden die Zweck-

bestimmungen im Sachsenfonds angepasst sowie Pflegein-

vestitionen und auch der Maßnahmenbereich Brand-, Zi-

vil- und Katastrophenschutz aufgenommen. 

Wie man hörte, wollte das BSW – konkret Frau Zimmer-

mann – eine konkrete Summe für Krankenhausinvestitio-

nen festgeschrieben haben. Gelungen ist ihr das wohl nicht. 

Uns als Linksfraktion, aber insbesondere meiner Fraktions-

vorsitzenden Susanne Schaper, ist es gelungen, dass im 

Entschließungsantrag die Summe von 200 Millionen Euro 

aufgenommen wurde, die in den nächsten Jahren aus dem 

Sachsenfonds für zusätzliche Investitionen in sächsische 

Krankenhäuser zur Verfügung gestellt werden. 

(Beifall Die Linke und SPD) 

Gemeinsam haben wir uns auf weitere Prioritäten verstän-

digt und ermöglichen so Zukunftsinvestitionen in einem 

signifikanten Umfang. Wir bauen unsere Bildungsinfra-

struktur aus, damit wir weiterhin kluge Köpfe im Freistaat 

Sachsen heranziehen, die nicht nur meckern und jammern, 

sondern die anpacken wollen und die Kenntnisse und Fä-

higkeiten mitbringen, um neue Ideen zu entwickeln und 

umzusetzen. 

Schließlich sorgen wir auch dafür, dass Sachsen wieder ein 

Eisenbahnland wird, indem wir die Verbindung zwischen 

Leipzig und Chemnitz endlich so ausbauen, dass diese 
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zwei Städte wieder ein kleines bisschen mehr zusammen-

wachsen und sich der Bau nicht so lange hinzieht wie die 

A72 von Chemnitz nach Leipzig. 

Darüber hinaus haben wir als Linke eine Lösung vorge-

schlagen und mit den anderen Fraktionen eine gemeinsame 

Basis dafür gefunden, um endlich das Kita-Moratorium 

schrittweise umzusetzen. Damit können wir zeigen, dass 

parlamentarische Entscheidungen einen Wert und eine 

Konsequenz haben. Ja, wir hätten uns einen noch höheren 

Landeszuschuss gewünscht, um die Kommunen und die 

Eltern von Mehrbelastungen zu befreien. Doch mehr war 

nicht drin – auch, weil uns noch andere Projekte wichtig 

waren. Fakt ist – und das kann man im Entschließungsan-

trag nachlesen –: Hierfür brauchen wir eine tragfähige Lö-

sung, die wir gemeinsam mit dem SSG entwickeln müssen. 

Darüber hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Änderun-

gen wie der Verzicht auf die Vorgriffstunden und die ver-

pflichtenden Arbeitszeitkonten bei Lehrerinnen und Leh-

rern, bis dafür eine wissenschaftliche Studie zugrunde 

liegt. Die Kommunen werden bei der kommunalen Wär-

meplanung unterstützt. Und weil der Klimafonds erhalten 

bleibt, kann auch der Reparaturbonus im Rahmen des Kli-

mafonds weitergeführt werden. 

All das hilft, den Freistaat Sachsen besser zu machen und 

sorgt dafür, dass es für viele Menschen besser und gerech-

ter in die Zukunft gehen kann. Es bleiben große und kleine 

Baustellen, und es werden Menschen mit dem Erreichten 

nicht zufrieden sein. Das verstehe ich; denn es ging um 

Kompromisse, wie ich am Anfang betonte. Damit kann 

man sich zufrieden zeigen oder sie ablehnen. Ich kann mei-

ner Fraktion empfehlen, die gefundenen Kompromisse an-

zunehmen und für die Annahme des Haushaltsbegleitgeset-

zes zu stimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall Die Linke, CDU und SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Fraktion 

Die Linke sprach Kollege Gebhardt. Jetzt frage ich noch 

einmal die Fraktionen, ob es Redebedarf in einer zweiten 

Runde gibt. – Kollege Eisenblätter zeigt Redebedarf an. 

Dann übergebe ich jetzt das Wort an Herrn Kollegen Eisen-

blätter von der SPD-Fraktion. Bitte schön. 

Gerald Eisenblätter, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ja, es ist eine späte 

Stunde, aber die Wiederholung ist die Mutter der Pädago-

gik, und da heute mehrmals falsche Fakten im Raum wa-

ren, jetzt noch einmal klar und deutlich: 

Zum Kita-Moratorium. Gestern ging es ums große Ganze, 

heute um Zahlen und Fakten. Erst einmal die Fakten: Ab 

01.08.2025 steigt die Kitapauschale von 3 455 Euro auf 

3 510 Euro. Die Schulvorbereitung im Kindergarten wird 

gezielt gestärkt. Wir ziehen also um ein Jahr vor, was die 

Koalition schon geplant hatte. Der Finanzierungsschlüssel 

im Kindergarten liegt dann bei 1 : 10,5244. Der Vorschul-

bonus steigt auf 130 Euro. Ab dem 01.08.2025 bekommt 

auch die Kindertagespflege mehr. Hier wird pauschal ein 

zusätzlicher Landeszuschuss von 1 440 Euro gezahlt, auch 

um Belegungsschwankungen auszugleichen. Am 

01.08.2026 ist dann die Kinderkrippe dran mit einem An-

stieg der Kitapauschale auf 3 570 Euro. Der Betreuungs-

schlüssel für die Kinderkrippe liegt dann ebenso bei 

1 : 4,5014. 

Nun zum Geld. Die frühkindliche Bildung bekommt insge-

samt 28,5 Millionen Euro mehr. Knapp 6 Millionen Euro 

standen davon standen schon im Entwurf. Durch die Ände-

rungsanträge von GRÜNEN und Linken kamen rund 

22,5 Millionen Euro obendrauf. Sachsen gibt für die Kitas 

pro Jahr über 912 Millionen Euro aus. Das war auch das 

Versprechen des Kita-Moratoriums. Das Geld vom Frei-

staat bleibt gleich. 

(Beifall Laura Stellbrink, SPD, und  

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE) 

Aber was heißt das nun konkret für die Erzieherinnen und 

Erzieher? Ab August sind das 207 Vollzeitstellen für die 

Schulvorbereitung, ab August 2026 weitere 212 für die 

Kinderkrippen, in Summe also mehr als 400 Erzieherinnen 

und Erzieher, die ihren Job trotz sinkender Kinderzahlen 

behalten können. 

Zusammengefasst sei gesagt: Ich danke den Linken und 

BÜNDNISGRÜNEN für den gemeinsamen Weg, das Kita-

Moratorium weitgehend umsetzen zu können. Die Landes-

finanzierung bleibt mit über 912 Millionen Euro konstant. 

Die Qualität in der frühkindlichen Bildung kann weiter ver-

bessert werden, wir sichern in den kommenden beiden Jah-

ren 400 Arbeitsplätze für Erzieher/-innen in Sachsen. Und, 

auch das wurde schon angesprochen, wir müssen im nächs-

ten Jahr grundsätzlich an die Kitafinanzierung ran. Wir 

müssen mit den Kommunen zu einer neuen Verteilung der 

Lasten kommen. Letztendlich bleibt es dabei: Es kommt 

auf den Anfang an. Jeder Euro für die Krippe, die Kinder-

tagespflege, den Kindergarten und den Hort, jeder Euro für 

die frühkindliche Bildung ist ein gut investierter Euro. 

Vielen Dank und Glück auf! 

(Beifall SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Eisenblät-

ter sprach in dieser zweiten Rederunde für die SPD-Frak-

tion. Gibt es weiteren Redebedarf seitens der Fraktionen? 

– Das sehe ich nicht. Dann übergebe ich jetzt an die Staats-

regierung. Herr Staatsminister Piwarz, bitte schön. 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Herr 

Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu jeder 

Haushaltsberatung gehört auch ein Haushaltsbegleitgesetz. 

Meine Vorrednerinnen und Vorredner haben die wichtigs-

ten Inhalte dieses Haushaltsbegleitgesetzes bereits vorge-

stellt. Ich würde mich nur wiederholen, und da ich nicht 

der Versuchung erliegen will, dem Grundsatz zu folgen, 

dass man das immer noch mal wiederholen sollte, gebe ich 

meine Rede zu Protokoll. – Vielen Dank. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 
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Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine Damen und 

Herren! Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Wir hatten 

gestern hinsichtlich des Haushaltsbegleitgesetzes verein-

bart, dass wir die Abstimmung der Änderungsanträge unter 

Beachtung der Struktur der Beschlussempfehlung vorneh-

men. Nachdem nun alle Änderungsanträge vorliegen, 

schlage ich Ihnen vor, dass wir die Änderungsanträge vor 

der Abstimmung des jeweiligen Artikels, den sie betreffen, 

behandeln. Soweit durch einen Änderungsantrag ein Arti-

kel neu eingefügt werden soll, wird er an der Stelle behan-

delt, wo er sich einfügen würde. Über den Gesetzentwurf 

entscheiden wir dabei artikelweise in der Fassung, wie sie 

durch den Ausschuss vorgeschlagen wurde, gegebenenfalls 

mit den beschlossenen Änderungsanträgen. 

Da die Inhaltsübersicht abhängig vom Gesetzesinhalt ist, 

schlage ich Ihnen vor, über die Inhaltsübersicht erst am 

Ende abzustimmen, nachdem die Bestandteile des Geset-

zes feststehen. Dies entspräche auch der Vorgehensweise 

im Haushalts- und Finanzausschuss. Gibt es dagegen Ein-

wände? – Das sehe ich nicht. Dann können wir so verfah-

ren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Aufgerufen ist 

das Gesetz begleitender Regelungen zum Doppelhaushalt 

2025/26 (Haushaltsbegleitgesetz 2025/26), Drucksa-

che 8/2151, Gesetzentwurf der Staatsregierung. Wir stim-

men ab auf der Grundlage der Beschlussempfehlung des 

Haushalts- und Finanzausschusses, Drucksache 8/2951. 

Wir können im Block abstimmen über die Überschrift und 

über Artikel 1 Änderung der Sächsischen Haushaltsord-

nung, weil dort keine Änderungsanträge vorliegen. Erhebt 

sich dagegen Widerspruch? – Das sehe ich nicht. Dann 

stimmen wir über die Überschrift und Artikel 1 Änderung 

der Sächsischen Haushaltsordnung ab. Wer diesen Be-

standteilen die Zustimmung geben möchte, bitte ich jetzt 

um das Handzeichen. – Herzlichen Dank. – Die Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Vielen Dank. Bei eini-

gen Gegenstimmen und einigen Stimmenthaltungen, aber 

einer Mehrheit an Für-Stimmen ist diesen beiden Bestand-

teilen zugestimmt worden. 

Wir kommen nun zum Artikel 2 Änderung des Sächsischen 

Beamtengesetzes. Hier liegt uns ein Änderungsantrag der 

Fraktion BSW Nr. 2 in der Drucksache 8/3063 vor. Ich 

weise darauf hin, dass zu diesem Änderungsantrag, dessen 

Teile an mehreren Stellen zur Abstimmung gestellt werden, 

einmalig 3 Minuten Redezeit pro Fraktion und fraktionslo-

sem Abgeordneten zur Verfügung stehen. Ich übergebe zur 

Einbringung an Herrn Kollegen Wurzler. 

Lars Wurzler, BSW: Sehr geehrter Landtagspräsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ein letztes Mal für diese 

Woche. Ich kann schon fast mit Händen greifen, wie der 

eine oder andere denkt: Gott sei Dank! Es ist das letzte Mal, 

dass ich diese Woche auftrete. Das Haushaltsbegleitgesetz 

ist ein viel zu wenig beachtetes Feld, kaum Änderungsan-

träge, wird schon passen. – Weit gefehlt! Denn in dem vor-

liegenden Haushaltsbegleitgesetz versteckt sich etwas in 

Bezug auf Bildung und Schule, was an Schamlosigkeit 

nicht zu überbieten ist. 

Der Vorschlag zeigt klar Ihre Haltung zu sächsischen Lehr-

kräften. Jetzt fehlt nur noch die Legimitation, zunächst 

zwar nur für verbeamtete Lehrkräfte, man kann aber Lehr-

kräfte nach Gusto über Jahre bis zur rechtlich maximal er-

laubten Höchstgrenze von 48 Stunden wöchentlich arbei-

ten lassen, mit der sicher mitgedachten Option, es zeitnah 

auf Angestellte übertragen zu können. Das ist ein Blanko-

scheck für die Vorgriffstunde. Ich frage mich aber bei Par-

teien, die mal Kämpfer für die 40-Stunden-Woche waren, 

oder andere, die sogar 35 Stunden und eine Vier-Tage-Wo-

che forderten, wo sie ihre einstigen Ideale verloren haben. 

(Beifall BSW und vereinzelt AfD) 

Da muss das Rückgrat schon ziemlich flexibel sein, um 

diesen Turn hinzubekommen. Ich bleibe da lieber aufrecht 

und geradlinig. Aber Ihre Grundhaltung, werte SPD-Frak-

tion, war schon ziemlich genau vor 30 Jahren klar. Wie 

sagte doch damals der SPD-Ministerpräsident und spätere 

Kanzler? Lehrer sind faule Säcke! Verlierer dieses Teils des 

HBGs sind vor allem mal wieder die Förderschulen. 

Das ist ja kein Wunder: Mehr als genug Nachwuchs, die 

am besten geförderte Schulart voll ausgestattet, multipro-

fessionelle Teams, moderne Schulgebäude, fast kein Stun-

denausfall. Ach nein, das waren ja die Gymnasien oder die 

Schulen in freier Trägerschaft. Man kommt dort schnell 

durcheinander. 

Flankiert wird das Vorhaben wieder einmal durch die so 

treuen Claqueure des Landesrechnungshofes; denn Dienst-

beratungen, Elternabende usw. werden ohnehin nicht extra 

bezahlt. Sie sind einfach klaglos zu erbringende Leistun-

gen. Man ist gerade bei Elternabenden von bis zu 30 Schü-

lern pro Klasse und an Elternsprechtagen, an denen alle El-

tern aller Klassen einen Anspruch auf ein Gespräch haben, 

nach spätestens 25 Minuten wieder zu Hause. 

Bezeichnenderweise als Bonus soll die Vergütung von 

Mehrarbeit Ende 2026 komplett wegfallen – Traumberuf 

Lehrer. Dort hilft auch nicht der kosmetische Kniff, dass 

der Landtag zustimmen muss. Hier wird eine Selbstver-

ständlichkeit als Fortschritt verkauft. Für all diejenigen, die 

im Politikunterricht Kreide holen waren, noch einmal ganz 

kurz: Legislative, Exekutive, Judikative – wer kann denn 

grundsätzlich Gesetze beschließen? Darüber kann man 

nachdenken. 

(Zurufe CDU und BÜNDNISGRÜNE) 

Haben Sie vier Fraktionen ernsthaft gedacht, dass gerade 

von unserer Fraktion und insbesondere meiner Person das 

kommentarlos abgenickt wird? Darin haben Sie sich ge-

täuscht. 

(Beifall BSW) 

Ich will den Gedanken in meinem Kopf nicht zulassen, 

dass Sie so derart ignorant und selbstgefällig sind. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Die Redezeit ist 

abgelaufen. 
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Lars Wurzler, BSW: – Worum es vor allem geht, ist die 

offerierte Scheinfreiwilligkeit. Liest man nämlich weiter 

und fragt Juristen – – 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Letzter Satz, Herr 

Wurzler. 

Lars Wurzler, BSW: Gut. Unser Antrag – Freiwilligkeit, 

Ausgleich finanziell oder in Freizeit. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Wurzler 

brachte den Änderungsantrag der Fraktion BSW ein. Gibt 

es Redebedarf seitens der anderen Fraktionen? – Ich sehe 

am Mikrofon Kollegen Eisenblätter von der SPD-Fraktion. 

Bitte schön, Herr Kollege. 

Gerald Eisenblätter, SPD: Werter Herr Präsident! Lieber 

Herr Wurzler, es tut mir leid, aber kommentarloses Abni-

cken, wenn hier vier Fraktionen per Änderungsantrag ei-

nen Zustimmungsvorbehalt des Landesgesetzgebers ins 

Gesetz einfügen – da bleiben einem die Worte weg. 

(Beifall SPD) 

Wir werden das mit Sicherheit nicht kommentarlos abni-

cken, sondern sehr intensiv beraten. Das Arbeitszeitgesetz 

gilt heute schon in Deutschland. Es enthält Ausnahmen, 

dass man 48 Stunden pro Woche über einen gewissen Zeit-

raum arbeiten kann. Hier wird eins zu eins geltendes Recht 

in ein sächsisches Gesetz oder eine Verordnungsermächti-

gung übernommen. 

Noch ein dritter Hinweis: Beamtenrecht schlägt bei tarif-

angestellten Lehrkräften stets durch. Von daher kann ich 

Ihnen Ihre Sorge nehmen, es wird für beide Gruppen gel-

ten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Eisenblät-

ter sprach für die SPD-Fraktion. Nun sehe ich am Mikrofon 

Frau Kollegin Biebrach. Ihre Redezeit ist schon absolviert 

worden. Herr Wurzler hat bereits gesprochen. Sie könnten 

jetzt noch eine KI auf den Redebeitrag von Herrn Kollegen 

Eisenblätter tätigen, aber ich denke, das wollen Sie nicht. 

(Ines Biebrach, BSW: Dann nicht!) 

Gibt es weiteren Redebedarf seitens der Fraktionen? – Das 

sehe ich nicht, aber die Staatsregierung hat sich angemel-

det. Staatminister Clemens; bitte schön. 

Conrad Clemens, Staatsminister für Kultus: Ich will nur 

einen Satz sagen, Herr Wurzler. Diese Arbeitszeitkonten 

ermöglichen wir, weil die demografische Herausforderung 

für Sachsen fast einzigartig in Deutschland ist. Wir haben 

an den Schulen zu wenig Personal, und an den Kitas haben 

wir zu wenig Kinder. Deshalb ermöglichen uns diese Ar-

beitszeitkonten, auf die demografische Entwicklung in der 

Zukunft zu reagieren. Wie Sie hier über die Lehrkräfte ge-

sprochen haben oder was Sie uns vorwerfen, wie wir über 

Lehrkräfte denken würden, das muss scharf zurückgewie-

sen werden. 

(Beifall CDU und SPD) 

Das Personal an unseren Schulen leistet eine hervorra-

gende Arbeit, und die vier Fraktionen, die heute diesem 

Gesetz zustimmen wollen, haben größte Hochachtung vor 

unseren Lehrkräften. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Staatsre-

gierung sprach Staatsminister Clemens. Ich frage noch ein-

mal: Gibt es Redebedarf seitens der Fraktionen? – Das sehe 

ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über den Änderungsan-

trag der Fraktion BSW ab. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. 

Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? 

– Stimmenthaltungen sehe ich keine. Es gab viele Für-

Stimmen, aber die Mehrheit war bei den Gegenstimmen. 

Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Somit stelle ich den Artikel 2 zur Abstimmung. Wer stimmt 

dem Artikel 2 zu? – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – 

Danke schön. Stimmenthaltungen? – Stimmenthaltungen 

sehe ich keine. Es gab viele Gegenstimmen, aber die Mehr-

heit war bei den Für-Stimmen. Somit ist der Artikel 2 be-

schlossen worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im neuen Arti-

kel 2 a weitere Änderungen des Sächsischen Beamtenge-

setzes und im Artikel 3 Änderungen des Sächsischen Be-

soldungsgesetzes liegen keine Änderungsanträge vor. Das 

heißt, wir könnten beide Artikel im Block abstimmen, 

wenn sich dagegen kein Widerspruch erhebt. – Wider-

spruch sehe ich nicht, dann machen wir das so. Wer stimmt 

diesen beiden Artikeln zu? – Vielen Dank. Die Gegenstim-

men? – Vielen Dank. Stimmenthaltungen? – Vielen Dank. 

Es gab einige Gegenstimmen, einige Stimmenthaltungen. 

Die Mehrheit war bei den Für-Stimmen. Damit sind beide 

Artikel beschlossen worden. 

Wir kommen zum Artikel 4, Änderung des Sächsischen 

Corona-Bewältigungsfondgesetzes. Hierzu liegen uns zwei 

Änderungsanträge vor. Wir beginnen mit dem Änderungs-

antrag der Fraktion BSW Nr. 3, Drucksache 8/3063. Ist 

Einbringung gewünscht? 

(Zuruf BSW: Ist schon eingebracht!) 

– Ach, Entschuldigung, ist schon einbracht worden. Gibt 

es noch Redebedarf? – Das sehe ich nicht. Damit stimmen 

wir über diesen Änderungsantrag ab. Wer dem Änderungs-

antrag der Fraktion BSW zustimmen möchte, den bitte ich 

jetzt um das Handzeichen. – Vielen Dank. Die Gegenstim-

men? – Danke schön. Stimmenthaltungen? – Sehe ich 

keine. Einige Für-Stimmen, die Mehrheit bei den Gegen-

stimmen. Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt wor-

den. 

Jetzt kommen wir zum Änderungsantrag der Fraktion AfD, 

Drucksache 8/3132, Ziffer II Streichung des Artikels, 
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(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Formal eingebracht!) 

– Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens der Frak-

tionen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir über die-

sen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. 

Die Gegenstimmen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? 

– Sehe ich keine. Einige Für-Stimmen, aber die Mehrheit 

liegt bei den Gegenstimmen, damit ist dieser Änderungs-

antrag abgelehnt worden. 

Wir stimmen jetzt über Artikel 4 ab. Wer stimmt dem Arti-

kel 4 zu? – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – Danke 

schön. Stimmenthaltungen? – Stimmenthaltungen sehe ich 

keine, einige Gegenstimmen, aber die Für-Stimmen waren 

in der Mehrheit. Damit ist der Artikel 4 beschlossen wor-

den. 

Wir kommen zu folgenden Artikeln: Artikel 5 Gesetz zur 

Stärkung der kommunalen Eigenverantwortung bei der 

Durchführung von Förderverfahren im Freistaat Sachsen, 

Sächsisches Kommunaleigenverantwortungsstärkungsge-

setz, Artikel 6 Änderung des Sächsischen Spielbankenge-

setzes, Artikel 7 Änderung der Finanzverwaltungszustän-

digkeitsverordnung, Artikel 8 Änderung des Sächsischen 

Verwaltungsorganisationsgesetzes und Artikel 9 – mit 

neuer Überschrift – Gesetz über den Mehrbelastungsaus-

gleich für die Durchführung der Wärmeplanung und zur 

Datenbereitstellung im Freistaat Sachsen, Sächsisches 

Wärmeplanungsunterstützungsgesetz. 

Zu diesen Artikeln liegen uns keine Änderungsanträge vor, 

das heißt, wir könnten über Artikel 5 bis 9 im Block ab-

stimmen, wenn sich dagegen kein Widerspruch erhebt. – 

Widerspruch sehe ich nicht. Dann frage ich: Wer stimmt 

diesen Artikeln zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? 

– Danke schön. Wer enthält sich? – Vielen Dank. Es gab 

einige Gegenstimmen, einige Enthaltungen, die Mehrheit 

war bei den Für-Stimmen, und damit sind die eben genann-

ten Artikel beschlossen worden. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zum Artikel 10 

Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens Sachsen-

fonds, Sachsenfondsgesetz. Hierzu liegt uns ein Ände-

rungsantrag der Fraktion BSW mit der Nr. 4 vor, Drucksa-

che 8/3063. Wir haben bereits dazu gesprochen, zumindest 

die BSW-Fraktion. Gibt es seitens der anderen Fraktionen 

noch Redebedarf? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir 

über diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Vielen 

Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Wer enthält 

sich der Stimme? – Keine Stimmenthaltungen, einige Für-

Stimmen, die Mehrheit liegt bei den Gegenstimmen. Damit 

ist der Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Artikel 10. 

Wer stimmt dem Artikel 10 zu? – Vielen Dank. Wer lehnt 

ihn ab? – Danke schön. Wer enthält sich der Stimme? – 

Keine Stimmenthaltungen, einige Gegenstimmen, aber die 

Mehrheit war bei den Für-Stimmen. Damit ist diesem Arti-

kel 10 zugestimmt worden. 

Wir kommen zum Artikel 11 Änderung des Gesetzes über 

das kommunale Energie- und Klimabudget. Es liegen 

hierzu keine Änderungsanträge vor, das heißt, wir können 

direkt über dieses Kapitel abstimmen. Wer stimmt diesem 

Artikel zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Vielen 

Dank. Wer enthält sich? – Vielen Dank. Einige Gegenstim-

men, einige Enthaltungen, die Mehrheit ist bei den Für-

Stimmen. Damit ist diesem Artikel 11 zugestimmt worden. 

Wir kommen zum Artikel 12 Änderung des Gesetzes über 

Kindertagesbetreuung. Hierzu liegen uns zwei Änderungs-

anträge vor, zunächst der Änderungsantrag der Fraktion 

BSW Nr. 5, Drucksache 8/3063. Dazu ist schon gespro-

chen worden. Gibt es weiteren Redebedarf? – Das sehe ich 

nicht. Dann stimmen wir über diesen Änderungsantrag der 

BSW-Fraktion ab. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. Die Ge-

genstimmen? – Vielen Dank. Stimmenthaltungen? – Vielen 

Dank. Einige Dafür-Stimmen, einige Stimmenthaltungen, 

die Mehrheit ist bei den Gegenstimmen. Damit ist der Än-

derungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3132, Änderungsantrag 

der Fraktion der AfD, Ziffer III. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Formal eingebracht!) 

– Er ist formal eingebracht. Gibt es Redebedarf? – Das 

sehe ich nicht. Dann stimmen wir über den Änderungsan-

trag der AfD-Fraktion ab. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. 

Die Gegenstimmen? – Danke schön. Stimmenthaltungen? 

– Keine Stimmenthaltungen, einige Dafür-Stimmen, die 

Mehrheit ist bei den Gegenstimmen. Damit ist der Ände-

rungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Artikel 12. Wer 

stimmt dem Artikel 12 zu? – Vielen Dank. Die Gegenstim-

men? – Danke schön. Stimmenthaltungen? – Keine. Die 

Mehrheit war bei den Dafür-Stimmen. Deshalb ist dem Ar-

tikel 12 zugestimmt worden. 

Jetzt haben wir mehrere Artikel, zu denen keine Ände-

rungsanträge vorliegen, nämlich Artikel 13 Änderung des 

Gesetzes zur Finanzierung des Ausbildungsverkehrs im öf-

fentlichen Personennahverkehr, Artikel 14 Änderung der 

Sächsischen Gemeindeordnung, Artikel 15 Änderung der 

Sächsischen Landkreisordnung und neuer Artikel 15 a Än-

derung des Sächsischen Wassergesetzes. Ich schlage vor, 

über diese Artikel im Block abzustimmen, wenn sich dage-

gen kein Widerspruch erhebt. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Und Artikel 15 b?) 

– Einen Moment, bitte. – Richtig, wir können den neuen 

Artikel 15 b gleich anschließen: Änderung des Sächsi-

schen Klimafondsgesetzes. Wer stimmt diesen eben ge-

nannten Artikeln zu? – Herzlichen Dank. Wer stimmt da-

gegen? – Herzlichen Dank. Wer enthält sich der Stimme? 

– Stimmenthaltungen habe ich keine gesehen. Es gab viele 

Gegenstimmen, aber die Mehrheit war bei den Dafür-Stim-

men. Damit ist diesen Artikeln zugestimmt worden. 

(Der Präsident stimmt sich  

mit dem Juristischen Dienst ab.) 
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Meine Damen und Herren, wir fahren fort. Mir liegen Än-

derungsanträge zur Einschiebung neuer Artikel vor. Ich be-

ginne mit der Drucksache 8/3063, Änderungsantrag der 

Fraktion BSW Nr. 6: Einfügen eines neuen Artikels 16 zur 

Änderung des Landesblindengeldgesetzes und eines neuen 

Artikels 17 zur Änderung des Sächsischen Landeserzie-

hungsgeldgesetzes. – Er ist schon eingebracht. Ich frage die 

anderen Fraktionen, ob es diesbezüglich Redebedarf gibt. 

– Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir über diesen Ände-

rungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Vielen Dank. Wer stimmt 

dagegen? – Vielen Dank. Stimmenthaltungen? – Vielen 

Dank. Einige Dafür-Stimmen, einige Stimmenthaltungen, 

die Mehrheit ist bei den Gegenstimmen. Damit ist dieser 

Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zu Drucksache 8/3133, Änderungsantrag der 

Fraktion AfD, Ziffer II: Einfügen eines neuen Artikels 15 c 

zur Änderung des Landesblindengeldgesetzes. – Er ist for-

mal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens der Fraktio-

nen? – Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir jetzt über 

diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt zu? – Vielen 

Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Stimmenthal-

tungen sehe ich keine. Viele Dafür-Stimmen, die Mehrheit 

ist bei den Gegenstimmen. Damit ist dieser Änderungsan-

trag abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Drucksache 8/3134, Änderungsantrag 

der Fraktion AfD, Ziffer II: Einfügen eines neuen Arti-

kels 15 d zur Änderung des Sächsischen Krankenhausge-

setzes. – Formal eingebracht. Gibt es Redebedarf seitens 

der anderen Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Dann stim-

men wir jetzt über diesen Änderungsantrag ab. Wer stimmt 

zu? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. 

Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Viele Dafür-Stim-

men, die Mehrheit ist bei den Gegenstimmen. Damit ist 

dieser Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zum Artikel 16 Inkrafttreten. Wir könn-

ten, da es keine Änderungsanträge gibt, über diesen Artikel 

direkt abstimmen. Wer stimmt diesem Artikel zu? – Vielen 

Dank. Wer stimmt dagegen? – Vielen Dank. Stimmenthal-

tungen? – Sehe ich keine. Viele Gegenstimmen, aber die 

Dafür-Stimmen waren in der Mehrheit. Somit ist diesem 

Artikel zugestimmt worden. 

Wir kommen jetzt zur Inhaltsübersicht. Es liegen Ände-

rungsanträge der Fraktionen BSW und AfD zur Änderung 

der Inhaltsübersicht vor. Vor dem Hintergrund, dass die da-

mit verbundenen Änderungsanträge soeben abgelehnt wur-

den, frage ich die Fraktionen BSW und AfD, ob diese für 

erledigt erklärt werden. – Ja, die AfD stimmt zu. – Das 

BSW auch, wunderbar.  

Dann stimmen wir über die Inhaltsübersicht in der Ur-

sprungsfassung ohne Änderungsanträge ab. Wer stimmt 

zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? 

– Keine Stimmenthaltungen, viele Gegenstimmen, aber die 

Mehrheit war bei den Dafür-Stimmen. Damit ist der In-

haltsübersicht ebenfalls zugestimmt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die zweite Bera-

tung ist damit beendet, und es folgt die Schlussabstimmung 

über den Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fas-

sung als Ganzes. Wer gibt dem Gesetzentwurf die Zustim-

mung? – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – Danke schön. 

Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Es gab viele Gegen-

stimmen, aber die Mehrheit war bei den Dafür-Stimmen. 

Damit ist der Entwurf als Gesetz beschlossen. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE  

und Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren, mir liegt ein Antrag auf unver-

zügliche Ausfertigung dieses Gesetzes vor. Dem wird ent-

sprochen, wenn der Landtag gemäß § 49 Abs. 2 Satz 2 der 

Geschäftsordnung die Dringlichkeit beschließt. – Da ich 

keinen Widerspruch sehe, ist die Dringlichkeit beschlos-

sen. 

(Unruhe) 

Dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

 

Erklärung zu Protokoll 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Mit 

dem heutigen Beschluss zum Haushaltsbegleitgesetz ma-

chen wir den zweiten, entscheidenden Schritt zur Umset-

zung des Doppelhaushalts 2025/2026. Wie in jedem Haus-

haltsaufstellungsverfahren ergänzt das Haushaltsbegleitge-

setz das eigentliche Haushaltsgesetz. Es schafft den recht-

lichen Rahmen für die praktische Umsetzung der vom 

Budgetgesetzgeber getroffenen Leitentscheidungen, indem 

es die erforderlichen Änderungen in den jeweiligen Fach-

gesetzen vornimmt. 

Auch in diesem Jahr ist es von einer großen Themenvielfalt 

geprägt. 17 Einzelgesetze werden angepasst, von Regelun-

gen zu Spielbanken bis hin zur Wärmeleitplanung. Das 

zeigt: Haushaltssteuerung bedeutet nicht nur, Zahlen zu be-

schließen, sondern auch, politische Prioritäten konkret und 

rechtsverbindlich umzusetzen. Ein besonderes Augenmerk 

verdient dabei das Errichtungsgesetz für den Sachsenfonds 

– ein neues Sondervermögen mit großer strategischer Be-

deutung. 

Es wird gespeist aus zwei Quellen: zum einen aus Vermö-

genswerten, die der Staat in Strafverfahren abgeschöpft hat 

– also aus Geldern, die aus unrechtmäßigem Handeln ent-

stammen und nun dem Gemeinwohl zugutekommen –, 

zum anderen aus Mitteln, die der Bund den Ländern über 

sein neues Sondervermögen für Infrastrukturinvestitionen 

zur Verfügung stellt. Gemeinsam ergibt das einen Fonds, 

mit dem wir gezielt Zukunft gestalten können. Der Sach-

senfonds wird dazu beitragen, dass auch in finanziell ange-

spannten Jahren Spielräume für wichtige Investitionen er-

halten bleiben. 
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Das Haushaltsbegleitgesetz ist kein technisches Detail. Es 

ist das notwendige Bindeglied zwischen politischer Ent-

scheidung und praktischer Umsetzung. Es macht den 

Haushalt handlungsfähig. Und mit dem Sachsenfonds set-

zen wir ein deutliches Zeichen. 

Wir denken voraus und wir handeln vorausschauend. Ich 

bitte Sie daher um Ihre Zustimmung zum Haushaltsbegleit-

gesetz 2025/2026 – für Verlässlichkeit, für Zukunftsinves-

titionen und für einen starken Staat. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine Damen und 

Herren, ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 3 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Fünftes Gesetz zu den Finanzbeziehungen  

zwischen dem Freistaat Sachsen und seinen Kommunen 

Drucksache 8/2152, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 8/2952, Beschlussempfehlung und Bericht  

des Haushalts- und Finanzausschusses 

Bevor ich das Wort an die Fraktionen übergebe, frage ich 

den Berichterstatter des Ausschusses, Herrn Löffler, ob er 

das Wort wünscht. 

(Jan Löffler, CDU: Nein! Vielen lieben Dank!) 

– Das wünscht er nicht. Dann haben jetzt die Fraktionen 

zur allgemeinen Aussprache das Wort. Reihenfolge in der 

ersten Runde: CDU, AfD, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, 

Die Linke und Staatsregierung, wenn gewünscht. Kollege 

Wähner spricht jetzt für die CDU-Fraktion; bitte schön. 

Ronny Wähner, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich weiß, um diese Uhr-

zeit über das Finanzausgleichsgesetz zu beraten, ist eine 

kleine Zumutung, aber ich möchte einige wenige Gedan-

ken zu dem vorliegenden Gesetzentwurf äußern, weil er 

eine gewisse Bedeutung hat. Wir regeln damit die Finanz-

zuweisung an unsere Kommunen und schaffen damit die 

Planungssicherheit. Es war ein besonderes Verfahren. 

Ich möchte kurz zu der Ausgangslage ein paar Worte sagen. 

Es gab mehrere Verhandlungsrunden zwischen dem Fi-

nanzminister und den kommunalen Spitzenverbänden, was 

eine Tradition hatte. Bisher war es immer so, dass es dort 

unter Abwägung der verschiedensten Interessen eine Eini-

gung gab, weil es einen feststehenden gesetzlichen Mecha-

nismus gibt, wonach das Geld zugewiesen wird, aber es 

gibt immer Unwuchten, Veränderungen oder Gegebenhei-

ten, die dann ein Stück weit im Rahmen der Verhandlungen 

ausgeglichen werden konnten. Dieses wurde versucht, lei-

der ohne Ergebnis. 

Mit diesem Sachstand wurde das Finanzausgleichsgesetz 

hier in den Landtag zur Beratung eingebracht. Wir haben 

darüber beraten, wir hatten aber eine Sache nicht: mehr 

Geld. Auch die Ausgangslage war bei uns die gleiche wie 

die, die der Finanzminister schon bei Erstellung des Regie-

rungsentwurfes vorgefunden hat. Trotzdem ist uns die 

Handlungsfähigkeit der Kommunen wichtig. Ich denke, 

ich spreche nicht nur für die CDU, sondern für alle, die im 

Land Verantwortung tragen und vor allem kommunal aktiv 

sind. Deshalb ist im Ergebnis übernommen worden, was 

verhandelt bzw. schon der kommunalen Familie angeboten 

worden ist und was über das hinausgeht, was sonst rein ge-

setzlich den Kommunen über den Finanzausgleich zuge-

standen hätte. 

Kurz aufgezählt waren es 275 Millionen Euro in diesem 

Doppelhaushalt, die die Kommunen nicht an den Freistaat 

zurückzahlen müssen. Das hätte uns zugestanden, ist aber 

gestundet worden und verbleibt in der kommunalen Fami-

lie. 300 Millionen Euro wurden aus dem Vorsorgefonds er-

möglicht; das stärkt die kommunalen Finanzausstattungen. 

162,5 Millionen Euro pro Jahr, also 325 Millionen Euro 

insgesamt haben wir als Freistaat der kommunalen Familie 

zusätzlich für die Soziallasten zur Verfügung gestellt. Das 

betrifft gerade die Landkreise und kreisfreien Städte, weil 

besonders im Bereich der Soziallasten massive Ausgaben-

steigerungen zu verzeichnen sind. Aber wir können damit 

nicht ausgleichen, was insgesamt quasi an zu viel Unwucht 

in diesem System vorhanden ist. Hier ist auch der Bund 

gefragt, um in Zukunft bei den Landkreisen wieder zu aus-

geglichenen Haushalten zu kommen. 

Die Mittel für Investitionen betragen in diesem Doppel-

haushalt insgesamt 82 Millionen Euro, die wir den Kom-

munen zuweisen. Die Schlüsselzuweisung wird zu 100 %, 

also allgemein, ausgereicht. Das hilft den Kämmerinnen 

und Kämmerern, die Haushalte auszugleichen. Dort hatten 

wir bisher andere Verfahrensweisen. Wir sind aber den 

Kommunen bei den Regelungen auch entgegengekommen. 

Ich glaube, das ist ein Punkt, bei dem wir zukünftig 

schauen müssen, wo wir die Kommunen mit Erleichterun-

gen unterstützen können. Dabei sind wir alle gefragt. 

Eine Sache ist im parlamentarischen Verfahren dazuge-

kommen. Bedingt durch die Steuerschätzung im Mai ist es 

bei den Kommunen zu einem weiteren Rückgang der Fi-

nanzmasse in Höhe von 115 Millionen Euro gekommen, 

die bei der Steuerschätzung zugunsten des Landes ausge-

fallen sind. Diese Mittel reichen wir – das haben wir mit 

dem Einzelplan 15 schon beschlossen – an die kommunale 
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Ebene weiter, sodass es dort zu keiner zusätzlichen Kür-

zung kommt. 

Uns ist bewusst – und jeder, der mit Bürgermeistern im Ge-

spräch ist, weiß es –, dass es keine hundertprozentige Zu-

friedenheit der kommunalen Ebene geben wird. Diese hat 

es aber auch nie gegeben, wenn ein Verhandlungsergebnis 

erzielt worden ist. Trotzdem ist es wichtig, dieses Gesetz 

heute zu beschließen. Es schafft Planungssicherheit und 

bringt – das hatte ich stichpunktartig ausgeführt – zusätzli-

che Finanzmittel für die kommunale Ebene und somit ein 

Stück Erleichterung, um vor Ort letztendlich handeln zu 

können. 

Es sind schwierige Zeiten, aber auch wir hatten es bei den 

Beratungen zum Landeshaushalt nicht leicht, was die letz-

ten zwei Tage gezeigt haben. In diesem Sinne bitte ich um 

Zustimmung zum vorliegenden Finanzausgleich. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU und BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

für die CDU-Fraktion Herrn Wähner. Als Nächster spricht 

für die AfD-Fraktion Herr Gerold. 

Andreas Gerold, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Mitglieder des Hohen Hauses! Sie erkennen un-

schwer zu später Stunde, dass ich ein Neuling im Hohen 

Haus bin. Bei der Verteilung der Redebeiträge habe ich 

mich irgendwie falsch verhalten. Die Quittung habe ich 

jetzt erhalten. 

(Heiterkeit) 

Es ist ein extrem wichtiges Thema. Mich ärgert es ein biss-

chen, dass dieses Thema zu später Stunde als letzter Tages-

ordnungspunkt drankommt, da unsere Reihen teilweise ge-

leert sind.  

Ich als Kommunalpolitiker sehe jeden Tag die Problematik. 

Der kommunale Bedarf im Kontext zum Finanzausgleich 

stellt ein ständiges Konfliktthema zwischen dem Land und 

den Kommunen dar. Innerhalb der kommunalen Ebene gibt 

es dieses Konfliktthema auch zwischen den Städten, den 

Gemeinden und den Kreisen. Die kreisfreien Städte sind 

davon mal ausgenommen. 

Leider ist der Ministerpräsident nicht mehr anwesend. Ich 

konnte kürzlich an einer Unterredung mit Vertretern unse-

res Kreises in der Staatskanzlei teilnehmen. Dort hat er zu 

diesem Thema zwei richtige Sätze gesagt:  

Erstens. Der Bund unterstützt uns nicht mehr in ausrei-

chender Art und Weise. Wir können die uns übertragenen 

Aufgaben mit diesen Mitteln nicht mehr vollständig und 

umfänglich erfüllen und sind nur noch dazu degradiert, 

Aufgaben zu erledigen, ohne selbst gestalten zu können.  

Zweitens hat er gesagt: Eigentlich bräuchten wir jedes Jahr 

2 % Wachstum im Land, damit es wieder vorwärtsgeht und 

wir ohne Schulden weiterarbeiten können. 

Das empfand ich als zwei mutige Sätze. Daran würde ich 

mich orientieren. Aber ich habe das in letzter Zeit hier nicht 

ganz so gehört. 

Was mich besonders ärgert und aufregt, ist, dass die Städte 

und Gemeinden immer weniger in der Lage sind, ihre kom-

munale Selbstverwaltung umzusetzen. Es gibt Städte und 

Gemeinden, die überhaupt keine freien Mittel mehr haben. 

Sie haben nur noch Pflichtaufgaben. Selbst eine Stadt wie 

Meerane, aus der ich komme, die in den letzten Jahren 

durch VW sehr gut gelebt hat, musste sich in diesem Jahr 

entscheiden, ob sie im Sommer 30 000 Euro für ein Stadt-

fest ausgibt oder ob sie für diese 30 000 Euro eine Ampel-

anlage baut. Wir haben uns dann für die Ampelanlage vor 

einer Schule entschieden, damit die Kinder ordentlich über 

die Straße kommen. Aber erklären Sie mal den Bürgern da 

draußen, dass sie kein Stadtfest mehr haben. Das können 

die überhaupt nicht verstehen. Die arbeiten genauso, wie 

sie voriges Jahr gearbeitet haben. Die bezahlen ihre Steu-

ern genauso, wie sie es voriges Jahr gemacht haben. Denen 

kann man es doch nicht mehr erklären. So etwas darf es 

einfach nicht geben. 

Sie sitzen doch teilweise auch in kommunalen Parlamen-

ten. Was sagen Sie ihren Bürgermeistern? Was sagen Sie 

ihren Mitgliedern im Stadtrat oder im Gemeinderat? Was 

erzählen Sie denen? 

(Jan Löffler, CDU: Stadtfeste  

sind keine Pflichtaufgabe!) 

– Herr Löffler, wir wissen doch, was Sache ist. So; also nur 

so viel, das regt mich immer wieder auf. Da kann ich mich 

auch nicht zurückhalten. Und dann wird das hier – – 

(Zuruf Jan Löffler, CDU) 

– Ja, bitte? 

(Zuruf Jan Löffler, CDU –  

Zurufe AfD: Herr Löffler, gehen  

Sie doch ans Mikro, wenn Sie etwas  

zu sagen haben! Gehen Sie zum Mikro!) 

– Wir verstehen uns. Wir klären das noch ab. 

Wir haben auch die Problematik mit unserem Kranken-

haus, das jetzt einen Antrag auf Insolvenz stellen musste. 

Wir beide sind im Aufsichtsrat, und es wird nicht weniger, 

sondern es wird immer mehr. 

Ich bin zwar neu hier, aber, bitte, liebe Abgeordnete, sorgt 

dafür, dass das besser wird. Es besteht doch die Gefahr, 

dass der nächste Haushalt noch schlimmer wird. Das wird 

ja noch schlimmer für die Gemeinden. Ich habe es, seitdem 

ich in der Kommunalpolitik unterwegs bin, noch nie erlebt, 

dass wenn ein Haushalt genehmigt wird, dazu 30 Seiten 

lang Bedingungen mitgeliefert werden, was die alles erfül-

len müssen. Das kriegen die gar nicht mehr hin. Das kann 

doch nicht sein. 

Noch ein Thema – ich will das jetzt nicht so ausweiten. 

(Zuruf CDU: Ach wo! – Zurufe CDU) 

– Nein, eins noch; ganz ruhig. 
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Es geht um den Mehrbetrag, der für die Kitas vorgesehen 

ist, und zwar 55 Euro in diesem Jahr und 60 Euro im nächs-

ten Jahr. Dabei habe ich mich gefragt, ob ich im falschen 

Film bin. Das soll für das ganze Jahr sein? Ich dachte, im 

Monat. Das kann doch nicht wahr sein! 

Überlegt doch mal, was da los ist. Die Energiepreise und 

die Essenspreise haben angezogen, die Sanierung der Kitas 

etc. Was haben die Tarifsteigerungen gebracht? Das kann 

doch nicht sein, 55 Euro in diesem Jahr und 60 Euro im 

nächsten Jahr. Also, bei aller Liebe.  

Dann wäre ich beim SSG, der sagte: Es müssen die Finan-

zen zwischen Bund, Land, Kommunen und Gemeinden 

neu geordnet werden. So können wir es nicht weiterma-

chen. Gute Nacht! 

(Beifall AfD – Zuruf AfD: Jawohl! Sehr gut!) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

in einer emotionalen Rede Herrn Gerold für die AfD-Frak-

tion. Als Nächste spricht für die BSW-Fraktion Frau Kne-

bel. 

Uta Knebel, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kollegen! Ich gebe meine Rede zu Protokoll. 

(Beifall BSW, CDU, SPD,  

BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Damit 

kommen wir zur nächsten Fraktion, Frau Pfeil für die SPD. 

Juliane Pfeil, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich schließe mich den Worten 

meines Vorredners, Herrn Wähner von der CDU, sehr gern 

an und gebe meine Rede zu Protokoll. 

(Beifall SPD, CDU, BSW,  

BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke. – 

Damit kommen wir zur nächsten Fraktion; Frau Schubert 

für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich gebe meine Rede zu Protokoll. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, CDU,  

BSW, SPD und Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke. – 

Dann ist als Nächster Herr Gebhardt von der Linken an der 

Reihe. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe noch ganz viel 

Redezeit und auch noch ganz viel zu sagen. Aber ich habe 

mich entschieden, heute das erste Mal dem Haushalt zuzu-

stimmen. Nachdem ich hier so viele Jahre im Landtag bin, 

kann ich meine Rede auch das erste Mal zu Protokoll ge-

ben. 

(Starker Beifall Die Linke und CDU –  

Beifall BSW, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke 

schön. – Da der fraktionslose Abgeordnete heute wegen 

Krankheit fehlt, ist die erste Runde beendet. Gibt es weite-

ren Redebedarf? – Das kann ich nicht feststellen. Dann 

würde die Staatsregierung gern sprechen; Herr Staatsmi-

nister, bitte. 

(Zuruf CDU: Jetzt einen Hattrick! Los!) 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Herr 

Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn ich es 

richtig sehe, bin ich der letzte Redner. Ich habe noch 

51 Minuten Redezeit, 

(Allgemeine Heiterkeit) 

will diese aber natürlich nicht ausnutzen, sondern werde 

meine Rede auch zu Protokoll geben. 

(Beifall CDU, BSW, SPD,  

BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Vielen 

Dank. Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur 

Abstimmung über den Gesetzentwurf. Aufgerufen ist das 

Fünfte Gesetz zu den Finanzbeziehungen zwischen dem 

Freistaat Sachsen und seinen Kommunen, Drucksa-

che 8/2152, Gesetzentwurf der Staatsregierung. Wir stim-

men ab auf der Grundlage der Beschlussempfehlung des 

Haushalts- und Finanzausschusses, Drucksache 8/2952. 

Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktion BSW in der 

Drucksache 8/3064 vor. Wollen Sie diesen einbringen? 

(Ronny Kupke, BSW: Formal!) 

– Dieser ist somit formal eingebracht. – Wir stimmen über 

diesen Änderungsantrag ab. Bei Zustimmung bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 

Damit ist bei einigen Jastimmen, zahlreichen Enthaltun-

gen, aber einer großen Anzahl von Gegenstimmen dieser 

Antrag abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren! Da keine Einzelabstimmung 

verlangt wurde, stimmen wir gemäß § 46 Abs. 6 der Ge-

schäftsordnung über die Teile des Gesetzentwurfs in der 

Fassung, wie sie durch den Ausschuss vorgeschlagen wur-

den, gemeinsam ab: Überschrift, Artikel 1 Gesetz über die 

Festlegung der Finanzausgleichsmassen und der Verbund-

quoten in den Jahren 2025 und 2026 (Finanzausgleichs-

massengesetz 2025/2026), Artikel 2 Änderung des Sächsi-

schen Finanzausgleichsgesetzes, Artikel 3 Änderung des 

Gesetzes über die Errichtung eines Sondervermögens 

„Fonds für digitale Teilhabe und schnelles Internet“, Arti-

kel 4 – mit geänderter Überschrift – Änderung des Geset-

zes über die Errichtung eines Sondervermögens „Kommu-

naler Vorsorgefonds“, Artikel 5 Bekanntmachungserlaub-

nis und Artikel 6 – mit geänderter Überschrift – Inkrafttre-

ten. 

Wer diesen Teilen die Zustimmung gibt, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
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Damit sind diese Teile bei einigen Gegenstimmen, zahlrei-

chen Enthaltungen und einer übergroßen Mehrzahl an Ja-

stimmen angenommen. Die zweite Beratung ist damit be-

endet. 

Es erfolgt die Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf 

in der soeben beschlossenen Fassung als Ganzes. Wer gibt 

dem Gesetzentwurf die Zustimmung? – Gegenstimmen? – 

Enthaltungen? – Damit ist der Gesetzentwurf bei einigen 

Gegenstimmen, zahlreichen Enthaltungen und einer über-

großen Mehrzahl an Jastimmen angenommen. 

(Beifall CDU, SPD sowie vereinzelt 

BÜNDNISGRÜNE und Die Linke –  

Beifall Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren, mir liegt ein Antrag auf unver-

zügliche Ausfertigung dieses Gesetzes vor. Dem wird ent-

sprochen, wenn der Landtag gemäß § 49 Abs. 2 Satz 2 der 

Geschäftsordnung die Dringlichkeit beschließt. – Da ich 

keinen Widerspruch sehe, ist die Dringlichkeit beschlos-

sen. 

Dieser Tagesordnungspunkt 3 ist beendet. 

Erklärungen zu Protokoll 

Uta Knebel, BSW: In Meiner Rede zum Entwurf des FAG 

2025/2026 habe ich die Stellungnahme der kommunalen 

Landesverbände zitiert. Diese war eine starke Kritik an 

dem vorgelegten Entwurf. Diese Kritik und der öffentliche 

Druck haben dazu beigetragen, dass neue Gesichtspunkte 

Einfluss genommen haben. Es kommt zur teilweisen Ent-

lastung und besseren Ausfinanzierung der Kommunen. 

Teile des Sachsenfonds sollen der kommunalen Familie zur 

Verfügung gestellt werden. Dafür auch unsere Anerken-

nung. 

Dennoch fehlen weiterhin Wünsche der Verbände. Von ei-

ner auskömmlichen Finanzierung kann immer noch keine 

Rede sein. Haben sich die Verbände eine Dynamisierung 

der Gelder gewünscht, findet diese immer noch nicht statt. 

Hier sei nur an die Kitabeträge erinnert. 

Die Schlüsselzuweisungen in den Jahren 2025 und 2026 

werden in dem neuen Ansatz angehoben. Nur leider bleibt 

die Ungleichverteilung der Gelder zwischen kreisfreien 

Städten und ländlichem Raum erhalten. Dies gilt es, in der 

Zukunft zu unterbinden. Etwas irritierend in der Synopse 

ist die Aussage, dass bei erhöhter Finanzausgleichsmasse 

die darin enthaltenen Ausgaben unverändert bestehen blei-

ben. 

Zu allem Überfluss kam nun auch noch in die Verhandlun-

gen zum HH die Ansage des Bundes, die Unternehmen zu 

entlasten, sodass mit weniger Steuern zu rechnen wäre. 

Vorerst scheint die Gefahr gebannt, dass die damit verbun-

denen Mindereinnahmen in den Kommunen diese und da-

mit der Freistaat über die Regelungen im FAG hätten stem-

men müssen. Die Frage ist nun nur: Kommen die Ersatz-

gelder umgehend oder erst später? Müssen wir dennoch in 

Vorleistung gehen? Wir wissen es nicht. Man kann ge-

spannt sein. 

Es wird mit dieser Art und Weise der Gestaltung der Fi-

nanzbeziehung zwischen dem Freistaat Sachsen und seinen 

Kommunen noch kein guter Weg beschritten. Wenn Sie es 

auch anders darstellen und zugegebenermaßen Nachbesse-

rungen tatsächlich im nunmehr vorliegenden FAG beinhal-

tet sind, entsteht der Eindruck, dass die Mehrkosten bei 

Kinderbetreuung, Sozialleistungen und Personal allein 

durch die Kommunen, Landkreise und kreisfreien Städte 

zu tragen sein werden. Dass Sie das auch so sehen, kann 

man an den von Ihnen gestern formulierten Vorhaben der 

Erfassung der tatsächlichen Kosten im Kitabereich Ende 

des Jahres erkennen. Allerdings drängt sich die Frage auf: 

Warum nicht eher? Liegen die Zahlen nicht schon zum 

30.06. vor? 

Hier muss zeitnah gehandelt werden. Investitionen müssen 

auch hier stattfinden. Was das mit dem FAG zu tun hat oder 

haben könnte? Würden Investitionskosten in dem Bereich 

über die Zuführungen FAG direkt erfolgen, sind die Mittel 

im HH der Kommunen so im Plan zu sehen und können 

gezielt verwendet werden. Immerhin könnten bei moder-

nen Kitas Betriebskosten gespart werden. 

Wie vorhin schon erwähnt, scheint das derzeitige FAG 

keine auskömmliche Finanzierung zu gewährleisten. Die 

Kommunen stehen am Limit und wir müssen wohl neue 

Wege beschreiten. Es brechen immer mehr Angebote in der 

Fläche weg. Einmal weg, sind sie für die Menschen verlo-

ren. Und mit diesem Gesetz wird der Weg leider weiter be-

schritten. 

Die Wahrnehmung findet in der Unmittelbarkeit statt. Die 

Menschen im ländlichen Raum fühlen sich abgehängt. Die-

ses Gesetz trägt nicht dazu bei, dass die Menschen sich 

wertgeschätzt fühlen. Viele Landwirte, Unternehmer, Leis-

tungsträger, Kommunen und Gemeinden unseres Freistaa-

tes hatten die Hoffnung auf Veränderungen im Land. Und 

sie werden nur ansatzweise gehört. Aus diesem Grund 

müssen wir gemeinsam dafür sorgen, dass es eine umge-

hende, bedarfsgerechte Anpassung bei der Finanzierung 

der Kitaplätze (Kita-Moratorium) und die geforderte Dy-

namisierung der Zuweisungen an Städte und Landkreise 

gibt. 

Lassen Sie uns gemeinsam neue Wege finden! Der mit dem 

vorliegenden Gesetz aufgezeigte Weg ist für uns nicht an-

nehmbar. 

Juliane Pfeil, SPD: Am Dienstag haben wir zum Antrag 

„Wer bestellt, bezahlt" debattiert. Die Debatte hat einmal 

mehr deutlich gemacht, wie die kommunale Ebene seit Jah-

ren unter finanzpolitischem Dauerstress steht. Es freut 

mich deshalb, dass wir jetzt über das FAG 2025/2026 spre-
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chen, das der kommunalen Familie zunächst das am drin-

gendsten Benötigte geben wird: endlich Finanzierungs- 

und Planungssicherheit. 

Dabei können wir nicht nur über den jetzt zum Beschluss 

vorgeschlagenen Entwurf sprechen. Wir müssen gleichzei-

tig das große Ganze in den Blick nehmen. Da ist zunächst 

festzuhalten: Sachsen macht beim FAG nicht alles, aber 

vieles richtig. Es bietet eine grundsätzlich gut funktionie-

rende Systematik des Finanzausgleichs zwischen kommu-

naler und Landesebene. Auch der Grundsatz, dass sich die 

kommunalen Einnahmen und staatlichen Einnahmen 

gleichmäßig entwickeln, ist nach wie vor richtig. 

Dennoch bleibt Fakt: Die sächsischen Kommunen stehen 

unter riesigem finanziellen Druck. Diesen Druck kann der 

jetzt vorliegende Gesetzentwurf auch nur zum Teil ausglei-

chen. Uns ist bewusst: Dieses FAG ist eines des Übergangs. 

Es enthält punktuelle Erleichterungen, die nicht alle Prob-

leme lösen, aber zumindest etwas Luft zum Atmen ver-

schaffen. Doch auch ein im Grunde gut funktionierendes 

System muss von Zeit zu Zeit überprüft und neu austariert 

werden. Eine solche Zeit liegt mit Blick auf das FAG 

2027/2028 vor uns. 

Deshalb werden wir angehen, was wir uns im Koalitions-

vertrag vorgenommen haben: Die Kommunen brauchen 

Unterstützung bei den enormen finanziellen Herausforde-

rungen, und es braucht erweiterte Entscheidungsspiel-

räume vor Ort. 

Die Aufstellung des FAG 2027/2028 wird alles andere als 

einfach. Dabei müssen wir an die Stellschrauben in der 

Systematik des FAG herangehen. Es gilt dabei nicht nur, 

die Evaluierung der FAG-Reform 2021 zu berücksichtigen. 

Wir müssen uns auch die demografischen Faktoren und die 

daraus resultierende Verschiebung finanzieller Gewichte 

anschauen. Ebenso ist es aus meiner Sicht ein lohnender 

Ansatzpunkt, das FAG noch stärker als verwaltungs-

schlanke Möglichkeit zu nutzen, Finanzmittel an die Kom-

munen zu geben. Auch über Anreizaspekte im FAG wie die 

Frage des Selbstbehalts von Steuermehreinnahmen lohnt 

es sich, zu diskutieren. Damit wir diese Aufgabe gut und 

im Sinne sowohl der Kommunen als auch des Freistaates 

lösen können, brauchen wir eine neue Kultur der Zusam-

menarbeit. 

Deshalb freut es mich, dass wir dazu erste Schritte gehen 

und das Kabinett diese Woche die Reformkommission zur 

Stärkung und Entlastung der Kommunen einberufen hat. 

Die Kommission unter Beteiligung der Kommunen stellt 

Aufgaben und Standards auf den Prüfstand, und ihre Er-

gebnisse sollen in die Aufstellung des Doppelhaushaltes 

2027/2028 einfließen. 

Auch den am Dienstag hier im Hohen Haus beschlossene 

Antrag der Linken „Wer bestellt, bezahlt" sehe ich nicht 

nur als ein wichtiges Zeichen, dass eine breite Mehrheit 

sich für ein konsequentes Konnexitätsprinzip zwischen 

dem Bund einerseits und den Ländern mit ihren Kommu-

nen andererseits einsetzt – sondern es folgt auch ein weite-

rer konkreter Schritt. Dank des gemeinsam beschlossenen 

Antrags wird es nun eine Bundesratsinitiative des Freistaa-

tes dazu geben. 

Doch der jetzt notwendige Schritt ist erst einmal der Be-

schluss des FAG 2025/2026. Im parlamentarischen Verfah-

ren konnten wir noch für punktuelle Verbesserungen sor-

gen: 

Im Ergebnis der Mai-Steuerschätzung drohen den Kommu-

nen Steuerausfälle in Höhe von 115 Millionen Euro. Diese 

Steuerausfälle gleicht der Freistaat aus. 

Die Hinweise der kommunalen Spitzenverbände zum 

Sachsenfonds in der Anhörung zum FAG haben wir ernst 

genommen. Das Sachsenfonds-Gesetz haben wir um einen 

kommunalen Arm erweitert, der dafür sorgt, dass die kom-

munale Familie Mittel aus dem Sondervermögen des Bun-

des zielgerichtet und eigenverantwortlich einsetzen kann. 

Wie der Haushalt ist auch das FAG 2025/2026 unter zeitli-

chem Druck und unter äußerst schwierigen finanziellen 

Rahmenbedingungen entstanden. Das FAG leistet dennoch 

das, was jetzt möglich und akut notwendig ist – allem vo-

ran Verbindlichkeit und Planungssicherheit. Auf dieser 

Grundlage können die sächsischen Kommunen arbeiten, 

ihre Aufgaben erfüllen und Entscheidungen treffen. 

Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zum Entwurf des 

FAG 2025/2026. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Seit 2014 ver-

folge ich nicht nur in diesem Hohen Haus, sondern auch als 

Kreisrätin die immer wiederkehrenden Debatten. Wir hat-

ten zig Sachverständigenanhörungen, es gab ein Sympo-

sium. Grundhaft verändert oder wirklich eine Reform des 

FAG gab es in all den Jahren nicht, und sie wäre so drin-

gend notwendig. Auch diesmal wird es dazu nicht kom-

men. Die Kommunen brauchen diesen Haushaltsbeschluss; 

denn ohne wäre das Desaster noch größer. Diese Rückmel-

dung habe ich von vielen Bürgermeister/-innen. 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN stehen dafür, dass sie einen 

Systemwechsel im FAG als sinnvoll erachten. Wir wollen 

eine Entwicklung hin zu einem bedarfsorientierten System, 

da wir sehen, dass das jetzige System offensichtlich immer 

an die Grenzen gekommen ist. Das ist in Sachsen noch 

nicht mehrheitsfähig, auch nicht bei der kommunalen Fa-

milie. Ich würde mir wünschen, dass man das einfach mal 

als Simulation macht, um zu schauen, was rauskommen 

würde. Ich spreche erneut die vereinbarte vergleichende 

Analyse nach Produktgruppen der doppischen Systematik 

der kommunalen Haushalte an. Wo bleibt die? 

Finanzausgleichsgesetze wurden selten aus Einsicht einer 

Staatsregierung geändert. Deswegen bleibe ich dabei, auch 

mit Blick in andere Bundesländer: Die Finanzausgleichs-

gesetze wurden dann geändert, wenn sich Kommunen zu-

sammengetan haben, wenn sie Klagen so formuliert haben, 

dass sie vor Gericht angenommen wurden. Dann gab es 

eine Ausurteilung und tatsächlich Veränderungen in der 

Gesetzeslage. 
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Der nächste DHH muss eine Reform bringen. Für die 

nächsten anderthalb Jahre ist das jetzige FAG besser als gar 

keins. Darum verabschieden wir es heute mit. 

Rico Gebhardt, Die Linke: Gleich zu Beginn: Wir stim-

men als Linksfraktion dem Fünften Gesetz zu den Finanz-

beziehungen zwischen dem Freistaat Sachsen und seinen 

Kommunen zu. Das fällt uns nicht leicht, gehört aber zu 

dem, was die Menschen in Sachsen von einer verantwor-

tungsvoll handelnden Opposition erwarten dürfen, und ich 

will das auch begründen. 

Fakt ist zunächst, dass den Städten, den Gemeinden und 

den Landkreisen die von ihnen nach den derzeitig gelten-

den gesetzlichen Grundlagen zustehenden Finanzmittel mit 

diesem Doppelhaushalt zur Verfügung gestellt werden. An 

dieser Stelle gibt es keine Kürzungen, wie es zwei Fraktio-

nen in dieser Beratung immer wieder bewusst wahrheits-

widrig behaupten. 

Was richtig ist: Es gibt seit Jahren ungelöste strukturelle 

Defizite in den Finanzbeziehungen zwischen dem Freistaat 

Sachsen und seiner kommunalen Familien bzw. bei der Fi-

nanzausstattung der Kommunen, insbesondere für die Er-

ledigung der ihnen übertragenen Aufgaben. Das hat unter 

anderem dazu geführt, dass die Kommunen im Jahre 2024 

ein Rekorddefizit von 680 Millionen Euro zu verzeichnen 

hatten. 

Die traurige Wahrheit ist auch: Bei der kommunalen Fami-

lie ist mittlerweile ein klarer Trend erkennbar: Alle Land-

kreise und die kreisfreien Städte sind in einer finanziellen 

Schieflage, die sie nur mit Krediten und Kassenkrediten 

ausgleichen können. Bei den kreisangehörigen Kommunen 

gibt es ein differenzierteres Bild, aber auch hierbei ist ein 

Trend klar erkennbar: dass immer mehr Gemeinden und 

Städte ihren Haushalt nicht mehr ohne die Aufnahme von 

Kassenkrediten bzw. Krediten ausgeglichen bekommen. 

Deswegen ist die Aussage von einigen Landräten auch 

richtig, die betonen: Es ist ja schön, wenn der Landesge-

setzgeber keine neuen Kredite aufnimmt. Aber gleichzeitig 

den Landkreisen und Kreisfreien Städte dies nicht nur zu 

ermöglichen, sondern sie regelrecht zu Kreditaufnahmen 

zu „zwingen", das passt tatsächlich überhaupt nicht zusam-

men. 

Der SSG und der Landkreistag haben dem diesjährigen 

kommunalen Finanzausgleich – wohl erstmals seit vielen 

Jahren – ihre Zustimmung verweigert und begründen das 

unter anderem damit, dass die versprochene dauerhafte 

strukturelle Lösung zur Bewältigung der Soziallasten der 

Kreisfreien Städte und Landkreise von 2025/26 auf 

2027/28 verschoben wurde. Auch wurde den Kommunen 

eine Regelung versprochen bzw. „zu finden“ versprochen, 

wie eine systemgerechte Berücksichtigung der inflations- 

und tarifbedingten Kitabetriebskostensteigerungen ausse-

hen könnte. Für beide Problemlagen muss die Staatsregie-

rung gemeinsam mit den Spitzenverbänden und dem Land-

tag dringend an einer Lösung arbeiten. Viel Zeit dafür 

bleibt nicht; denn die nächste Haushaltsberatung beginnt 

bereits in nicht mal mehr einem Jahr. 

Für Ersteres hat der Landtag am Dienstag auf Antrag mei-

ner Fraktion einen Beschluss gefasst und eine Lösung auf 

den Weg gebracht. Nach dem Prinzip „Wer bestellt, be-

zahlt“ soll und muss in den Finanzbeziehungen zwischen 

Bund, Land und Kommunen schnellstmöglich Abhilfe und 

Klarheit geschaffen werden. 

Eine kleine Verbesserung konnte meine Fraktion auch 

beim Landeszuschuss für Kitaplätze in den Verhandlungen 

über den Doppelhaushalt erreichen. Ja, der reicht bei Wei-

tem nicht aus, aber damit wollen die vier Fraktionen, die 

den Haushalt beschlossen haben, deutlich machen, dass 

uns allen eine Lösung am Herzen liegt. 

Die vom SSG vorgetragene Kritik, dass die Einnahmen aus 

der Feuerschutzsteuer nicht vollständig an die Kommunen 

weitergegeben wurden, konnte dadurch geheilt werden, 

dass die Staatsregierung im dazu vorgelegten Entschlie-

ßungsantrag beauftragt wurde, das im Haushaltsvollzug 

umzusetzen. 

Für die vom SSG angemahnten 5 Millionen für den Ge-

wässerlastenausgleich im FAG konnte keine befriedigende 

Lösung in diesem Doppelhaushalt gefunden werden. Dafür 

ist ebenfalls im Entschließungsantrag festgehalten, dass 

der Gewässerlastenausgleich im nächsten Doppelhaushalt 

auf jeden Fall wieder mindestens im Umfang von 5 Milli-

onen Euro zur Verfügung gestellt werden wird. 

Grundsätzlich möchte ich daher an dieser Stelle für meine 

Fraktion noch einmal betonen: Eine Nicht-Verabschiedung 

des FAG hat katastrophale Folgen für den Freistaat insge-

samt, für die 4 Millionen Menschen in Sachsen und für die 

kommunale Daseinsvorsorge im Speziellen. 

Mit der Beschlussfassung über das FAG und das dazuge-

hörige Haushaltsgesetz beenden wir die vorläufige Haus-

haltsführung und ermöglichen den sächsischen Kommu-

nen, das nötige und ihnen zustehende Geld für die Leistun-

gen, insbesondere im Bereich der freiwilligen Aufgaben, 

einzusetzen. Sich dem zu stellen und so zu entscheiden 

macht eine verantwortungsvoll handelnde Oppositions-

fraktion aus. Das heißt, wir sorgen mit dieser Entscheidung 

dafür, dass die Kommunen sich um die Anliegen ihre Ein-

wohnerinnen und Einwohner und ihre eigenen Angelegen-

heiten kümmern können. 

Doch um auch sehr klar zu sein: Wir wollen weiterhin mehr 

für die Kommunen in Sachsen. Wir wollen, dass sie ihre 

freiwilligen Aufgaben weiterhin in hoher Qualität erfüllen 

und umsetzen können, wir wollen dafür eine durch und 

durch auskömmliche Finanzierung. Und gewiss können 

wir uns nach wie vor auch weitere, zielführende finanzielle 

Unterstützungsmodelle wie beispielsweise einen gut aus-

gestatteten Kommunalen Daseinsvorsorgefonds für Kom-

munen zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung durch 

die Kommunen vorstellen – vielleicht entwickelt sich der 

kommunale Arm des Sachsenfonds ja dazu. 

Es liegt daher in unserer Verantwortung, besser zu werden 

als bisher. Zahllose Menschen in Sachsen wurden in den 

letzten Jahren nicht „mitgenommen", der Staat hat sie ein-

fach unterwegs „verloren“. Dort, wo alle Einrichtungen 
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nach und nach dicht machen, die das Leben vor Ort lebens-

wert machen, wo Geschäfte und kulturelle Angebote feh-

len, dort fehlen später auch die Menschen. 

Diesen Teufelskreis durchbrechen wir nicht mit diesem 

FAG. Wir können ihn maximal verlangsamen. Das ist und 

bleibt die Denksportaufgabe für alle demokratischen Frak-

tionen in Sachsen, die für diesen Freistaat das Beste wollen 

und nicht nur von der Seitenlinie schimpfen und in den ge-

genseitigen Überbietungswettbewerb der wohlfeilsten For-

derungen gehen. 

Unsere Zustimmung ist dabei keinesfalls als Zustimmung 

zum Status Quo zu verstehen. Unsere Zustimmung ist nicht 

mehr als eine Handlung der reinen Vernunft in der derzeitig 

sehr konkreten Lage, eine Handlung, die letztlich Gerech-

tigkeit für die Menschen mitdenkt, die mehr als eine Un-

terüberschrift einer Marketingstrategie ist. 

Deshalb sind wir mit den GRÜNEN und den Koalitions-

fraktionen ein temporäres Bündnis für Vernunft und Ge-

rechtigkeit eingegangen. Jede andere Option wäre schlicht 

und einfach schlechter als das, was wir durch die Verab-

schiedung dieses Gesetzes erreichen. 

Aus diesem Grund haben wir uns als Linke auf diesen 

Kompromiss eingelassen, weil es zwar nicht das Beste, je-

doch unter den gegenwärtigen Verhältnissen das Richtige 

ist. 

Christian Piwarz, Staatsminister der Finanzen: Heute 

ist ein guter Tag für Sachsen. Ein Tag, an dem wir gemein-

sam Verantwortung übernehmen. Ein Tag, an dem wir den 

Kommunen im Freistaat wieder Sicherheit geben. Denn 

was jetzt zur Abstimmung steht, ist weit mehr als ein Ge-

setzespaket. Es ist ein klares Signal: Der Freistaat Sachsen 

steht zu seinen Städten, Gemeinden und Landkreisen. Mit 

dem kommunalen Finanzausgleich für die Jahre 2025 und 

2026 haben wir die große Chance, Sicherheit und Verläss-

lichkeit zu schaffen. 

Wir beenden damit eine lange Phase der Unsicherheit – 

eine Hängepartie, die in den kommunalen Haushalten für 

Zurückhaltung gesorgt hat. Der Sächsische Landkreistag 

hat es noch einmal eindrücklich in Erinnerung gebracht: 

Ohne eine Einigung hätten wir die Zuweisungen an die 

Kommunen im zweiten Halbjahr 2025 um über 800 Milli-

onen Euro kürzen müssen. Das, meine sehr geehrten Da-

men und Herren, wollen wir nicht zulassen. Wir wissen 

alle: Die Haushaltslage ist angespannt: auf allen Ebenen, 

beim Bund, bei uns im Freistaat und auch in den Kommu-

nen. 

Allein im aktuellen Doppelhaushalt unseres Landes muss-

ten wir ein Defizit von 4,2 Milliarden Euro bewältigen. 

Das war keine einfache Aufgabe, aber eine notwendige. 

Auch die Kommunen stehen unter Druck. Zwar steigen die 

Steuereinnahmen von 4,9 auf über 5 Milliarden Euro jähr-

lich. Doch gleichzeitig explodieren die Ausgaben: vor al-

lem für Personal und soziale Leistungen. Gerade deshalb 

ist es wichtig zu betonen: Der kommunale Finanzausgleich 

ist nicht Teil des Problems, sondern er ist Teil der Lösung. 

Schon beim letzten FAG haben wir vorausschauend gehan-

delt. Wir haben 300 Millionen Euro aus der für 2024 er-

warteten Spitze entnommen und in eine Rücklage gelegt. 

Diese Vorsorge trägt jetzt maßgeblich dazu bei, dass die 

Kommunen handlungsfähig bleiben. Und wir gehen noch 

weiter: Zusätzlich zum FAG stellen wir den sächsischen 

Kommunen 777 Millionen Euro aus dem Staatshaushalt 

zur Verfügung. Darin enthalten sind: 133 Millionen Euro 

zur Kompensation vorgezogener Abrechnungen, 40 Milli-

onen Euro als Erstattung für die Wohngeldreform, 3,7 Mil-

lionen Euro zur zugesagten Waldbrandhilfe, 162,5 Millio-

nen Euro jährlich – in Summe also 325 Millionen Euro – 

zur Entlastung der Landkreise und kreisfreien Städte. Und 

wir stunden Abrechnungsbeträge aus Vorjahren. Das sind 

275 Millionen Euro, die nicht belastend auf die Kommunen 

zurückfallen. Die letzten beiden Punkte bilden das mit den 

kommunalen Landesverbänden vereinbarte „600-Millio-

nen-Paket". 

Dieses FAG ist nicht nur ein Rechenwerk. Es ist ein klares 

politisches Signal, ein struktureller Kraftakt. Über eine 

Milliarde Euro zusätzlich fließen in den kommunalen Fi-

nanzausgleich. Es ist damit das Gesetz mit dem größten 

Mittelaufwuchs und dem größten Schonbereich im Lan-

deshaushalt. Gerade in dieser schwierigen Zeit stärken wir 

die kommunale Selbstverwaltung. Wir schaffen Entschei-

dungsräume. Und wir geben den Kommunen Planbarkeit 

und Vertrauen. 

Darüber hinaus steckt weitere Detailarbeit in dem Gesetz-

entwurf: Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden er-

halten in den Jahren 2025 und 2026 jeweils 41 Millionen 

Euro als Investitionspauschale, die von den Gemeinden 

flexibel für wichtige Investitionsvorhaben eingesetzt wer-

den kann. 

Die Grundsteuerreform wird über die Steuerkraft erstmals 

in 2026 in den kommunalen Finanzausgleich einfließen. 

Um Verwerfungen zu vermeiden und die Wirkungen abzu-

mildern, haben wir Übergangsregelungen geschaffen, die 

Planungssicherheit und Fairness garantieren 

Die Kommunalen Straßenbaubudgets, die sich bereits be-

währt haben, werden von nun an dauerhaft weitergeführt. 

115 Millionen Euro pro Jahr stehen dafür bereit – ohne 

komplizierte Anträge, schnell abrufbar, unbürokratisch. 

Und die Entscheidung, welche Projekte umgesetzt werden, 

treffen die Gemeinden gemeinsam mit den Landkreisen. So 

entsteht echte Gestaltungskraft vor Ort. 

Und nicht zuletzt: Für den Bereich „Digitalisierung“ stel-

len wir mehr als 60 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung. 

Und: Zusätzlich wird der Finanzausgleich durch Maßnah-

men im kommunalen Haushaltsrecht begleitet und sorgt so 

für beherrschbare Haushalte in den Kommunen. 

Dieses Gesetzespaket ist keine technische Vorlage. Es ist 

ein politischer Vertrauensbeweis: ein Kraftakt, der zeigt, 

dass der Freistaat zu seinen Kommunen steht – auch in 

schwierigen Zeiten. Es bringt Verlässlichkeit. Es bringt 

Planungssicherheit. Es bringt konkrete Entlastung. 

Ich bitte Sie herzlich um Ihre Zustimmung. 
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Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Meine  

Damen und Herren! Der zweite Teil der Tagesordnung der 

16. Sitzung des 8. Sächsischen Landtags ist abgearbeitet.  

Das Präsidium hat den Termin für die 17. Sitzung auf mor-

gen, Freitag, 27. Juli 2025, 10 Uhr festgelegt. Die Einla-

dung und die Tagesordnung dazu liegen Ihnen vor. 

Die 16. Sitzung des 8. Sächsischen Landtags ist geschlos-

sen. 

 

 

(Schluss der Sitzung: 23:24 Uhr) 
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Anlage 

Namentliche Abstimmung 

in der 16 (2). Sitzung am 26.06.2025 

Gegenstand der Abstimmung: Drucksache 8/3253 

Namensaufruf durch den/die Abg. Rick Ulbricht, CDU, beginnend mit dem Buchstaben A 
 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

Bachmann, Peter (AfD)    x Löffler, Jan (CDU) x    

Barth, André (AfD)  x   Löser, Thomas (BüGrü) x    

Beger, Mario (AfD)  x   Maicher Dr., Claudia (BüGrü) x    

Berger, Matthias (fraktionslos)    x Mayer, Norbert (AfD)  x   

Biebrach, Ines (BSW)  x   Meier, Katja (BüGrü) x    

Böhme, Ralf (BSW)  x   Melcher, Christin (BüGrü) x    

Braukmann, Martin (AfD)  x   Modschiedler, Martin (CDU) x    
Breitenbuch v., Georg-Ludwig (CDU) x    Moncsek, Mike (AfD)  x   

Clemens, Conrad (CDU) x    Nagel, Juliane (Die Linke) x    

Dierks, Alexander (CDU) x    Neuhaus-Wartenberg, Luise (Die Linke) x    

Dietz, Katja (AfD)  x   Nguyen, Nam Duy (Die Linke)  x   

Dornau, Jörg (AfD)    x Nicolaus, Kerstin (CDU) x    

Dringenberg Dr., Volker (AfD)  x   Nowak, Andreas (CDU) x    

Dulig, Martin (SPD) x    Österle, Arthur (AfD)  x   

Dünzel, Jonas (AfD)  x   Pallas, Albrecht (SPD) x    

Eisenblätter, Gerald (SPD) x    Panter, Dirk (SPD) x    

Eppinger Dr., Sven (CDU) x    Patt, Peter Wilhelm (CDU) x    

Exner, Hajo (AfD)  x   Penz, Romy (AfD)  x   

Firmenich, Iris (CDU) x    Peschel, Frank (AfD)  x   

Flemming, Ingo (CDU) x    Pfau, Janina (BSW)  x   

Fritzsche, Oliver (CDU) x    Pfeifer, Daniela (CDU) x    

Gahler, Torsten (AfD)    x Pfeil, Juliane (SPD) x    

Gasse, Holger (CDU) x    Piwarz, Christian (CDU) x    

Gebhardt, Rico (Die Linke) x    Pohle, Ronald (CDU) x    

Gemkow, Sebastian (CDU) x    Prantl, Thomas (AfD)  x   

Gerold, Andreas (AfD)  x   Richter, Lutz (BSW)  x   

Gockel, Sandra (CDU) x    Ritter, Kay (CDU) x    

Golombek, Roman (AfD)  x   Rost, Wolf-Dietrich (CDU) x    

Gumprecht, Heiko (AfD)  x   Rudolph, Bernd (BSW)  x   

Günther, Wolfram (BüGrü) x    Rudolph, Nico (BSW)  x   

Hartmann, Christian (CDU) x    Saborowski, Ines (CDU) x    

Hartmann, Stefan (Die Linke) x    Schaper, Susanne (Die Linke) x    

Heinz, Andreas (CDU)    x Scheibe Prof. Dr., Jörg (BSW)  x   

Heller, Tobias (AfD)  x   Schiemann, Marko (CDU) x    

Hentschel, Holger (AfD)  x   Schmidt, Jörg (CDU) x    

Hentschel-Thöricht, Jens (BSW)  x   Schmidt, Thomas (CDU) x    

Hitzig, Felix (CDU) x    Schreyer, Timo (AfD)  x   

Homann, Henning (SPD) x    Schubert, Franziska (BüGrü) x    

Huhn Dr., Ingolf (BSW)  x   Schwietzer, Doreen (AfD)  x   

Hütter, Carsten (AfD)  x   Standke, René (AfD)  x   

Jentsch, Elaine (CDU) x    Steiner, Jessica (CDU) x    

Jost, Martina (AfD)  x   Stellbrink, Laura (SPD) x    
Keiler Dr., Joachim Michael (AfD)  x   Thumm, Thomas (AfD)  x   

Keller, Tobias (AfD)    x Trompter, Tina (CDU) x    

Kirste, Thomas (AfD)  x   Ulbricht, Rick (CDU) x    

Klemm, Ina (CDU) x    Unger, Tom (CDU) x    

Klepsch, Barbara (CDU) x    Urban, Jörg (AfD)  x   

Knebel, Uta (BSW)  x   Voigt, Doreen (BSW)  x   

Koch, Sophie (SPD) x    Voigt, Sören (CDU) x    

Köpping, Petra (SPD) x    Wähner, Ronny (CDU) x    

Kretschmer, Michael (CDU) x    Weinrich, Stephan (CDU) x    

Kromer Dr., Frank (CDU) x    Wendt, André (AfD)  x   

Kugel, Daniela (CDU) x    Wiedeburg, Ferdinand (AfD)  x   

Kuhnert, Roberto (AfD)  x   Wiesner, Alexander (AfD)  x   

Kupke, Ronny (BSW)  x   Winter, Marko (AfD)  x   

Kuppi, Lars (AfD)  x   Wippel, Sebastian (AfD)  x   

Lang, Simone (SPD) x    Wurzler, Lars (BSW)  x   

Lange, Ulf Günter (BSW)  x   Zickler, Hans-Jürgen (AfD)  x   

Leithoff, Susan (CDU) x    Zimmermann, Sabine (BSW)  x   

Lippmann, Valentin (BüGrü) x    Zwerg, Jan-Oliver (AfD)  x   

     
 Jastimmen: 62   
 Neinstimmen: 52   
 Stimmenthaltungen: 0   
 Gesamtstimmen: 114 

   



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 16. Sitzung (Teil 2) 26. Juni 2025 

 154 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sächsischer Landtag, Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 Dresden 

 

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet abrufbar unter www.landtag.sachsen.de 
 

 


